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EDITORIAL/088: In eigener Sache ... (SB)





Wochendruckausgabe 88 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.06.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

noch einmal machen wir an dieser Stelle jedem Leser und Interessenten
bekannt, daß die Schattenblick-Wochendruckausgabe mit ihrem
regelmäßigen Erscheinen gerne abonniert werden kann. Dazu gibt es das
folgende zu wissen:

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der doch sehr überschaubaren Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


1. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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ATOM/166: Halbwertzeit - Vermarktung und Selbsterhalt ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e. V.

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

AKW Lingen muss vor 2022 vom Netz!

BUND Niedersachsen fordert schnelleren Ausstiegsplan



Die Bundesregierung muss bis zum 30. Juni das Atomgesetz ändern, dazu wurde
sie vom Bundesverfassungsgericht verpflichtet. Im vorliegenden
Gesetzesentwurf ist ein beschleunigter Ausstieg aus der Atomenergie jedoch
nicht vorgesehen, obwohl von der Mehrheit der Deutschen gewünscht: Nach dem
Ausstiegsplan von 2011 sollen sechs Atomkraftwerke noch bis Ende 2021/22
laufen und zusätzliche Unmengen an Atommüll produzieren. Der BUND fordert,
das Atomkraftwerk Lingen zwei Jahre früher als bisher geplant vom Netz zu
nehmen und ruft die Menschen in Niedersachsen auf, am 9. Juni in Lingen für
einen schnelleren Ausstieg zu demonstrieren.

"Vor allem die Atomkraftwerke in Norddeutschland stehen der Energiewende im
Weg: Sie blockieren die Nutzung des schon verfügbaren Stroms aus
erneuerbaren Energien", kritisiert Heiner Baumgarten,
BUND-Landesvorsitzender. "Windräder werden wegen angeblicher Netzengpässe
immer wieder heruntergeregelt und können den erzeugten Strom nicht
einspeisen, weil die Netze durch Atomstrom verstopft sind. Was liegt näher,
als die Produktion von Atomstrom früher als geplant zu beenden? Dazu
brauchen wir auch das Verbot, Strommengen von alten Meilern auf neuere
Anlagen wie Lingen zu übertragen." Der BUND hat im Mai einen Abschaltplan
für Atom- und Kohlekraftwerke vorgelegt, der zeigt, dass deutlich mehr
Kraftwerke kurzfristig vom Netz genommen werden können, ohne die
Versorgungssicherheit zu gefährden. In Niedersachsen wären dies 6
Steinkohlekraftwerke sowie die Atomkraftwerke Grohnde und Emsland.

Den BUND-Abschaltplan finden Sie unter:

https://www.bund.net/atomkraft/.



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit
mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und Förderern der größte
Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000
Mitglieder und Förderer. Der Verein ist vom Staat als
Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die
treibende gesellschaftliche Kraft für eine nachhaltige Entwicklung in
Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen
und friedfertigen Welt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.06.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 
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ATOM/165: Halbwertzeit - rechtsfreie Räume ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bund der Bürgerinitiativen Mittlerer Neckar (BBMN)

Initiative AtomErbe Obrigheim

Bündnis Neckar castorfrei

Pressemitteilung zur Lagerung der Castorbehälter am AKW Obrigheim
vor dem Abtransport nach Neckarwestheim vom 4. Juni 2018

Atommüll im rechtsfreien Raum?



Laut Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage des
Bundestagsabgeordneten Hubertus Zdebel (Die Linke) wurde die Lagerung von
hochradioaktivem Atommüll des Atomkraftwerkes Obrigheim ohne
atomrechtliche Genehmigung und ohne zeitliche Beschränkung im Rahmen des
aufsichtlichen Verfahrens akzeptiert [1]. Zuständige Behörde ist die
Atomaufsicht im Umweltministerium Baden-Württemberg.

In dem für die Lagerung genutzten Gebäude auf dem Gelände des
Atomkraftwerks Obrigheim war nie der Umgang mit radioaktiven Stoffen
zugelassen. Damit fehlten für diese Aufbewahrung Sicherheitsvorkehrungen,
wie sie für Zwischenlager für hochradioaktiven Atommüll vorgeschrieben
sind. "Der Vorgang zeigt, wie hemdsärmelig mit dem Atomrecht umgegangen
wird, um den Aufwand zu sparen, der für den Schutz der Bevölkerung
notwendig gewesen wäre." kritisiert Franz Wagner vom Bündnis Neckar
castorfrei und Udo Buchholz vom Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erklärt "Wenn in Brunsbüttel ein
offiziell genehmigtes Zwischenlager seine Genehmigung verliert, weil
nicht nachgewiesen ist, dass es gegen Flugzeugabsturz gesichert ist,
dann ist es skandalös, dass in Baden-Württemberg hochradioaktiver
Atommüll ohne Genehmigung in einem ungeeigneten Gebäude des
Atomkraftwerks gelagert wird."

Im Zusammenhang mit der Verlegung der hochradioaktiven abgebrannten
Brennelemente aus dem AKW Obrigheim in das Zwischenlager am AKW
Neckarwestheim wurden diese in Castorbehältern über Monate im
Maschinenhaus des AKW Obrigheim aufbewahrt. Das betreffende Gebäude ist
nicht für eine solche Lagerung genehmigt und auch nicht entsprechend
gesichert.

Die 15 mit den hochgefährlichen Brennelementen beladenen Behälter wurden
zwischen Mai und Dezember 2017 mit fünf Fahrten per Schiff
transportiert, je Fahrt drei Behälter. Die Beladung der Behälter
erfolgte nacheinander, so dass jeweils der erste und dann der zweite
Behälter warten mussten, bis der dritte fertig war. Als Beladezeit je
Behälter wird eine Zeit von zehn bis zwölf Tagen genannt, so dass sich
für die fünf Transporte mehr als drei Monate Lagerzeit ergeben.
"Gefahrstoffe dürfen laut Gefahrstoffverordnung maximal 24 Stunden an
einem nicht dafür genehmigten Ort gelagert werden. Für hochradioaktiven
Atommüll gilt diese Vorschrift nicht. Eine Lücke im Atomrecht?" fragt
Gertrud Patan von der Initiative AtomErbe Obrigheim.

Die o. g. Organisationen halten dieses Vorgehen für rechtlich
zweifelhaft und in Bezug auf die Sicherheit der Bevölkerung für
verantwortungslos und fordern: Um die offensichtlichen Probleme im
Umgang mit Atommüll nicht weiter zu vergrößern, müssen alle
Atomkraftwerke (AKW) und Atomfabriken sofort abgeschaltet werden statt
noch jahrelang weiter enorme Mengen an Atommüll zu produzieren.


Anmerkung:

[1] http://www.hubertus-zdebel.de/?p=8477

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/440: Klimakampf und Kohlefront - strukturelle Wende ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Städteregion Aachen verkauft RWE-Aktien und Divest heißt jetzt Fossil


 Free



Die Städteregion Aachen hat das teilweise Divestment aus dem
Strom-Dinosaurier RWE beschlossen. Mit ihrem Haushalt für das Jahr 2018
legte sich die schwarz-grüne Regierung des früheren Kreis Aachen auf
einen Verkauf eines Drittels ihrer bis dato rund 550.000 RWE-Anteile
fest und trennt sich damit von Aktien im Wert von rund 4,5 Mio Euro. Für
die Klimaschutz-Aktiven von Fossil Free Aachen ist der Beschluss ein
langersehnter Teilerfolg. Mit zahlreichen Lobby-Gesprächen und
öffentlichen Aktionen versuchte die Gruppe schon lange, die Städteregion
davon zu überzeugen, Klimaschutz ernst zu nehmen und dem Kohleriesen RWE
die Unterstützung zu entziehen.

"Das ist ein kleiner Grund zum Feiern", freut sich Lea Heuser,
Sprecherin der Initiative Fossil Free Aachen. "Seit Anfang 2016 haben
wir, damals noch unter dem Namen Divest Aachen, die Städteregion zum
Divestment aus RWE aufgefordert", erklärt sie. "Wir freuen uns sehr,
dass unser Impuls nun endlich aufgegriffen wurde und die Grünen in der
Städteregion die CDU überzeugen konnten, eine Trennung vom Klimakiller
RWE einzuleiten."

Mit den Erlösen aus dem Aktienverkauf will die Städteregion u.a. Den
sozialen Wohnungsbau fördern und den Strukturwandel in der Region
vorantreiben. Das sind aus Sicht der Klimaaktiven hervorragende
Entscheidungen. "Je schneller Deutschland aus der Kohle aussteigt, umso
schneller müssen für das Rheinische Braunkohlerevier neue und
nachhaltige Perspektiven geschaffen werden. Die Arbeiter*innen der
Region brauchen zukunftsweisende Richtungsentscheidungen, doch diese
werden von RWE selbst seit Jahrzehnten blockiert", sagt Heuser. Fossil
Free Aachen fordert nun nachdrücklich, auch die restlichen zwei Drittel
der Aktien baldmöglichst abzustoßen. "Wir unterstützen die Grünen im
Städteregionstag voll und ganz in dem Vorhaben, ihren Koalitionspartner
von einem möglichst baldigen, vollständigen Divestment zu überzeugen.
Den Konzern nicht weiter durch Aktienbeteiligungen künstlich am Leben zu
erhalten, wäre ein Schrittin die richtige Richtung. Die Region
gleichzeitig auf eine Zeit nach RWE vorzubereiten, macht es zu einer
Runden Sache".

Der Stromkonzern RWE betreibt den gesamten Braunkohleabbau im
Rheinischen Revier sowie zahlreiche, teils besonders alte und dreckige
Braunkohlekraftwerke. Der Konzern will die Nutzung der nach CO2-Ausstoß
pro erzeugter Kilowattstunde klimaschädlichsten Art der Stromerzeugung
noch weit in die Zukunft verlängern, sogar mit Kraftwerksneubauten. Auf
politischer Ebene wird derweil um den Zeitpunkt eines vollständigen
Kohleausstiegs geschachert. Wegen der dramatischen, durch den
Treibhauseffekt verursachten Erderwärmung müsste dieser innerhalb der
nächsten 10 Jahre abgeschlossen werden. Doch noch immer werden für den
Tagebau Wälder gerodet, Menschen enteignet und Dörfer umgesiedelt,
während die Abgase der Kraftwerke nicht nur durch CO2 das Weltklima
zerstören, sondern auch die Luft der Region durch Feinstaub, Quecksilber
und andere Gifte belasten.

Passend zu dem Umstand, dass sowohl Stadt als auch Städteregion nun
endlich den Weg des Divestments eingeschlagen haben, hat sich die Gruppe
Divest Aachen in Fossil Free Aachen umbenannt. "Wir hatten die Idee
schon länger, da wir uns thematisch breiter aufstellen und um mehr
Aspekte des Klimaschutzes kümmern wollten, aber diese Steilvorlage
können wir uns nun wirklich nicht mehr entgehen lassen", sagt Heuser mit
einem Augenzwinkern. Die Initiative ruft neben den Mitgliedern des
Städteregionstags auch weiterhin alle Institutionen und Einzelpersonen
dazu auf, fossilen Energiekonzernen den gesellschaftlichen Rückhalt zu
entziehen, indem sie nicht in fossile Energien investieren. Divestment
ist das Gegenteil von Investment und bedeutet hier, sich von Aktien der
Kohle-, Öl- und Gasindustrie zu trennen.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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KOHLEALARM/439: Klimakampf und Kohlefront - ein zähes Ringen ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 6. Juni 2018

Antje Grothus:

Statement zur geplanten "Kohle-Kommission" und zu meiner Berufung



Die Berufung einer Betroffenenvertreter*in aus dem Rheinland ist ein großer
Erfolg und der Verdienst aller aktiven Einzelpersonen, Gruppen, Initiativen
und Vereine, die sich hier im rheinischen Braunkohlenrevier, und das zum
Teil bereits seit Jahrzehnten, engagieren und ausdauernd, kompetent und
kreativ gegen die Zerstörung der Umwelt, des Klimas und der Heimat der
Anwohner*innen arbeiten.

Wir freuen uns, dass unser Wunsch in Berlin von den politischen
Entscheidern gehört wurde und danken allen, die sich für unsere Belange
eingesetzt haben!

Mit Blick auf die Besetzung der Kommission und die ausgeprägte Kohlelobby
in NRW und Deutschland muss aber auch klar sein, dass in den kommenden
Monaten ein harter und steiniger Weg vor uns liegt. Wir haben in Sachen
Kohleausstieg ein jahrzehntelanges Ausbremsen und Blockadehaltungen auf
vielen Ebenen erlebt und sehr viel wertvolle Zeit verloren. Fakt ist, dass
tagtäglich in den Revieren unumkehrbare Tatsachen geschaffen werden! Im
Wissen darum muss der laufende und sehr hohe Druck von RWE auf die
Umsiedler aufhören, Umsiedlungsverhandlungen müssen auf Wunsch ausgesetzt
werden und im Hambacher Wald darf kein weiterer Baum gefällt werden. Ferner
müssen bereits erteilte Genehmigungen kritisch überprüft werden und es
dürfen keine neuen Genehmigungen für Tagebaue und Kraftwerke erteilt
werden. Nur so können wir sicherstellen, dass die Kohlebefürworter am
Verhandlungstisch ohne Blockadehaltung und Verzögerungstaktik agieren und
wir gemeinsam an einer ambitionierten Lösung arbeiten können.

Das perpetuum mobile Braunkohletagebau muss beendet werden und ich werde
dafür streiten, dass die nordrhein-westfälische Wirtschaft zukunftsfähig,
nachhaltig, klima-, umwelt- und menschenfreundlich aufgestellt wird. Das
bedeutet auch, dass wir nicht länger unseren Wohlstand und unser
Wirtschaftswachstum auf Kosten nachfolgender Generationen und der
vulnerablen Bevölkerung in anderen Ländern über das notwendige Maß hinaus
mehren dürfen. Wir müssen die Klimakrise stoppen und die Klimaziele
einhalten. Das bedeutet für NRW, dass RWE nur noch einen Bruchteil der zum
Abbau vorgesehenen Kohlevorräte abbauen darf. Damit würde auch der
Hambacher Wald, der zu einem Symbol für die Pariser Klimaziele geworden
ist, und das Zuhause und die Heimat von tausenden Menschen an den Tagebauen
gerettet.

Die Tatsache, dass unserer Forderung aus dem offenen Brief nach zwei
Regionenvertreter*innen in der Kommission nachgegeben wurde, verstehen wir
als Einläuten einer Zeitenwende, an deren Ende ein zeitnaher Kohleausstieg
stehen muss.

Einerseits ist das aus unserer Sicht ein Meilenstein, ein Etappensieg,
andererseits letztendlich nur ein konsequenter und folgerichtiger Schritt
in Richtung Teilhabe und Rücksicht auf unsere Situation, denn
Jahrzehntelang ist das Leiden der Bevölkerung, der Betroffenen verschwiegen
und verdrängt worden.

Ich werde mich daher auch weiterhin dafür einsetzen die Belange der
Betroffen einzubringen um den längst überfälligen Interessenausgleich zu
schaffen. Die Förderung und Verstromung von Braunkohle war noch nie
sozialverträglich, daher darf dieser Begriff auch nicht länger nur auf die
Dimension der Arbeitsplätze reduziert werden.


Petition von Antje Grothus:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-https://blog.campact.de/2017/02/diese-frau-will-den-hambacher-wald-retten-und-legt-sich-mit-rwe-an/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/438: Klimakampf und Kohlefront - Interessenproporz ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 6. Juni 2018

Kerpener Klimaheldin in Kohlekommission berufen



Buir, 06.06.2018: Anfang Mai hatten AnwohnerInnen der drei deutschen
Tagebaugebiete in einem offenen Brief an Bundeswirtschaftsminister Altmaier
Mitspracherechte in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" gefordert.

Heute hat die Bundesregierung über die endgültige Besetzung der Kommission
entschieden und die Kerpenerin Antje Grothus als Vertreterin der
Betroffenen im Rheinischen Braunkohlerevier berufen. Seit vielen Jahren
setzt sie sich für Umwelt- und Klimaschutz und für die Rechte der Menschen
in der Region, die unter den Folgen der Braunkohleförderung und -
verstromung zu leiden haben, ein. Im November 2017 war Antje Grothus
anlässlich der Weltklimakonferenz in Bonn von der Organisation CARE als
eine von zwölf Frauen weltweit zur Klimaheldin gekürt worden.

Die Initiative Buirer für Buir ist stolz auf ihr Gründungsmitglied. "Wir
freuen uns sehr", sagt der Vorsitzende Andreas Büttgen, "dass auf diese
Weise Antjes großes Engagement anerkannt und gewürdigt wird. Endlich wird
ihr langer Atem trotz vielfachen Gegenwinds belohnt. Wir sind sicher, dass
ihre Mitarbeit in der Kommission für die Menschen in unserer Region von
großem Nutzen sein wird."


Weitere Infos:

www.buirerfuerbuier.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/437: Klimakampf und Kohlefront - Abbauchancen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 06.06.2018

Bundes-Kommission muss schnelle erste Schritte beim Kohleausstieg
gehen



Cottbus, 06.06.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA erwartet von der heute
vom Bundeskabinett eingesetzten Kohlekommission schnelle erste Schritte
beim Kohleausstieg.

"Die Kommission muss jetzt zeitnah einen Fahrplan für den schrittweisen
Ausstieg den Revieren festlegen. Für die Lausitz sind dabei die ersten
Schritte zentral: Ohne zeitnahe Abschaltung der alten und besonders
klimaschädlichen Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und Boxberg ist
Klimaschutz in Deutschland nicht machbar. Die notwendigen Stillegungen
ermöglichen auch den sofortigen Verzicht auf den Tagebau Welzow-Süd
Teilfeld II und mehr Abstand von der Grubenkante für die Orte Rohne und
Mulkwitz (Tagebau Nochten) sowie Taubendorf (Tagebau Jänschwalde) Diese
Forderungen erhebt die GRÜNE LIGA seit langem gemeinsam mit den vor Ort
betroffenen Menschen", sagt René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster weiter: "Die Voraussetzungen, den Kohleausstieg strukturell zu
verkraften, waren in der Lausitz nie besser als heute. Doch die Planbarkeit
des Prozesses haben der Kohlekonzern und die Landesregierungen in Potsdam
und Dresden über Jahre torpediert: Seit 2007 sind die Klimaschutzziele der
Bundesregierung bekannt. Statt den Abschied vom Kraftwerksstandort
Jänschwalde rechtzeitig zu organisieren, wurde der Region erst ein bis 2070
laufendes Neubaukraftwerk vorgegaukelt, danach eine Laufzeit des
Altkraftwerks bis 2032. Beides wird nicht eintreten. Die Bundespolitik
greift hier weder plötzlich noch unerwartet ein."

Nur durch die zeitnahe Abschaltung alter Kraftwerksblöcke (Jänschwalde A-F,
Boxberg N und P) kann neuere Blöcke wie Schwarze Pumpe oder Boxberg Q und R
eine längere Laufzeit ermöglicht werden. Andernfalls wird das für den
deutschen Energiesektor noch verfügbare CO2-Budget deutlich überschritten.
Ein Enddatum für die Kohleverstromung in der Lausitz benennt lediglich die
Laufzeit des letzten Blockes (vermutlich des jüngsten, also Boxberg R) und
ist deshalb allein wenig aussagekräftig.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/436: Klimakampf und Kohlefront - Demo Berlin ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 6. Juni 2018

Die Kohle-Kommission muss liefern

Umweltverbände kündigen für den 24. Juni große Kohle-Demonstration
an



Berlin, 6. Juni 2018 - Die heute durch das Bundeskabinett eingesetzte
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" muss einen
schnellen Weg aus der Kohleverbrennung weisen, verlangen die NaturFreunde
Deutschlands. Sie kündigen für den 24. Juni eine große Demonstration in
Berlin an, um den öffentlichen Druck für einen an den 2020-Klimazielen
orientierten Ausstiegspfad zu erhöhen.

"Ich bin enttäuscht, dass die Ökologie nicht zum Ausgangspunkt der 
Kohle-Kommission gemacht wurde, und dass Effizienz und Energieeinsparung im
Mandat nicht die Rolle spielen, die sie haben müssten", warnte Michael
Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands. "Die
Bundesrepublik muss schnell raus aus der Kohle, das ist klar. Dieser
Ausstieg ist auch eine strategische Frage, wie und ob es mit dem
Klimaschutz weitergeht", so Müller.

Die Kohle-Kommission soll bis zum Jahresende einen konkreten Termin für den
Ausstieg aus der Kohle nennen sowie Vorschläge zum Strukturwandel in den
betroffenen Regionen machen. Den Begriff Klimaschutz trägt sie allerdings
nicht im Namen, obwohl der Kohle-Ausstieg eindeutig klimapolitische Gründe
hat.

Natürlich müsse der Kohle-Ausstieg regional und sozialverträglich
abgesichert werden, dafür brauche es einen hohen zweistelligen
Milliardenbetrag, betonte Müller. Doch in erster Linie gehe es um die
Frage, wie schnell Deutschland diesen Ausstieg hinbekomme. Die
naturwissenschaftlichen Fakten lägen längst auf dem Tisch. Nun müsse das
Wissen um die Gefahren des Klimawandels endlich ernst genommen werden.

"Bei der Kohle-Kommission deutet vieles darauf hin, dass nicht die
Menschheitsherausforderung Klimaschutz im Zentrum steht, sondern das
Hinauszögern eines extrem klimaschädlichen Zustands. Das können die
Umweltverbände nicht mitmachen", warnte der Bundesvorsitzende der
NaturFreunde Deutschlands.


"Stop Kohle"-Demonstration am 24. Juni in Berlin


Ein breites Bündnis ruft für den 24. Juni - zwei Tage vor der geplanten
Auftaktsitzung der Kohlekommission - zu einer Demonstration in Berlin für
einen schnellen Kohleausstieg auf. Unter dem Motto "Stop Kohle - deine
Hände für den Klimaschutz" soll ein klares Signal gesendet werden, dass die
Mehrheit der Bevölkerung beim Klimaschutz endlich Taten sehen will. Der
Trägerkreis der Demonstration - Greenpeace, BUND, Campact und die
NaturFreunde Deutschlands - rechnet mit mehreren Tausend Teilnehmern. Die
Demonstration wurde von den NaturFreunden für das Bündnis angemeldet.

Das Bündnis fordert

• Die Bundesregierung muss dafür sorgen, dass die Klimaziele erreicht
werden. Sie muss ein Sofortprogramm vorlegen, das die Einhaltung des 
2020-Klimaschutzziels ermöglicht. Dafür müssen die Kohlendioxid-Emissionen der
Kohlekraftwerke um rund 100 Millionen Tonnen sinken;

• einen gesetzlichen Ausstiegs-Fahrplan für Kohlekraftwerke und
Tagebaue, mit dem die nationalen Klimaziele und das Pariser Klima-Abkommen
eingehalten werden;

• den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke, Tagebaue
und -erweiterungen;

• zielgerichtete Unterstützung der betroffenen Kohle-Regionen und
Beschäftigten statt einen vergoldeten Ausstieg für die Kohlekonzerne.




Mehr Informationen zur "Stop Kohle"-Demonstration:

www.stop-kohle.de

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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AKTION/7168: Kleve - Tag der offenen Tür an der Hochschule Rhein-Waal mit Street Food Festival, 9.6.


idw - Pressemitteilung: Hochschule Rhein-Waal

Tag der offenen Tür an der Hochschule Rhein-Waal mit Street Food
Festival in Kleve



Welche Studiengänge gibt es an der Hochschule? Welche Veranstaltungen
bietet die Hochschule Bürgerinnen und Bürgern? Mit welchen
Forschungsbereichen beschäftigen sich die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler? Nicht nur all diese Fragen finden ihre Antwort am Tag
der offenen Tür am Campus Kleve und am Campus Kamp-Lintfort. Rund um
das Thema Nachhaltigkeit ist ein bunt gemischtes Programm im Angebot.
Damit steht die Veranstaltung erstmalig unter einem Motto. Kulinarisch
begleitet wird sie in Kleve zusätzlich vom Street Food Festival.

Kleve/Kamp-Lintfort, 5. Juni 2018: Es ist wieder soweit - die
Hochschule Rhein-Waal öffnet ihre Türen: Am 9. Juni finden von 11:00
Uhr bis 16:00 Uhr zahlreiche Aktionen auf dem Campus Kleve und
Kamp-Lintfort statt. Bürgerinnen, Bürger, Studieninteressierte,
Studierende, Ehemalige sowie Unternehmensvertreterinnen und -vertreter
sind eingeladen, beide Standorte zu erkunden. So bietet sich eine gute
Gelegenheit, hinter die Kulissen der Hochschule zu schauen, sich durch
Hörsäle, Labore und Bibliotheken führen zu lassen, an den zahlreichen
Mitmach-Aktionen teilzunehmen und sich über Projekte und Studiengänge
der Hochschule zu informieren. Darüber hinaus können die Besucher und
Besucherinnen mit Lehrenden, Studierenden und Beschäftigten ins
Gespräch kommen.

In diesem Jahr dreht sich das Programm rund um das Thema
"Nachhaltigkeit". "Als erste Fairtrade University in
Nordrhein-Westfalen ist uns dies im Kontext einer nachhaltig
agierenden Hochschule wichtig. Aber auch vor dem Hintergrund, dass wir
im Hochschulentwicklungsplan ein umfassendes
Nachhaltigkeitsverständnis mit Zielen für uns festgeschrieben haben",
so Dr. Heide Naderer, Präsidentin der Hochschule Rhein-Waal, zum Motto
der Veranstaltung. Die Hochschule präsentiert die Fakultäten, ihr
Studienangebot und ihre Forschung. Interessante Vorträge und
Diskussionen sowie unterhaltsame Vorführungen und Präsentationen über
Themen der Nachhaltigkeit in den Studiengängen und in Projekten geben
aufschlussreiche Einblicke. Für die Kleinen gibt es anregende
Experimente und Exkursionen. Auch für musikalische Unterhaltung und
kulinarische Verpflegung ist gesorgt. Neben dem beliebten
Schwanenritter Race gibt es in diesem Jahr weitere lohnende Specials:

Spannende Vortragsreihe am Campus Kamp-Lintfort

In Kamp-Lintfort lädt die Hochschule Rhein-Waal im Rahmen einer
Vortragsreihe zu einer Zeitreise ein. Thematisiert wird dabei der
nachhaltige Wandel in der Stadt Kamp-Lintfort vom Bergbau über die
Hochschule bis hin zur Landesgartenschau 2020. Im Gebäude 1, Raum 01
00 115 (Audimax) finden folgende Vorträge mit anschließender
Diskussionsrunde statt:

"Eine Bergbauregion wandelt ihr Gesicht" (12:00 Uhr) - Es referiert
Norbert Ballhaus von Fördergemeinschaft für Bergmannstradition -
Linker Niederrhein - e.V., Bürgermeister a.D.

"Strukturwandel in Kamp-Lintfort - Von der Bergmannsstadt zum
Hochschulstandort" (13:00 Uhr) - Referent ist Dieter Tenhaeff vom Amt
für Wirtschaftsförderung und Stadtmarketing der Stadt Kamp-Lintfort.

"Flächenentwicklung als Baustein nachhaltiger Stadtentwicklung in 
Kamp-Lintfort" (14:00 Uhr) - Referentin ist Dr. Daniela Lud, Professorin
für Umweltbewertung und Umweltsanierung an der Hochschule Rhein-Waal.

"FabLab goes Green: die Hochschule Rhein-Waal auf der
Landesgartenschau 2020" (15:00 Uhr) - Es referiert Dr. Kai Tiedemann,
Professor für Ökologie und Umwelt an der Hochschule Rhein-Waal.

Schwanenritter Race auf dem Spoy-Kanal

Beim Schwanenritter Race auf dem Spoy-Kanal treten zwölf Teams
gegeneinander an. Ihre Boote, mit denen sie vom Startpunkt bis ins
Ziel fahren, müssen sie in einer bestimmten Zeit aus vorgegebenen
Materialien selbst bauen. Der Startschuss fällt um 14:00 Uhr. Die
besten Teams werden mit Preisen ausgezeichnet. Für die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer des Rennens ist vorab eine Registrierung nötig. Die
ersten zwölf Anmeldungen werden berücksichtigt.

Street Food Festival am Campus Kleve

Am 9. und 10. Juni findet am Campus Kleve das Street Food Festival
statt. Ein Fest ganz im Zeichen des internationalen kulinarischen
Genusses. Egal ob Food Truck, Küchenchef und -chefin, oder
passionierte Hobby-Kochende -hier kommen alle zusammen, die am Herd
etwas Besonderes zu bieten haben. In ihren Gerichten spiegelt sich die
Vielfalt unterschiedlichster Essenskulturen dieser Welt wieder.
Pausenlos geschlemmt werden kann am Samstag von 12:00 Uhr bis 22:00
Uhr und am Sonntag von 12:00 Uhr bis 20:00 Uhr.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hochschule-rhein-waal.de/de/veranstaltungen/tag-der-offenen-tuer

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1441

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Rhein-Waal, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7167: Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften im Futurium, 09.06.2018


idw - Pressemitteilung: Futurium

Lange Nacht der Wissenschaften im Futurium



Am 9. Juni 2018 findet von 17 bis 24 Uhr die Wissenschaftsnacht in
Berlin und Potsdam statt. Erstmals öffnet auch das Futurium die Türen
ins baulich fertig gestellte Haus der Zukünfte und bietet einen
Einblick in die Arbeit auf dem Weg zur Eröffnung 2019. Auf dem
Programm stehen Mitmach-Angebote, künstlerische Performances, ein
Zukunfts-Slam und spannende Kurzvorträge.

Wenn in Berlin und Potsdam am 9. Juni die "Klügste Nacht des Jahres"
stattfindet, ist auch das Futurium dabei. Für die Lange Nacht der
Wissenschaften hat das Haus der Zukünfte ein vielfältiges Programm
zusammengestellt, das die Besucher*innen mit wissenschaftlichen
Herangehensweisen vertraut machen möchte. "Unser Ziel ist es, unsere
Gäste neugierig zu machen", so Dr. Stefan Brandt, Direktor des
Futuriums. "Im Futurium können sie Neues entdecken und vermeintlich
Alltägliches auf neue Weise beleuchten. So möchten wir mit ihnen in
den Austausch kommen: Was bedeuten wissenschaftliche Entdeckungen für
unseren Alltag? Wie wollen wir in Zukunft leben?"

Für Entdeckungsreisen und Experimente gibt es Mitmach-Angebote im
gesamten Haus: Gäste können mit dem ICAROS Flugsimulator durch
virtuelle Welten fliegen, mit künstlicher Intelligenz experimentieren,
eine Open-Source-Wetterstation oder verschiedene Energieumwandler
basteln. Das Futurium Lab bietet ein Do-It-Yourself-Biolabor und die
Chance, beim 3D-Druck Zukunftsarchitekturen kennenzulernen. Im
Urban-Gardening-Projekt auf dem Vorplatz zeigt das Futurium, welchen
Beitrag Stadtpflanzen für das Klima und die Artenvielfalt leisten
können - und bietet die Chance, in Workshops "Seedbombs" zum Begrünen
der Stadt zu basteln.

Die Frage "Wunsch oder Wirklichkeit?" stellt der Zukunfts-Slam im
Futurium: Moderator Dr. André Lampe bittet Teilnehmer*innen aus
Wissenschaft und Kunst auf die Bühne, damit sie ihre Ideen von A wie
Architektur bis Z wie Zukunftsforschung präsentieren. Das Thema
"Arbeiten an der Zukunft" beleuchten die Gesellschafter des Futuriums -
 Expert*innen aus Wissenschaftsorganisationen, forschenden
Unternehmen, Stiftungen und der Politik geben in kurzen Beiträgen
einen Einblick in ihre Arbeit.

Das kreative Zusammenspiel von Mensch und Maschine lässt sich im
Futurium-Atelier Roman Lipskis verfolgen: Der Berliner Maler lässt
sich bei seinem Schaffensprozess von einer "digitalen Muse"
inspirieren. Klang-Experimente bietet die 3D-Soundinstallation "I'm
not a robot" von KLING KLANG KLONG, die sich wie eine große
Licht-Sound-Kuppel im Futurium wölbt. Das netzwerk junge ohren
verwandelt mit dem Künstlerischen Leiter Alexandre Découpigny den
Fahrstuhl in einen Soundlift, Mitglieder des
Rundfunk-Sinfonieorchesters führen Zukunftsmusik zur Langen Nacht der
Wissenschaften auf, und die Band Schokozapfen bietet musikalische
Improvisationen.

Zur interaktiven Theaterperformance über unser zukünftiges Leben lädt
das Berliner Theater- und Performancekollektiv Turbo Pascal. Drei
großformatige Kunstinstallationen auf der Ausstellungsetage beleuchten
die Zukunftsdimensionen Mensch - Natur - Technik: "LeveL" von
mischer'traxler studio aus Wien, "H.O.R.T.U.S. Karlsruhe" von
egoLogic-Studio für das ZKM Karlsruhe, und "The Swans" des
italienischen Künstlers Marco Barotti.

Wer historische Orte der Wissenschaft, preisgekrönte Architektur und
Forschungsstätten von Weltrang mit dem Fahrrad erkunden möchte, kann
sich bei der Langen Nacht der Wissenschaften zur geführten Fahrradtour
"Science on Bikes" anmelden - das Futurium ist eine Station der
Zentrumstour. Die Lange Nacht der Wissenschaften im Futurium findet im
Rahmen der Werkstattwochen statt, die das Futurium vom 30. Mai bis zum
9. Juni 2018 veranstaltet. Besucher*innen sind herzlich eingeladen,
die Arbeit im Haus der Zukünfte kennenzulernen und einen Blick ins
Futurium auf seinem Weg zur Eröffnung im Frühjahr 2019 zu werfen. Die
Werkstattwochen im Futurium stehen unter dem Titel "Spannungsfelder.
Annäherungen an Zukünfte". Es geht um große Themen der Zukunft wie
Digitalisierung, Bürger*innen-Beteiligung, Klimaschutz und
Nachhaltigkeit - alles unter der Leitfrage "Wie wollen wir leben?".
Der Eintritt ist - mit Ausnahme der Langen Nacht der Wissenschaften -
frei. Tickets für die Lange Nacht der Wissenschaften können an der
Abendkasse im Futurium oder über www.lndw18.de erworben werden.

Programmübersicht #LNDW18 im Futurium:

17:00 - 24:00 Uhr. Zukunft erfinden und ausprobieren im Futurium Lab

17:00 - 24:00 Uhr. Künftige Energie ist: selbst produziert. Mitmachstation zum Bauen verschiedener Energieumwandler

17:00 - 24:00 Uhr. Malen mit künstlicher Intelligenz: In Roman Lipskis Atelier mit seiner "digitalen Muse"

17:00 - 24:00 Uhr. "I'm not a robot" - 3D-Soundinstallation von KLING KLANG KLONG

17:00 - 24:00 Uhr. SOUNDLIFT des netzwerks junge ohren

17:00 - 24:00 Uhr. Urban Gardening auf dem Vorplatz des Futuriums

17:00 - 24:00 Uhr. Kunstinstallationen Mensch - Natur - Technik

17:00 - 24:00 Uhr. Kurzfilme: Zukunft

17:00 - 23:00 Uhr. Hausführungen zur vollen Stunde

17:00 Uhr, 19:00 Uhr, 21:00 Uhr. Dreimal Zukunftsmusik zur Langen
Nacht der Wissenschaften mit Mitgliedern des Rundfunk-Sinfonieorchesters Berlin

17:30 - 21:00 Uhr. Wie arbeitet man an der Zukunft? Die Gesellschafter
des Futuriums stellen sich vor

17:30 - 20:30 Uhr, jede halbe Stunde. "Futuristische Gedankenspiele" -
eine interaktive Führung von Turbo Pascal

18:00 Uhr, 20:00 Uhr. Interaktive Theaterperformance über unser
zukünftiges Leben von Turbo Pascal

21:30 - 23:30 Uhr. Wunsch oder Wirklichkeit - Der Zukunfts-Slam im
Futurium mit Dr. André Lampe

Ab 22:00 Uhr. Musikalische Improvisationen: "Schokozapfen"

Programm der #LNDW18 im Futurium:

https://www.futurium.de/aktuelles/lange-nacht-der-wissenschaften

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2051

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Futurium, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/7169: TU Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften, Herkules aus dem 3D-Labor, 9.6.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: Lange Nacht der Wissenschaften 2018 - Herkules aus dem
3D-Labor

In der Langen Nacht der Wissenschaften am 9. Juni 2018 zeigt die TU
Berlin Exponate aus dem 3D-Labor und wie man aus Bildern digitale
3D-Modelle berechnen kann.



3D-Druck, 3D-Scan und virtuelle Realität

Im Haus der Ideen können sich Besucherinnen und Besucher über 3D-Druck
und 3D-Scan informieren und herausfinden, wie komplexe Bauteile im
3D-Druck hergestellt werden. Im Haus der Mathematik öffnet das
3D-Labor jeweils um 19 und 20 Uhr seine Türen. Der Herkules aus dem
Teesalon des Berliner Stadtschlosses stammt von hier und wurde für die
Staatlichen Museen zu Berlin gedruckt.

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 17-24 Uhr

Ort: Haus der Ideen, Straße des 17. Juni 135, Haus der Mathematik,
Straße des 17. Juni 136, 10623 Berlin

Programm im Haus der Ideen:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-der-ideen/

Programm im Haus der Mathematik:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-der-mathematik/

 * 

Objekte in 3D rekonstruieren

Im Haus des Lernens zeigt das Institut für Technische Informatik und
Mikroelektronik der TU Berlin, was ein digitales Bild für den Computer
bedeutet und wie aus Bildern digitale 3D-Modelle berechnet werden
können. Moderne Verfahren verarbeiten Bilder von verschiedenen
Personen, Kameras, Zeit- und Blickpunkten. Was können Handybilder zu
einer 3D-Rekonstruktion beitragen? Ausprobieren erwünscht!

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 18-22 Uhr

Ort: Haus des Lernens, Marchstr. 23, 10587 Berlin

Programm im Haus des Lernens:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-des-lernens/

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Die Lange Nacht an der TU Berlin in Social-Media-Kanälen:

 #lndw18 #tuberlin

https://twitter.com/TUBerlin

https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin


Gesamtübersicht zur LNDW 2018 in Berlin und Potsdam

http://www.langenachtderwissenschaften.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4968: Unna - "Italienisch - Conversazione, Lettura, Grammatica" vom 20.6.-11.7.2018


VHS-aktuell: Italienisch - Conversazione, Lettura, Grammatica



Kreisstadt Unna. Die Sprachkenntnisse auffrischen oder schnell vor dem
Sommerurlaub die ersten Wendungen der Landessprache erlernen - in
Niederländisch und Italienisch ist dies an der VHS Unna Fröndenberg
Holzwickede möglich.

Für Italien-Fans ist ein Kursangebot neu im Programm: "Italienisch -
Conversazione, Lettura, Grammatica" richtet sich an Teilnehmende mit
guten Italienischkenntnissen, die in vier Kursabenden ihre Kenntnisse
ein wenig aufpolieren wollen.

Der Kurs beginnt am Mittwoch, 20. Juni, von 18.00 Uhr bis 19.30 Uhr im
zib und läuft über vier Wochen bis zum 11. Juli. Die Kursgebühr
beträgt 25 Euro, ermäßigt 13 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS gerne telefonisch unter 02303/103-713
oder -714 sowie online unter www.vhs-zib.de gerne entgegen.
Pressekontakt: Büro des Bürgermeisters, Presseangelegenheiten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/1170: Dortmund - Diskussionsveranstaltung "Wissenschaft kontrovers", 12.06.2018


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Stadt, Land, Arbeit?

Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft:

Diskussionsveranstaltung "Wissenschaft kontrovers" in der DASA
Arbeitswelt Ausstellung in Dortmund



In der einstmaligen Industriemetropole Dortmund arbeiten bereits heute
mehr als 80 Prozent der Beschäftigten im Dienstleistungssektor.
Arbeitsplätze locken immer mehr junge Menschen vom Land in die Städte.
Doch wie lange müssen wir im Internetzeitalter noch an einem
bestimmten Ort arbeiten? Wie verändern neue Arbeitsformen wie
Homeoffice und digitale Büros unser Leben? Könnten Sie zum Beispiel
Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem Land schaffen? Um Fragen wie diese
geht es in der Diskussion "Stadt, Land, Arbeit? Arbeit von morgen in
Quartieren von heute", zu der Wissenschaft im Dialog (WiD) am
Dienstag, 12. Juni 2018, von 18.15 bis 20 Uhr in die Energiehalle der
DASA Arbeitswelt Ausstellung, Friedrich-Henkel-Weg 1-25, 44149
Dortmund einlädt.

Im Rahmen der Veranstaltung diskutieren die Besucherinnen und Besucher
mit Forschenden aus verschiedenen Disziplinen: Dr. Darja Reuschke ist
Humangeographin an der Universität Southampton. Prof. Dr. Dieter
Läpple ist emeritierter Stadtforscher an der HafenCity Universität
Hamburg und Dr. Stefan Gärtner forscht zum Thema Raumkapital am
Institut Arbeit und Technik (IAT) Gelsenkirchen. Für eine dynamische
Gesprächsatmosphäre sorgt das Fishbowl-Diskussionsformat, das es allen
Interessierten erlaubt, jederzeit zwischen Zuschauerrolle und
Diskussionsrunde zu wechseln.

Die Diskussionsveranstaltung findet statt in Kooperation mit dem
Institut für Landes- und Stadtentwicklung (ILS) und ist Teil einer
öffentlichen Fachtagung in der DASA Arbeitswelt Ausstellung. Moderiert
wird der Abend von Monika Seynsche. Der Eintritt ist frei.

Die Diskussion ist Teil von "Wissenschaft kontrovers", einer
Veranstaltungsreihe und Online-Plattform von Wissenschaft im Dialog
(WiD) im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft. Das
Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-kontrovers.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8348: Berlin - Die Grenzen der Internationalisierung, 28.06.2018


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Vorlesung am 28. Juni an der Freien Universität Berlin



In einer Veranstaltung am Donnerstag, den 28. Juni 2018 um 16.15 Uhr
hält Joybrato Mukherjee einen Vortrag über die Grenzen der
Internationalisierung. Der Anglist ist Präsident der
Justus-Liebig-Universität Gießen und seit 2012 Vizepräsident des
Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD). In seinem
englischsprachigen Vortrag "The Limits of Internationalization" (Die
Grenzen der Internationalisierung) spricht Mukherjee unter anderem
über die Frage, was Universitäten angesichts der Gefährdung von freier
Freiheit von Lehre und Forschung an ausländischen Partnerhochschulen
tun können.

Zeit und Ort

Donnerstag, den 28. Juni 2018, 16.15 Uhr: "The Limits of
Internationalization" (Joybrato Mukherjee, Justus-Liebig-Universität
Gießen)

Die Veranstaltung findet in Hörsaal 1 a, Habelschwerdter Allee 45,
14195 Berlin statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PODIUM/211: Kiel - Vorstellung des ersten Bandes der Marx-Biographie von Michael Heinrich, 14.06.2018


Karl Marx und die Geburt der modernen Gesellschaft

Vorstellung des ersten Bandes der Marx-Biographie von Michael Heinrich



Angesichts der Finanzkrise der Jahre 2008/2009 hatte Marx wieder
Konjunktur. Doch inzwischen wird er wieder ins 19. Jahrhundert
verbannt und hat uns angeblich nichts mehr zu sagen. Dieses 19.
Jahrhundert bescherte uns die Durchsetzung von industriellem
Kapitalismus, Parlamentarismus und den ersten Massenmedien (billige
Tageszeitungen), bis heute zentrale Element einer "modernen
Gesellschaft". Marx war sowohl Zeuge und kritische Reflexionsinstanz
dieses Prozesses als auch revolutionärer Akteur. Die Entwicklung
seines theoretischen Werks und die politischen Konflikte seines
Lebens, sind eng verwoben und müssen daher auch zusammen betrachtet
werden.

Der erste Band dieser Biographie behandelt vor dem Hintergrund der
politischen und ökonomischen Entwicklung Preußens die marxsche Jugend
in Trier und sein Studium in Bonn und Berlin. Es geht um die in der
Regel unterschätzte politische Relevanz seiner frühen dichterischen
Versuche, den Übergang zur Hegelschen Philosophie und die Anfänge des
"Junghegelianismus" - der damals radikalsten politischen Opposition in
Deutschland.

Michael Heinrich war bis 2016 Professor für Volkswirtschaftslehre in
Berlin, von 1987 bis 2014 gehörte er der Redaktion von "PROKLA.
Zeitschrift für kritische Sozialforschung" an. Er hat mehrere Bücher
zur marxschen Theorie veröffentlicht (u.a. "Die Wissenschaft vom
Wert", "Kritik der politischen Ökonomie. Eine Einführung").

Michael Heinrich: Karl Marx und die Geburt der modernen Gesellschaft.
Biographie und Werkgeschichte, Erster Band 1818-1841. 422 Seiten,
Schmetterling Verlag Stuttgart.

Termin: 14.06.2018, 20:00 - 22:00 Uhr

Ort: Hansa 48, Hansastraße 48, 24118 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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TREFF/607: Cuxhaven - Infos "E-Books ausleihen - Wie geht das?" am 14. Juni 2018


E-Books ausleihen - Wie geht das?



Nach der positiven Resonanz auf die ersten E-Book-Sprechstunden findet
der nächste Termin diesmal erneut nachmittags statt. Am Donnerstag,
den 14. Juni von 16 bis 17 Uhr geht es um Grundlegendes: Was ist die
Onleihe? Welches Angebot bietet die Bibliothek? Habe ich die passenden
Geräte? Wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Termine zu vereinbaren. Anmeldung
telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 31. Mai 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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MELDUNG/281: Afghanistan - Amnesty fordert Innenministerkonferenz zum Stopp aller weiteren Abschiebungen auf


Amnesty International - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Afghanistan: Amnesty fordert Innenministerkonferenz zum Stopp aller
weiteren Abschiebungen auf



BERLIN, 07.06.2018 - Vor dem Hintergrund der Äußerungen von Bundeskanzlerin
Angela Merkel, dass die Bundesregierung den Weg für mehr Abschiebungen nach
Afghanistan frei machen will, fordert Amnesty International erneut einen
Abschiebungsstopp.

"Abschiebungen nach Afghanistan sind angesichts der gegenwärtigen
Sicherheits- und Menschenrechtslage unverantwortlich und verstoßen gegen
das Völkerrecht und die europäische Menschenrechtskonvention. Eine
Unterscheidung in sogenannte sichere und unsichere Gebiete in Afghanistan
bleibt schlichtweg eine Illusion", sagt Anika Becher, Asien-Expertin bei
Amnesty International in Deutschland. "Auch der neue Asyllagebericht des
Auswärtigen Amts zeigt deutlich, dass von Sicherheit vor Ort keine Rede
sein kann. Dass sich die Bundesregierung vor diesem Hintergrund für mehr
Abschiebungen nach Afghanistan ausspricht, ist unverantwortlich und
lebensgefährlich für die betroffenen Menschen, die vor drohender Verfolgung
und dem bewaffneten Konflikt fliehen."

Mit Blick auf die laufende Innenministerkonferenz sagt Becher: "Unter den
gegebenen Umständen sind Abschiebungen nach Afghanistan menschenrechtlich
nicht zu vertreten. Wir appellieren an den Bundesinnenminister und die
Innenminister der Länder, derzeit niemanden nach Afghanistan abzuschieben
und einen sofortigen Abschiebungsstopp zu erlassen."

Das Auswärtige Amt schreibt in seinem neuen Asyllagebericht, dass die
Aufnahmefähigkeit "der genutzten Ausweichmöglichkeiten, vor allem im Umfeld
größerer Städte, [...] durch die hohe Zahl der Binnenvertriebenen und der
Rückkehrer aus dem Iran und Pakistan bereits stark in Anspruch genommen"
ist. Zudem sei die Nutzung von Überlandstraßen oftmals lebensgefährlich.

Annähernd zwei Millionen Menschen wurden bereits aufgrund des bewaffneten
Konflikts innerhalb ihrer Heimat vertrieben. Das Land ist mit der
Versorgung dieser Menschen überfordert. Vertriebene und Rückkehrer finden
sich in elenden Bedingungen wieder und sind permanent in Gefahr, erneut
vertrieben zu werden oder ihr Leben zu verlieren. Laut der UN Mission in
Afghanistan (UNAMA) wurden im vergangenen Jahr knapp 11.500 Menschen
getötet oder verletzt, allein in diesem Jahr gab es bis März mehr als 2.200
Opfer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/188: Bundeskanzlerin will Abschiebungen nach Afghanistan vereinfachen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Bundeskanzleramt interpretiert Lagebericht des Auswärtigen Amtes
um 

Abenteuerliche und realitätsferne Entscheidung



Göttingen, den 6. Juni 2018 - Als "abenteuerlich" und "realitätsfern"
bezeichnete die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die
Ankündigung von Bundeskanzlerin Angela Merkel, die Einschränkungen
bei Abschiebungen nach Afghanistan auf der Grundlage des neuen
Lageberichts des Auswärtigen Amtes aufzuheben. "Dieser Lagebericht
deutscher Diplomaten ist deutlich kritischer als Alles, was bislang
vom Auswärtigen Amt zur Lage in Afghanistan erklärt wurde. Einzig
vermied der Bericht eine klare Empfehlung für einen Abschiebestopp.
Daraus nun zu folgern, man könne wieder unbegrenzt abgelehnte
Asylbewerber nach Afghanistan zurückschicken, ist durch keine Aussage
in dem Lagebericht gedeckt", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius
am Mittwoch in Göttingen. Die Bundeskanzlerin hatte in der heutigen
Fragestunde im Deutschen Bundestag angekündigt, in Kürze einen
Beschluss des Bundeskabinetts zu Abschiebungen nach Afghanistan
herbeizuführen.

Bislang werden nach offiziellen Angaben nur Gefährder, Straftäter und
Personen, die ihre Herkunft verschleiern, nach Afghanistan
abgeschoben. "Dabei handelt es sich größtenteils nicht um Straftäter
oder radikale Islamisten, sondern um Personen, die zumeist zuvor in
Flüchtlingslagern in Pakistan gelebt haben und oft noch niemals in
Afghanistan waren. Vielen fehlen Kenntnisse von Sprache und Kultur
des Landes. Sie flohen nach Europa, um den Massenabschiebungen von
Afghanen aus Pakistan zu entgehen. Es ist irreführend, wenn sie in
der Öffentlichkeit als Straftäter oder Gefährder dargestellt werden",
sagte Delius.

"Der vertrauliche Lagebericht des Auswärtigen Amtes hebt in den
Passagen, die der Öffentlichkeit bekannt wurden, deutlich hervor, wie
dramatisch sich die Sicherheits- und Menschenrechtslage in
Afghanistan verschlechtert hat. Dieser Bericht ist vollkommen
untauglich, um mehr Abschiebungen zu rechtfertigen. Im Gegenteil, die
logische Folge dieses Berichtes wäre die Verhängung eines
Abschiebestopps", erklärte Delius.

Mit besonderer Sorge verfolgt die GfbV die massiven Übergriffe auf
schiitische Hazara, die immer wieder Opfer von Terroranschlägen des
Islamischen Staates werden. "Afghanistan versagt beim Schutz dieser
Minderheit", sagte Delius.

 * 
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NORDAMERIKA/041: Kanada/G7 - Merkel soll sich bei Trudeau für indigene Völker einsetzen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

G7 Gipfel in La Malbaie (8./9.Juni2018) - Appell an Merkel: Bitte
setzen Sie sich bei Trudeau für die indigenen Völker Kanadas ein -
Sie brauchen Gleichberechtigung und eine saubere Umwelt! Dialog mit
First Nations über neue Ölpipeline muss fortgesetzt werden -
Kommission zur Untersuchung grausamer Morde an indigenen Frauen
sollte mehr Zeit gegeben werden



Göttingen, den 7. Juni 2018 - Klimaschutz, saubere Energie und
Gleichberechtigung der Frauen gehören zu den Themen, die während des
44. G7-Gipfels am kommenden Wochenende in der kanadischen Stadt La
Malbaie zur Sprache kommen sollen. Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) nutzt diese Gelegenheit, um Bundeskanzlerin Angela
Merkel in zwei besonders dringlichen Angelegenheiten zu diesen Themen
um Unterstützung zu bitten: Die Bundeskanzlerin soll sich für einen
Dialog zwischen der kanadischen Regierung als Befürworterin einer
Ölpipeline und den davon betroffenen indigenen Gemeinschaften
einsetzen, die dieses Projekt aus Angst um ihr Trinkwasser vehement
ablehnen. Außerdem soll sich Merkel für die restlose Aufklärung des
Schicksals hunderter getöteter oder vermisster indigener Frauen
aussprechen. Eine Untersuchungskommission, die dafür eingesetzt
wurde, soll ihre Arbeit Ende Dezember 2018 beenden. Die Angehörigen
der Ermordeten protestierten bereits dagegen.

"Kanadas Premier Justin Trudeau ist auf dem besten Weg, seinen Ruf
als Wahrer von Minderheitenrechten und nachhaltiger Umweltpolitik zu
verspielen", kritisierte die GfbV in ihrem Appell an Merkel. Trudeau
will das umstrittene Trans Mountain Pipeline Projekt des texanischen
Unternehmens Kinder Morgan mit Steuermitteln erwerben. So soll es
gegen den Widerstand der First Nations aus British Columbia, der
Regierung dieses Bundesstaates und auch führender
Umweltorganisationen durchgesetzt werden, die 2016 einen Baustopp
erwirkten. Sie befürchten, dass durch Pipelinelecks und Tankerunfälle
ihre Trinkwasserversorgung gefährdet und die fragile Küstenlandschaft
verseucht werden. Zudem wird durch die Ölförderung das Klima durch
CO2 enorm belastet.

Die Pipeline soll die Transportkapazitäten von Öl aus Teersanden in
Alberta zu den Verladehäfen an der Westküste in British Columbia
verdreifachen. Die Zahl der Tanker, mit denen das Öl nach Asien
verschifft werden soll, soll von fünf auf 34 pro Monat erhöht werden.
"Die First Nations bestehen auf den Dialog und fordern ihr Recht auf
freie, vorherige und informierte Zustimmung (FPIC) ein, das in der
UN-Deklaration über die Rechte indigener Völker festgehalten ist.
Kanada hat die Deklaration 2016 unterzeichnet. Frau Bundeskanzlerin,
bitte setzen auch Sie sich für eine Konfliktlösung durch Dialog ein",
heißt es in dem GfbV-Appell.

Der Kommission zur Untersuchung grausamer Morde und des Verschwindens
indigener Frauen (National Inquiry into missing and murdered
indigenous women and girls, MMIWG) solle Zeit gegeben werden, alle
Angehörigen zu befragen und Maßnahmen zum Schutz gefährdeter
indigener Frauen und Mädchen zu definieren, forderte die GfbV. Ihre
Ergebnisse sollten in eine nationale Datenbank eingespeist werden
können.

 * 
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MELDUNG/047: Bertha von Suttners Erbe - Kein(en) Tag der Bundeswehr


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 7. Juni 2018

Bertha von Suttners Erbe: Kein(en) Tag der Bundeswehr



Am Samstag (9. Juni 2018) will sich die deutsche Armee an 16 Standorten
beim "Tag der Bundeswehr" feiern. Dabei geht es vor allem darum neue
Rekrutinnen und Rekruten zu gewinnen und die Bevölkerung für
Auslandseinsätze zu begeistern. Und das ausgerechnet am 175. Geburtstag der
am 9. Juni 1843 geborenen Pazifistin und Gründerin der "Deutschen
Friedensgesellschaft", Bertha von Suttner - die Organisation plant
vielerorts Proteste.

Mehr als 4.000 deutsche Soldatinnen und Soldaten befinden sich aktuell von
Afghanistan bis Mali, vom Kosovo bis zur Küste Somalias in
Auslandseinsätzen. Obwohl die Einsätze weder die Lage der Menschen in den
betroffenen Ländern verbessern, noch in Deutschland für mehr Sicherheit -
weniger Terrorgefahr - sorgen, setzt die Bundesregierung auf ein "Weiter
so". Dabei soll der Wehretat in den kommenden Jahren nahezu verdoppelt
werden. Die deutsche Bevölkerung trägt diesen Kurs - laut Meinungs-Umfragen
- nicht mit. Statt dies zu akzeptieren versucht die Bundesregierung die
Menschen mit einem Millionen-Euro teuren Werbetag vom Militär zu
"überzeugen": Zum vierten Mal in Folge findet im Juni der "Tag der
Bundeswehr" statt.

Zwischen Bier und Bratwurst wird sich die Bundeswehr als "ganz normaler
Arbeitgeber" präsentieren, etliches Kriegsgerät zur Schau stellen und in
actionreichen Waffenvorführungen ein trügerisches Bild von ihren
Kriegseinsätzen erzeugen. Dabei macht sie jungen Menschen Versprechungen,
die sie später nicht einhalten kann. Von verletzten und toten Soldatinnen
oder Soldaten, der verpflichtenden Teilnahme an Auslandseinsätzen sowie
deren zweifelhaften politischen Hintergründen ist in der Armee-Werbung
keine Rede.

Ebenfalls am 9. Juni ist auch der 175. Geburtstag Bertha von Suttners. Die
Pazifistin, Buchautorin ("Die Waffen nieder!") und
Friedensnobelpreisträgerin gründete 1892 in Berlin die "Deutsche
Friedensgesellschaft" - die Vorgängerorganisation der heutigen "Deutschen
Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen" (DFG-VK).
Gemeinsam mit vielen anderen Menschen hat sie sich für Abrüstung und
Frieden in der Welt eingesetzt. Sie hat sich mit den Mächtigen aus Politik
und Militär angelegt, Proteste organisiert und Widerstand gegen eine
erstarkende Militarisierung der Gesellschaft geleistet. Dieses Erbe führt
die DFG-VK bis heute fort und hat gemeinsam mit anderen Friedensgruppen
zahlreiche Protestaktionen an den diesjährigen "Tag der 
Bundeswehr"-Standorten organisiert.

In Mannheim, Wunstorf und weiteren Städten wird es vor den Kasernen
Infostände geben. Auf dem Marktplatz von Bonn wird der "Frieden schaffen
ohne Waffen"-Bulli der DFG-VK anzutreffen sein. In Hamburg sowie in Murnau
nahe München kann sich bei Live-Musik kritisch mit der Armee
auseinandergesetzt werden. Und in Dresden wird es am Militärhistorischen
Museum eine Gedenkfeier und Kranzniederlegung für Deserteure geben. Eine
vollständige Liste der aktuell geplanten Aktionen gibt es auf der
Aktionswebsite: www.kein-tag-der-bundeswehr.de Insgesamt sind an 13 der 16
"Tag der Bundeswehr"-Standorte Proteste geplant.

 * 

Quelle:
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APPELL/116: Syrien - Völkerrechtsverstöße aller Konfliktparteien klar benennen und verurteilen (Kampagne "Macht Frieden.")


Pressemitteilung der Kampagne

"MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" vom 7. Juni 2018

Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" zum Völkerrecht in
Syrien:

Völkerrechtsverstöße aller Konfliktparteien klar benennen und
verurteilen 



Berlin/Bonn. - Anlässlich der heutigen Parlamentsdebatte zu den
Luftangriffen gegen Syrien am 14. April 2018, durch die USA, Großbritannien
und Frankreich, fordert die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für
Syrien" die Bundesregierung auf, jegliche Missachtung des Völkerrechts in
Syrien klar zu verurteilen. Der Militärschlag, der ohne UN-Mandat erfolgte,
war die Reaktion auf den noch ungeklärten mutmaßlichen Einsatz von Giftgas
in Syrien am 7. April 2018. Kurz nach dem Angriff äußerte sich
Bundeskanzlerin Merkel zustimmend und bezeichnete den Militärschlag als
"erforderlich und angemessen". In einem Gutachten des Wissenschaftlichen
Dienstes des Bundestages vom 18. April 2018 wurden Gegenmaßnahmen in Form
von militärischen Vergeltungsschlägen, wie die Luftangriffe auf Syrien,
jedoch als "nicht zulässig" eingestuft. In dem zur heutigen Debatte
vorliegenden Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an den Bundestag
werden die Luftangriffe durch die USA, Großbritannien und Frankreich nicht
nur als völkerrechtswidrig bezeichnet, sondern auch als Behinderung der
Aufklärung des mutmaßlichen Giftgasangriffes und als Schwächung der Arbeit
internationaler Institutionen, wie der zuständigen Organisation zum Verbot
chemischer Waffen (OPCW).

Die Kampagne "MACHT FRIEDEN. Zivile Lösungen für Syrien" zeigt sich
enttäuscht von der Haltung der Bundesregierung, die das wissenschaftliche
Gutachten des Bundestages in ihrer Bewertung der Luftangriffe nicht ernst
nimmt. "Wer das Völkerrecht erhalten und stärken will wie es dem eigenen
Programm und den internationalen Verpflichtungen entspricht, darf
völkerrechtswidrige Angriffe wie den Militärschlag auf Syrien nicht
politisch unterstützen. Wir brauchen die Stärke des Rechts anstatt des
Rechts des Stärkeren, das ist breiter Konsens in Deutschland", erklärt
Berthold Keunecke, Co-Sprecher der Kampagne. Anstatt die Konfrontation in
Syrien weiter zu befeuern, muss die Bundesregierung Bemühungen unternehmen,
diplomatische Gespräche für nachhaltige politische Lösungen auf den Weg zu
bringen. Berthold Keunecke ergänzt: "Deutschland kann nur dann etwas zum
Friedensprozess in Syrien beitragen, wenn es Völkerrechtsverstöße aller
Konfliktparteien, auch die der eigenen Partnerstaaten, klar benennt und
verurteilt."

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert außerdem die Ausweitung der
Unterstützung Deutschlands in der Aufklärung und Ahndung der in Syrien
begangenen völkerrechtswidrigen Verbrechen. Campaignerin Kathi Müller
schließt sich dieser Forderung an und appelliert an die Bundesregierung:
"Alle Konfliktparteien, die in Syrien gegen das Völkerrecht verstoßen,
müssen zur Rechenschaft gezogen werden. Die Bundesregierung muss sich an
diesem Prozess beteiligen, um das Leid der syrischen Zivilbevölkerung
endlich zu beenden."

 * 
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OFFENER BRIEF/075: Internetnutzer fordern Schutz vor Aufzeichnung des Surfverhaltens (AK Vorrat)


Pressemitteilung des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung vom 05.06.2018:

Internetnutzer fordern Schutz vor Aufzeichnung des Surfverhaltens



Deutschlands Datenschutzbehörden sollen ein "Verbot der
Zwangsidentifizierung und der massenhaften Protokollierung des
Surfverhaltens im Internet" aussprechen, fordert der Arbeitskreis
Vorratsdatenspeicherung in einem Offenen Brief an die
Datenschutzkonferenz.[1] Auch nach der neuen europäischen
Datenschutz-Grundverordnung müssten Internetnutzer vor einer
Vorratsspeicherung und Verfolgung der von ihnen abgerufenen
Internetseiten durch Seitenbetreiber geschützt bleiben. Denn sensible
Daten über die Internetnutzung könnten selbst höchste Amtsträger
erpressbar machen, warnt der Zusammenschluss von Bürgerrechtlern,
Datenschützern und Internetnutzern.

Stein des Anstoßes ist ein Papier der Datenschutzkonferenz, demzufolge
die Datenschutzregeln des deutschen Telemediengesetzes seit 25. Mai
nicht mehr zu beachten seien[2] - obwohl das Gesetz weiterhin in Kraft
ist. Nach Protesten aus der Werbewirtschaft, die das Surfverhalten
weiterhin ohne Einwilligung aufzeichnen und auswerten will, haben die
Datenschutzbehörden eine Anhörung dazu gestartet.[3]

Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung fordert von der
Datenschutzkonferenz nun eine "Klarstellung, dass Telemedienanbieter das
Internetnutzungsverhalten auch weiterhin nur dort aufzeichnen dürfen, wo
es ausnahmsweise zur Ermöglichung oder Abrechnung ihres Angebots nötig
ist, und dass sie soweit zumutbar weiterhin eine anonyme Nutzung ihrer
Angebote zu ermöglichen haben". Nur nicht gespeicherte Daten seien
sicher vor Datenmissbrauch, Datendiebstahl und Datenhandel, wie der
Facebook-Skandal zeige. Die digitale Meinungs- und Informationsfreiheit
sei für die Gesellschaft so wichtig, dass sie eines besonderen Schutzes
vor Selbstzensur aus Furcht von Nachteilen bedürfe.

Hintergrund: Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung wirbt mit seinem
Portal "Wir speichern nicht!" (http://www.wirspeichernnicht.de) für
einen Verzicht auf die weit verbreitete personenbezogene Aufzeichnung
des Surfverhaltens (sog. IP-Logging) durch Betreiber von
Internetportalen. Am 26. Juni verhandelt das Landgericht Berlin über
eine Klage von AK Vorrat-Mitglied Patrick Breyer gegen die
Surfprotokollierung auf Internetportalen des Bundes.[4]

 * 

Der Offene Brief an die Datenschutzkonferenz vom 4. Juni im
Wortlaut

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 26. April 2018 hat Ihre Datenschutzkonferenz eine Positionsbestimmung
zur Anwendbarkeit des TMG für nicht-öffentliche Stellen ab dem 25. Mai
2018 beschlossen. Danach soll mit Inkrafttreten der
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) das Telemediengesetz nicht mehr
anwendbar sein. Eine Einwilligung sei jedenfalls erforderlich "beim
Einsatz von Tracking-Mechanismen, die das Verhalten von betroffenen
Personen im Internet nachvollziehbar machen und bei der Erstellung von
Nutzerprofilen".

https://www.ldi.nrw.de/mainmenu_Datenschutz/submenu_Technik/Inhalt/TechnikundOrganisation/Inhalt/Zur-Anwendbarkeit-des-TMG-fuer-nicht-oeffentliche-Stellen-ab-dem-25_-Mai-2018/Positionsbestimmung-TMG.pdf

Wir, der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung, fordern eine
Überarbeitung des Positionspapiers unter folgenden Gesichtspunkten:

1. Die Positionsbestimmung gilt laut Titel nur für den
nicht-öffentlichen Bereich. Wir fordern eine Klarstellung, dass das
Telemediengesetz jedenfalls für öffentliche Telemedien weiterhin gilt
und gelten muss. Denn für Datenverarbeitungen im öffentlichen Interesse
dürfen spezifischere nationale Datenschutzbestimmungen beibehalten
werden (Art. 6 Abs. 2 und 3 DSGVO).

2. Auch im nicht-öffentlichen Bereich verdrängt die
Datenschutz-Grundverordnung das Telemediengesetz nur im Kollisionsfall
(beschränkter Anwendungsvorrang). Wir sehen eine solche Abweichung
nicht. Die in der DSGVO geforderte Abwägung zwischen berechtigten
Interessen der Anbieter und den Interessen der Nutzer (Art. 6 Abs. 1 S.
1 Buchst. f DSGVO) kann zu keinem anderen Ergebnis führen als im
Telemediengesetz geregelt. Insbesondere fordern wir von der
Datenschutzkonferenz die Klarstellung, dass Telemedienanbieter das
Internetnutzungsverhalten auch weiterhin nur dort aufzeichnen dürfen, wo
es ausnahmsweise zur Ermöglichung oder Abrechnung ihres Angebots nötig
ist (§ 15 Abs. 1 und 4 TMG), und dass sie soweit zumutbar weiterhin
eine anonyme Nutzung ihrer Angebote zu ermöglichen haben (§ 13 Abs. 6
TMG).

3. Schließlich bitten wir die Datenschutzkonferenz, sich für eine dem
Telemediengesetz entsprechende europäische
Internet-Datenschutzgesetzgebung einzusetzen, die ein spezifisches und
normenklares Verbot der Zwangsidentifizierung und der massenhaften
Protokollierung des Surfverhaltens im Internet gewährleistet. Die
geplante ePrivacy-Verordnung genügt nicht, weil sie im Kern nur für
Telekommunikationsanbieter und -dienste gelten soll und Telemedien
grundsätzlich nicht erfasst.

Details bitten wir Sie in unserer Stellungnahme zum Thema
Surfprotokollierung nachzulesen:

http://webarchiv.bundestag.de/archive/2009/0626/ausschuesse/a04/anhoerungen/Anhoerung_21/Stellungnahmen_SV/Stellungnahme_07.pdf

Begründung:

Das Telemediengesetz schützt Internetnutzer bisher vor einer
Vorratsspeicherung und Verfolgung ihres Surfverhaltens. Dieses Verbot
der Surfprotokollierung ist unerlässlich, weil erfahrungsgemäß nur nicht
gespeicherte Daten sicher vor Datenmissbrauch, Datendiebstahl und
Datenhandel sind (siehe Facebook-Skandal). Meinungsumfragen belegen,
dass Internetnutzer in großer Mehrheit eine Protokollierung ihres
Surfverhaltens ablehnen. Sensible Daten über die Internetnutzung können
selbst höchste Amtsträger erpressbar machen. Die digitale Meinungs- und
Informationsfreiheit ist für unsere Gesellschaft insgesamt so wichtig,
dass sie eines besonderen Schutzes vor Selbstzensur aus Furcht von
Nachteilen bedarf.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zur
Vorratsdatenspeicherung (BVerfGE 125, 260) betont: "Maßgeblich für diese
Beurteilung sind insoweit insbesondere etwa die §§ 11 ff. TMG,
die die Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz grundsätzlich zur
Löschung von nicht für die Abrechnung erforderlichen Daten verpflichten
(vgl. § 13 Abs. 4 Nr. 2, § 15 TMG) und so auch gegenüber
privatwirtschaftlichen Anreizen verhindern, dass die Internetnutzung
inhaltlich in allgemeinen kommerziellen Datensammlungen festgehalten wird
und damit rekonstruierbar bleibt. ... Maßgeblich für die
Rechtfertigungsfähigkeit einer solchen Speicherung ist deshalb
insbesondere, ... dass auch die Speicherung der von ihren Kunden
aufgerufenen Internetseiten durch kommerzielle Diensteanbieter
grundsätzlich untersagt ist. ... Dass die Freiheitswahrnehmung der Bürger
nicht total erfasst und registriert werden darf, gehört zur
verfassungsrechtlichen Identität der Bundesrepublik Deutschland".

Mit freundlichem Gruß

Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung

 * 


Über uns:
Der Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung ist ein Zusammenschluss von
Bürgerrechtlern, Datenschützern und Internetnutzern, die sich in
Zusammenarbeit mit weiteren zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen die
ausufernde Überwachung im Allgemeinen und gegen die Vollprotokollierung der
Telekommunikation und anderer Verhaltensdaten im Besonderen
einsetzen.

http://www.vorratsdatenspeicherung.de


Fußnoten:

[1] Offener Brief zur Surfprotokollierung:

http://www.vorratsdatenspeicherung.de/content/view/783/79/lang,de/#brief

[2] Positionspapier der Datenschutzkonferenz:

https://www.ldi.nrw.de/mainmenu_Datenschutz/submenu_Technik/Inhalt/TechnikundOrganisation/Inhalt/Zur-Anwendbarkeit-des-TMG-fuer-nicht-oeffentliche-Stellen-ab-dem-25_-Mai-2018/Positionsbestimmung-TMG.pdf

[3] Anhörung der Datenschutzkonferenz:

https://www.datenschutz.de/anwendbarkeit-des-telemediengesetzes-einladung-zur-diskussion-mit-den-datenschutzaufsichtsbehoerden/

[4] Klage gegen Surfprotokollierung:

http://www.daten-speicherung.de/index.php/klage-gegen-surfprotokollierung/

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/257: Bündnis "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW" übt heftige Kritik am Gesetzentwurf (Grundrechtekomitee)


Bündnis "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW"

Pressemitteilung vom 06.06.2018

Breites Bündnis "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW" übt heftige Kritik
am Gesetzentwurf der NRW-Landesregierung

Stetig wachsender Unterstützer*innenkreis von bereits über 100
Organisationen und Einzelpersonen



Köln - Heftige Kritik an der geplanten Neufassung des Polizeigesetzes in
NRW übten Vertreter*innen des Bündnisses "Nein zum neuen Polizeigesetz
NRW" heute auf einer Pressekonferenz. Sie stellten dort klar, dass das
sogenannte "Sicherheitspaket I" eine Gefahr für die Demokratie und nur
die erste Stufe der Verschärfungen darstellt. Weitere Änderungen sollen
noch in dieser Legislaturperiode folgen. Die Verschärfungen greifen die
Grund- und Freiheitsrechte aller Menschen in Nordrhein-Westfalen
umfassend an und wirken sich auf verschiedenste Lebensbereiche aus.

Vertreter*innen des Bündnisses zeigten auf der Pressekonferenz auf, dass
das neue Gesetz massive negative Auswirkungen auf die Freiheit der
Person, die Bewegungsfreiheit, die informationelle Selbstbestimmung
sowie auf von Rassismus betroffene Personen haben wird.

So ermöglicht der Gesetzesentwurf drastische freiheitsbeschränkende und
-entziehende Maßnahmen - präventiv und auf Basis reiner Spekulationen.
Sie könnten jede Person treffen, die sich zur falschen Zeit am falschen
Ort befindet oder mit der falschen Person in Kontakt steht. Dazu Michèle
Winkler, Sprecherin des Bündnisses: "Kontakt- und Aufenthaltsvorgaben,
die künftig fast willkürlich verhängt werden können, stellen einen
übermäßigen Eingriff in die Bewegungsfreiheit und persönliche
Lebensgestaltung der Betroffenen dar. Das ist ebenso wenig hinnehmbar
wie die Ausweitung des Präventivgewahrsams auf bis zu einen Monat.
Freiheitsentzug ist einer der schwerwiegendsten Eingriffe in die
Persönlichkeitsrechte und unterliegt strengsten Voraussetzungen. Die
Pläne, dieses Mittel auf Verdacht zu nutzen, verstoßen gegen das
Grundgesetz und die europäische Menschenrechtskonvention."

Zur Ergreifung solcher autoritären Präventivmaßnahmen muss die Polizei
künftig nicht einmal mehr nachweisen, dass konkret geplante Straftaten
vorliegen: Mit den neu eingeführten, sehr unbestimmten Rechtsbegriffen
der "drohenden Gefahr" und "drohenden terroristischen Gefahr" kann
bereits auf Grundlage von Vermutungen gegen Menschen vorgegangen werden
- es reicht der bloße Verdacht einer Gefahr. "Der neue § 8 PolG NW
ermöglicht schärfste polizeiliche Maßnahmen zu einem Zeitpunkt, an dem
lediglich Vermutungen vorliegen. Durch die Anordnung von Hausarrest
beispielsweise kann die Polizei selbst bei eigenem rechtswidrigem
Vorgehen die Voraussetzung für eine Strafbarkeit schaffen. Damit werden
elementare Voraussetzungen der Strafbarkeit in die Hand der Exekutive
gegeben.", sagte der Kölner Rechtsanwalt und Sprecher des Bündnisses
Christian Mertens.

Auch Datenschutz und informationelle Selbstbestimmung werden vom neuen
Polizeigesetz bedroht: So sollen öffentliche Plätze zukünftig häufiger
und verstärkt mit Videokameras beobachtet werden - und zwar schon dann,
wenn es einen begründeten Verdacht gibt, dass dort Straftaten
vorbereitet oder begangen werden könnten, was letztlich überall ist.

Bislang mussten dafür am fraglichen Ort in der Vergangenheit bereits
häufig Straftaten begangen worden sein. Weiter soll die
Telekommunikation von vermeintlich Verdächtigen präventiv und ohne deren
Wissen durch den Einsatz von Trojanern überwacht und aufgezeichnet
werden dürfen. "Die Polizei braucht nicht mehr Überwachungsbefugnisse,
sondern besser geschultes Personal. Wir lassen uns nicht Überwachung als
Sicherheit verkaufen." warnt Kerstin Demuth, Sprecherin des Bündnisses.
"Der Einsatz von Staatstrojanern verstößt gegen unsere Grundrechte - in
NRW genauso wie auf Bundesebene."

Auch die Schleierfahndung soll wieder eingeführt werden - aus
Rücksichtnahme auf den Koalitionspartner FDP als "Strategische Fahndung"
getarnt. Somit kann die Polizei zukünftig ohne jeglichen Verdacht jede
Person an allen öffentlichen Orten nach ihrer Identität befragen und
durchsuchen. Dazu Martin Behrsing, Sprecher des Bündnisses: "Das ist
faktisch ein Freibrief für Racial Profiling. In der Gesellschaft
verankerter und struktureller Rassismus wird dafür
sorgen, dass von Rassismus betroffene Personen zukünftig noch stärker
ins Visier der Polizei geraten, als ohnehin schon. Dies zementiert
gesellschaftliche Ungleichheit und Ungerechtigkeit."

Ähnlich wie in Bayern hat sich auch in Nordrhein-Westfalen ein breites
Bündnis namens "Nein zum neuen Polizeigesetz NRW" gebildet, das
inzwischen von über 100 Organisation, politischen Parteien und
Einzelpersonen unterstützt wird (1). Das Bündnis kündigte an, den
Gesetzgebungsprozess kritisch und vielfältig zu begleiten - gipfelnd in
einer Großdemonstration am 07. Juli, 13 Uhr in Düsseldorf. Im Vorfeld
sind unter anderem eine Kundgebung vor dem Landtag (07. Juni, 9 Uhr),
dezentrale Aktionstage (22./23. Juni), sowie regionale Demonstrationen
(30. Juni) in mehreren Städten geplant. Dazu Nils Jansen, Sprecher des
Bündnisses: "Das NRW-Polizeigesetz ist kein "Sicherheitspaket" sondern
brandgefährlich. Völlig zu Recht haben deshalb bundesweit bereits
Zehntausende gegen die jeweiligen neuen Landespolizeigesetze und die
Einschränkung von Freiheit und Grundrechten protestiert. Wir rufen alle
dazu auf, am 07. Juli in Düsseldorf gemeinsam auf die Straße zu gehen
und auch im Vorfeld gegen das Gesetz aktiv zu werden."


Anmerkung:

(1) Liste der Unterstützer*innen des Bündnisses:

https://www.no-polizeigesetz-nrw.de/unterstuetzerinnen/

Aufruf des Bündnisses:

https://www.no-polizeigesetz-nrw.de/aufruf/

 * 

Quelle:

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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TREFF/242: Wertheim - Beratung zur Altersvorsorge am 26. Juni 2018


Beratung zur Altersvorsorge



Wertheim. Eine Beratung zur Altersvorsorge bietet die Deutsche
Rentenversicherung am Donnerstag, 26. Juli, im Wertheimer Rathaus an.
Die Beratung ist unabhängig, neutral und kostenlos. Sie richtet sich
an alle Interessierten, auch an junge Leute und Berufseinsteiger aus
Wertheim und den Nachbargemeinden. Termine können unter der
Telefonnummer 09341/9217-17 vereinbart werden.

In der Beratung können folgende Fragen besprochen werden: Wie hoch
wird die Gesamtversorgung (gesetzlich, betrieblich, privat) im Alter
sein? Welche Abgaben (z.B. Steuern) fallen im Alter an? Welche
Möglichkeiten der ergänzenden Altersvorsorge gibt es? Welche
staatlichen Förderungen können in Anspruch genommen werden?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 7. Juni 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/241: Münster - Erzählabend für Einheimische und Zugewanderte am 12.6.


Erzählabend bringt Einheimische und Zugewanderte zusammen

Treffen am Dienstag, 12. Juni, in der Stadtbücherei / Anmeldung
erbeten



Münster (SMS) "Wir alle haben uns mindestens eine Geschichte zu
erzählen." Unter diesem Gedanken bringt die Stadtbücherei Münster in
Kooperation mit Katja Zelljadt Leute zusammen, die sich gemeinsam
großen Fragen stellen möchten, die kleine Erlebnisse teilen und
Gemeinsamkeiten finden wollen. Eingeladen sind alle, die ein bisschen
(aber nicht perfekt!) Deutsch können und die Lust haben, einheimische
und zugewanderte Münsteranerinnen und Münsteraner kennenzulernen.

Inspiriert vom Thema "Sprünge" sprechen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer über Menschen und Orte in ihrer Umgebung und erzählen von
sich selbst. Das Treffen findet am Dienstag, 12. Juni, 17 Uhr, in der
Q-thek der Stadtbücherei am Alten Steinweg statt. Weitere Termine
folgen am 19. Juli und am 16. August. Eine Anmeldung ist erforderlich
bei Katja Zelljadt, Tel. 01 76/ 32 33 55 10 oder per E-Mail:
wir-erzaehlen@gmx.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/177: Saarbrücken - Grenzen von Religions- und Meinungsfreiheit, 21.06.3018


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Vortrag beleuchtet die Grenzen von Religions- und Meinungsfreiheit



Am Donnerstag, dem 21. Juni, hält um 18 Uhr Professor Thomas Giegerich
einen öffentlichen Vortrag zum Thema "Der Streit um die
Hochzeitstorte - Homosexualität und Religionsfreiheit in der
pluralistischen Gesellschaft". Der Vortrag findet im Rahmen des
Wissenschaftsforums der Universitätsgesellschaft in der Aula auf dem
Saarbrücker Uni-Campus statt (Gebäude A3 3).

Wie weit darf der Glaube das Verhalten bestimmen? Wo liegen die
Grenzen der Religionsfreiheit und der Meinungsfreiheit in einer
pluralistischen Gesellschaft? Darf etwa ein Bäcker einem
gleichgeschlechtlichen Paar die Hochzeitstorte verweigern, weil diese
Ehe, wie er meint, "Gott missfalle"? Oder zwingt ihn das
Diskriminierungsverbot zur Gleichbehandlung mit heterosexuellen
Ehepaaren? Diesen Fall muss der US-Supreme Court aktuell entscheiden.
Ähnlich gelagerte Fälle schlagen derzeit vielerorts hohe Wellen und
spalten die Gesellschaft. Im Zentrum steht immer die Frage, wann und
wie weit von geltendem Recht religiös begründete Ausnahmen gemacht
werden dürfen oder sogar müssen.

Professor Thomas Giegerich beleuchtet im Wissenschaftsforum das
Spannungsfeld zwischen dem Schutz von Freiheiten und deren Grenzen.
Der Co-Direktor des Europa-Instituts der Universität des Saarlandes
hat den Jean-Monnet-Lehrstuhl für Europäische Integration,
Antidiskriminierung, Menschenrechte und Vielfalt inne.

Die Universitätsgesellschaft des Saarlandes lädt mehrmals im Jahr zu
kostenlosen Vorträgen im Rahmen des Wissenschaftsforums ein. Die
Vorträge sind offen für alle Interessierten. Bei einem kleinen Empfang
im Anschluss besteht die Möglichkeit, auch mit den Referenten weiter
zu diskutieren.

Die Universitätsgesellschaft will Wissenschaftler, Uni-Mitarbeiter und
Studenten mit Förderern und Ehemaligen (Alumni) der Universität in
intensiven Kontakt bringen und Verbindungen mit Vertretern aus
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft knüpfen. Unter anderem
unterstützt die Gesellschaft hervorragende Doktorarbeiten und fördert
junge Wissenschaftler zum Beispiel bei der Teilnahme an Tagungen oder
Wettbewerben.

Weitere Informationen: www.uni-saarland.de/unigesellschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6097: München - Texte über die Begegnungen von Goethe und Humboldt, 14.6.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Partner des Faust-Festivals

"Goethe - Humboldt - Faust"

Texte über die Begegnungen von Goethe und Humboldt

Eine Textcollage mit Musik im Zeichen von Poesie und Wissenschaft

Textauswahl: Jerzy May und Florian Hildebrand

Am Donnerstag, 14. Juni 2018, um 20.15 Uhr in der Kunsthalle der
Hypo-Kulturstiftung, Theatinerstraße 8, 80333 München

Eintritt: 20 Euro, ermäßigt: 15 Euro



Im Rahmen des Münchner Faust-Festivals laden Sprecherinnen und
Sprecher des Bayerischen Rundfunks zu einer Veranstaltung ein, bei der
sie, begleitet von Klaviermusik, aus biografischen Texten von den
Begegnungen Goethes mit Alexander von Humboldt lesen. Diese
"Sprech(er)stunde extra" beginnt am Donnerstag, 14. Juni 2018, um
20.15 Uhr in der Hypo-Kulturstiftung.

Die "Sprech(er)Stunde" ist eine Veranstaltungsreihe des BR zugunsten
von Sternstunden in der die Stimmen des BR zu jeweils wechselndem
literarischen Schwerpunkt vortragen. Alle Angebote des BR zum
Faust-Festival gibt es unter br.de/faust.

Alexander von Humboldt gehörte zu den Vorbildern für Goethes Faust.
1794 trafen sich der damals 45-jährige Goethe und der 20 Jahre jüngere
Humboldt in Jena. Es sollen lebhafte Zusammenkünfte mit hitzigen
Diskussionen und dröhnendem Gelächter gewesen sein. Mit Auszügen aus
Andrea Wulfs Biografie "Alexander von Humboldt und die Erfindung der
Natur" spüren die Sprecherinnen und Sprecher des Bayerischen Rundfunks
diesen Begegnungen nach. Es lesen Berenike Beschle, Jerzy May, Heinz
Peter und Katja Schild.

Umrahmt werden die Texte mit Klaviermusik von Felix Mendelssohn
Bartholdy, der als Kind dem Geheimrat Goethe vorspielen durfte und
später auf Goethes Spuren durch Italien reiste. Am Klavier ist die
Pianistin Julia Schölzel.

Eine Übersicht über alle Angebote des Bayerischen Rundfunks in Radio,
Fernsehen und Online finden Sie unter www.br.de/faust. 

Zahlreiche Sendungen gibt es zum Nachschauen und Nachhören unter:

www.br.de/mediathek und www.br.de/podcast.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Juni 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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AUSSICHTEN/8300: Und morgen, den 8. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.06.2018 bis zum 09.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8300 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Keineswegs wird 's trüber,

zieh'n am blauen Himmel doch

ein paar Wolken rüber,

auch bleibt Jean im Wasserloch.
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FERIEN/900: Braunschweig - Konsolenspielenachmittag am 29. Juni 2018


Stadt Braunschweig

Sommerferien in der Stadtbibliothek: Konsolenspielenachmittag



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig bietet in den
Sommerferien wieder ein abwechslungsreiches Veranstaltungsprogramm für
Kinder und Jugendliche, im Rahmen von FiBS (Ferien in Braunschweig),
an. Weitere Informationen und Anmeldung unter der Telefonnummer
470-6834.

Das Programm startet am Freitag, 29. Juni, mit einem
Konsolenspielenachmittag von 14 bis 17 Uhr. Hier können Kinder ab acht
Jahren und Jugendliche ihre Sportlichkeit testen, Geschicklichkeit
beweisen oder einfach nur denken und knobeln. Verschiedene Spiele und
Konsolen stehen zum Ausprobieren und Kennenlernen bereit. Ein weiterer
Konsolenspielenachmittag findet am Freitag, 27. Juli, statt. Der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 1. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FERIEN/899: Braunschweig - "Wer spielt, hat schon gewonnen" am 4. Juli


Stadt Braunschweig

Sommerferien in der Stadtbibliothek: "Wer spielt, hat schon
gewonnen!"



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig bietet in den
Sommerferien wieder ein abwechslungsreiches Veranstaltungsprogramm für
Kinder und Jugendliche, im Rahmen von FiBS (Ferien in Braunschweig),
an. Weitere Informationen und Anmeldung unter der Telefonnummer
470-6834.

Am Mittwoch, 4. Juli, heißt es von 14.30 bis 17.30 Uhr: "Wer spielt,
hat schon gewonnen". Spielen bedeutet Gemeinschaft und Spaß. Unter
diesem Motto findet ein Spielenachmittag für alle statt. Wer denkt,
dass Brett-, Würfel- und Kartenspiele nur etwas für Kinder oder
Spiele-Profis sind, hat sich geirrt, denn es gibt für jeden das
richtige Spiel. Spielen verbindet unterschiedlichste Gruppen über
Generationen und sonstige Grenzen hinweg. Damit jeder das richtige
Spiel für sich entdeckt, stehen erfahrene Spieleerklärer aus der
Stadtbibliothek bereit. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 1. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FILM/100: KiKA - "Wissen macht Ah!", 7.-21.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Premieren für "Wissen macht Ah!": erstmals mit Moderatorin Clarissa
Corrêa da Silva 

Neue Folgen des WDR-TV-Magazins bei KiKA

7.-21.6.2018, jeden Donnerstag um 19.25 Uhr



Premierenzeit für Ralph Caspers, Clarissa Corrêa da Silva und "Wissen
macht Ah!": Jeden Donnerstag um 19.25 Uhr zeigt KiKA eine neue Folge
des schrägen WDR-Wissensmagazins als Erstausstrahlung.


Neue "Wissen macht Ah!" - Staffel im TV

Seit Januar diesen Jahres moderiert Ralph Caspers "Wissen macht Ah!"
gemeinsam mit Clarissa Corrêa Da Silva. In den neuen Folgen feiern die
beiden unter anderem ihren selbst erfundenen "Internationalen
Gönn-Dir-Eis-Tag". Außerdem gehen sie der Frage nach, wer die
Straßenlampen morgens aus- und abends einschaltet und klären ein für
alle Mal, warum wirklich niemand einfach aufhören kann, Chips zu
essen. Und stimmt es tatsächlich, dass Kartoffeln und Bohnen roh
giftig sind und Dreck den Magen sauber macht?

Die vier Premierenfolgen mit Ralph und Clarissa in der neuen Staffel
laufen bis zum 21.6.2018 immer donnerstags, 19:25 Uhr bei KiKA und
sind weiterhin zu sehen auf:

Alle "Wissen macht Ah!"-Sendetermine im Überblick:

KiKA: Montag - Donnerstag, 19.25 Uhr, KiKA

WDR Fernsehen: Montag, 9.30 Uhr

Das Erste: Samstag und Sonntag, 5.55 Uhr

ARD alpha: Freitag, 15.30 Uhr

Deutsche Welle: Sonntag, 20.30 Uhr, 16.30 Uhr

www.wissenmachtah.de

Weitere Infos zur Sendung auf wdr.de/tv/wissenmachtah
https://www1.wdr.de/kinder/tv/wissen-macht-ah/index.html

Redaktion: Hilla Stadtbäumer (WDR)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRFUNK/440: KIRAKA - "Pandora und der phänomenale Mr. Philby" (2-teilig) von Sabine Ludwig, 9.-17.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Pandora und der phänomenale Mr. Philby

Hörspiel für Kinder in zwei Teilen

von Sabine Ludwig

Komposition: Johan Daansen

Ab 8 Jahre

Regie: Annette Kurth

Produktion: WDR 2018

(Teil 1) 09.06.2018, 19.05 - 20.00 Uhr, KIRAKA

(Wdh.) | 10.06.2018, 14:05 - 15.00 Uhr, KIRAKA

(Teil 2) 16.06.2018, 19.05 - 20.00 Uhr, KIRAKA

(Wdh.) | 17.06.2018, 14:05 - 15.00 Uhr, KIRAKA



Endlich Sommerferien! Pandora freut sich darauf, sie in Hawthorn Manor
an der Küste von Cornwall zu verbringen. Doch mit dem Hotel ihrer
Mutter steht es nicht zum Besten. Die Gäste bleiben aus und für
Reparaturen fehlt das Geld.

Zu allem Übel soll sich Pandora um den verwöhnten Ashley kümmern, der
alle mit seinem Kochfimmel nervt und außerdem panische Angst vor
Gespenstern hat. Auch auf ihren besten Freund Zack kann Pandora sich
nicht mehr verlassen. Der macht ausgerechnet mit dem undurchsichtigen
Mr. Philby gemeinsame Sache. Der gibt vor, Maler zu sein und an der
Küste einen ganz bestimmten Baum finden zu wollen. Doch was sucht er
wirklich? Etwa den Schatz von König Artus?

Eines Tages liegt ein Toter am Fuß der Klippen und Pandora hat einen
schrecklichen Verdacht. Als dann noch Zack verschwindet und sie sich
mit Ashley auf die Suche nach ihm macht, geraten die Drei in große
Gefahr.

Redaktion: Ulla Illerhaus

 * 

Quelle:

Programmtip vom 6. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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THEATER/1344: Wiesbaden - »Klasse Kinder!« Mobile Tanz-Performance, öffentliche Vorstellungen 9.+17.6.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Klasse Kinder!« Mobile Tanz-Performance für Kinder



»Klasse Kinder!« ist ein 45-minütiges Radioballett zum Mitmachen für
Kinder im Alter von 8 bis 12 Jahren. Über Funkkopfhörer erhalten die
Kinder choreografische Anweisungen für Einzel- und Gruppenbewegungen.
Diese sind eingebettet in ein musikalisches Hörspiel, das die Kinder
einlädt, ihre Umgebung durch Bewegung und den Fokus auf den Körper neu
zu entdecken, soziale Räume zu erobern und verschiedene
Gruppendynamiken zu erfahren. Ausgangspunkt der Tanz-Performance
»Klasse Kinder!« ist der Nachlass (Schriften, Zeichnungen und
Fotografien) der Choreografin Jenny Gertz. »Klasse Kinder!« ist ein
choreografisches Projekt des renommierten Performance-Kollektivs
LIGNA, welches erstmals ein Radioballett für Kinder entwickelt.

Die Produktion ist in enger Zusammenarbeit mit einer 4. Klasse der
Riederbergschule in Wiesbaden entstanden. Es sind keinerlei
Vorkenntnisse nötig, um beim Radioballett mitzumachen.

Am Samstag, den 9. Juni 2018 und Sonntag, den 17. Juni 2018 wird es
jeweils um 15 und 16 Uhr öffentliche Vorstellungen auf dem Römerberg
in Frankfurt geben.

»Klasse Kinder!« steht dann für Aufführungen in Schulen, an
öffentlichen Plätzen und weiteren Orten im Rhein-Main-Gebiet zur
Verfügung.

Dies ist eine Produktion der Tanzplattform Rhein-Main, ein Projekt des
Künstlerhaus Mousonturm und des Hessischen Staatstballetts, in
Koproduktion mit Kampnagel und Hellerau Europäisches Zentrum der
Künste Dresden. Unterstützt durch NATIONALES PERFORMANCE NETZ (NPN)
Koproduktionsförderung Tanz, gefördert von der Beauftragten des
Bundesregierung für Kultur und Medien.

Die Aufführungen sind mobil und ohne viel Aufwand zu realisieren. Zwei
Mitglieder von LIGNA betreuen die Aufführungen vor Ort.

Informationen und Tickets:

Tanzplattform Rhein-Main

https://www.tanzplattformrheinmain.de

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden
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GEGENWIND/758: Tag (zur Abschaffung) der Bundeswehr


Gegenwind Nr. 357 - Juni 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Krieg & Frieden

Tag (zur Abschaffung) der Bundeswehr

von Ralf Cüppers



Zum vierten Mal will sich die Bundeswehr an einem Junisonnabend
feiern lassen. Wir nutzen diesen Tag wie in den drei Jahren zuvor, für
unser Ziel Bundeswehr abschaffen zu werben.


2015 wurde von Antimilitarist*innen auf der Gorch Fock in der
Marineschule Mürwik das Transparent "War starts here" in den Mast
gehängt. 2016 besuchte der Tod den Bundeswehrstandort Hohn, da es beim
Militär immer viel für ihn zu tun gibt. Und 2017 vor der
Marineunteroffiziersschule in Plön:

In diesem Jahr findet der Tag (zur Abschaffung) der Bundeswehr wieder
vor der Marineschule in Flensburg Mürwik statt. Unsere Aktionspräsenz
findet am 9. Juni ab 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr in der Kelmstaße vor der
Marineschule in Flensburg statt. Die DFG-VK Flensburg meldet wieder
eine Mahnwache an. Antimilitaristinnen und Antimilitaristen aus
anderen Gruppen und Organisationen sind herzlich eingeladen, sich
diesem Protest anzuschließen, gerne mit eigenen Beiträgen.

Die weitere Aufrüstung der Bundeswehr wird mit der angeblich fehlenden
Fähigkeit der militärischen Landesverteidigung gerechtfertigt. Dafür
werden immer neue militärische Bedarfsszenarien erfunden und neue und
alte Feindbilder installiert, zum Beispiel Russland. Wenn
Militärbefürworter von Landesverteidigung sprechen, meinen sie nicht
die territoriale Verteidigung. Es geht darum, die wirtschaftlichen
Interessen auch militärisch wahrzunehmen. Deswegen findet die
"Landesverteidigung" in Afghanistan, Syrien und Mali, im Baltikum, an
den Küsten Afrikas statt.

Aber auch die territoriale militärische Landesverteidigung bedeutet
Krieg. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein industriell und
technologisch hoch entwickeltes Land, dessen Infrastruktur im Krieg
zerstört würde. Die Auswirkungen auf die Bevölkerung wären
katastrophal, wenn das Stromnetz, die Wasserversorgung und andere für
das alltägliche, zivile Leben notwendige Infrastruktur zerstört würde.

Die Aufrüstung der Bundeswehr verschlingt Steuermilliarden, die für
ein Leben in Wohlstand und Sicherheit für alle fehlen. Die Bundeswehr
verteidigt nicht unseren Wohlstand und unsere Sicherheit, sie zerstört
sie durch ihre Existenz. Wer keinen Krieg mehr möchte, muss sich für
systematische Abrüstung bis hin zur Abschaffung der Bundeswehr
einsetzen.

Wenn andere mit der Forderung "Keine 2 %" 'Abrüstung' fordern, ist es
eine Mogelpackung. Denn es bedeutet nur keine weitere Steigerung der
Aufrüstung. Wenn es nur um den Erhalt des jetzigen Standes der
Bundeswehr ginge, müsste der Rüstungshaushalt auf unter 1 % des
Bruttoinlandsproduktes gekürzt werden. Denn der derzeitige
Rüstungshaushalt von 1,3 % enthält schon jetzt zahlreiche
Aufrüstungsvorhaben.

Vertreter der SPD wären schon zufrieden, wenn der Rüstungshaushalt
nach den Plänen von SPD-Finanzminister Scholz in 2019 nur um weitere 5
Milliarden Euro gesteigert würde, da das Ministerium von Frau von der
Leyen schon im nächsten Jahr 12 Milliarden mehr haben will. Aber auch
5 Milliarden Euro mehr für die Bundeswehr sind eine Beschleunigung der
militärischen Aufrüstung.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 357 - Mai 2018, Seite 7

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6661: Süditalien - Erntehelfer aus Mali erschossen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Süditalien: Erntehelfer aus Mali erschossen

Von Marianne Arens

7. Juni 2018



In Kalabrien ist am 2. Juni ein junger Mann aus Mali erschossen worden.
Soumaila Sacko (29) hinterlässt seine Frau und eine fünfjährige Tochter in
Mali und Freunde und Kollegen in Süditalien. Er hat als Erntehelfer
gearbeitet und als Aktivist der Basisgewerkschaft USB für die Rechte der
afrikanischen Tagelöhner gekämpft.

Soumaila Sacko war einer von tausenden von Arbeitern, die als Erntehelfer
und Tagelöhner für einen Hungerlohn auf den Obst- und Gemüseplantagen der
Agrarbetriebe im Hinterland von Gioia Tauro schuften, und die in Zelten,
Baracken oder improvisierten Hütten aus Holz und Plastikplanen leben
müssen.

Das Ereignis ist nicht zu trennen vom Rechtskurs der neuen Regierung in
Rom [1], die am selben Tag vereidigt wurde. Die Koalition aus Lega und Fünf
Sternen hat angekündigt, innerhalb von 18 Monaten eine halbe Million
Flüchtlinge abzuschieben und alle Sans-Papiers in Internierungslagern
einzusperren. Der Innenminister und Vizepremier, Lega-Chef Matteo Salvini,
hatte wenige Stunden zuvor ausgerufen: "Den Illegalen rufen wir zu: Die
Party ist vorbei!" Sie sollten "ihre Koffer packen".

Am selben Samstagabend befand sich Soumaila mit zwei Landsleuten unterwegs
auf der Suche nach Baumaterial für eine improvisierte Unterkunft. Auf dem
Gelände einer verlassenen, ehemaligen Ziegelfabrik suchten sie nach
Blechstücken, als ein Unbekannter seinen Fiat Panda anhielt und begann, mit
dem Gewehr auf sie zu schießen. Obwohl sie noch versuchten, sich in Deckung
zu bringen, wurde Soumaila in den Kopf getroffen. Er starb auf der Stelle.
Ein zweiter wurde am Bein verletzt.

Am Montagmorgen legten über 2000 Erntehelfer in San Fernandino, wo Soumaila
gelebt hatte, und in der ganzen Umgebung die Arbeit nieder. An einem
Protestzug beteiligten sich hunderte Arbeiter, während die Polizei die
Unterkünfte der Wanderarbeiter vor Journalisten abriegelte.

Ein Freund von Soumaila hielt eine Rede, in der er die "absolute Sklaverei
und Ausbeutung" anprangerte und sagte: "Soumaila hat - wie viele Arbeiter
hier - für wenige Euro am Tag geschuftet (...) Er war ein Mensch und ein
Arbeiter. Er war Erntearbeiter wie tausende in Italien. Wir wollen die
volle Wahrheit wissen, wir fordern Gerechtigkeit. Und wir verlangen
vernünftige Unterbringung für alle Arbeiter!"

Die Todesschüsse haben erneut den Blick auf die entsetzlichen Umstände
gerichtet, unter denen tausende Wanderarbeiter in Süditalien leben müssen,
während sie die Orangen, Zitronen, Mandarinen, Tomaten und Kiwi einbringen,
die in ganz Europa verkauft werden. Sie erhalten dafür etwa 25 Euro am Tag,
von dem aber meist der Vorarbeiter noch einen Pizzo [Schutzgeld] von fünf
Euro abzieht. Ein großer Teil der Arbeiter haben gar keinen Arbeitsvertrag,
sondern sie werden als Tagelöhner für ein paar Stunden angeheuert und nach
gefüllten Kisten bezahlt.

Die Ärzteorganisation Medu, die Sanitätsstellen für die Wanderarbeiter
unterhält, hat Berichte über ihre extrem schlechte Versorgung und
gesundheitliche Verfassung veröffentlicht. Die Ärzte beklagen, dass die
Arbeitgeber weder Mineralwasser noch Arbeitshandschuhe und
Sicherheitsschuhe zur Verfügung stellten. Auch müssten die Arbeiter lange
Wegstrecken zu Fuß zurücklegen, weil es keine öffentlichen Verkehrsmittel
gibt. Infolge der harten körperlichen Arbeit seien die Arbeiter oftmals
krank, und viele seien unterernährt. Die Arbeiter lebten zu Dutzenden
zusammengepfercht in Massenunterkünften, die weder über Strom noch über
fließendes Wasser verfügten. Auch sei die Toilettensituation katastrophal
und völlig unhygienisch.

Der Ort San Fernandino liegt in unmittelbarer Nachbarschaft von Rosarno,
der Stadt, in der es vor acht Jahren zu einem Massenaufstand [2] gekommen
war. Damals wurden von den Politikern große Versprechungen gemacht, bessere
Unterkünfte und Bedingungen für die Wanderarbeiter zu schaffen. Doch im
Wesentlichen haben sich nur zwei Dinge geändert: die polizeiliche Präsenz
wurde aufgestockt, und außerhalb von Rosarno wurden große Zeltstädte
errichtet, in denen die Arbeiter heute genauso elend leben wie damals in
den Lagerhäusern.

Die meist jungen Arbeiter stammen aus Mali, Burkina Faso, Ghana,
Elfenbeinküste oder Senegal, und viele von ihnen haben keine Papiere und
werden deshalb wie Sklaven behandelt. Die Obst- und Gemüseernte wird in
wachsendem Maß von der 'Ndragheta, der kalabresischen Mafia, kontrolliert.

Bezeichnenderweise schrieben mehrere Zeitungen zunächst, Soumaila sei beim
Stehlen überrascht worden. Das ist offensichtlich nicht wahr, da der
Tatort, die stillgelegte Ziegelei, seit Jahren verfallen und verlassen ist.
In Wirklichkeit lässt die Tatsache, dass Soumaila aktiver Gewerkschafter
war, auch ganz andere Schlüsse zu. In jedem Fall hat hier jemand
kaltblütig, bewusst und gezielt auf die afrikanische Arbeiter geschossen.

Am Dienstag wurde ein 43-jähriger Landwirt namens Pontoriero festgenommen.
Das Phantombild, das mit Hilfe der zwei Überlebenden erstellt wurde, und
die Hinweise auf das Auto führten zu ihm, und Pontoriero wurde unter
Mordverdacht festgenommen. Wie die Zeitung Corriere della Sera schreibt,
soll die Familie Pontoriero in Verbindung mit der Ndrangheta stehen. Dieser
Mafia-Zweig beherrscht in der Region große Teile des Geschäfts mit Gemüse
und Zitrusfrüchten.

Am Dienstag und Mittwoch gab es Streiks und Proteste unter anderem in Vibo
(Kalabrien), Melfi (Basilicata), Teramo (Abruzzen), Cagliari (Sardinien)
und Vicenza (Veneto), während die Basisgewerkschaft USB und mehrere NGOs
und andere Organisationen weitere Demonstrationen angekündigt haben. Die
Proteste richten sich auch gegen die neue Regierung und ihren erklärten
rassistischen Kurs.

Der neue Ministerpräsident, Giuseppe Conte, sah sich in seiner Antrittsrede
im Senat gezwungen, auf den Fall einzugehen. "Wir sind durchaus nicht
gefühllos", behauptete Conte, der den Mord an Soumaila Sacko einen
"tragischen und beunruhigenden Zwischenfall" nannte. Die Politik werde sich
"um das Drama dieser Personen kümmern", erklärte Conte.

Offensichtlich ist die Besorgnis der neuen Regierung groß, dass sich die
Proteste im Süden mit Streiks und Demonstrationen im Norden verbinden
könnten. Für den kommenden Samstag, den 9. Juni soll in Mailand eine
größere Demonstration gegen Rassismus und Ausbeutung stattfinden.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/02/pers-j02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2010/01/rosa-j12.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2259: Polizeistaat im Anmarsch


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Polizeistaat im Anmarsch

Die CSU "schützt" den Staat vor seinen Bürgern

von Paul B. Kleiser



Angesichts des drohenden Verlustes der absoluten Mehrheit bei den
Landtagswahlen am 14. Oktober schlägt die neue CSU-Regierung von
Markus Söder wild um sich. Einerseits fährt sie eine
"Sicherheitspolitik", die vor allem in einer Aufrüstung der Polizei
besteht, wiewohl Bundesinnenminister Seehofer ("Heimathorst") gerade
verkünden musste, dass 2017 deutlich weniger Straftaten verübt wurden
- und Bayern besonders sicher ist. Andererseits lautet die
Kampfparole, "der Islam gehört nicht zu Deutschland", was bedeutet,
dass man den Geflüchteten aus islamischen Ländern das Leben durch
"Asylzentren" möglichst schwer machen und Helfer abschrecken möchte;
eine Vielzahl soll umstandslos abgeschoben werden. Landesgruppenchef
Alexander Dobrindt möchte die AfD unbedingt rechts überholen; deshalb
schimpft er über eine angeblich "aggressive Anti-Abschiebe-Industrie",
die Geflüchteten auch noch Rechte verschaffen will. Zur
Grenzsicherung, eigentlich Aufgabe der Bundespolizei, soll eine eigene
bayrische Polizeitruppe geschaffen werden.

Das "christliche" Bayern sollen Kreuze dokumentieren, die nicht nur
die Gipfel der Berge zieren, sondern hinfort an den Eingängen aller
öffentlichen Gebäude angebracht werden sollen. Sogar der Münchner
Kardinal Reinhard Marx verwahrte sich gegen diesen Missbrauch. Ein
Leser der Süddeutschen schrieb: "Wenn mir ein machtgeiler
Wahlkämpfer Kreuze im Dutzend vor die Nase hängen will, dessen ganze
Politik Minderheiten, Schwache und Verfolgte mit Füßen tritt, die
'geringsten Brüder des Gekreuzigten' also, und dessen Partei die
ekelhaftesten Diktatoren von Pinochet bis Orbán umarmt hat, dann
verbitte ich mir diese Heuchelei."


Willkür statt Recht

Schon beim neuen "Psychisch-Kranke-Hilfe-Gesetz" wurde der Begriff der
"drohenden Gefahr" eingeführt, der an die Stelle der "konkreten
Gefahr" tritt. Das Verfassungsgericht hatte diesen juristisch
problematischen Begriff vergangenes Jahr zugelassen, jedoch nur im
engen Zusammenhang mit Terrorismus. Nun meint die CSU, dieses Konzept
breit auswalzen zu können, so dass eine massive Absenkung der
"polizeilichen Eingriffsschwelle" erreicht wird. Psychisch Kranke
werden nun immer als "potenziell gefährlich" angesehen, so dass
möglichst viele Daten gesammelt und gespeichert werden und die
Überwachung forciert wird.

Sodann war die Polizei an der Reihe: Nach dem neuen
Polizei-Aufgaben-Gesetz (PAG) können Menschen viel leichter und länger
(bis zu drei Monaten, dann kann ein Richter das um jeweils weitere
drei Monate verlängern) präventiv in Haft gehalten werden, auch wenn
sie gar keine Straftat verübt haben. "Vorbeugehaft - seit 85 Jahren
bewährt", hätte eine etwas zynische Parole lauten können.

Laut Heimathorst begreift die CSU das PAG als "Muster", das auch in
anderen Bundesländern Nachahmung finden soll. Wie soll aber ein Mensch
aus der Haft heraus beweisen, dass von ihm keine Gefahr ausgeht? Gerne
wird behauptet, hätte man den Berliner Attentäter Amri rechtzeitig
festgesetzt, würden die Getöteten noch leben. Doch kein PAG kann
gewährleisten, dass die Behörden (wie im Fall Amri unterblieben)
ordentlich arbeiten - ganz im Gegenteil. Außerdem handelte es sich bei
ihm eindeutig um einen Straftäter!

Des weiteren darf die Polizei künftig Telefone abhören, Computer und
Clouds durchsuchen oder heimlich die Post überwachen - und zwar ohne
dass eine konkrete Gefahr vorliegt. Eine junge Demonstrantin hielt als
Kommentar ein Schild hoch: "Passwort vergessen? 110". Zwar muss ein
Richter die Überwachung überprüfen, aber wie soll jemand feststellen,
ob in Zukunft eine Gefahr droht? Häufig werden nun die falsche
Religion oder der nicht genehme Lebenswandel als Argumente herhalten
müssen.

Alle Formen der Identitätsfeststellung bis hin zu DNA-Tests sollen
jetzt erlaubt sein. Auch eine "intelligente Videoüberwachung" soll
gegen Einzelpersonen und Wohnungen möglich sein, ja sogar die
"Unterbrechung der Telekommunikation" oder des Zugangs zu Rundfunk und
Fernsehen. Außerdem Online-Durchsuchungen sowie das Betreten von
Privatwohnungen zu diesem Zweck.

Die Polizei soll in Zukunft auch Vorladungen zwangsweise vollstrecken
oder Kontakt- und Aufenthaltsverbote durchsetzen dürfen. Als im
vergangenen Juli eine Gruppe junger Leute aus Rosenheim nach Hamburg
reisen wollte, um gegen den G7-Gipfel zu demonstrieren, verfügte die
Polizei ein Verbot, Rosenheim zu verlassen, das allerdings vor Gericht
keinen Bestand hatte. Offensichtlich möchte die CSU diese Schmach
auswetzen.

Versammlungen und Demonstrationen sollen zukünftig vollumfänglich
gefilmt werden dürfen. Neben festen Kameras sollen die Polizisten in
Zukunft Body-Cams tragen, wobei sie löschen können, was ihnen nicht in
den Kram passt. Sogar bei Durchsuchungen in privaten Wohnungen sollen
diese Kleinkameras laufen dürfen! (In den USA wurden viele
gewalttätige Polizisten durch diese nicht abschaltbaren Kameras
überführt - das soll in Bayern natürlich nicht passieren!)


Widerstand

Der Rechtsanwalt Hartmut Wächtler, der bei der Anhörung zum Gesetz im
Bayrischen Landtag auch als Gutachter aussagte, fasste seine
Einschätzung wie folgt zusammen: "Die Zusammenschau dieser Befugnisse
ergibt das Bild einer praktisch vollkommenen Kontrolle der Polizei
über die Existenz der betroffenen BürgerInnen, ihre Privatsphäre, ihre
Lebensweise und ihren Aufenthaltsort, ihre Kommunikation mit Freunden
und Geschäftspartnern, die Personen, mit denen sie sich treffen und
nicht zuletzt die Verfügungsmacht über ihr Vermögen. Wer hier an
George Orwell denkt, liegt nicht falsch."

Angesichts dieser Repressionspolitik der CSU riefen über 90 Verbände
und Organisationen zu einer Großdemonstration am 10. Mai nach München
auf. Statt der erwarteten 10.000 kamen bis zu 50.000 Demonstrierende,
in der großen Mehrheit junge Leute. Die Demo musste ohne vorherige
Kundgebung gestartet werden, weil der Marienplatz völlig überfüllt war
und immer mehr Menschen nachdrängten. Hunderte Demonstrierende hielten
selbstgemalte Schilder hoch, auf denen sie fantasievoll die Ausweitung
der polizeilichen Aufgaben geißelten.

Dies war die größte Demo seit vielen Jahren; nicht nur die
Süddeutsche Zeitung meinte, über der Veranstaltung habe ein
Hauch von Wackersdorf gelegen. Damals brachte eine große
Bürgerkoalition das Straußsche Vorzeigeprojekt einer atomaren
Wiederaufbereitungsanlage in der Oberpfalz durch ihren beharrlichen
Widerstand zum Scheitern.
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VORWÄRTS/1383: Weisser Schnee in der Karibik


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 31. Mai 2018

Weisser Schnee in der Karibik

von Andreas Boueke



Die Karibikinsel Hispaniola vereint zwei Staaten, Haiti und die
Dominikanische Republik. Zudem verbindet sie zwei Kontinente, Amerika
und Europa, denn die Dominikanische Republik ist ein Brückenstaat des
Drogenhandels. Eine Drogenspur von Hispaniola nach Europa.


Auf dem Index der menschlichen Entwicklung aller amerikanischer
Staaten liegt Haiti weit abgeschlagen auf dem letzten Platz. Im
Nachbarland Dominikanische Republik ist sich der Staatsanwalt Eluterio
Cuevas bewusst, dass die haitianischen Behörden dringendere Probleme
haben, als den Drogentransit zu unterbinden: "Unsere Insel liegt
mitten in einem Korridor der Karibik, den die Kartelle in Venezuela
und Kolumbien nutzen. Sie machen hier Station, weil die Strände in
Haiti gross sind und die lange Grenze zu uns die Kontrollen schwierig
macht."


Ein Transitland

Aus Kolumbien kommt tonnenweise Kokain in die Karibik. Mit jedem Paket
verdienen die haitianischen FischerInnen zehntausend, elftausend
Dollar, weit mehr als ein ganzes Jahresgehalt. Der wichtigste
Absatzmarkt der international gut vernetzten dominikanischen
DrogenhändlerInnen ist Europa, obwohl die USA geografisch näher
liegen. Doch der Bedarf dort wird vorwiegend über andere Routen
gedeckt. Aber egal wo die Drogen landen, der Staatsanwalt Eluterio
Cuevas ist in jedem Fall frustriert, dass sich die dominikanische
Justiz ständig um Delikte kümmern muss, für die eigentlich die weit
entfernten KonsumentInnenländer zuständig sind. "Die Dominikanische
Republik ist nichts weiter als ein Transitland. Einmal hatte ich einen
Fall mit tausend Kilo Kokain. Das kam zwar in unserem Land an, war
aber natürlich nicht dafür bestimmt, hier zu bleiben."

Sobald Kokain aus Haiti über die Grenze der Dominikanischen Republik
in den Osten der Insel transportiert worden ist, hat es seinen Wert
mindestens verdoppelt, erklärt der Drogenbeauftragte Antonio Cintron:
"Die Pakete werden zu unseren Flughäfen gebracht. Wir haben eine gut
ausgebaute touristische Infrastruktur. Von der Hauptstadt Santo
Domingo aus starten täglich Maschinen, die den europäischen Tourismus
bedienen, aber auch aus Punta Cana, Puerto Plata y La Romana. Viele
dieser Flieger sind buchstäblich Drogentransporter und werden so zu
einem Problem für Europa."


Transport mit "Mulas"

Es ist kein Geheimnis, dass viele Staatsangestellte der
Dominikanischen Republik in den Drogenhandel verwickelt sind. Die
dominikanischen Medien berichten häufig von organisierten
Händlerringen, an denen PolizistInnen, PolitikerInnen und Zollbeamte
beteiligt sind. Denn das meiste Kokain verlässt die Dominikanische
Republik wieder. Den Transport übernehmen unter anderem Frauen und
Männer, die als Drogenkuriere arbeiten, sogenannte "Mulas", Packesel.
Einer dieser Drogenkuriere war der Tanzlehrer Emilio. Mit seinem
Salsaunterricht hatte er selten mehr als dreihundert Euro im Monat
verdient. "Dann bin ich viermal nach Spanien gereist", erzählt er.
"Dafür habe ich über hunderttausend Euro bekommen."

Emilio wusste, dass er nicht der einzige Drogenschmuggler im Flugzeug
war: "Jeden Tag starten fünfzehn oder zwanzig Personen in der
Dominikanischen Republik, die jeweils mindestens 700, 800 Gramm Kokain
geschluckt haben, höchstens ein Kilo. Sobald du auf dem Flughafen in
Madrid ankommst, triffst du einen Verbindungsmann, der dir Tabletten
gibt. Nachdem du die Tütchen in Form kleiner Eiern ausgeschieden hast,
bekommst du sofort 34.000 Euro in bar. So jedenfalls wurde ich
bezahlt."


Schnelles Geld

Emilios erste Reise nach Europa verlief problemlos. Damals reiste er
als Tourist, ganz legal, ohne Drogen. Ein spanischer Freund hatte ihn
eingeladen, um ihm die Salsaszene in Madrid zu zeigen. Er wollte ihn
als Tanzlehrer anheuern. In einer Diskothek lernte er einen
Kolumbianer kennen, der den Drogenhandel der Umgebung kontrollierte.
"Er konnte nicht tanzen und wollte, dass ich mit seinem Mädchen tanze.
So entstand Vertrauen." Bald schon konnte Emilio beobachten, wie der
Mann seine Geschäfte abwickelte. "Ich sagte ihm, dass ich auch gut
Geld verdienen möchte. Da hat er geantwortet: 'Das ist einfach. Jetzt
gleich kommt hier ein Junge rein. Den setzen wir auf einen Eimer.' Der
Junge kam und sie schoben ihm vier Schläuche in den Rachen. Ausserdem
gaben sie ihm eine Tablette. Sofort fing er an, die kleinen Eier
auszuscheiden, 10 Gramm jedes Ei."

Der junge Drogenkurier bekam 30.000 Euro in bar ausgehändigt,
verabschiedete sich und verschwand. Emilio war beeindruckt. So schnell
wollte auch er Geld verdienen. "Ich sagte: 'Ich mache sofort eine
grosse Ladung.' Der Kolumbianer meinte: 'Dann musst du 900 Gramm
schlucken.'"


Gewalt und Korruption

Anfangs wusste Emilio nicht wirklich, mit wem er sich eingelassen
hatte. Die DrogenhändlerInnen sind gefährlich, aber auf den ersten
Blick sieht man ihnen das nicht an. "Sie sehen aus wie ganz normale
Leute", erinnert sich Emilio. "Aber wer ihre Anweisungen nicht genau
befolgt, dem ergeht es schlecht. Die verstehen keinen Spass, auch wenn
es nur um ein einziges Ei von zehn Gramm geht. Ich habe gesehen, wie
sie jemandem einen Finger abgeschnitten haben. Oder sie lassen einen
deiner Familienangehörigen verschwinden."

Der Transport der Drogen ist meist Aufgabe junger Leute. Ein grosser
Teil der Beteiligten am internationalen Drogentransit sind noch keine
dreissig. Die Personen im Hintergrund sind älter. "Zuallererst musst
du ihnen ein Foto deiner Familie geben. Jeder Packesel gibt seine
Familie als Garantie, damit sie sicher stellen, dass du die Drogen
nicht einfach behältst und woanders verkaufst. Die sind ja nicht blöd.
Niemand wird dir eine Menge Drogen geben, ohne sich abzusichern, dass
du sie auch zurückgibst."

Später erfuhr Emilio, dass die Bosse ihr Sicherheitsnetz nicht nur mit
Drohungen und Gewalt gespannt halten, sondern auch mit Korruption und
Bauernopfern. "Sie riskieren natürlich nicht, dass gleich zwölf Leute
auf einmal inhaftiert werden. Irgendjemand auf dem Flughafen bekommt
Geld und weiss dann schon, wen er durchlassen muss. Ihm wird gesagt,
wie der Kurier angezogen ist und er stellt den Scanner so ein, dass
die Drogen durchkommen. Das kostet jedesmal eine Stange Geld, die
nicht für alle zwölf bezahlt werden kann. Einige kommen durch, aber
drei, vier werden geschnappt. Die Leute mit den Drogen im Bauch wissen
nicht, dass sie in die Höhle des Löwen laufen. Sie denken nur an das
Geld. Solange sie nicht inhaftiert werden, ist es ihnen egal, was den
anderen passiert."


Hinter Gitter

Emilio hatte Glück, der spanische Zoll erwischte ihn nie. Doch dann
organisierte er auf eigene Faust einen Kleintransport. Bei seiner
Ankunft auf dem Flughafen von Santo Domingo wurde er verhaftet. "Ich
wollte ein bisschen Haschisch aus Spanien mitbringen, damit die
Kollegen hier in der Dominikanischen Republik das mal probieren. Ich
hatte fünf Eier geschluckt. Bei der Ankunft holten mich die Zöllner
aus der Warteschlange und brachten mich in ein Büro. Sie schmierten
mir eine Creme auf den Bauch und hielten einen Apparat darüber. Der
Scanner machte sofort 'huahuahua', weil er die Eier mit Haschisch
erkannt hat."

Emilio kam ins Gefängnis, vier Jahre lang. Dort wurde er selbst
abhängig. Hinter Gittern ist es noch einfacher als draussen, Drogen zu
besorgen. Seit einigen Jahren bleiben immer mehr Drogen in der
Dominikanischen Republik hängen, erklärt der Fahnder Antonio Cintron:
"Für die Bosse des Drogenhandels ist das Leben hier sehr billig.
Deshalb bleiben sie länger und bezahlen einen Teil ihrer Kosten mit
Kokain. So bleiben neben Geld und Waffen auch immer mehr Drogen im
Land. Das führt dazu, dass die dominikanische Jugend der Sucht
verfällt. Die jungen Leute verlieren viel Zeit in Gefängnissen und
Krankenhäusern."


Nebeneffekt: Drogenabhängigkeit

Die meisten Drogen werden in der Hauptstadt Santo Domingo konsumiert.
Die britische Sozialwissenschaftlerin Bridget Wooding sitzt in einem
Büro des Studienzentrums für Migration in der Karibik, das auch
Berichte über den internationalen Drogenhandel veröffentlicht. "Die
Karibik ist ein wichtiges Frachtgebiet für Drogen", sagt sie. "Deshalb
leidet die Region nicht nur stark unter dem Drogenhandel, sondern es
gibt auch den Nebeneffekt der Drogenabhängigkeit junger Leute."

In Europa war Kokain früher eine exklusive, besonders teure Droge.
Heute kann man das weisse Pulver für einen viel geringeren Preis
kaufen. Das Angebot ist gross. Auch deshalb bezahlen die
internationalen Drogenkartelle ihre HelfershelferInnen in der
Dominikanischen Republik heute oft nicht mehr mit Geld, sondern mit
Drogen. So hat sich die Zahl der KokserInnen und Drogentoten in Santo
Domingo vervielfacht. Bridget Wooding meint: "Es gibt zwar ein paar
Versuche, effektive Rehabilitation zu organisieren. Aber diese Arbeit
wird von nur wenigen Zentren geleistet. Sie alle haben nicht genug
Mittel und zu wenig Personal."

So hat der Drogenkonsum ganze Stadtviertel der Hauptstadt Santo
Domingo verändert. Die Sucht breitet sich ungehindert aus, ohne
staatliche Kontrolle und effiziente Rehabilitationsmassnahmen. Das
meiste Kokain aber wird weitertransportiert, bis dass es in Europa auf
Strassen, in Diskotheken oder Büros an die KonsumentInnen verkauft
wird.

 * 
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GEWERKSCHAFT/206: Einigung für Zeitschriften-Redaktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Juni 2018

Einigung für Zeitschriften-Redaktionen: 

4,3 Prozent mehr Geld in zwei Stufen und Besserstellung für
Berufseinsteiger 



Berlin - In der dritten Verhandlungsrunde für die 6000
Zeitschriftenredakteurinnen und -redakteure in Verlagen für Fach- und
Publikumszeitschriften und kirchliche Publikationen haben sich ver.di
und DJV mit dem Zeitschriftenverlegerverband (VDZ) auf
Tariferhöhungen geeinigt.

In zwei Stufen sollen die Gehälter zunächst um 100 Euro Festbetrag ab
Juli 2018 und danach um 2 Prozent ab November 2019 erhöht werden.
Der Tarifabschluss hat eine Laufzeit über 30 Monate bis Ende Oktober
2020.

"Wir haben eine stärkere Tariferhöhung für Berufseinsteiger
durchgesetzt. Die Erhöhung um 100 Euro führt zu einem Einstiegsgehalt
von 3.398 Euro. Darauf kommen dann noch 68 Euro durch die zweite
lineare zweiprozentige Erhöhung. Für alle Redakteurinnen und
Redakteure führt die Einigung zu einer Tarifsteigerung von
durchschnittlich 2,3 Prozent in der ersten Stufe und dann 2 Prozent
linear für alle. Vor dem Hintergrund ist die Laufzeit bis Ende
Oktober 2020 verschmerzbar," erklärte ver.di-Verhandlungsführer
Matthias von Fintel.

Für Volontärinnen und Volontäre wurde eine Erhöhung um 3 Prozent ab
Juli 2018 und zwei Prozent ab November 2019 vereinbart.
Das Tarifergebnis hat eine Erklärungsfrist bis zum 29. Juni 2018.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/1709: Deutschlandfunk Kultur - Die Lange Peter-Rühmkorf-Nacht, 9.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hochseil

Die Lange Peter-Rühmkorf-Nacht

Von Charlotte Drews-Bernstein
Lange Nacht
Samstag, 9. Juni 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Peter Rühmkorf (1929-2008) hat sein Gedicht "Hochseil" am 1. Oktober
1975 in einem NDR-Studio zum ersten Mal vorgelesen. Es schließt mit
den Zeilen: "Ich schwebe graziös in Lebensgefahr grad zwischen Freund
Hein und Freund Heine." Das vom Absturz gefährdete Herumturnen auf
einem "Hochseil" kann man durchaus als Lebensbild nehmen. Nach dem Tod
des Dichters im Juni 2008 hat die Autorin Charlotte Drews-Bernstein
seine frühen Sandkistengespielen, ehemaligen Mitschüler, seine Cousine
und Ehefrau und viele andere Weggefährten um ihre Erinnerungen an den
Dichter, Essayisten, Porträtisten und "Zeitmitschreiber" gebeten.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2583: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit dem Ensemble Resonanz, 9.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Das Ensemble Resonanz

Samstag, 9. Juni 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



In seiner Heimatstadt Hamburg lockt das 1994 gegründete Ensemble
Resonanz mit mehreren Konzertreihen regelmäßig ein bunt gemischtes
Publikum - ob als Residenzensemble vom Kleinen Saal der
Elbphilharmonie oder mit der experimentellen Konzertreihe "Urban
string" im Resonanzraum, dem eigenen Spielort ganz nah am hippen
Schanzenviertel. Musikalisch vereinen die Programme neueste Musik mit
Werken aus früheren Jahrhunderten. Das basisdemokratisch organisierte
Ensemble Resonanz arbeitet ohne festen Dirigenten, dafür mit
Residenzkünstlern wie der Bratschistin Tabea Zimmermann oder der
Geigerin Isabelle Faust. Einladungen führten das 18-köpfige
Streichorchester in viele Länder und nun ans Radiomikrofon im
Deutschlandfunk, vertreten von der Konzertmeisterin Juditha Haeberlin,
dem Geiger David-Maria Gramse und dem Bratschisten Justin Caulley.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1575: WDR 5 - Was läßt sich mit Nietzsches Philosophie heute anfangen? 9.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Mit dem Hammer philosophieren"

Der große Abend über Friedrich Nietzsche

WDR 5 live von der phil.cologne

Samstag, 9. Juni 2018, 21.05 - 23.00 Uhr, WDR 5



Bei der sechsten phil.cologne widmet WDR 5 dem großen Philosophen am
9. Juni von 21.05 - 23.00 Uhr einen ganzen Abend. Bei der
zweistündigen Veranstaltung und Live-Sendung "Mit dem Hammer
philosophieren" diskutiert Moderator Jürgen Wiebicke mit dem
Nietzsche-Forscher Andreas Urs Sommer, dem Transhumanisten Stefan
Lorenz Sorger, der Religionsphilosophin Saskia Wendel sowie dem
Philosophen und Satiriker Peter Zudeick über Nietzsche, seine
Philosophie und was sich heute mit ihr anfangen lässt. Mit dabei sind
auch Slammer Quichotte und Pianist Mike Herting. Es liest: Alexander
Khuon.

Nietzsche gilt als der große Zertrümmerer von Werten. Er wollte sich
jenseits von Gut und Böse bewegen und der Hammer war sein
Lieblingswerkzeug beim Philosophieren. Seine Gegner kritisieren
Nietzsche als elitär und antidemokratisch, der den Nazis geistig den
Weg mitbereitet habe.

Samstag, 9. Juni 2018 - 21.05 bis 23.00 Uhr

Großer Sendesaal im WDR Funkhaus am Wallrafplatz und als Sondersendung
live auf WDR 5, außerdem als Livestream auf WDR 5.de

Auch das Philosophische Radio (WDR 5) sendet bereits am 8. Juni ab
20.00 Uhr live von der phil.cologne. An dem Abend fragt Jürgen
Wiebicke mit dem Theologen und Soziologen Hans Joas "Was ist uns heute
noch heilig? Über die Macht der Religion."

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1768: Mönchengladbach - "Textverarbeitung mit Word - Fortgeschrittene Techniken", 15.6.


Textverarbeitung mit Word - Fortgeschrittene Techniken



Die Teilnehmer lernen weiterführende Funktionen zum professionellen
und effizienten Einsatz von Word 2013 kennen.

15.6.2018, 9:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181B5213T

Kosten: 180 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 30. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1767: Mönchengladbach - "Marktübersicht Tablet Computer" am 15.6.2018


Marktübersicht Tablet Computer



Inzwischen ist der Markt für Tablet Computer genauso unübersichtlich
wie bei Smartphones. Dieser Workshop bringt Licht in den Dschungel und
hilft, Geräte, Plattformen und Tarife zu vergleichen.

15.6. bis 22.6.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0960F

Kosten: 10 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 30. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1766: Mönchengladbach - "Marktübersicht Smartphones" vom 15. bis 22. Juni 2018


Marktübersicht Smartphones



Android oder iOS, welches Gerät, welcher Provider, welcher Tarif?
Dieser Workshop bietet den Teilnehmer unabhängige Informationen.

15.6. bis 22.6.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0950F

Kosten: 10 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 30. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUGEN/470: 161 genetische Faktoren für Fehlsichtigkeit identifiziert (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.06.2018

161 genetische Faktoren für Fehlsichtigkeit identifiziert



Die internationale Forschergruppe "Consortium for Refractive Error and
Myopia" (CREAM) hat die weltweit größte genetische Studie zur
Kurzsichtigkeit in der Fachzeitschrift Nature Genetics veröffentlicht.
Daran beteiligt waren Wissenschaftler der Gutenberg-Gesundheitsstudie der
Universitätsmedizin Mainz. Die Studie identifizierte 161 genetische
Faktoren für Fehlsichtigkeit. Damit vervierfacht sich die Anzahl der
bekannten genetischen Risikofaktoren. Diese Faktoren spielen in allen
Zelltypen der Netzhaut eine Rolle. Die meisten hängen mit der Verarbeitung
von Licht zusammen. Dies unterstützt die Vermutung, dass mangelndes
Sonnenlicht ein wichtiger Auslöser für Kurzsichtigkeit ist.

Die Myopie, zu Deutsch Kurzsichtigkeit, ist die Augenerkrankung, von der
die meisten Menschen betroffen sind - Tendenz steigend. Dies ist besonders
für Menschen mit hoher Kurzsichtigkeit beunruhigend, da sie ein erhöhtes
Risiko haben, Augenkomplikationen zu entwickeln. Die Ursachen sind sowohl
genetisch als auch umweltbedingt.

Einen wichtigen Fortschritt im Verständnis der Wirkungsmechanismen der
Krankheitsentstehung hat nun die internationale Forschergruppe CREAM
erzielt, an der auch Wissenschaftler der Gutenberg-Gesundheitsstudie der
Universitätsmedizin Mainz beteiligt sind. Gemeinsam mit dem
Gentest-Anbieter "23andme" untersuchten sie Daten von mehr als 250.000 Menschen
aus Europa, Asien und Nordamerika.

Die Studie ergab 161 genetische Faktoren für sphärisches Äquivalent und
Myopie, von denen die meisten noch unbekannt waren. Neben der Hauptrolle
für die Lichtverarbeitung wurde nun deutlich, dass alle Zelltypen der
Netzhaut an der Entstehung von Kurzsichtigkeit beteiligt sind. Dies
bestätigt die Theorie, dass die innere Schicht des Auges mit der äußeren
Schicht kommuniziert, um das Auge länger wachsen zu lassen - ein
entscheidender Faktor bei der Entstehung von Kurzsichtigkeit.
"Wir wissen schon länger, dass das Bildungsverhalten ein wichtiger
Umweltfaktor bei der Entstehung von Kurzsichtigkeit ist, unter anderem aus
der Mainzer Gutenberg-Gesundheitsstudie", sagt Mitautor Univ.-Prof. Dr.
Norbert Pfeiffer, Direktor der Augenklinik und Poliklinik der
Universitätsmedizin Mainz. Welche Rolle dabei die Naharbeit beim Lesen
spielt, oder ob es eher der Mangel an Sonnenlicht ist, war bisher unklar.
Die neuen Ergebnisse liefern nun wichtige Hinweise, über welche
biologischen Mechanismen die Wirkung vermittelt werden könnte. Die
Ergebnisse unterstützen damit den wichtigsten Rat, den Prof. Pfeiffer
besorgten Eltern zur Vorbeugung der Kurzsichtigkeit geben kann: "Schicken
Sie Ihre Kinder täglich für zwei Stunden zum Spielen nach draußen, und
davon profitieren nicht nur die Augen."

Die Zunahme der Kurzsichtigkeit ist ein weltweites Phänomen, insbesondere
in Südostasien hat der Anteil von kurzsichtigen Schulkindern in den
letzten Jahrzehnten stark zugenommen. Dies ist vermutlich auf ein
gestiegenes Bildungsniveau zurückzuführen. Wer viel liest, leistet viel
Naharbeit bei meist wenig Sonnenlicht. Auf diese Sehgewohnheiten stellt
sich das Auge ein, in dem der Augapfel stärker als normal wächst. Wird
dieser aber zu lang, reicht die Brechkraft von Hornhaut und Linse nicht
aus, um auf der Netzhaut ein klares Bild zu erzeugen. Entfernte Objekte
erscheinen unscharf. Die Person ist kurzsichtig.


Originalpublikation

Genome-wide association meta-analysis highlights light-induced signaling
as a driver for refractive error. Milly S. Tedja et al. Nature Genetics
(28 May 2018).

https://doi.org/10.1038/s41588-018-0127-7

Website des augenheilkundlichen Teils der Gutenberg-Gesundheitsstudie:

http://www.unimedizin-mainz.de/augenklinik/forschung/zentrum-fuer-ophthalmologische-epidemiologie-und-versorgungsforschung/gutenberg-gesundheitsstudie.html

Website der Gutenberg-Gesundheitsstudie:

http://www.gutenberg-gesundheitsstudie.de/ghs/willkommen.html

Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die
einzige medizinische Einrichtung der Supramaximalversorgung in
Rheinland-Pfalz und ein international anerkannter Wissenschaftsstandort. Sie umfasst
mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen, die fächerübergreifend
zusammenarbeiten. Hochspezialisierte Patientenversorgung, Forschung und
Lehre bilden in der Universitätsmedizin Mainz eine untrennbare Einheit.
Rund 3.400 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz
ausgebildet. Mit rund 7.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die
Universitätsmedizin zudem einer der größten Arbeitgeber der Region und ein
wichtiger Wachstums- und Innovationsmotor.

Weitere Informationen im Internet unter

www.unimedizin-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HNO/290: Hörvermögen mit künstlichem Innenohr (idw)


Universität zu Lübeck - 04.06.2018

Hörvermögen mit künstlichem Innenohr

Neuer Hörtest kann das künftige Sprachverständnis mit Cochlea-Implantat
präzise vorhersagen



Nach Implantation einer Innenohrprothese gewinnen manche Patienten das
Hörvermögen schneller zurück als andere. Ein neuer Hörtest kurz nach der
Implantation kann nun präzise das Sprachverständnis mit Cochlea-Implantat
sechs Monate später vorhersagen.

Derzeit ist das Gehör das einzige Sinnesorgan, das sich erfolgreich
ersetzen lässt: Ein künstliches Innenohr, das sogenannte
Cochlea-Implantat, ermöglicht es ertaubten Menschen, wieder zu hören. Es wird in
die geschädigte Hörschnecke eingepflanzt, übersetzt Schall in elektrische
Impulse und überträgt sie direkt an den Hörnerv.

Jedoch sind die übertragenen Signale extrem verzerrt: Geräusche werden von
Patienten als "blechern" beschrieben, Stimmen als "roboterhaft". Manche
Patienten lernen sehr schnell, das verzerrte Sprachsignal zu deuten und
können Sprache sogar unter schwierigen Bedingungen - beispielsweise im
Hintergrundlärm einer Cocktailparty - verstehen. Andere wiederum
profitieren kaum von der Neuroprothese. Doch welche Fähigkeiten helfen bei
der Anpassung an eine solche neue Hörsituation?

Diverse Studien zeigen, dass die Dauer des Hörverlusts vor der
Implantation das künftige Sprachverständnis beeinflusst. Nun haben
Forscher gezeigt, dass auch nicht-sprachliche Hörfähigkeiten, insbesondere
die zeitliche Auflösung des Gehörs, erheblich zum Anpassungsprozess
beitragen.

In einer kürzlich veröffentlichten Studie (doi:
10.1097/AUD.0000000000000588) des Leipziger Max-Planck-Institut für
Kognitions- und Neurowissenschaften, Cochlea-Implantat-Zentrum Leipzig,
und der Universität Lübeck wurden Erwachsene mit neu implantiertem
künstlichem Innenohr getestet. Die Patienten sollten rhythmische
Modulationen in Rauschsignalen unterscheiden. Jene, die in diesem Hörtest
besser abschnitten, konnten sechs Monate später Sprachsignale besser
verstehen. Umgekehrt hatten Patienten mit geringer Sensitivität ein
erhöhtes Risiko für ein künftig schlechtes Sprachverständnis.

Für die zunehmende Zahl von Cochlea-Implantat-Trägern (derzeit ca. 150 000
in Europa) ist dieser Lernprozess von zentraler Bedeutung: Nur wenn es
ihnen gelingt, sich an das ungewohnte, reduzierte Sprachsignal anzupassen,
können sie überhaupt von ihrem Implantat profitieren und Sprache nach
einer gehörlosen Zeit (wieder) verstehen. Daher sind solche zuverlässigen
Hörtests in zweifacher Hinsicht wichtig: Einerseits können so gefährdete
Patienten frühzeitig identifiziert und einem Hörtraining empfohlen werden,
andererseits können die Algorithmen des Cochlea-Implantats verbessert und
individuell angepasst werden.


Originalpublikation:

Erb J, Ludwig AA, Kunke D, Fuchs M, & Obleser J. 

Temporal sensitivity
measured shortly after cochlear implantation predicts six-month speech
recognition outcome 

(Ear Hear. 2018 Apr 24. doi:
10.1097/AUD.0000000000000588. [Epub ahead of print]).


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29697465

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92
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Universität zu Lübeck - 04.06.2018
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FORSCHUNG/3844: Polarisierte Zellen bringen das Herz in Form (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 04.06.2018

Polarisierte Zellen bringen das Herz in Form



Am Anfang seiner Entwicklung ist das Herz ein einfacher Schlauch. Wie sich
aus ihm zunächst eine Schleife bildet und schließlich die Kammern und
Vorhöfe entstehen, berichtet ein MDC-Forschungsteam im Fachblatt Nature
Communications. Ihre Erkenntnisse helfen, die Entstehung angeborener
Herzkrankheiten besser zu verstehen.

Fast jedes hundertste Kind in Deutschland kommt mit einem Herzfehler zur
Welt. Über die Ursachen solcher angeborenen Herzerkrankungen war bisher
nur wenig bekannt. Mehr Licht ins Dunkel bringt nun eine Arbeit zur
embryonalen Herzentwicklung, die ein internationales Team um Dr. Daniela
Panáková vom Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC) in Berlin
vorstellt.

Durch ihre Experimente an Zebrafischen konnten Panáková und ihr Team am
MDC sowie Kolleginnen und Kollegen von den Universitäten Potsdam und
Zürich die Mechanismen herausfinden, über die das Herz in Form gebracht
wird. Ihre Studie erscheint zusammen mit einer weiteren Arbeit zur frühen
Herzentwicklung im Zebrafisch in der gleichen Ausgabe von Nature
Communications. In dieser Veröffentlichung berichtet die Arbeitsgruppe um
Professor Christian Mosimann von der Universität Zürich unter der
Beteiligung des Teams von Panáková, wie das Herz durch den
kontinuierlichen Zufluss von Herzvorläuferzellen zunächst eine
schlauchförmige Gestalt annimmt.

Die Herzzellen müssen neue Nachbarn finden

"Wir haben uns dann mit der Frage beschäftigt, wie sich aus dem linearen
Schlauch zunächst eine Schleife mit ihrer charakteristischen S-Form
bildet, aus der schließlich die Herzkammer und der Vorhof hervorgehen",
sagt eine der beiden Erstautorinnen der Studie, Anne Margarete Merks aus
der Arbeitsgruppe von Panáková. "Für diesen Vorgang müssen sich Herzzellen
der zweiten Generation dort einfinden und sich ihren Platz suchen." Dabei
komme es zu Verschiebungen zwischen den Zellen. "Sie verändern ihre
Nachbarn und finden neu zueinander", sagt Merks.

Wie sie und ihre Kolleginnen und Kollegen berichten, wird dieser Vorgang
durch einen Signalweg - also eine Kette chemischer Reaktionen, über die
Zellen auf äußere Signale reagieren - namens PCP-Signalweg gesteuert. Die
Abkürzung PCP steht für den englischen Begriff "planar cell polarity", auf
Deutsch planare Zellpolarität. Zwei Komponenten sind für diesen Signalweg
offenbar besonders entscheidend: die Moleküle Fzd7a und Vangl2. "Wenn wir
in den Zebrafischen die Gene für diese Moleküle ausschalteten, konnte sich
das Herz der Tiere nicht richtig entwickeln", sagt Merks: "Ganz
offensichtlich fanden die Zellen ihre künftigen Nachbarn nicht mehr."

Entscheidend ist die Spannung des Gewebes

Der PCP-Signalweg beeinflusst jedoch nicht nur einzelne Zellen, sondern
das gesamte Gewebe. "Ist der Signalweg beeinträchtigt, verändert sich die
Gewebespannung", erläutert Merks. Ohne die richtige Spannung aber findet
kein Looping statt: Die Bildung der Herzschleife ist dann behindert. Wie
die Forscherinnen und Forscher in weiteren Experimenten herausfanden, geht
die veränderte Gewebespannung darauf zurück, dass aufgrund des defekten
PCP-Signalweges das Zytoskelett der Herzmuskelzellen verändert ist. Dieses
besteht aus den Proteinen Aktin und Myosin und bewirkt, dass sich
Muskelzellen und damit auch ganze Muskel kontrahieren können.

"Gewöhnlich beobachten wir, dass das Zytoskelett in den Herzzellen nicht
überall gleich aussieht, sondern eine Polarität aufweist", sagt Merks: "An
der Oberfläche der Zellen ist es anders gestaltet als an deren Basis." Ist
der PCP-Signalweg beeinträchtigt, geht diese Polarität verloren. Als Folge
davon findet das schlauchförmige Herz nicht recht zu seiner neuen Form.
"Insbesondere der Ausflusstrakt des Herzens kann sich dann nicht richtig
bilden", sagt die Forscherin. Ein Großteil der angeborenen
Herzerkrankungen geht auf Störungen in diesem Teil des Organs zurück.

Die Ergebnisse sind auf den Menschen übertragbar

Merks und ihre Kolleginnen und Kollegen haben ihre Experimente an
Zebrafischen vorgenommen, weil diese den großen Vorteil haben, dass sich
ihr Herz sehr schnell entwickelt und bereits 24 Stunden nach der
Befruchtung zu schlagen beginnt. "Wir gehen aber fest davon aus, dass
unsere Erkenntnisse auf Säugetiere und auch auf den Menschen übertragbar
sind", sagt Panáková. "Der PCP-Signalweg ist evolutionär gut konserviert
und die an ihm beteiligten Gene sind auch beim Menschen bereits
identifiziert und mit angeborenen Herzerkrankungen assoziiert worden."

Als nächstes planen Panáková und ihr Team Studien mit Herzgewebe von
Erkrankten, die an den angeborenen Herzleiden Fallot-Tetralogie oder DORV
(double outlet right ventricle, auf Deutsch rechter
Doppelausstromventrikel) leiden. Das Gewebe erhalten sie aus einer Biobank
des Kompetenznetzes Angeborene Herzfehler. Mit ihren Experimenten will das
Forschungsteam nun genauer ermitteln, in welchem Ausmaß ein gestörter
PCP-Signalweg an der Entstehung dieser Krankheiten beteiligt ist.


Über das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin (MDC)

Das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der
Helmholtz-Gemeinschaft (MDC) wurde 1992 in Berlin gegründet. Es ist nach dem
deutsch-amerikanischen Physiker Max Delbrück benannt, dem 1969 der
Nobelpreis für Physiologie und Medizin verliehen wurde. Aufgabe des MDC
ist die Erforschung molekularer Mechanismen, um die Ursachen von
Krankheiten zu verstehen und sie besser zu diagnostizieren, verhüten und
wirksam bekämpfen zu können. Dabei kooperiert das MDC mit der Charité -
Universitätsmedizin Berlin und dem Berlin Institute of Health (BIH) sowie
mit nationalen Partnern, z.B. dem Deutschen Zentrum für
Herz-Kreislauf-Forschung (DHZK), und zahlreichen internationalen Forschungseinrichtungen.
Am MDC arbeiten mehr als 1.600 Beschäftigte und Gäste aus nahezu 60
Ländern; davon sind fast 1.300 in der Wissenschaft tätig. Es wird zu 90
Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
vom Land Berlin finanziert und ist Mitglied in der Helmholtz-Gemeinschaft
deutscher Forschungszentren. www.mdc-berlin.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/panakova

Website der AG Panakova

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung
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ARTIKEL/1483: Eppendorfer Dialog - Unterschiedliche Meinungen zur Cannabis-Therapie (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2018

Cannabis

Ohne Evidenz, aber unverzichtbar?

von Dirk Schnack



22. Eppendorfer Dialog: Die Unterschiedlichen Meinungen zur
Cannabis-Therapie prallen aufeinander. Insbesondere die Krankenkassen
sind unzufrieden mit dem Gesetz.


Das im März 2017 in Kraft getretene Gesetz zur Änderung
betäubungsmittelrechtlicher und anderer Vorschriften - besser bekannt
unter dem Begriff "Cannabis-Gesetz" - sorgt im Gesundheitswesen nach
wie vor für Diskussionsstoff. Dass dieses Thema polarisiert und nicht
nur Fachleute anzieht, zeigte die jüngste Veranstaltung des
Eppendorfer Dialogs zur Gesundheitspolitik in Hamburg: Die
Veranstalter konnten zur 22. Auflage einen Rekordbesuch mit mehr als
150 Teilnehmern im Völkerkundemuseum verzeichnen, darunter auch
zahlreiche Besucher aus Schleswig-Holstein. Die Vorträge und
Diskussionen zeigten die ganze Bandbreite an Erwartungen und Kritik zu
diesem Thema, aber auch Respekt für den von der Politik beschrittenen
Weg.

"Ich bin dankbar, dass die Politik die gesetzliche Möglichkeit
geschaffen hat, schwerkranken Menschen zu helfen", stellte etwa Prof.
Winfried Hardinghaus an den Beginn seiner Ausführungen. Für den
Palliativmediziner, Chefarzt und Bundesverdienstkreuzträger aus der
Berliner Charité steht der therapeutische Nutzen der
Cannabis-Medikation - und damit die Hilfe für Patienten - eindeutig im
Vordergrund: "Ich möchte auf meiner Station nicht auf Cannabis
verzichten müssen." Eine der für ihn noch zu lösenden Schwächen ist
die Weiterverordnung nach Entlassung von Patienten in den ambulanten
Bereich. Nach seiner Beobachtung gibt es unter verordnenden
niedergelassenen Kollegen noch Unsicherheiten. Er riet dazu, die
angebotenen Verordnungshilfen für Ärzte anzuwenden.

Die Unsicherheit der Verordner führt Arzt Dr. Detlev Parow, bei der
DAK Leiter der Abteilung Arznei-, Hilfsmittel und sonstige Leistungen,
auf zu unkonkrete Formulierungen des Gesetzgebers zurück. "Das Gesetz
ist unzureichend, es hätte präziser und klarer sein müssen", sagte
Parow. Dies ist nach seiner Darstellung auch ein Grund für viele
Antragsablehnungen durch Krankenkassen. Parow kritisierte auch, dass
die Auswirkungen bei Verabschiedung des Gesetzes unvorhersehbar
gewesen seien. Bis heute seien kaum belastbare Zahlen zu den Folgen
verfügbar. Nach seiner Hochrechnung werden mindestens 20.000 Anträge
auf Kostenerstattung pro Jahr an die gesetzlichen Krankenkassen
gestellt, wobei nach seiner Beobachtung häufig Patienten "Treiber" der
Verordnung sind. Zum Vergleich: Zu Beginn des Gesetzgebungsverfahrens
hatten nur 647 Patienten eine Ausnahmegenehmigung des Bundesinstituts
für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM). Die durchschnittlichen
Jahrestherapiekosten bezifferte Parow auf rund 30.000 Euro, was von
Apothekern im Publikum allerdings angezweifelt wurde. Fakt ist: Die
Krankenkassen sind mit dem Gesetz unglücklich, auch weil die
Therapieevidenz fehlt. Parow: "Die Evidenzlage ist unverändert
schwach. Eine Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (GBA) würde
Unsicherheiten in der Verordnung und Genehmigung beseitigen. Die
Notwendigkeit der Verordnung sollte einer regelmäßigen Prüfung
unterliegen."

Der Hamburger Rechtsanwalt Dr. Oliver Tolmein fragte in Zusammenhang
mit der Evidenzlage nach der Verantwortung. Als Cannabis nicht
verordnungsfähig war, hätte es längst Anstrengungen in diese Richtung
geben müssen, so Tolmein. Der jetzige Zustand mit Verordnungsfähigkeit
ist aus seiner Sicht zwar ein großer, aber nur ein erster Schritt nach
vorn. Nach seiner Beobachtung gibt es eine Überregulierung und
Versorgungsengpässe. Für ihn hat sich mit dem Gesetz zwar einiges,
aber "auch wiederum nicht so viel" geändert: "Auch heute haben viele
Patienten, denen ihre behandelnden Ärzte Cannabis verschreiben,
Probleme, ihre Medizin tatsächlich zu erhalten. Und gar nicht wenige
haben auch Schwierigkeiten, überhaupt Mediziner zu finden, die ihnen
Cannabis verschreiben. Das hat mit rationalen und irrationalen
Vorbehalten zu tun, aber auch damit, dass der Wissensfundus fehlt", so
Tolmein. Viele Patienten, die Cannabis nicht verordnet bekommen, gehen
mit juristischen Schritten dagegen vor. Tolmein berichtete von
täglichen Anfragen in seiner Kanzlei.

Die von ihm angemahnte Nachjustierung wird es von der Politik aber
nicht sofort geben. Das stellte die CDU-Gesundheitspolitikerin Karin
Maag klar. "Wir vertrauen den Ärzten und der Selbstverwaltung", sagte
Maag mit Blick auf strittige Fragen. Die gesundheitspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion skizzierte in Hamburg das
Zustandekommen des Gesetzes und verwies noch einmal auf die
Ausgangslage. Dabei standen zwei Themen im Vordergrund. Auf der einen
Seite: Cannabiskonsum ist keineswegs unbedenklich. "Die
Gesundheitsgefahren des regelmäßigen und länger andauernden
Cannabismissbrauchs gerade bei Jugendlichen und Heranwachsenden sind
medizinisch erwiesen. Cannabis ist nach wie vor eine der
Einstiegsdrogen und steht am Anfang vieler Drogenkarrieren, mit denen
Menschen sich ihr Leben ruinieren", warnte Maag.

Auf der anderen Seite: Hilfe für schwer kranke Menschen etwa mit MS,
Epilepsie oder chronischen Schmerzen. Bei der Frage von Cannabis als
Medizin gehe es eben nicht, so Maag, um Drogenmissbrauch und "Kiffen
auf Rezept", sondern um eine Frage der Gesundheitsversorgung. "Der
Leidensdruck bei diesen Menschen ist hoch. Deshalb haben wir
Verantwortung für einen Weg übernommen, der neu ist", sagte Maag.
Damit spielte sie auf die auch nach ihrer Wahrnehmung "dünne
Datenlage" an. Zugleich sah sich die Politik durch neue Rechtslagen
und die kritische Frage des Eigenanbaus unter Druck, wie Maag
einräumte. Unter dem Strich hält sie das Gesetz und den damit
erreichten Zustand für eine "vertretbare Lösung". Im Publikum gingen
die Meinungen darüber auseinander - und das quer durch die
Professionen. Auch Ärzte waren unterschiedlicher Meinung. Eine
Schmerzmedizinerin vermutet, dass die Politik sich erst durch die
zahlreichen Medienberichte über das Thema zu dem Gesetz hat drängen
lassen. Ein anderer Arzt dagegen verurteilte die Ablehnungen durch den
MDK, dem er "hanebüchene Begründungen" attestierte.

Die Diskussion lässt vermuten, dass die Entwicklung bei diesem Thema
noch längst nicht abgeschlossen ist - "ein Gesetz in
Nachbesserungsnöten", hieß es vonseiten des Veranstalters. Tolmein
erwartet, dass diese Entwicklung den Juristen noch viel Phantasie und
vielen Beteiligten Geduld abfordern wird. Für ihn steht fest: "Der
Gesetzgeber wird sich in Zukunft mit der Materie noch eingehend
befassen müssen."


647 Patienten hatten zu Beginn des
Gesetzgebungsverfahrens eine Ausnahmegenehmigung des BfArM. Inzwischen
sind rund 20.000 Verordnungen für eine Cannabis-Therapie ausgestellt
worden.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201805/h18054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/084: Studie zu Gewalt in Hessens Notaufnahmen gestartet (idw)


Hochschule Fulda - 04.06.2018

Hochschule Fulda hat Studie zu Gewalt in Hessens Notaufnahmen gestartet



Ein Forschungsteam aus Arbeitsmedizin, Personalmanagement und
Gesundheitswissenschaften will Empfehlungen für Präventions- und
Interventionsmaßnahmen in Notaufnahmen erarbeiten und dabei den Fokus auf
den Genderaspekt richten.

Um die Sicherheit und Gesundheit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
Notaufnahmen zu fördern, will eine interdisziplinäre Forschungsgruppe der
Hochschule Fulda Empfehlungen für Präventions- und Interventionsmaßnahmen
für (mögliche) Gewaltereignisse in Notaufnahmen erarbeiten. Im März und
April dieses Jahres hatten Medien berichtet, dass bundesweit Kliniken
zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen in Notaufnahmen installierten, um das
Personal vor Übergriffen zu schützen.

Die Datengrundlage für die Empfehlungen der Forschungsgruppe soll eine
hessenweite Online-Befragung aller Notaufnahmen liefern. Erhoben werden
sollen verbale, körperliche und sexualisierte Gewaltereignissen, die von
Patientinnen und Patienten oder von Begleitpersonen ausgehen. Der Fokus
wird dabei auf dem Genderaspekt liegen.

"Wir wollen Anhaltspunkte liefern, welche Ressourcen zur Gestaltung der
Sicherheit am Arbeitsplatz in der Notaufnahme notwendig sind", erklärt
Prof. Dr. Gamze Güzel-Freudenstein, Arbeitsmedizinerin am Fachbereich
Pflege und Gesundheit der Hochschule Fulda und Leiterin der Studie. "Aus
Sicht der Arbeitsmedizin sollten mögliche psychische Folgen bei den
Beschäftigten nach Gewalterfahrungen vermieden werden, durch die sich der
Krankenstand erhöht oder es sogar zum Ausstieg aus dem Beruf kommt",
betont sie. Doch nicht alle Beschäftigten in den Notaufnahmen reagierten
auf Gewaltsituationen in gleicher Weise. Eine erste Untersuchung liefere
Hinweise darauf, dass es sowohl bei der Art der verursachten Gewalt als
auch bei der Bewältigung von Gewaltereignissen geschlechtsbezogene
Unterschiede gebe.

Im Einzelnen will das Team aus Experten und Expertinnen der
Arbeitsmedizin, des Personalmanagements und der Gesundheitswissenschaften
daher erheben, wie häufig Gewaltereignisse gegenüber den Mitarbeitenden
der Notaufnahme vorkommen und ob Männer oder Frauen häufiger von Gewalt
berichten. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wollen zudem
untersuchen, ob Männer und Frauen Gewalterfahrungen unterschiedlich
verarbeiten. Informationen über die Tatpersonen wollen sie ebenfalls
erfassen. Zudem sollen der Bekanntheits- und Nutzungsgrad bereits
vorhandener institutioneller Präventions- und Nachsorgeangebote sowie
individuelles Belastungsempfinden und Nachsorgeverhalten erhoben werden.

Das Forschungsprojekt wird vom hessischen Ministerium für Wissenschaft und
Kunst im Rahmen des Forschungsschwerpunkts Frauen- und
Geschlechterforschung gefördert. Die Ergebnisse sollen bis Ende Juni 2019
vorliegen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hs-fulda.de/pflege-und-gesundheit/forschung/forschungsschwerpunkte/gesundheitsschutz-bei-interpersoneller-gewalt/gina/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution118
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STUDIE/062: Was ist ein Lebensjahr wert? Ein internationaler Vergleich (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 04.06.2018

Was ist ein Lebensjahr wert? Ein internationaler Vergleich



Ob eine medizinische Maßnahme von den Kassen erstattet wird, hängt in
vielen Ländern von der ökonomischen Bewertung ihres
Kosten-Nutzen-Verhältnisses ab. Eine Voraussetzung dafür ist, dass die zugrundeliegenden
Werturteile transparent und ethisch vertretbar sind. Zu den international
gebräuchlichen Referenzpunkten zählt der sogenannte "Wert eines
statistischen Lebensjahres". Wissenschaftler am Deutschen
Krebsforschungszentrum haben nun die Zahlungsbereitschaft für ein
statistisch gewonnenes Lebensjahr im internationalen Vergleich ermittelt*:
Sie liegt in Europa im Mittel bei 158.448 Euro oder etwa dem Fünffachen
des BIP/Kopf und damit deutlich über den bislang gebräuchlichen
Referenzwerten.


Wovon hängt es ab, ob ein neues medizinisches Verfahren in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung aufgenommen wird? In
Deutschland wird dazu in der Regel der klinische Zusatznutzen in einem
aufwendigen Verfahren nach strengen Standards evaluiert. Die mit der
Einführung des Verfahrens verbundenen Kosten werden dagegen bislang nicht
systematisch berücksichtigt; ebenso wenig werden die erst einmal in den
Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) aufgenommenen
Verfahren einer Kosten-Nutzen-Bewertung unterzogen.

Um etwa bei der Preisfindung für Medikamente und medizinische Verfahren
Grenzen setzen zu können, ist ein Referenzwert erforderlich. International
wird dazu oft der sogenannte "Wert eines statistischen Lebensjahres"
(VSLY) herangezogen. Im Gegensatz zu vielen anderen Ländern ist es in
Deutschland zumindest bislang nicht üblich, einem gewonnenen Lebensjahr
einen Geldwert zuzuerkennen.

Gesundheitsökonomen um Michael Schlander am Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) sind der Auffassung, dass es aus ethischen
und sozialen Gründen keinen universellen, für alle denkbaren Situationen
einheitlichen Wert eines statistischen Lebensjahres geben kann. Dennoch
halten sie einen Ankerwert für nützlich, der die Präferenzen der Bürger
reflektiert. Dafür gibt es in den Wirtschaftswissenschaften anerkannte
Methoden**, die auf der beobachtbaren und messbaren Ermittlung der
Zahlungsbereitschaft beruhen.

Doch wo liegt der aus ökonomischer Sicht "richtige" Wert eines
Lebensjahres? Michael Schlander und sein Team legen nun eine großangelegte
Analyse der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur zur impliziten oder
expliziten Zahlungsbereitschaft für die Verringerung lebensverkürzender
Risiken vor. Sie werteten alle 120 ökonomischen Studien aus, die von 1995
bis 2015 publiziert worden sind und einen mit empirischen Verfahren
ermittelten Schätzwert berichten.

Aus diesen Studien lässt sich ein internationaler Mittelwert (Median) von
164.409 Euro ableiten. Dabei treten erwartungsgemäß erhebliche
Unterschiede zwischen den einzelnen Weltregionen auf: So lag der Wert in
Asien bei 43.000 Euro, in Europa bei 158.448 Euro, für Deutschland bei
173.868 Euro und in Nordamerika erreichte er sogar 271.179 Euro.
Die Werte der einzelnen Länder wurden über den Vergleich der Kaufkraft in
Euro umgerechnet. Da die reinen Zahlenwerte nicht ohne weiteres
vergleichbar sind, rechneten Schlander und Kollegen sie auf das jeweilige
Bruttosozialprodukt (BIP) pro Kopf um. Auch nach dieser Normierung blieben
signifikanten Unterschiede zwischen den Weltregionen bestehen: Während
Asien und Europa mit einer Zahlungsbereitschaft für ein gewonnenes
Lebensjahr mit dem 5,1-fachen bzw. 5,2-fachen des BIP/Kopf etwa gleichauf
lagen, waren US-Amerikaner und Kanadier bereit, das 6,9-fache des BIP/Kopf
für eine gewonnenes Lebensjahr zu investieren.

Die so ermittelten Werte entsprechen einem Vielfachen der in der
Gesundheitsökonomie derzeit üblichen Standards: So werden in England
beispielsweise im Regelfall nur 20.000 bis 30.000 Pfund angesetzt, eine
viel zitierte Empfehlung der Weltgesundheitsorganisation liegt beim
ein- bis dreifachen des BIP pro Kopf.

"Wirklich zwingende Erklärungen dafür, warum Nordamerikaner mehr für ein
gewonnenes Lebensjahr zu zahlen bereit sind als der Rest der Welt, haben
wir nicht", sagt Michael Schlander. Allerdings sei aus internationalen
Vergleichsstudien bekannt, dass in Ländern mit einem höheren verfügbaren
Einkommen die Akzeptanz höherer Gesundheitsausgaben überproportional
zunehme.

Welche Bedeutung hat die Ermittlung des VSLY nun tatsächlich für
Entscheidungen im Gesundheitsbereich? "In letzter Konsequenz sagen viele
Gesundheitsökonomen: Eine medizinische Leistung, die einem Patienten ein
zusätzliches Lebensjahr bringt, darf die Zahlungsbereitschaft für ein VSLY
nicht überschreiten", so Michael Schlander und fasst zusammen: "Auch wenn
wir die zahlreichen Limitationen der Methoden und die starke Streuung der
Studienergebnisse berücksichtigen, so liefert unsere Untersuchung doch
Hinweise darauf, dass die derzeit in vielen Ländern verwendeten
Richtgrößen für den VSLY deutlich zu niedrig angesetzt sind. Unsere
Ergebnisse könnten als Richtwerte dabei helfen, die Kosteneffektivität von
medizinischen Leistungen zu beurteilen. Dies betrifft derzeit besonders
jene Ländern, die medizinische Maßnahmen nach dieser Logik bewerten."


*Michael Schlander, Oliver Schwarz, Diego Hernández, Ramon Schaefer: The
Search for a Cost Effectiveness Standard: 1-3 Times GDP/Capita?++
Wissenschaftliche Präsentation, HTAi 2018 Annual Meeting, Vancouver / BC,
Kanada, 01. bis 05. Juni 2018; www.htai2018.org

**Direkte und indirekte Messung der Zahlungsbereitschaft
Um die Zahlungsbereitschaft zu ermitteln, verwenden Ökonomen heute zwei
verschiedene Ansätze. Bei den methodisch anspruchsvolleren Studien werden
Menschen befragt, wieviel sie für eine Maßnahme zu zahlen bereit sind, die
ihr Sterblichkeitsrisiko senkt, beispielsweise für die Anschaffung eines
Airbags für das Auto. Natürlich funktioniert diese Methode nur, wenn die
Reduktion des Sterblichkeitsrisikos genau beziffert werden kann. Der
andere Ansatz beruht auf indirekten Methoden, die Zahlungsbereitschaft
wird aus beobachtetem Verhalten abgeleitet. Die Ökonomen untersuchen
beispielsweise, um wieviel höher der Arbeitslohn ausfallen muss, damit
Menschen eine riskantere Beschäftigung annehmen.

Aus der Zahlungsbereitschaft für ein "statistisches Leben" leiteten
Schlander und Kollegen anhand des Alters der Studienteilnehmer sowie der
Sterbetafeln der jeweiligen Länder den Wert für ein statistisches
Lebensjahr ab, ohne dabei die Lebensqualität explizit zu berücksichtigen.
Diese Methoden sind nicht frei von spezifischen Limitationen. So gilt z.B.
bei der Lohnkompensation für höhere Risiken: Der Arbeitnehmer muss
vollständig über die Risiken aufgeklärt sein, uneingeschränkt mobil sein
und die beiden Arbeitsplätze müssen bis auf die unterschiedlichen Risiken
als identische eingeschätzt werden - es wird also eine idealisierte
Situation vorausgesetzt. Umso wichtiger ist es, bei solchen Berechnungen
nur methodisch sehr hochwertige Studien zu berücksichtigen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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KREBS/1172: Lebensqualität nach Brustkrebs (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 05.06.2018

Lebensqualität nach Brustkrebs



Fünf Jahre nach der Diagnose hat sich die Lebensqualität von
Brustkrebsüberlebenden weitestgehend wieder den Werten der
Allgemeinbevölkerung angeglichen, ermittelten Wissenschaftler im Deutschen
Krebsforschungszentrum. Allerdings litten die Betroffenen weiterhin
signifikant stärker unter Schlafproblemen, kognitiven Beeinträchtigungen
und unter Fatigue. Die Ergebnisse der gerade veröffentlichten Studie
sollen dazu beitragen, die Brustkrebsnachsorge gezielter an die
Beschwerden der Betroffenen anzupassen.


Jedes Jahr erkranken in Deutschland über 70.000 Frauen an Brustkrebs. Dank
großer Fortschritte in der Früherkennung und der Therapie überleben heute
deutlich über 80 Prozent der Betroffenen die ersten fünf Jahre nach der
Diagnose. Die Zahl der Frauen, die nach der Brustkrebstherapie viele Jahre
erkrankungsfrei leben, ist hoch und weiter steigend. Die langfristige
Lebensqualität nach einer Brustkrebstherapie gewinnt daher immer mehr an
Bedeutung. Die Datenlage zu den Problemen und Bedürfnissen der
erkrankungsfreien Frauen war bisher jedoch noch dünn.

Im Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) untersuchte daher Martina
Schmidt verschiedene Aspekte der Lebensqualität im zeitlichen Verlauf bis
fünf Jahre nach einer Brustkrebsdiagnose und verglich sie mit den Werten
gleichaltriger Frauen der deutschen Allgemeinbevölkerung. Zudem befragte
die Wissenschaftlerin 190 Frauen, die fünf Jahre nach Diagnose noch
erkrankungsfrei waren, nach Problemen, Symptomen und der Zufriedenheit mit
Unterstützungsangeboten.

Konzentration und Schlaf auch nach fünf Jahren noch beeinträchtigt

Während der Krebstherapie selbst waren die allgemeine Lebensqualität sowie
physische, emotionale, soziale, kognitive Funktionen erheblich
eingeschränkt. Auch litten die Patientinnen mehr unter chronischen
Erschöpfungszuständen (Fatigue), Schlafstörungen und finanziellen Sorgen
als die Allgemeinbevölkerung.

Nach fünf Jahren hatten sich die Werte jedoch für fast alle Funktionen und
Symptome wieder an die Normwerte angeglichen. Die erkrankungsfreien
Brustkrebsüberlebenden litten aber nach wie vor signifikant stärker an
Schlafproblemen und berichteten über signifikant schlechtere kognitive
Funktionen als die Frauen der Allgemeinbevölkerung.

Nach fünf Jahren gaben 39 Prozent der erkrankungsfreien
Brustkrebsüberlebenden an, mäßig oder sehr an Schlafproblemen zu leiden,
und 22 Prozent hatten Gedächtnisprobleme. Zudem waren 24 Prozent der
Überlebenden noch von Fatigue betroffen, und von allen berichteten
Symptomen beeinträchtigte Fatigue die Lebensqualität am stärksten. Fatigue
trat häufig zusammen mit psychischen Problemen, Schlafproblemen, Schmerzen
oder Gedächtnisproblemen auf.

Ein weiterer häufiger Symptomkomplex, der unabhängig von Fatigue auftrat,
umfasste hormonbedingte klimakterische Probleme wie sexuelle Störungen
(z.B. vaginale Trockenheit, Reizungen, Schmerzen beim Geschlechtsverkehr,
Libidoverlust), Gedächtnis- oder Konzentrationsstörungen, Hitzewallungen,
Osteoporose und psychische Probleme. 43 Prozent der Brustkrebsüberlebenden
hätten sich zu diesen Beschwerden von ihren Ärzten mehr Beratung oder
Therapieangebote gewünscht.

Auch hinsichtlich des Verlusts an körperlicher Leistungsfähigkeit,
Schlafproblemen, Gelenkbeschwerden, kognitiven Problemen,
Gewichtsproblemen und Fatigue empfand über ein Drittel der Frauen die
Unterstützung als unzureichend.

"Die Ergebnisse sind eine beruhigende Botschaft an Brustkrebspatientinnen:
Auch wenn sie während der Behandlung unter deutlichen Einschränkungen der
Lebensqualität leiden, so klingen die belastenden Symptome doch
langfristig bei der Mehrheit wieder ab", sagt Karen Steindorf, Leiterin
der Studie. Dies gelte für Patientinnen, deren Tumor noch nicht gestreut
hat. "Andererseits zeigen die Ergebnisse deutlichen Handlungsbedarf für
ein besseres und längerfristiges Management von Fatigue, Schlafproblemen,
kognitiven Problemen, klimakterischen Problemen und Gelenkbeschwerden bei
Brustkrebsüberlebenden."


Martina E. Schmidt, Joachim Wiskemann, Karen Steindorf: 

Quality of life,
problems, and needs of disease-free breast cancer survivors 5 years after
diagnosis.

Quality of Life Research 2018

DOI: 10.1007/s11136-018-1866-8
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REISEMEDIZIN/112: Verbandkasten prüfen, an Warnwesten denken (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 6. Juni 2018

Verbandkasten prüfen, an Warnwesten denken

Auf die Checkliste vor dem Urlaub



Berlin | Mit dem Beginn der Ferienzeit erinnert der Bundesverband
Medizintechnologie (BVMed) an wichtige Punkte auf der
Fahrzeug-Checkliste: Ist ein vollständiger Verbandkasten an Bord? Und
wie sieht es mit dem Verfalldatum der sterilen Inhaltsteile aus?
Ebenfalls nicht zu vergessen: genormte Warnwesten für alle
Mitreisenden. Urlaubern, die erst im Reiseland ein Fahrzeug mieten,
empfiehlt der BVMed die Mitnahme eines frisch befüllten Verbandkastens
- denn eine Pkw- oder Motorrad-Ausstattung mit dem
Erste-Hilfe-Material ist längst nicht überall auf der Welt Standard.

Bei einem Unfall Erste Hilfe zu leisten, bis Rettungssanitäter oder
Notarzt eintreffen, sollte für jeden Verkehrsteilnehmer eine
Selbstverständlichkeit sein. Das notwendige Material dafür findet sich
im Pkw- oder Motorrad-Verbandkasten. Allerdings, so rät der BVMed, ist
ein regelmäßiger Blick ins Innere des Kastens notwendig: Steril
verpackte Kompressen und andere sterile Inhaltsteile haben ein
Verfalldatum, denn die Lebensdauer ihrer Verpackungen ist aufgrund
längerer Phasen mit sommerlicher Hitze oder frostigen
Wintertemperaturen begrenzt. Ist das aufgedruckte Datum einmal
überschritten, verfällt die Herstellergarantie für die Sterilität der
Kompressen und Verbände. Abgelaufene Inhaltsteile sollten daher durch
"frische" ersetzt werden.

Wer schon länger keinen Blick mehr in seinen Fahrzeug-Verbandkasten
geworfen hat, könnte auch die Erweiterung der DIN-Norm 13164 im Jahr
2014 verpasst haben: Damit wurden die Inhaltsteile im Verbandkasten
den neuesten notfallmedizinischen Erkenntnissen angepasst,
aktualisiert und um ein 14-teiliges-Pflasterset, ein Verbandpäckchen
speziell für Kinder sowie zwei Hautreinigungstücher ergänzt.

Ebenfalls seit 2014 gilt eine gesetzliche Mitführungspflicht für
Warnwesten in den Farben Rot, Gelb oder Orange. Laut
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) müssen sie einer der beiden
Prüfnormen DIN EN 471 oder EN ISO 20471:2013 entsprechen. Nach einer
Panne oder einem Unfall sollten alle Fahrzeuginsassen solche Westen
tragen, wenn sie sich außerhalb des Fahrzeugs bewegen, um besser
gesehen zu werden. Die gesetzliche Regelung sieht eine Weste pro
Fahrzeug vor - der BVMed empfiehlt jedoch gerade bei Urlaubsfahrten
oder Familienausflügen, für jeden Mitfahrer an Bord eine Weste
einzuplanen. Für Kinder und Jugendliche sind Warnwesten auch in
kleineren Größen erhältlich.

Wichtig beim Beladen des Fahrzeugs: Verbandkasten und Warnwesten
keinesfalls unter dem Gepäck verstauen, sondern griffbereit in den
Koffer- oder Fußraum packen. Neben der Verantwortung für sich und
andere sind auch die rechtlichen Bestimmungen eindeutig: Wer
Verbandkasten und Weste bei der Hauptuntersuchung nicht vorweisen
kann, riskiert laut ADAC einen sogenannten geringen Mangel. Bei einer
Verkehrskontrolle kann außerdem ein Verwarnungsgeld fällig werden.

Ähnliche Regelungen gelten in vielen europäischen Ländern - aber nicht
überall weltweit ist der Verbandkasten selbstverständlicher
Bestandteil der Fahrzeugausrüstung. Wer also sein Urlaubsland mit
einem Mietfahrzeug erkunden will, ist auf der sicheren Seite, wenn ein
eigener Verbandkasten nach aktuellem Standard mitreist.

Auch die Anschaffung mehrerer Erste-Hilfe-Sets lohnt sich:
Medizinprodukte nach DIN-Norm 13164 eignen sich selbstverständlich
nicht nur für die Nutzung im Straßenverkehr, sondern sind auch im
Haushalt, bei der Gartenarbeit, im Sport oder bei Freizeitaktivitäten
ein praktisches Hilfsmittel für die Erstversorgung von Blessuren und
Verletzungen.


Inhalt Kfz-Verbandkasten nach DIN 13164:2014

* 1 Heftpflaster DIN 13019, 5 m x 2,5 cm

* 14-teiliges Pflasterset bestehend aus:

* 4 Wundschnellverbände DIN 13019, 10 cm x 6 cm

* 2 Fingerkuppenverbände

* 2 Fingerverbände, 12 cm x 2 cm

* 2 Pflasterstrips, 1,9 cm x 7,2 cm

* 4 Pflasterstrips, 2,5 cm x 7,2 cm

* 2 Hautreinigungstücher (nicht für offene Wunden)

* 1 Verbandpäckchen DIN 13151, 6 cm x 8 cm

* 2 Verbandpäckchen DIN 13151, 8 cm x 10 cm

* 1 Verbandpäckchen DIN 13151, 10 cm x 12 cm

* 1 Verbandtuch DIN 13152 (für Brandwunden), 40 cm x 60 cm

* 1 Verbandtuch DIN 13152, 60 cm x 80 cm

* 6 Wundkompressen, 10 cm x 10 cm

* 2 Fixierbinden DIN 61634, 6 cm x 4 m

* 3 Fixierbinden DIN 61634, 8 cm x 4 m

* 2 Dreiecktücher DIN 13168

* 1 Rettungsdecke, Mindestmaße 210 cm x 160 cm

* 1 Schere DIN 58279

* 4 Einmalhandschuhe DIN EN 455

* 1 Erste-Hilfe-Broschüre

* 1 Inhaltsverzeichnis


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 45/18
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FORSCHUNG/1252: Bananenschalen statt Pflaster? Forschung zur heilenden Kraft der Banane (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 04.06.2018

Bananenschalen statt Pflaster? Forschung zur heilenden Kraft der Banane an der Jacobs University



Bananen schmecken nicht nur gut, sie heilen auch. Statt mit einem Pflaster
werden in vielen Entwicklungsländern offene Wunden mit Bananenblättern
oder -schalen bedeckt, selbst größere Wunden lassen sich erfolgreich
behandeln. Ein Team von Wissenschaftlern an der Jacobs University Bremen
um den Chemie-Professor Dr. Nikolai Kuhnert hat nun die heilende Kraft von
Bananen genauer unter die Lupe genommen und 70 verschiedene Inhaltsstoffe
identifiziert, die für die Wundheilung verantwortlich sein könnten.

Bananen schmecken nicht nur gut, sie heilen auch. Statt mit einem Pflaster
werden in vielen Entwicklungsländern offene Wunden mit Bananenblättern
oder -schalen bedeckt, selbst größere Wunden lassen sich erfolgreich
behandeln. Ein Team von Wissenschaftlern an der Jacobs University Bremen
um den Chemie-Professor Dr. Nikolai Kuhnert hat nun die heilende Kraft von
Bananen genauer unter die Lupe genommen und 70 verschiedene Inhaltsstoffe
identifiziert, die für die Wundheilung verantwortlich sein könnten.

Den Anstoß für das Forschungsprojekt gab eine von der Alexander von
Humboldt Stiftung finanzierte Gastprofessur der aus Nigeria stammenden
Pharmazeutin Prof. Dr. Mubo Sonnibare an der Jacobs University. Im
westlichen Afrika wie in weiten Teilen Asiens sind Bananen traditionelle
Heilmittel. Allerdings handelt es sich dabei nicht um die in deutschen
Supermärkten gängige Cavendish-Banane, der keine Heilkraft zugeschrieben
wird, sondern um Musa acuminata, eine andere Pflanzenart.

Wie Kaffee oder Tee zeichnet sich die Banane durch viele polyphenolische,
also aromatische Verbindungen aus. Einige wirken antibakteriell und
desinfizierend, was zum Schutz einer Wunde vor bakteriellen Infektionen
beiträgt. Andere wiederum wirken adstringierend, also zusammenziehend -
ein Effekt, der etwa auf der Zunge spürbar ist. Wenn diese Verbindungen
auf die Haut treffen, verändern sie deren Eiweiße und bilden eine Art
Schutzschicht über der Wunde.

Um genau festzustellen, welche Heilkraft die einzelnen Verbindungen haben,
müssten weitere, aufwändige Versuche durchgeführt werden, denn für die
Wundheilung spielt eine ganze Reihe von Faktoren eine Rolle. "Durch die
Forschung haben wir ein tieferes Verständnis über ein traditionelles
Arzneimittel gewonnen", sagt Kuhnert. Die Ergebnisse der Untersuchung
wurden jetzt im "Journal of Food Measurement and Characterization"
veröffentlicht.


Quelle:

Sonibare, M. A.; Ayoola, I. O.; Gueye, B.; Abberton, M. T.; D'Souza, R.;
Kuhnert, N., 

Leaves metabolomic profiling of Musa acuminata accessions
using UPLC-QTOF-MS/MS and their antioxidant activity. 

Journal of Food
Measurement and Characterization 2018, 1-14.

Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und globalisierten
Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und Ländergrenzen hinweg lernen,
forschen und lehren. Mit innovativen Lösungen und Weiterbildungsprogrammen
Menschen und Märkte stärken. Für all das steht die Jacobs University
Bremen. 2001 als private, englischsprachige Campus-Universität gegründet,
erzielt sie immer wieder Spitzenergebnisse in nationalen und
internationalen Hochschulrankings. Ihre fast 1400 Studierenden stammen aus
mehr als 100 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium nach
Deutschland gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder dem Europäischen Forschungsrat
ebenso gefördert wie von global führenden Unternehmen.

Für weitere Informationen:

https://www.jacobs-university.de
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FORSCHUNG/1251: Immunglobulin E als vielversprechende neue Form der Immuntherapie gegen Krebs-Tumoren (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 05.06.2018

Immunglobulin E als vielversprechende neue Form der Immuntherapie gegen Krebs-Tumoren



Richten sich Immunglobuline E (IgE) gegen eigentlich harmlose Antigene wie
Pollen, kann eine allergische Reaktion erfolgen. Ursprünglich sind diese
IgE-Antikörper aber dazu da, körperfremde, gefährliche Stoffe abzuwehren
und nicht, um Allergien auszulösen. Diese Funktion machten sich nun
ForscherInnen der Vetmeduni Vienna und der MedUni Wien in Kooperation mit
internationalen WissenschafterInnen zu Nutzen: Sie entwickelten ein
"Hunde-IgE", das sich direkt gegen den EGFR-Wachstumsfaktor von
Krebs-Tumoren richtet. Das zentrale Ergebnis: Bei in-vitro-Studien wurde der
Tumor in über 60 Prozent der Fälle vom IgE-Antikörper vernichtet.

Bei der Entwicklung von Allergien ist die Reaktion des körpereigenen
Immunglobulin E "sinnlos", es richtet sich in Wechselwirkung mit
Entzündungszellen gegen harmlose Antigene und verursacht folgenschwere
Allergien. "In der aktuellen Studie ist unser Motto dagegen: Gib dem IgE
einen Sinn", sagt Studienleiterin Erika Jensen-Jarolim, doppelt affiliiert
am Institut für Pathophysiologie und Allergieforschung der MedUni Wien und
am interuniversitären Messerli-Forschungsinstitut von
Veterinärmedizinischer Universität Wien, Medizinischer Universität Wien
und Universität Wien.

"Wir konnten in einem Hund als 'Modellpatienten' zeigen, dass Tumoren, die
den EGFR-Wachstumsfaktor besitzen, von Immunglobulin E gekillt werden
können, und das unabhängig von der Hunderasse", erklärt Jensen-Jarolim. Am
3. Juni war übrigens "Tag des Hundes".

Die Ergebnisse der Studie, die jetzt im Top-Magazin "Journal of Allergy
and Clinical Immunology" (JACI) veröffentlicht wurden, sind auch deshalb
so vielversprechend, weil das EGFR beim Hund zu 92 Prozent mit jenem beim
Menschen übereinstimmt. Die IgE-Antikörper bilden sozusagen eine "Brücke"
zwischen dem EGFR auf Tumorzellen und den Entzündungszellen und und setzen
so Tumornekrosefaktoren frei - die das Töten der Tumoren umgehend
einleiten.

Jensen-Jarolim: "Das lässt uns darauf hoffen, dass wir hier einen
wichtigen Beitrag zu einer neuen Form der Immuntherapie gegen
Krebs-Tumoren leisten. In einer anschließenden klinischen Studie in
Hundepatienten sollen die Resultate in einer internationalen Kooperation
bestätigt werden, ehe es in den Menschen geht. "Die vorliegende Arbeit ist
ein perfektes Beispiel dafür, worum es uns am Messerli-Forschungsinstitut
geht: Medizin verbessern für den Menschen, aber auch für das Tier."

Service:

"AllergoOncology: Generating a canine anti-cancer IGE against the
epidermal growth factor receptor (EGFR)". 

J. Fazekas-Singer, J. Singer, K.
Ilieva, M. Matz, I. Herrmann, E. Spillner, S. Karagiannis, E. Jensen-Jarolim. 

Journal of Allergy and Clinical Immunology, June 2018. 

doi:
10.1016/j.jaci.2018.04.021. 

Link: https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29746883

Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2017 belegt sie den exzellenten Platz 8 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Medizinische Universität Wien - Kurzprofil

Die Medizinische Universität Wien (kurz: MedUni Wien) ist eine der
traditionsreichsten medizinischen Ausbildungs- und Forschungsstätten
Europas. Mit rund 8.000 Studierenden ist sie heute die größte medizinische
Ausbildungsstätte im deutschsprachigen Raum. Mit 5.500 MitarbeiterInnen,
26 Universitätskliniken und drei klinischen Instituten, 12
medizintheoretischen Zentren und zahlreichen hochspezialisierten
Laboratorien zählt sie auch zu den bedeutendsten
Spitzenforschungsinstitutionen Europas im biomedizinischen Bereich.

Über das Messerli Forschungsinstitut

Das Messerli Forschungsinstitut wurde 2010 mit der Unterstützung der
Messerli-Stiftung (Schweiz) unter Federführung der Veterinärmedizinischen
Universität Wien in Kooperation mit der Medizinischen Universität Wien und
der Universität Wien gegründet. Es widmet sich der Erforschung der
Mensch-Tier-Beziehung und ihrer Grundlagen in den Bereichen Ethik,
vergleichende Medizin sowie Kognition und Verhalten von Tieren. Dabei
zeichnet es sich durch einen breiten interdisziplinären Zugang (Biologie,
Humanmedizin, Veterinärmedizin, Philosophie, Psychologie,
Rechtswissenschaft) und eine starke internationale Ausrichtung aus.

www.vetmeduni.ac.at/messerli

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/hunde-immunglobulin-e/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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THERAPIE/245: Neue medikamentöse Therapie zur Behandlung von diabetischen Augenerkrankungen in Erprobung (idw)


Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 05.06.2018

Neue medikamentöse Therapie zur Behandlung von diabetischen Augenerkrankungen in Erprobung



Bei der sogenannten diabetischen Retinopathie und dem diabetischen
Makula-Ödem, zwei der häufigsten Augenschäden bei Patienten mit Diabetes, kommt
es zu krankhaften Veränderungen der Durchblutung und der
Blutgefäß-Funktionen in der Netzhaut. Experimentelle Daten sowie Messungen bei
Patienten legen nahe, dass dies durch eine verminderte Menge sogenannter
Vasoinhibine - Hormone, welche die Blutgefäßfunktion steuern können -
verursacht werden könnte. Ein mexikanisch-deutsches Team aus
Wissenschaftlern und Ärzten hat nun eine klinische Studie initiiert, in
der eine neue medikamentöse Therapie zur Behebung der mutmaßlich in der
Netzhaut vorliegende hormonelle Störung erprobt wird.

Patienten mit Diabetes Mellitus leiden häufig an Erkrankungen der
Netzhaut, welche sich als Langzeitfolge der Zuckerkrankheit entwickeln.
Eine regelmäßige augenärztliche Untersuchung zur Früherkennung sowie
frühzeitigen Behandlung der Netzhautschäden ist deshalb wichtig.
Bei der sogenannten diabetischen Retinopathie und dem diabetischen
Makula-Ödem, zwei der häufigsten Augenschäden bei Patienten mit Diabetes, kommt
es zu krankhaften Veränderungen der Durchblutung und der
Blutgefäß-Funktionen in der Netzhaut. Experimentelle Daten sowie Messungen bei
Patienten legen nahe, dass dies durch eine verminderte Menge sogenannter
Vasoinhibine - Hormone, welche die Blutgefäßfunktion steuern können -
verursacht werden könnte. Vasoinhibine werden durch proteolytische
Spaltung aus dem Vorläufermolekül Prolaktin, einem Hormon der
Hirnanhangsdrüse, umgangssprachlich auch als "Stillhormon" bekannt,
generiert.

Ein mexikanisch-deutsches Team aus Wissenschaftlern und Ärzten hat nun
eine klinische Studie initiiert, in der diese Erkenntnisse umgesetzt
werden und eine neue medikamentöse Therapie erprobt wird, mithilfe derer
die mutmaßlich in der Netzhaut vorliegende hormonelle Störung behoben
werden könnte. Die neuartige Therapie basiert auf der Anwendung des
Medikaments Levosulpirid, durch dessen Effekte die Prolaktin-Sekretion der
Hypophyse gesteigert wird. Hierdurch erhöht sich auch das in der Netzhaut
verfügbare Prolaktin und es können höhere Mengen der Vasoinhibine
generiert werden. Dies könnte sich positiv auf die Funktionen der
Blutgefäße in der Netzhaut auswirken und das Fortschreiten der
diabetischen Netzhauterkrankungen sowie eine weitere Minderung der
Sehkraft verhindern.

Die Behandlung der Studien-Patienten wird durch Augenärzte am
Mexikanischen Institut für Ophthalmologie (IMO) in Querétaro durchgeführt,
die wissenschaftliche Leitung der Studie erfolgt durch Prof. Carmen Clapp
Ph.D. vom Institut für Neurobiologie der Nationalen Unabhängigen
Universität Mexikos (UNAM, Universidad Nacional Autónoma de Méxiko) in
Zusammenarbeit mit der Internistin und Endokrinologin Prof. Ma. Ludivina
Robles-Osorio, M.D., Ph.D. von der Universität Querétaro (UAQ, Universidad
Autónoma de Querétaro) sowie der Ophthalmologin und Retina-Spezialistin
Dr. Renata García-Franco M.D. (IMO).

Eine Arbeitsgruppe um Arbeitsgruppenleiter Dr. Jakob Triebel aus dem
Universitätsinstitut für Klinische Chemie, Laboratoriumsmedizin und
Transfusionsmedizin des Klinikums Nürnberg und der Paracelsus
Medizinischen Privatuniversität unter der Leitung von Chefarzt Herr Prof.
Dr. Thomas Bertsch ist maßgeblich an dieser Studie beteiligt und unter
anderem mit der Laboranalytik zu dieser Studie befasst. Eine Beschreibung
der Studie, einschließlich relevanter Hintergrundinformationen, ist am
29.05.2018 von der Fachzeitschrift Frontiers in Endocrinology - Section
Diabetes - in einem Open Access - Format veröffentlicht worden und unter
der Nummer NCT03161652 in dem öffentlichen Register der klinischen Studien
"Clinicaltrials.gov" eingetragen. Der Abschluss der Studie, und somit auch
die Informationen über die Effektivität der Behandlung, werden im Jahr
2020 erwartet.


Weitere Informationen / Further information

ORIGINALPUBLIKATION / ORIGINAL PUBLICATION:

Basis and Design of a Randomized Clinical Trial to Evaluate the Effect of
Levosulpiride on Retinal Alterations in Patients with Diabetic Retinopathy
and Diabetic Macular Edema
Ma. Ludivina Robles-Osorio, Renata García-Franco, Daniel Núñez-Amaro,
Ximena Mira-Lorenzo, Paulina Ramírez-Neria, Wendy Hernández, Ellery
López-Star, Thomas Bertsch, Gonzalo Martínez de la Escalera, Jakob Triebel, and
Carmen Clapp

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fendo.2018.00242/full

CLINICALTRIALS.GOV EINTRAG / CLINICALTRIALS.GOV ENTRY:

https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT03161652

WEITERE RELEVANTE PUBLIKATION / FURTHER RELEVANT PUBLICATION:

From Bench to Bedside: Translating the Prolactin/Vasoinhibin Axis
Jakob Triebel, Ludivina Robles-Osorio, Renata Garcia-Franco, Gonzalo
Martínez de la Escalera, Carmen Clapp, and Thomas Bertsch
https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fendo.2017.00342/full


Weitere Informationen finden Sie unter

http://Jakob.Triebel@klinikum-nuernberg.de

http://www.klinikum-nuernberg.de/DE/

http://clapp@unam.mx

http://personal.inb.unam.mx/clapp/

http://renata.garcia@imoiap.edu.mx

http://imoiap.com

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1997
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LABEL/4900: Long Yu und Shanghai Symphony stoßen zur Künstlerfamilie von Deutsche Grammophon (Universal Music)


Sondernewsletter Deutsche Grammophon vom 7. Juni 2018

Long Yu und Shanghai Symphony stoßen zur Künstlerfamilie von
Deutsche Grammophon

Deutsche Grammophons Exklusivvertrag mit Long Yu und dem Shanghai
Symphony Orchestra bestätigt den Aufstieg von Chinas ältestem
Orchester und bedeutendstem Dirigenten zu internationalen Stars



"Long Yu, eine Supermacht in Chinas aufblühender Musikszene",
Washington Post

"Es gibt keinen Zweifel an Long Yus Führungsqualitäten oder der Kraft
seines musikalischen Könnens", bachtrack.com

Long Yu, Chinas bedeutendster Dirigent auf internationaler Szene, und
das Shanghai Symphony Orchestra (SSO) haben einen Exklusivvertrag mit
Deutsche Grammophon unterzeichnet. Die neue Partnerschaft wird auf
Long Yus anerkannter Arbeit als Musikdirektor des SSO aufbauen und
die kraftvolle Verschmelzung von Tradition und Zukunftsdenken
fördern, die das Orchester ausmacht; sie unterstreicht das Ethos des
SSO: "Musik verbindet Welten".

Das erste DG-Album gilt chinesischen und russischen Werken; es
erscheint 2019 zum 140. Geburtstag des SSO und feiert dessen Rang als
Chinas ältestes Symphonieorchester. Neben neuen Alben mit dem
Orchester wird Deutsche Grammophon auch frühere Aufnahmen aus dem
Katalog des SSO veröffentlichen.

Seit seiner Berufung vor fast zehn Jahren hat Long Yu das Shanghai
Symphony Orchestra zu höchster künstlerischer Qualität geführt und
dazu beigetragen, dass das Ensemble für viele Spitzenmusiker
attraktiv wurde. Das SSO hat sich zum Ziel gesetzt, unter Long Yus
Leitung zum besten Orchester Asiens zu werden. Unterstützt wird das
Vorhaben durch die Arbeit mit herausragenden Gastdirigenten und
Solisten sowie durch den Bau der Shanghai Symphony Hall, einer
eigenen hochmodernen Spielstätte. Die Zusammenarbeit mit Deutsche
Grammophon ist für das SSO und seinen Chefdirigenten der jüngste
große Schritt in der Entwicklung des Orchesters.

"Shanghai ist als internationale Großstadt offen für die Welt und den
kulturellen Austausch, es ist der ideale Ort, um neue Ideen
auszuprobieren und nach Wegen zu suchen, das Beste aus der
chinesischen und der westlichen Kultur zusammenzubringen", erklärt
Long Yu. "Deshalb ist es so aufregend für uns, Mitglied der
internationalen Künstlerfamilie der Deutschen Grammophon zu werden.
Wir wollen Kontakt knüpfen zu Menschen aus aller Welt. Durch unsere
Aufnahmen für das gelbe Label können wir neue Hörer erreichen. Ich
freue mich darauf, Werke von chinesischen Komponisten einzuspielen
und sie einem internationalen Publikum nahezubringen, ebenso wie die
künstlerischen Fähigkeiten, die das Shanghai Symphony Orchestra bei
seinen Aufführungen des großen symphonischen Repertoires entfaltet."

Das 1879 gegründete SSO hat in jüngster Zeit Brücken zwischen Ost und
West gebaut, nicht zuletzt durch internationale Tourneen und seine
Shanghai Orchestra Academy, ein Gemeinschaftsprojekt des Orchesters,
der Musikhochschule Shanghai und der New Yorker Philharmoniker. Long
Yu seinerseits kann auf eine glanzvolle Karriere im In- und Ausland
blicken. 1964 geboren, studierte er zunächst an der Musikhochschule
Shanghai, dann an der Hochschule der Künste in Berlin. Seine Zeit in
Deutschland beeinflusste ihn in vielerlei Hinsicht. "In Berlin lernte
ich die wichtigsten Dinge über das Leben", sagt Long Yu, "nicht nur
durch mein Musikstudium, sondern auch durch die unglaubliche
kulturelle Szene der Stadt." Bei seiner Rückkehr nach China in den
1990er-Jahren begann er mit den führenden Orchestern des Landes zu
arbeiten, wobei seine Fähigkeiten schnell durch eine Reihe
prestigeträchtiger Berufungen Anerkennung fanden.

Neben seiner Arbeit mit dem SSO ist Long Yu heute Künstlerischer
Direktor des China Philharmonic Orchestra und des Pekinger
Musikfestivals, das er 1988 gründete, Musikdirektor des Guangzhou
Symphony Orchestra, Kodirektor des MISA Shanghai Summer Festival und
Erster Gastdirigent des Hong Kong Philharmonic Orchestra. Als
Gastdirigent arbeitet Long Yu zudem unter anderem mit den New Yorker
Philharmonikern, dem Philharmonia Orchestra, Toronto Symphony
Orchestra, Tonhalle-Orchester Zürich, NDR Elbphilharmonie Orchester,
WDR Sinfonieorchester Köln, Royal Philharmonic Orchestra und
Orchestra dell'Accademia Nazionale di Santa Cecilia. Es ist sein
besonderes Anliegen, sich weltweit für das Werk von chinesischen
Komponisten der Gegenwart einzusetzen.

Long Yu wurden zahlreiche Auszeichnungen und Ehrungen zuteil: 2014
wurde er in Frankreich zum Chevalier de la Légion d'Honneur ernannt;
im Jahr darauf erhielt er den chinesischen Ehrentitel "Hervorragender
nationaler Literatur- und Kunstschaffender" sowie den Global Citizen
Award des Atlantic Council und den Samuel Simons Sanford Award der
Yale School of Music; im April 2016 wurde er zum Foreign Honorary
Member der American Academy of Arts & Sciences gewählt, und im Juni
des Jahres erhielt er das deutsche Bundesverdienstkreuz.

Dr. Clemens Trautmann, Präsident von Deutsche Grammophon, hieß Long
Yu und das SSO beim gelben Label willkommen. "Ich bin begeistert von
dieser neuen Partnerschaft", sagte er. "Wir werden mit diesen
hervorragenden, inspirierenden Musikern in der vitalsten klassischen
Musikszene der Welt zusammenarbeiten. Die künstlerische Arbeit, die
Long Yu in den letzten zehn Jahren mit dem Shanghai Symphony
Orchestra geleistet hat, ist überaus bemerkenswert. Sie spiegelt sich
heute in seinen hochrangigen internationalen Verpflichtungen wider
und im eindrucksvollen Tourneeprogramm des Orchesters, zu dem im
vergangenen Jahr das Debüt beim Lucerne Summer Festival gehörte. Die
Aufnahmen werden zur weltweiten Beachtung des überragenden Könnens
von Long Yu und dem Shanghai Symphony Orchestra beitragen und das
schon jetzt große Ansehen von Deutsche Grammophon in China weiter
fördern."

Fedina Zhou, Präsidentin des Shanghai Symphony Orchestra, sagte:
"Alle beim SSO sind begeistert, mit Deutsche Grammophon
zusammenzuarbeiten, wir können nun Musikliebhaber in der ganzen Welt
besser erreichen. Das SSO ist nicht nur das älteste Orchester Asiens,
sondern gehört auch zu den lebendigsten, vielseitigsten und
einfallsreichsten künstlerischen Institutionen dieser Region. Musik
ist die beste Art, Menschen zusammenzuführen, und die neue
Partnerschaft mit DG ermöglicht es dem SSO, immer mehr Menschen die
Kraft der Musik nahezubringen."

 * 
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LABEL/4899: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 06.06.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
23. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Remix-EP von
Tocotronic! Darauf gibt es Remixe von den Songs "Die Unendlichkeit"
und "Bis uns das Licht vertreibt" zu hören.

Außerdem in den News: Baroness veröffentlichen zwei Picture-Discs aus
der Purple-Serie. Shootingstar Lewis Capaldi veröffentlicht seine
neue Single "Tough", Vincent Malin präsentiert das Video zu seiner
Debütsingle "KO und OK" und Matze Knop und Silverjam kündigen ihre
WM-2018-Single an.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team

Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Tocotronic veröffentlichen Remix-EP "Die Unendlichkeit"/"Bis uns
das Licht vertreibt"

Am Freitag veröffentlichen Tocotronic eine Remix-EP mit neuen
Versionen von "Die Unendlichkeit" und "Bis uns das Licht vertreibt".
Natürlich ist es kein Zufall, dass Dettmann, Flügel und Mayer sich
genau diese beiden Stücke des aktuellen Tocotronic-Albums ausgesucht
haben. "Die Unendlichkeit" und "Bis uns das Licht vertreibt" könnten
Motti für eine gelungene Ausgehnacht sein.

Humorvoll und "voller Zuneigung und Zärtlichkeit", wie Dirk von
Lowtzow in "Die Unendlichkeit" singt, widmen sich die drei DJs und
Produzenten dem Quellmaterial. Ein fröhlicher Historismus nimmt
seinen Lauf, jeder Track triggert ziemlich genau zu benennende
Momente der Dance Music-Geschichte. Roman Flügel ruft in seinem "Die
Unendlichkeit"-Clubmix jenen New York-Sound der achtziger Jahre auf,
von dem sich einst New Order inspirieren ließ. Eher unheimlich und
latent gefährlich klingt Marcel Dettmanns Remix von "Bis uns das
Licht vertreibt", der perfekt zu spätmorgendlichen
Transzendenzerfahrungen im Berghain oder an ähnlichen Orten passt. Am
buntesten und witzigsten treibt es Michael Mayer. Für seinen "Nikotin
Dub" hat er sich eine Textstelle, die vom Zigarettenrauchen handelt,
geschnappt. Ein repetitives Hust! Hust!- Sample begleitet den Track,
der an Soul II Soul, Dee-Lite und das vergessene Genre Hiphouse
erinnert. Und dann noch das: "Dirk's Diner Remix" reanimiert den
lethargischen Groove aus Suzanne Vegas "Tom's Diner". Jahrzehntelang
wollte man von diesem Lied nichts wissen, doch Mayer zeigt uns wie
auch Flügel und Dettmann, dass das Archiv voller Überraschungen und
ungehobener Schätze ist. Unendlich könnte es so weiter gehen, doch
leider hat das Maxi-Format nur begrenzten Speicherplatz.

Tocotronic live:

19.05.2018 Eichstätt, Open Air am Berg

02.06.2018 (AT) Linz, Stream Festival

09.06.2018 Berlin, Waldbühne (zu Gast bei den Beatsteaks; ausverkauft)

14.07.2018 Düsseldorf, Open Source Festival

26.07.2018 Kassel, Kulturzelt

27.07.2018 Jena, Kulturarena

28.07.2018 (AT)Wien, Arena Open Air

29.07.2018 Passau, Eulenspiegel Zeltfestival

04.08.2018 Luhmühlen, A Summer's Tale Festival

05.08.2018 Dangast, Watt En Schlick Festival

08. - 12.08.2018 Eschwege, Open Flair Festival

09.08.2018 Offenbach, Büsing Open Air Festival

11.08.2018 Schorndorf, Manufaktur

17.08.2018 CH-Winterthur, Musikfestwochen

18.08.2018 Dornstadt/Ulm, Obstwiesenfestival

Weitere Informationen:

http://www.tocotronic.de/

https://www.universal-music.de/tocotronic

https://www.facebook.com/Tocotronic/


Lewis Capaldi veröffentlicht seine neue Single "Tough"

Mit seinen Songs trifft Lewis Capaldi trifft in Herz, Bauch und Kopf
gleichermaßen. Nachdem der Schotte mit dem Song "Bruises" im
vergangenen Jahr über Nacht zur Sensation wurde, folgte die EP
"BLOOM" und erreichte über 160 Millionen Streams weltweit. Seine
ersten Live-Tourneen waren restlos ausverkauft. Zuletzt tourte er als
Support von Sam Smith durch die größten Hallen Europas, auch Niall
Horan (One Direction) & Rag'n Bone Man sind bekennende Fans und
nahmen ihn bereits mit auf Tour. Jetzt legt Lewis Capaldi seine neue
Single "Tough" vor.

"Tough" handelt von den Nachwehen eines gebrochenen Herzens und der
darauffolgenden Verzweiflung, die unweigerlich damit einhergeht. Der
Song ist wie gemacht für all jene, die bei einem Beziehungsende vor
allem mit sich selbst gerungen haben: "I'm praying I can pray enough
/ so waking up without you ain't so tough" singt Lewis im Chorus und
beweist damit einmal mehr, wie sehr er sich im Erzählen der
eigentlich unangenehmen Dinge zuhause fühlt. Er besingt, was man sich
nur selten eingestehen mag.

Nach einer US-Tour im Juni stehen vor allem Festivals auf der ganzen
Welt in seinem Kalender, hierzulande zum Beispiel beim Lollapalooza
Berlin und im Rahmen des Reeperbahnfestivals ganz exklusiv in der
Elbphilharmonie.

Im November folgt dann eine weitere EU Tour, für Deutschland sind
derzeit diese 3 Städte eingeplant:

20.11.18 - Frankfurt (Gibson Club)

23.11.18 - Köln (Buergerhaus)

30.11.18 - München (Technikum)

https://www.universal-music.de/lewis-capaldi


BARONESS veröffentlichen die letzten zwei Picture Discs aus
der PURPLE Serie ++ "Try To Disappear" und "Morningstar" ab Freitag
erhältlich

Mit Try To Disappear und Morningstar veröffentlichen Baroness die
finalen 2-Picture-Discs ihrer 4-teiligen Purple-Picture-Serie. Diese
werden ab dem 8. Juni bei allen Plattenhändlern erhältlich sein.

Die limitierten Editionen enthalten als Cover je "ein
quadrant/Viertel/ Motiv" des von John Baizley kreierten Covers des
Albums "Purple", sowie bisher unveröffentlichte B-Seiten. Try To
Disappear enthält eine Live-Version des Songs Morningstar, die 2016
während eines Konzerts im Fonda Theatre in Los Angeles aufgenommen
wurde. Morningstar enthält eine Demo-Version des gleichnamigen Songs.

Baizley,der laut Stereogum die "einzigartigsten, fesselndsten,
stylishsten" Albumcover kreiert, ist auch für die Kunstwerke auf
allen vier von Baroness' Alben sowie der EP's verantwortlich. Ein
Blick hinter die Kulissen der Erstellung des Purple Albumcovers sowie
ein Interview mit Baizley über seine Einflüsse, Inspirationen und
seinen Gedanken zu dem Artwork sind hier zu finden.

Während Baizley die künstlerische Gestaltung des Purple Albumcovers
übernahm, enthalten die CDs selbst Illustrationen des renommierten
Künstlers Marald Van Haasteren (maraldart.tumblr.com), welcher sich
mit mehreren Kreationen um das Innenleben der CDs kümmerte.

Mehr Informationen und eine Online-Gallerie von Baizley's Artwork gib
es hier:

aperfectmonster.com.

Baroness bestehen aus John Baizley (Gesang, Gitarre), Gina Gleason
(Gitarre), Nick Jost (Bass) and Sebastian Thomson (Schlagzeug).


Vincent Malin präsentiert das Video zu seiner Debütsingle
"KO und OK" 

Am 4. Mai veröffentlichte Vincent Malin seine Debütsingle "KO und OK"
und legt jetzt das Video nach.

In "KO und OK" singt Vincent Malin "Es war noch nie so schwer, sich
selbst zu finden. War noch nie so leicht, sich zu verlieren" und
beschreibt das Gefühl im Leben auf der Stelle zu treten und nicht
weiterzukommen, während alles um einen herum an einem vorbeizurasen
scheint. Nicht zuletzt durch seine besondere, warme und umarmende
Stimme schafft es Vincent Malin, diesem melancholischen Ist-Zustand
eine positive, leichte Perspektive zu eröffnen.

Wer ist also dieser Newcomer, der uns alle in den Bann zieht? Vincent
Malin wurde 1993 in Frankfurt am Main geboren und hat lange in
Mannheim gelebt, bevor es ihn nach Berlin gezogen hat um als Musiker
durchzustarten. Bevor er seine Debütsingle "KO und OK" veröffentlicht
hat, konnte man seine Stimme auf dem Song "Wenn Du Schläfst" von Max
& Johann hören sowie auf Fahrenheits Single "Ich Lauf" gemeinsam mit
Cassandra Steen. Zur Zeit arbeitet Vincent Malin an seinem ersten
Album, das im Herbst erscheinen soll.

https://www.universal-music.de/vincent-malin


Matze Knop und Silverjam präsentieren den Hit zur WM 2018:
JOGIPALÖW (DER JOGI SONG)

Was wäre die WM nur ohne Hymne - Star-Comedian Matze Knop, der vor
allem für die Paraderolle als "Franz Beckenbauer" bekannt ist,
liefert mit der Neuauflage von Andreas Gabaliers Mega-Hit "Hulapalu"
den ultimativen musikalischen Mutmacher zur Fußballweltmeisterschaft
2018. Unterstützt durch das Produzententeam von Silverjam hat
"JOGIPALÖW (DER JOGI SONG)" alles was eine erfolgreiche WM-Hymne
braucht: Text und Melodie gehen direkt ins Ohr, Mitsing-Faktor
garantiert! Ob vor Ort in der Fankurve, beim Public Viewing, in der
Fußballkneipe oder vor dem heimischen Fernseher - "JOGIPALÖW (DER
JOGI SONG)" funktioniert überall. Mit diesem Song heizt Matze
Nationaltrainer Jogi, der deutschen Elf und ihren Fans auf dem Weg
zum großen Ziel in Russland mächtig ein und spornt
Fußball-Deutschland für die "Mission Titelverteidigung"
weltmeisterlich an!

Zusätzlich zur bereits veröffentlichten eSingle erscheint JOGIPALÖW
(DER JOGI SONG) pünktlich zum WM-Start am 15. Juni als Maxi-CD. Neben
einer Dance und Pop Version können sich alle Fußballfans über eine
Karaoke Version zum Mitsingen freuen.

Weitere Infos unter:

http://www.matzeknop.de

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Andreas Kümmert / Lost and Found / 15.06.2018

Nilsen / Sommerferien (EP) / 06.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Singles

CHVRCHES / Miracle (Manila Killa Remix) / 08.06.2018

Lewis Capaldi / Tough / 08.06.2018

Bozza / Yayo (feat. Gzuz) / 08.06.2018U

Musso / Puff Puff / 08.06.2018

Shadow030 / C'est la vie / 08.06.2018

Tocotronic / Die Unendlichkeit/Bis und das Licht vertreibt (RMX / 08.06.2018

Dardan / Fuego / 08.06.2018

Tove Lo, Charlie XCX, Icona Pop, Elliphant, ALMA / bitches / 07.06.2018

Dada Life / Higher Than The Sun / 08.06.2018

Junge junge / Wenn jetzt Sommer wär / 08.06.2018

Kilian & Jo / Lose Myself (RMX) / 08.06.2018

Maja Francis / Girl Is A Gun / 08.06.2018

Perttu feat. Malou / Milky Way / 08.06.2018

D.Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 15.06.2018

Matze Knop & Silverjam / JOGIPALÖW (DER JOGI SONG) / 15.06.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

17.06.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

24.06.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

26.06.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS!

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Sommers

Welshly Arms

09.06.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Schlag den Henssler

Wolfgang Niedecken BAP

18.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 1 - New York

19.06.2018 / 17:10 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 2 - Woodstock

20.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 3 - Minnesota

21.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 4 - New Orleans

22.06.2018 / 17:20 Uhr / Arte / Bob Dylans Amerika, Teil 5 - Kalifornien

 * 
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LABEL/4898: Universal Music International Presse-Newsletter - 06.06.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 23. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir einen Nachbericht zur
Veröffentlichung von Kanye Wests neuem Album "ye", das am Freitag
erschienen ist. Zudem gibt es neue Singles von The 1975, Sabrina
Carpenter und Rich The Kid, der mit dem Berliner Ufo361 gemeinsame
Sache macht.

Außerdem in den News: Eric Clapton veröffentlicht den Soundtrack zur
Dokumentation "Life in 12 Bars", Post Malone kommt für ein Konzert
nach Deutschland, Selena Gomez präsentiert ihr neues Video und The
Beach Boys veröffentlichen "The Beach Boys With The Royal
Philharmonic Orchestra".

Euer UMI Newsletter-Team

Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

Post Malone mit "Beerbongs & Bentleys" live in Deutschland ++
Einziges Konzert am 12. August in Köln

Am 12. August wird der Mann der Stunde Post Malone sein einziges
Deutschlandkonzert in Köln spielen! Die Show wurde soeben
angekündigt, der Vorverkauf startet am Freitag, 08. Juni. Was die
Fans erwartet? Post Malone bringt sein aktuelles Album "Beerbongs &
Bentleys" nach Deutschland und wird neben dem Rekord-Hit "Rockstar"
auch weitere Tracks von seinen beiden Alben live präsentieren!

Die Mischung aus Rap, R'n'B, Rock und Trap bringt wohl kein anderer
Künstler so eindrucksvoll auf den Punkt wie der 22-jährige
Shootingstar. Mit über 79 Millionen Streams weltweit und 48 Millionen
Streams in den USA hat "Beerbongs & Bentleys" den Spotify Rekord für
die meisten Streams am ersten Veröffentlichungstag geholt. Auch die
Kritiker feiern das neue Album: Forbes kommentiert "Post Malones
gerade veröffentlichtes Werk hat bereits die Streaming Rekorde
zerlegt" und XXL schreibt "Posts großes Jahr hat gerade erst
begonnen."

Das Besondere bei allem Erfolg aber bleibt Post Malones Attitüde bei
der Kreation neuer Musik: Nicht ein einziges Mal habe er bislang
versucht, tatsächlich einen Hit zu schreiben, erklärt er. Stattdessen
"mache ich einfach die Musik, die ich selbst gerne hören würde und
von der ich den Eindruck habe, dass es sie noch nicht gibt."

POST MALONE live

12.08.2018 Köln, Tanzbrunnen

VVK Start: 08.06.2018


Sabrina Carpenter mit neuer Single "Almost Love" ++ Am
Freitag in Berlin

Mit gerade einmal 19 Jahren zählt Sabrina Carpenter zu den absoluten
Publikumslieblingen und hat als Schauspielerin bereits eine
TV-Serien-Hauptrolle (Das Leben und Riley) gespielt und als Sängerin
die EP "Can't Blame A Girl For Trying" und die Alben "Eyes Wide Open"
(2015) und "EVOLution" (2016) veröffentlicht. 2017 absolvierte sie
ihre erste ausverkaufte US-Tour und begleitete The Vamps als Special
Guest in Großbritannien und Ariana Grande als Support-Act in
Südamerika. Mit der von Stargate produzierten neuen Single "Almost
Love" definiert sie ihren Sound weiter und liefert gleich den
nächsten Hitkandidaten nach "Alien" feat. Jonas Blue. Ihre Fans -
u.a. 14,3 Millionen Follower auf Instagram - feiern die zierliche
Sängerin mit der Powerstimme, wie u.a. am letzten Wochenende beim
Wango Tango Festival in Kalifornien. Am gestrigen Mittwoch ist ihre
neue Single "Almost Love" erschienen.

Die deutschen Fans dürfen sich auf ein besonderes Highlight freuen,
denn Sabrina Carpenter ist am Freitag zu Gast in Berlin und wird über
ihre Single "Almost Love", das neue Album und ihre nächsten Pläne
sprechen. Aber auch live gibt es eine exklusive Kostprobe der
19-Jährigen:

Am Freitag wird Sabrina Carpenter exklusiv ein Mini-Live-Set im
Eventbereich von Universal Music spielen!

Sabrina Carpenter @ Universal Music

08.06.18

17:00 Uhr

Stralauer Allee 1

10247 Berlin

https://www.universal-music.de/sabrina-carpenter


Rich The Kid veröffentlicht mit Ufo361 offiziellen Remix
von "PLUG WALK"

Für Freitag gibt es einige Highlights zu vermelden, aber ganz oben
auf der Liste dürfte sich das Feature von Ufo361 auf dem offiziellen
Remix von "PLUG WALK" wiederfinden. Rich The Kid und Ufo361 machen
erstmals gemeinsame Sache - und das Ergebnis überzeugt und legt für
kommende Features die Messlatte deutlich hoch!

Ufo361 hat im April sein Album "808" veröffentlicht und zuletzt beim
Rock am Ring/Rock im Park-Festival das Publikum in Ekstase versetzt -
jetzt gibt es gemeinsam mit Rich The Kid den perfekten Nachschlag.
Die Single "PLUG WALK" stammt aus dem aktuellen Album "The World Is
Yours", das u.a. mit Feature-Gästen wie Migos, Kendrick Lamar,
Future, Khalid, Swae Lee, Chris Brown, Lil Wayne und Rick Ross
hochkarätig besetzt ist. Und auch sonst gibt es bei Rich The Kid
keine Kompromisse: "This will be the greatest album of 2018. Best
hip-hop album."

https://www.universal-music.de/rich-the-kid


The 1975 veröffentlichen neue Single "Give Yourself A
Try"

The 1975 melden sich mit ihrer neuen Single "Give Yourself A Try"
zurück! Das Video gibt es auch direkt dazu.

Der Song ist die erste Veröffentlichung vom kommenden, dritten
Studioalbum der Band, "A Brief Inquiriy Into Online Relationships".
Darin zieht Leadsänger Matt Healy Bilanz über seine zwanziger Jahre -
schließlich neigen diese sich dem Ende zu. Für das dazugehörige
Musikvideo hat sich der 29-Jährige dazu eine passende Haarfarbe
zugelegt.

Mit ihrem dritten Album haben The 1975 wieder Großes vor: "Schau dir
"OK Computer" und "The Queen Is Dead" an - ich will, dass die Leute
auf unsere Alben zurückblicken und finden, dass sie die wichtigsten
musikalischen Erzeugnisse unserer Zeit waren.", sagte Frontman Matt
Healy kürzlich in einem Interview mit dem NME. Man darf also gespannt
bleiben!

http://www.universal-music.de/the-1975/home


Kanye West mit neuem Album "ye" + Release-Party in Wyoming
uvm.

Wir hatten es im letzten Newsletter bereits angedeutet - und Kanye
West lieferte auf den Punkt: Am vergangenen Freitag erschien sein
neues Album "ye"! Mit sieben Tracks ganz im Vö-Stil seiner aktuellen
Arbeiten gehalten - das von ihm produzierte PUSHA-Ts "DAYTONA" hat
ebenfalls sieben Tracks - ist es dennoch ein grandioses Meisterwerk.
Die Fans feiern die Rückkehr von Kanye West und die Kritiker zeigen
sich ebenso beeindruckt von den Songs. In der Charts sorgte "ye" für
Top-Positionen: Alle sieben Tracks belegen in den USA die Plätze 1
bis 7 in den Apple Music Charts sowie den Spotify-Charts. Zu den
absoluten Favoriten zählen die Songs "Yikes" und "All Mine".

Auch die Release-Party konnte sich sehen lassen: In den Bergen von
Wyoming, dem Entstehungsort des Albums, feierten eingeflogene Fans,
Künstler-Kollegen, Prominente und viele Freunde gemeinsam mit Kanye
West, der von seiner Frau Kim Kardashian begleitet wurde. Stars wie
Chris Rock, der Kanye West ankündigte, Jonah Hill und Pusha-T ließen
sich die Lagerfeuer-Party nicht entgehen.

"ye" ist das achte Studioalbum des Grammy-Gewinners und ist als
Download und im Stream erhältlich.

http://www.kanyewest.com/

http://www.universal-music.de/kanye-west/home


Selena Gomez präsentiert Video zur neuen Single "Back To
You" / Soundtrack zu "13 Reasons Why Season 2"

Mit der zweiten Staffel der Netflix-Serie "Tote Mädchen lügen nicht"
("13 Reasons Why Season 2") erschien auch ein packender Soundtrack zu
einer der spannendsten Serien derzeit. Mit dabei ist auch die
Produzentin der Serie: Selena Gomez! Die Sängerin hat mit "Back To
You" den Titelsong aufgenommen. Gestern veröffentlichte Selena Gomez
endlich das Video zu "Back To You". Und wieder stellt sie
eindrucksvoll unter Beweis, dass sie zu den wandelbarsten
Künstlerinnen gehört: Ganz im Retro-Look und mit Pagenkopf gestylt,
verführt sie einen Partygast im Video zu einer Spritztour.

Der offizielle Soundtrack zur zweiten Staffel von "13 Reasons Why"
ist bereits am 18. Mai digital erschienen und seit vergangenem
Freitag physisch erhältlich. Neben Selena Gomez sind auch Years &
Years, OneRepublic, Yungblud oder Billie Eilish mit Songs vertreten.

http://www.universal-music.de/selena-gomez/home


Eric Clapton - Der offizielle Soundtrack zum Dokumentarfilm
"Life In 12 Bars" erscheint am Freitag ++ 32 Songs aus 5 Jahrzehnten
++ Mit 5 Exklusiv-Titeln

Während der Dokumentarfilm Life In 12 Bars, der die gut fünf
Jahrzehnte umspannende Ausnahmekarriere von Eric Clapton beleuchtet,
zuletzt u.a. in Großbritannien Leinwandpremiere feierte und ab dem
29. Juni nun auch in Deutschland als DVD erscheint, kommt am 8. Juni
auch der dazugehörige Originalsoundtrack in den Handel. Der unter der
Regie der Grammy-Gewinnerin Lili Fini Zanuck entstandene
Dokumentarfilm zeichnet ein zutiefst persönliches Bild des legendären
Gitarristen, der bereits 18 Grammy Awards gewonnen und zuletzt vor
knapp zwei Jahren sein 23. Studioalbum I Still Do veröffentlicht hat.
Fünf der 32 Titel sind bis dato unveröffentlichte Exklusiv-Aufnahmen:
Aus der Cream-Ära gibt es eine 17 Minuten lange (!) Live-Version von
"Spoonful", die während der abschließenden Goodbye-US-Tour im Oktober
1968 im L.A. Forum mitgeschnitten wurde. Gleich zwei Exklusiv-Songs
sind von Derek and the Dominos: Einerseits eine Aufnahme des Stücks
"High", die 1971 ursprünglich im Rahmen der Sessions für das
unveröffentlichte zweite Album in den Olympic Studios entstand. Diese
Urversion wurde später überarbeitet und neu aufgenommen für das
Clapton-Soloalbum There's One In Every Crowd (1975). Als zweiter Song
aus dieser Ära ist "Little Wing" auf dem Album: Eine musikalische
Verneigung vor Jimi Hendrix, die live während einem der späteren
Dominos-Konzerte im Fillmore East (am 24. Oktober 1970)
mitgeschnitten wurde. Abgerundet wird das Soundtrack-Album mit gleich
zwei bis dato unveröffentlichten Solosongs von Clapton aus dem Jahr
1974: Einerseits erscheint erstmals seine Aufnahme von Bob Marleys "I
Shot The Sheriff" in voller Länge (aufgenommen während der Sessions
zu 461 Ocean Boulevard); zudem gibt es eine Live-Aufnahme von "Little
Queenie", jenem Rock & Roll-Klassiker aus der Feder von Chuck Berry,
die in der Long Beach Arena im Juli 1974 während Claptons
Comeback-Tour anlässlich der Veröffentlichung von 461 Ocean Boulevard
entstanden ist.

Der Soundtrack erscheint am Freitag als 2CD und Download, am 20. Juli
als 4LP Vinyl.

https://www.universal-music.de/eric-clapton


"The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra"
erscheint am Freitag

Die legendären The Beach Boys! Am 8. Juni erscheint das neue The
Beach Boys Album "The Beach Boys With The Royal Philharmonic
Orchestra". Der von Nick Patrick und Don Reedman produzierte
Longplayer bringt die Original-Gesangsaufnahmen von The Beach Boys
mit brandneuen Orchesterarrangements zusammen, die das Royal
Philharmonic Orchestra in den legendären Abbey Road Studios am 8. und
9. März 2018 aufgenommen hat.

Unter der Leitung von Steve Sidwell und Sally Herbert, zugleich
verantwortlich für einen Großteil der Arrangements, hat das Orchester
die gesamte Hit-Geschichte der US-Legenden aufgerollt - angefangen
von "Fun, Fun, Fun" aus dem Jahr 1964 bis hin zu "Kokomo" von 1988.
Auch die vielen, vielen anderen unvergessenen Hits - von "Good
Vibrations" und "California Gils" über "Wouldn't It Be Nice", "God
Only Knows", "Sloop John B" und "Help Me, Rhonda" bis hin zu "In My
Room" oder auch "Disney Girls" - werfen als Orchesterversionen ein
ganz neues Licht auf die bahnbrechenden Kompositionen der US-Gruppe,
die übrigens noch nie zuvor mit einem kompletten Orchester gearbeitet
hat.

https://www.universal-music.de/the-beach-boys

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Dierks Bentley / The Mountain / 08.06.2018

Sugarland / Bigger / 08.06.2018

Yungblud / 21. Century Liability / 06.07.2018

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Catalogue

JAY-Z / In My Lifetime Vol. 1 (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

JAY-Z / Vol.2 ... Hard Knock Life (Explicit Version) (CD) / 08.06.2018

Kanye West / Late Registration (Explicit Version) (2LP) / 08.06.2018

Nashville Cast / The Music Of Nashville Original Soundtrack Season 6 Volume 1 (CD) / 08.06.2018

The Beautiful South / Painting It Red (Remastered 2017) (2LP) / 08.06.2018

Thelonious Monk / Thelonious Alone In San Francisco (LP) / 08.06.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life in 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack) (2CD) / 08.06.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun (Live From Japan 2011) (DVD/BD) / 08.06.2018

Gary Moore / One Night In Dublin: A Tribute To Phil Lynott (Live At The Point Theatre, Dublin, Ireland 2005) (DVD/BD) / 08.06.2018

Nazareth / No Means Of Escape (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD/BD) / 08.06.2018

Ritchie Blackmore's Rainbow / Black Masquerade (Live At Metropolis Studios, London 2014) (DVD) / 08.06.2018

The Who / Live In Texas '75 (DVD) / 08.06.2018

ZZ Top / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 08.06.2018

Stereophonics / Decade In The Sun - Best Of Stereophonics (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Liz Phair (2LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whip-Smart (LP) / 08.06.2018

Liz Phair / Whitechocolatespaceegg (2LP) / 08.06.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (CD) / 08.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 / 15.06.18

Anne Dudley / Plays The Art Of Noise (CD) / 15.06.2018

Love Unlimited / The 20th Century Records Singles (CD/2LP) / 15.06.2018

The Love Unlimited Orchestra / The 20th Century Records Singles (2CD/3LP) / 15.06.2018

Norah Jones / Live At Ronnie Scott's (2017) (DVD/BD) / 15.06.2018

Robert Glasper Experiment / Live (DVD) / 15.06.2018

Various Artists / Lock, Stock And Two Smoking Barrels (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 15.06.2018

Def Leppard / Vault: Def Leppard Greatest Hits (1980-1995) (2LP) / 15.06.2018

The Killers / Career Box (LP Box) / 15.06.2018

The Rolling Stones / The Rolling Stones: Studio Albums Vinyl Collection 1971-2016 (2009 Re-mastered/Half Speed) (LP Box) / 15.06.2018

Wilko Johnson / Blow Your Mind (CD/LP) / 15.06.2018

The Cure / Mixed Up (3CD Deluxe / Standard CD) / 22.06.2018

The Cure / Mixed Up (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Cure / Torn Down: Mixed Up Extras 2018 (Remastered) (2LP) / 22.06.2018

The Record Company / All Of This Life (CD/LP) / 22.06.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack) (LP) / 29.06.2018

Hildur Guðnadóttir / Sicario: Day Of The Soldado (Original Motion Picture Soundtrack) (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Dear Agony (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / Phobia (CD) / 29.06.2018

Breaking Benjamin / We Are Not Alone (CD) / 29.06.2018

Bruce Dickinson / Scream For Me Sarajevo (DVD/BD) / 29.06.2018

Count Five / Psychotic Reaction (LP) / 29.06.2018

Guns N' Roses / Appetite For Destruction (Standard CD/Deluxe 2CD/Super Deluxe CD Box/2LP) / 29.06.2018

Jawbreaker / Dear You (LP) / 29.06.2018

Mike Ness / Under The Influences (LP) / 29.06.2018

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 29.06.2018

Sparks / The Best Of, The Rest Of (2LP) / 29.06.2018

The Music Machine / (Turn On) The Music Machine (LP) / 29.06.2018

The Offspring / The Offspring (LP) / 29.06.2018

Various Artists / Mamma Mia! (Original Motion Picture Soundtrack / 2LP) / 06.07.2018

Counting Crows / Recovering The Satellites (Colored Vinyl / 2LP) / 06.07.2018

Counting Crows / Somewhere Under Wonderland (Colored Vinyl / LP) / 06.07.2018

R.E.M. / Document (LP) / 06.07.2018

Supertramp / Breakfast In America (LP) / 06.07.2018

Frank Zappa / Burnt Weeny Sandwich (LP) / 06.07.2018

Rory Gallagher / Wheels Within Wheels (Remastered 2018 / LP) / 06.07.2018

The Beatles / Yellow Submarine (Picture Disc / V7) / 06.07.2018

Various Artists / Beside Bowie: The Mick Ronson Story (DVD/BD/CD/2LP) / 06.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security, San Jose '99 / 13.07.18

 * 
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AKTION/2656: Wiesbaden - »Requiem für Auschwitz« am 19.6., zusätzliche Gesprächskonzerte 18.6., 19.6.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Requiem für Auschwitz« am 19. Juni im Großen Haus

Zum Gedenken an die Deportation von Roma und Sinti in das
Vernichtungslager



Auschwitz-Birkenau vor 75 Jahren ist am Dienstag, den 19. Juni 2018,
um 20 Uhr das »Requiem für Auschwitz« mit den Roma und Sinti
Philharmonikern, Gesangssolisten, Chor und Orgel im Großen Haus des
Hessischen Staatstheaters Wiesbaden zu hören.

Mit dem »Requiem für Auschwitz« soll ein lebendiges Denkmal der
Versöhnung und des gegenseitigen Respekts geschaffen werden. Der
Komponist Roger Moreno-Rathgeb leistet damit im Namen der Sinti und
Roma einen musikalischen Beitrag zur Erinnerung an alle Opfer. Er hat
die Emotionen und wesentlichen Fragen über Auschwitz in eine
ebenbürtige Menge von Motiven umgewandelt, die sich in verschiedenen
Instrumenten und Gesang ausdrücken. Die Komposition enthält Gebete für
und von den Opfern selbst. Schülerinnen und Schüler werden im Konzert
beispielhaft die Namen der Wiesbadener Sinti verlesen, die am 8. März
1943 nach Auschwitz deportiert wurden.

Die Roma und Sinti Philharmoniker sind ein Projektorchester unter dem
Dach des Philharmonischen Vereins der Sinti und Roma Frankfurt am Main
e.V. Sie bestehen aus professionell ausgebildeten roma- und
sintistämmigen Musikerinnen und Musikern, die hauptberuflich in
Sinfonie- und Opernorchestern Europas engagiert sind. Das Orchester
steht unter der künstlerischen Leitung des Dirigenten Riccardo M
Sahiti.

Das Konzert hat zahlreiche Unterstützer: das Auswärtige Amt der
Bundesrepublik Deutschland, das Land Hessen und die Stadt Wiesbaden
(Kulturamt und Ortsbeiräte), das Dokumentationszentrum Deutscher Sinti
und Roma Heidelberg, Verband Deutscher Sinti und Roma Landesverband
Hessen sowie der gemeinnützige Kulturfonds Frankfurt RheinMain, das
Hessische Staatstheater Wiesbaden, die Stiftung Flughafen
Frankfurt/Main für die Region, die Holger Koppe-Stiftung, die
Nassauische Sparkasse, die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau,
das Evangelische Dekanat (Haus an der Marktkirche), das Bistum
Limburg, der Förderverein Roma Frankfurt am Main e.V., die
Martin-Niemöller-Stiftung e.V., das Zentrum Ökumene EKHN Frankfurt am
Main, Monique und Emil Mangelsdorff und weitere Privatspender.

Zusätzliche Gesprächskonzerte:

Montag, 18. Juni 2018, 12 Uhr, Naumannsaal Wiesbaden (Haus an der
Marktkirche, Schlossplatz 4) und Dienstag, 19. Juni 2018, 11 Uhr,
Großes Haus im Hessischen Staatstheaters Wiesbaden

Komposition Roger Moreno-Rathgeb Musikalische Leitung Riccardo M
Sahiti Lisa Rothländer Sopran Manja Raschka Mezzosopran Yongkeun Kim
Tenor Gun Wook Lee Bariton Roma und Sinti Philharmoniker und
Frankfurter Singakademie (Einstudierung Jan Hoffmann) Orgel Samuel
Kummer

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1357: Cuxhaven - "Neddersassen Törn" mit Ilka Brüggemann und Lars-Luis Linek am 14. Juni


"Neddersassen Törn" mit der NDR-Journalistin Ilka Brüggemann und
Lars-Luis Linek



Am Donnerstag, 14. Juni 2018, um 19.30 Uhr gehen Ilka Brüggemann und
Lars-Luis Linek auf Tour im Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8,
27472 Cuxhaven. Im Gepäck steckt ihr erstes gemeinsames Album
"Neddersassen Törn".

Eine Rundreise mit Kind und Kegel, Buscherump und Snutenhobel und
natürlich eigenen Liedern und Geschichten. Und dass sie sich nicht nur
persönlich schätzen, sondern auch auf plattdeutsch das Wasser reichen
können, macht den Reisetöörn perfekt. In "Neddersassen Töörn" mit Lars
un Ilka warrt twee Passionen - plattdüütsche Spraak un de Bluesmusik -
fein tohoop mengeleert, wo de Lüüd sik orrnlich amüseern, mitmoken un
mitsingen köönt.

Ob Germanenwettstreit, Märchenstraße, Löffeltrunk, Kramermarkt oder
Snutenhobel-Rattenfänger, Sagenhaftes oder Wahrhaftiges, "Neddersassen
Töörn" ist eine plattdeutsche Liebeserklärung der beiden an das Land
Niedersachsen, seine Geschichte, seine Sprache, seine Menschen, seine
Kultur und seine Gepflogenheiten - gewürzt mit einer gehörigen Portion
Selbstironie und Wortwitz.

Freuen Sie sich auf eine turbulente Rundreise und erfrischende
Unterhaltung mit Ilka Brüggemann und Lars-Luis Linek "Snutenhobel".

Karten gibt es im Vorverkauf bei der Kulturinformation, Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13, kulturinformation@cuxhaven.de
(geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr
an der Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 31. Mai 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1356: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Octavio Barattucci - Singer-Songwriter, Urban Folk und Tango aus Buenos Aires, 7.7.2018


Kulturcafé Komm du - Juli 2018

Octavio Barattucci | Singer-Songwriter, Urban Folk und Tango aus Buenos Aires

Konzert am Samstag, 7. Juli 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer für das Konzert am Samstag, den 7.7.2018 im 'Komm du' mit einem Foto des argentinischen Folk-Musikers und Tango-Spezialisten Octavio Barattucci - Foto im Flyer: © by Pedro Flores Maldonado]

[image: Plakat zum Konzert mit dem argentinischen Folk-Musiker und Tango-Spezialisten Octavio Barattucci am Samstag, den 7. Juli 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Pedro Flores Maldonado]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 07.07.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Octavio Barattucci - "Marginal"

Singer-Songwriter, Urban Folk und Tango aus Buenos Aires

Mit bittersüßer Stimme entwirft der Argentinier Octavio
Barattucci in seinen Liedern Bilder von einfachen
Alltagssituationen bis hin zu einem gesellschaftlichen Panorama
seines Heimatlandes von bleibender Brisanz. Der Künstler begann
seine Karriere als Autodidakt mit einer alten klassischen Gitarre
seiner Mutter. Später studierte er bei einigen der renommiertesten
Musikprofessoren von Buenos Aires. Er war Mitglied in verschiedenen
Rockbands, spielte Tango, Folklore und Jazz und teilte die Bühne mit
bekannten Künstlern in Argentinien und im Ausland. Nun tritt
Barattucci, der sich auch als auch Arrangeur, Lehrer und
Produzent einen Namen gemacht hat, mit der Veröffentlichung seines
ersten Soloalbums "Marginal" als Sänger in den Fokus. 

Für Interessierte: Am Nachmittag hält Octavio Barattucci
einen Workshop über "Rhythmische Zellen des Argentinischen Tangos"
ab (15.00 -18.00 Uhr, 50,- Euro). Weitere Informationen: siehe unten


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Der argentinische Urban Folk- und Tango-Musiker Octavio Barattucci mit Gitarre - Foto: © by Ramona De Sena]

Workshop (15-18 Uhr) und Konzert (ab 20 Uhr) mit dem bekannten argentinische Urban Folk- und Tango-Musiker Octavio Barattucci

am Samstag, den 7. Juli 2018 im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg

Foto: © by Ramona De Sena





Weitere Informationen:

Octavio Barattucci - Homepage

http://octaviobarattucci.com/en/http-www-octaviobarattucci-com/


Zum Reinhören & Anschauen:

Octavio Barattucci: "Marginal" (2017) (Das vollständige Album)

https://www.youtube.com/watch?v=JuFWNxd0hzo

"Volver", tango de Gardel/Lepera por Octavio Barattucci

https://www.youtube.com/watch?v=l1XZVbk-hg0

Octavio Barattucci: Los colores

https://www.youtube.com/watch?v=3Q-GT3jfc9s

Octavio Barattucci - Ombú

https://www.youtube.com/watch?v=Av9oQTWk030



Tango-Workshop

"Komposition und Rhythmische Zellen des Argentinischen Tangos" 

Erfordernisse: eigene Instrumente mitbringen, Sprache: englisch

Der Tango-Workshop "Rhythmische Zellen des Argentinischen Tangos"
des Komponisten und Tango-Spezialisten Octavio Barattucci aus
Buenos Aires wurde für Gitarristen konzipiert, ist jedoch auch für
andere Musiker nützlich und empfehlenswert. Jede Teilnehmerin und
jeder Teilnehmer erhält Seminar-Unterlagen, die es möglich machen,
dem Workshop auf leichte Weise zu folgen. Die Unterlagen sind sehr
anschaulich und optisch orientiert, so daß eine Notenkenntnis nicht
zwingend erforderlich ist. Es wird empfohlen, Gitarren und andere
transportable Instrumente mitzubringen. Der Workshop findet im
Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg statt.

Workshop "Rhythmische Zellen des Argentinischen Tangos"

 Tango-Workshop für Gitarristen und andere Musiker

 Leitung: Octavio Barattucci, Sänger, Gitarrist und Komponist aus Buenos Aires, Argentinien

 Datum: Samstag, 7. Juli 2018

 Uhrzeit: 15:00 bis 18:00 Uhr

 Ort: Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Straße 13, 21073 Hamburg-Harburg

 Telefon: 040 / 57 22 89 52 - E-Mail: kommdu@gmx.de - Homepage: www.komm-du.de 

 Teilnahmegebühr: 50,- Euro - Anmeldung wird empfohlen








[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8728: Aus aller Welt - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Frauen in der neuen spanischen Regierung in der Mehrheit

Spaniens neuer sozialistischer Premier Pedro Sánchez hat elf
Ministerinnen und sechs Minister in sein Kabinett berufen. Vor allem
die Schlüsselressorts Wirtschaft, Finanzen, Verteidigung und Justiz
wurden von Sánchez mit Frauen besetzt. Der frühere Präsident des
Europäischen Parlaments, Josep Borrell, erhielt das Außenressort. Der
durch ein von den Sozialisten initiiertes Mißtrauensvotum am Freitag
zu Fall gebrachte konservative Ministerpräsident Mariano Rajoy will
sich nach eigenen Angaben ganz aus der Politik zurückziehen. Da die
neue Regierung über keine eigene Mehrheit im Parlament verfügt, muß
sie sich um Unterstützung aus anderen politischen Lagern bemühen.

7. Juni 2018
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JUSTIZ/8728: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Unbekannte überfallen Bauernhof

Vier maskierte Männer haben einen Landwirt aus Oberweiler
(Rheinland-Pfalz) ausgeraubt. Die Täter brachen am frühen
Mittwochmorgen die Haustür auf und bedrohten den überraschten
55jährigen Betriebsinhaber und seine 79jährige Mutter. Sie erbeuteten
nur wenige hundert Euro und ein bißchen Schmuck. In welche Richtung
und wie die Täter anschließend den abgelegenen Hof verließen, ist
nicht bekannt. Eine großangelegte Fahndung blieb erfolglos.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8725: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO: Katar äußert Beitrittswunsch

Das Golfemirat Katar würde gern ein Vollmitglied der NATO werden.
Sein Land sei bereits ein wichtiger Verbündeter der NATO außerhalb
der Allianz und wolle auf lange Sicht vollständiges Mitglied werden,
teilte Vizepremier und Verteidigungsminister Chaled bin Muhammad
al-Attijah dem Fachmagazin seines Ministeriums Altalaya mit. Ein
Sprecher der NATO in Brüssel würdigte Katar als wichtigen und alten
Partner der Allianz. Er verwies zugleich darauf, daß das
nordatlantische Verteidigungsbündnis neben den Gründungsmitgliedern
USA und Kanada nur für europäische Staaten offen stehe.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8727: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parteiführung der Linken in Flüchtlingsfrage gespalten

Vor dem Parteitag der Linken an diesem Wochenende in Leipzig
appelliert Fraktionschef Dietmar Bartsch an die neu zu wählende
Parteiführung, sich um mehr Gemeinsamkeiten zu bemühen. Die Partei
ist seit längerem in der Flüchtlingsfrage zerstritten. Die
Vorsitzenden Katja Kipping und Bernd Riexinger, die sich am Samstag
zur Wiederwahl stellen, wollen auf dem Parteitag mit einem Leitantrag
dafür sorgen, daß es bei einer flüchtlingsfreundlichen Politik der
Linken bleibt. Ihre Kontrahenten, die Ko-Fraktionschefin Sahra
Wagenknecht und ihre Ehemann Oskar Lafontaine, sprechen sich dagegen
für Begrenzungen bei der Aufnahme von Flüchtlingen aus, um die
Beschäftigten in Deutschland vor Dumpingkonkurrenz zu schützen.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8726: Tragisches und Kurioses - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Greenpeace-Experten finden Mikroplastik in der Antarktis

Die Umweltschutzorganisation Greenpeace hat in der Antarktis
Mikroplastik und chemische Rückstände aus Textilien gefunden. Auch
dieses Ende der Welt sei schon verschmutzt durch Umweltgifte der
Textilindustrie und die Rückstände des Plastikwahnsinns, erklärte
Greenpeace-Meeresexperte Thilo Maack am Donnerstag in Hamburg. An
fast allen Orten, an denen Meerwasser- und Schneeproben genommen
wurden, fanden sich demnach Spuren von Mikroplastik-Fasern von
Fischernetzen und aus Kleidung. Zuvor hatten Forscher des
Bremerhavener Alfred-Wegener-Instituts in der Arktis große Mengen
Mikroplastik entdeckt.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7811: Aus Forschung und Technik - 07.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ein Sonnensturm rast auf die Erde zu

Forscher des russischen Lebedew-Instituts für Physik (FIAN) in Moskau
warnen vor einem geringen Magnetsturm der Kategorie G1 auf der
fünfstufigen G-Skala. Die hochenergetischen Teilchen und die
Schockfront eines koronalen Massenausstoßes werden demnach am 27.,
28. und 29. Juni für leichte geomagnetische Unruhe sorgen. Durch
Sonneneruptionen oder koronale Massenauswürfe ausgelöste
Schockwellenfronten des Sonnenwinds können bei wetterempfindlichen
Menschen beispielsweise Kopfschmerzen und Schwindelgefühl auslösen.
Auch Satelliten, Stromnetze oder Funkverbindungen können durch die
Strahlung Schaden nehmen. In diesem Jahr werden 20 bis 35
geomagnetische Stürme erwartet, darunter zwei bis vier starke und
sehr starke.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7823: Aus aller Welt - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Jordaniens neuer Premier zieht Steuerpläne zurück

In Jordanien hat der am Montag zum Ministerpräsidenten ernannte
frühere Bildungsminister und Weltbankökonom Omar al Rassas den
Gesetzentwurf seines Vorgängers Hani Mulik für Steuererhöhungen
zurückgezogen. Die Novelle war noch nicht vom Parlament verabschiedet
worden. In den vorangegangenen Tagen hatten Tausende Jordanier auf
der Straße gegen Steuererhöhungen und Preissteigerungen protestiert
und den Rücktritt des Premiers gefordert. Die Sparpolitik der
Regierung Mulik war an Vorgaben des Internationalen Währungsfonds
(IWF) orientiert. Vorgesehen war eine Erhöhung der Einkommenssteuer um
fünf Prozent und der Unternehmenssteuern um 20 bis 40 Prozent.
Jordanien ist hoch verschuldet.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7784: Medizin und Gesundheitswesen - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Kongo stimmt dem Einsatz nicht-zugelassener Ebola-Medikamente zu

Jetzt hat auch die Ethikkommission der Demokratischen Republik Kongo
zugestimmt, daß im Kampf gegen den aktuellen Ebola-Ausbruch fünf
Prüftherapeutika zur Therapie des hämorrhagischen Fiebers eingesetzt
werden können. Mit Zmapp, GS-5734, REGN monoklonale
Antikörperkombination und mAb114 sind laut Deutschem Ärzteblatt vier
der fünf Medikamente auch verfügbar. Vor Ort in Behandlungszentren
arbeitende Ärzte sollen selbständig entscheiden, welches Medikament
im jeweiligen Fall als hilfreich erachtet wird und für das Setting
geeignet ist.

7. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7811: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Grüne und SPD klagen gegen Polizeiaufgabengesetz der CSU

Die Grünen im Bayerischen Landtag haben am Mittwoch beim
Verfassungsgerichtshof des Freistaats Klage gegen das neue
Polizeiaufgabengesetz (PAG) der CSU-Landesregierung eingereicht. Der
Fraktionsvorsitzenden Katharina Schulze zufolge hat die Polizei mit
dem neuen PAG vom 18. Mai zusätzliche verfassungswidrige
Eingriffsbefugnisse bekommen. Die Grünen-Fraktion wird vom Leipziger
Staatsrechtler Christoph Degenhart vertreten. Er berichtete, eine
Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen das PAG werde auch
geprüft. Laut Degenhart sind erweiterte DNA-Analysen,
Drohnenaufzeichnung von öffentlichen Veranstaltungen und die
Durchsuchung von Cloud-Speichern verfassungswidrige Einzelmaßnahmen.
Die SPD-Fraktion hat am Donnerstag ebenfalls Klagen vor dem
Bayerischen Verfassungsgerichtshof und dem Bundesverfassungsgericht
gegen die Neufassung des Polizeiaufgabengesetzes angekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7735: Sprache, Kunst und Medium - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Unesco prüft deutsche Welterbeanträge inzwischen strenger

Dieser Tage tagt wieder das höchste Unesco-Welterbe-Gremium und
entscheidet unter anderem über Neuzugänge auf und notfalls
Streichungen von der Liste, die helfen soll, sowohl das Kultur- als
auch das Naturerbe zu fördern und zu schützen.

Inzwischen werden die Kritiken lauter, die von einer inflationären
Entwicklung bei der Titelvergabe sprechen. Auffällig ist auch, daß die
europäischen Länder mit 45 Prozent der Stätten ein deutliches
Übergewicht haben.

Deshalb werden inzwischen deutsche Welterbeanträge strenger geprüft.
Tatsächlich häufen sich in Europa Stätten vergleichbaren Typs wie
historische Altstädte mit ihren Fachwerkhäusern, von Parkanlagen
umgebene Schlösser oder große christliche Sakralbauten, wie der Kölner
und der Aachener Dom.

Anders als auf den anderen Kontinenten ist in den europäischen Ländern
genug Geld vorhanden, um das langwierige und sehr kostspielige
Aufnahmeverfahren durchlaufen zu können. Damit kommen viele ärmere
Länder trotz der Einzigartigkeit mancher kultureller oder Naturstätten
nicht zum Zuge.

Das relativ kleine Deutschland ist mittlerweile mit insgesamt 42 von
weltweit 1073 anerkannten Stätten vertreten. Eine Ernennung wird nicht
zuletzt wegen der zu erwartenden positiven Auswirkungen auf den
Tourismus angestrebt.

Dresden ist aber auch Beispiel für eine der wenigen Streichungen. In
der Elbmetropole hatte der Stadtrat mit dem Bau einer Brücke über die
Elbe das alte Stadtbild zerstört und damit die Streichung provoziert.
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MILITÄR/7801: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Sicherheitsrat verabschiedet Erklärung zur Ostukraine

Der Uno-Sicherheitsrat hat am Mittwoch (Ortszeit New York) auf Antrag
Deutschlands und Frankreichs eine Erklärung zu den jüngsten Verstößen
gegen die Waffenruhe in der Ostukraine einstimmig verabschiedet. Das
Gremium forderte den sofortigen Abzug schwerer Waffen aus dem
Konfliktgebiet. Die Ratsmitglieder sind in großer Sorge um die
Sicherheit der Zivilbevölkerung dort. Sie unterstützen in ihrer
Erklärung die Souveränität, Unabhängigkeit und territoriale
Integrität der Ukraine. Das ständige Mitglied Rußland hat zur Zeit
den Vorsitz des Sicherheitsrats inne. Moskaus Botschafter Nebensia
nannte die Erklärung konstruktiv und eine Bestätigung der Minsker
Vereinbarung von 2015. Wesentliche Punkte wie Waffenruhe und Abzug
schwerer Waffen wurden bis heute nicht umgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7815: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Sperrklausel im deutschen Europawahlgesetz

Die EU-Mitgliedsstaaten wollen mit einer Sperrklausel verhindern, daß
spätestens 2024 keine kleinen deutschen Parteien mehr Abgeordnete in
das EU-Parlament entsenden können. Das könnte unter anderem Freie
Wähler, Piraten, NPD, die Ökologisch-Demokratische Partei und die
Partei des Satirikers Sonneborn treffen. Die Schwelle, die jedes Land
für sich festlegt, soll für Deutschland bei einem Stimmenanteil
zwischen zwei und fünf Prozent liegen. Die geplante Regelung geht auf
einen Vorstoß von CDU, CSU und SPD zurück. Zur Zeit verfügen die
kleinen Parteien über sieben der 96 deutschen Sitze im EU-Parlament.
Unter anderem Belgien und Italien hatten sich lange gegen die
Einführung der Sperrklausel gesträubt. Die vom Bundestag beschlossene
Drei-Prozent-Hürde im deutschen Europawahlgesetz war vor der Wahl
2014 vom Bundesverfassungsgericht für ungültig erklärt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7785: Tragisches und Kurioses - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Penka weiß gar nicht, in welcher Gefahr sie schwebt

Kühe wissen, was ein Zaun ist, aber Ländergrenzen tauchen in ihrer
Vorstellungswelt nicht auf. Bei Bürokraten sieht das anders aus, was
fatale Folgen haben kann. So schwebt in Bulgarien eine Penka genannte
Milchkuh in Lebensgefahr, vermutlich, ohne etwas davon zu ahnen.

Das Rind, das auf einem Bauernhof an der bulgarisch-serbischen Grenze
lebt, hatte sich Mitte Mai von der Herde des Bauern Iwan Charalampiew
getrennt und war über die grüne Grenze nach Serbien verschwunden, und
hatte damit die Europäische Union verlassen. Dort war ein Landwirt auf
die ihm fremde Kuh gestoßen und hatte diese dank der Ohrmarken als
bulgarisches Tier identifiziert. Zwei Wochen später war Penka dann
wieder bei ihrer Herde.

Doch damit ist das Abenteuer keinesfalls schadlos überstanden, denn
das Rindvieh hatte die EU verlassen, war danach aber unerlaubt wieder
eingereist. Und dafür droht ihr nach den entsprechenden Brüsseler
Verordnungen die Todesstrafe. Die Bürokraten können - zum Schutz der
heimischen Bestände - angeblich gar nicht anders, als die
Grenzverletzerin zu töten. Doch dank Internet hat Penka nun eine
Fangemeinde, die sie vorerst vor der Schlachtbank bewahren will.
Tierärztlich könne das kein Problem sein, so die Initiatoren der
Rettungsaktion.

Mittlerweile soll sogar Bulgariens Landwirtschaftminister Porozhanow
über eine Ausnahme nachdenken, sofern das Tier gesund ist.
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SOZIALES/7812: Arbeit, Soziales und Familie - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Chileninnen protestieren gegen sexistische Gewalt und Diskriminierung

In Santiago und anderen Städten Chiles haben Tausende Studentinnen
und Schülerinnen gegen Diskriminierung und sexistische Gewalt an
Universitäten und Schulen sowie am Arbeitsplatz protestiert und das
Recht auf Abtreibung gefordert. Die Veranstalterinnen der
Demonstrationen sprachen von 100.000 Teilnehmerinnen. Sie nahmen
Präsident Piñera beim Wort, er unterstütze die Frauenbewegung. Jetzt
soll er konkrete und wirksame Reformen vorschlagen. Aus Protest gegen
sexuelle Belästigungen und Mißbräuchlichkeiten besetzen Studentinnen
inzwischen Dutzende Universitäten und Schulen des südamerikanischen
Landes.
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UMWELT/7795: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Tödlicher Vulkanausbruch in Guatemala

In Guatemala wird der Volcán de Fuego (Feuervulkan) seinem
Namen mehr als gerecht. Nach dem gewaltigen Ausbruch mit über 70
Toten - viele verbrannten oder erstickten an den giftigen Gasen -
werden amtlichen Angaben zufolge noch 192 Menschen vermißt. Nicht
wenige Experten befürchten laut Deutschem Ärzteblatt, daß die Zahl
der Opfer noch erheblich ansteigen wird. Immer wieder mußten die
Helfer die Sucharbeiten einstellen, um nicht selbst Opfer des Vulkans
zu werden. Der Volcán de Fuego ist einer von drei aktiven
Vulkanen in dem mittelamerikanischen Land. Seit 2002 ist der etwa
3.700 Meter hohe Berg wieder verstärkt aktiv. Erst im Mai brach der
Vulkan aus und löste eine Schlammlawine aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7800: Märkte und Finanzen - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Bayer schließt Monsanto-Übernahme ab

Der Leverkusener Chemiekonzern Bayer hat nach eigenen Angaben vom
Donnerstag die Übernahme des Saatgutherstellers Monsanto erfolgreich
abgeschlossen. Bayer ist alleiniger Anteilseigner des US-Konzerns.
Für 63 Milliarden Euro ist das deutsche Traditionsunternehmen zum
weltgrößten Anbieter von Pflanzenschutzmitteln und Saatgut
aufgestiegen. Der Geschäftsführer von Bayer Deutschland, Helmut
Schramm, erklärte im Deutschlandfunk, weil Bayer auf einen
Marktanteil von 25 Prozent käme, könnten die Bauern weiterhin wählen,
welche Produkte sie kauften. Bayer werde speziell für Kleinbauern
Programme fahren. Schramm räumte die Bedeutung ökologischer
Anbaumethoden ein, verwies jedoch auf deren um circa 50 Prozent
niedrigeren Erträge gegenüber der mit Pflanzenschutzmitteln
unterstützten Landwirtschaft, die für für die Ernährung von künftig
zehn Milliarden Menschen unverzichtbar wäre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7818: Aus Forschung und Technik - 07.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Neues Bilderkennungs-App revolutioniert Internetsuche

Diese App wird fraglos das Suchen im Internet revolutionieren. Mit
Google Lens wurde eine Bilderkennungs-App geschaffen, die es in sich
hat. Mithilfe der Kamera kann die Software automatisch verschiedene
Gegenstände, Orte, Barcodes und Texte in der Umgebung erkennen und
Informationen etwa zu Sehenswürdigkeiten liefern oder Produkte online
finden. Auch können Adresse oder Telefonnummer, die beispielsweise
auf Schildern auftauchen, digitalisiert werden, indem einfach auf den
Bildausschnitt getippt wird, auf dem die Daten zu sehen sind. Google
Lens wandelt diesen dann in Text um, der kopiert, übersetzt oder in
Google gesucht werden kann. Da auch Pflanzen und Tiere erkannt werden
können, ist es nur eine Frage der Zeit, wann der Google Lens-Nutzer
auch Informationen über Personen erhält, die in sein Blickfeld
geraten. Ob letzteres geschieht, ist somit bald keinesfalls eine
Frage der technischen Realisierbarkeit. Laut Chip Online steht Google
Lens ab sofort kostenlos für Android zum Download bereit.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1101: Brückenschlag zwischen der Kommunikation von Mensch und Tier (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 06.06.2018

Brückenschlag zwischen der Kommunikation von Mensch und Tier



Kooperatives Turn-Taking wird von Forschern als einer der ältesten
Mechanismen des Sprachsystems verstanden und liegt möglicherweise
menschlicher und nichtmenschlicher Primatenkommunikation zugrunde. Ein
internationales Forscherteam, darunter Simone Pika vom Max-Planck-Institut
für evolutionäre Anthropologie, Ray Wilkinson von der Universität
Sheffield, Kobin Kendrick von der Universität York in Großbritannien und
Sonja Vernes vom Max-Planck-Institut für Psycholinguistik in den
Niederlanden, gibt einen Überblick über den aktuellen Forschungsstand und
stellt einen neuen vergleichenden Forschungsansatz vor, mit dem die
Forscher die evolutionären Wurzeln von Sprache entschlüsseln wollen.

Sprache - eines der wohl markantesten Merkmale des Menschen - wird in
Bezug auf die Evolutionstheorie noch immer als ein "Mysterium" oder sogar
als ein "Problem" betrachtet. Sprachliche Interaktionen basieren auf einem
kooperativen Wechselspiel, welches aus alternierenden, kurzen und
flexiblen Turns zwischen zwei oder mehreren Individuen besteht. Dieses
Wechselspiel - das so genannte Turn-Taking - findet universell über
Sprach- und Kulturgrenzen hinweg statt und wurde auch in allen
Primatenkladen beobachtet. Turn-Taking scheint somit ein uralter
Mechanismus des Sprachsystems zu sein, das eine Art Brücke zwischen dem
sprachversierten Menschen, und den Kommunikationssystemen unserer nächsten
lebenden Verwandten, den nicht menschlichen Primaten, bildet. Doch was
genau wissen wir über kommunikatives Turn-Taking in anderen Primaten- und
Tierarten?

Die Forscher sichteten die vorhandene Literatur, wobei sie sich auf 
Turn-Taking bei Vögeln, Säugetieren, Insekten und Froschlurchen konzentrierten.
Simone Pika aus der Abteilung für Primatologie am Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie, eine der Initiatoren und Erstautorin der
Studie, sagt: "Einschätzungen und direkte Vergleiche der 
Turn-Taking-Fähigkeiten nicht-menschlicher Tiere in Bezug auf Sprachevolution waren
bisher aus Mangel an Daten aber auch gravierenden Unterschieden in der
Terminologie, der Methodik und dem Studiendesign nur stark eingeschränkt
möglich."

Darüber hinaus widmeten sich die meisten Untersuchungen der Kommunikation
von Vögeln und rein vokalen Interaktionen und fokussierten auf einem
einzigen Schlüsselelement menschlichen TurnTakings, dem so genannten
"Zeitfenster". Das Zeitfenster bezieht sich auf die Lücke zwischen
Anfangsturn und Antwortturn und variiert in menschlicher Konversation
zwischen 0 und 500 Millisekunden. Bei Tieren wurden Zeitfenster von
weniger als 50 Millisekunden (z.B. Gesänge der Fraserzaunkönige) bis zu
5.000 Millisekunden (z.B. Kontaktrufe von Weißbüschelaffen) beobachtet.
Untersuchungen anderer Turn-Taking-Systeme - zum Beispiel gestischer
Interaktionen von Bonobos oder Schimpansen - sind momentan noch relativ
selten. Sie stellen aber "da sie Menschenaffenkommunikation in Bezug auf
mehrere Schlüsselelemente menschlichen Turn-Takings erforschen, den
erfolgversprechendsten Weg dar, um die mögliche Verbindung zwischen 
Turn-Taking und Spracheevolution zu entschlüsseln", sagt Simone Pika.

In ihrer neusten Publikation entwickelten die Forscher einen neuen
Forschungsansatz, der vergleichende Studien in Bezug auf vier
Schlüsselelemente menschlicher Konversation ermöglichen soll: A) Wie
flexibel sind Turns? B) Wer ist als Nächstes dran? C) Wann wird
geantwortet? D) Was soll ein Turn bezwecken? Die Forscher suggerieren,
diesen neuen vergleichenden Ansatz auf spezifische Vertreter der mehr als
50 Primatengattungen anzuwenden und die verschiedensten 
Turn-taking-Phänotypen zu charakterisieren. Sie betonen außerdem, dass mehr
Forschungsaufmerksamkeit vergleichbar komplexen Kommunikationssystemen in
entfernter verwandten Arten gelten soll.

Zum Beispiel stellen neuere Erkenntnisse zur Sprachkompetenz und
kognitiven Fähigkeiten von Papageien und Rabenvögeln den Zusammenhang
zwischen Sprachfähigkeit und genetischer Distanz zum Menschen in Frage.
Dieses neue Feld des "Vergleichenden Turn-Takings" kann somit dazu
beitragen, eine der "schwierigsten" Forschungsfragen der Wissenschaft zu
beleuchten und nachzuprüfen, ob Turn-Taking tiefgreifende Auswirkungen auf
menschliche Kultur und Kooperation hatte und den Grundstein für die
Entwicklung der Sprache gelegt hat.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 06.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORNITHOLOGIE/416: Soziale Intelligenz bei Raben (idw)


Universität Wien - 06.06.2018

Soziale Intelligenz bei Raben

Raben wissen über die Beziehungen anderer Bescheid - und agieren
strategisch



Ein Aspekt sozialer Intelligenz ist die Fähigkeit, sowohl die eigenen
Beziehungen als auch die anderer im Auge zu behalten. Diese Fähigkeit
kennt man bei Primaten, und auch Kolkraben zeigen dieses Verhalten in
Gefangenschaft. In ihrer aktuellen Studie dokumentieren
VerhaltensbiologInnen um Georgine Szipl von der Universität Wien, dass
wildlebende Raben bei der Futtersuche je nach Publikum unterschiedlich
viele "Hilferufe" abgeben. Dies deutet auf ein komplexes Sozialsystem der
Tiere hin. Die Ergebnisse dazu erscheinen aktuell im Fachjournal
"Proceedings of the Royal Society B".




[image: Foto: © Georgine Szipl]

Zwei dominante Paare (ein Paar links und eines in der Mitte) bedrängen
jeweils einen Raben. Ganz rechts im Bild ist ein weiterer dominanter Raben,
der den Raben rechts hinter ihm einschüchtert...

Foto: © Georgine Szipl



In freier Wildbahn versammeln sich Raben an Futterstellen, wo sie sich
untereinander häufig lautstark um Futter streiten. Für freilebende
Kolkraben, die in komplexen Verbänden mit variierender Größe und
Zusammensetzung leben, ist es nicht einfach, in so einem Durcheinander den
Überblick zu behalten. Während man lange Zeit davon ausgegangen ist, dass
Rabenverbände anonym sind und die Mitglieder nichts übereinander wissen,
weisen Forschungsergebnisse der letzten Jahrzehnte sehr wohl auf eine
Struktur durch verschiedene Altersklassen, Paarbindungen und
Verwandtschaftsverhältnisse hin.

In ihrer aktuellen Studie konnten die WissenschafterInnen um Georgine
Szipl von der Konrad Lorenz Forschungsstelle der Universität Wien zeigen,
dass freilebende Kolkraben ihre Kommunikation während solcher Konflikte an
die Zusammensetzung des Publikums anpassen. Wenn Raben von dominanten oder
höherrangigen Artgenossen angegriffen werden, äußern die bedrängten Opfer
häufig Defensivrufe. Sind Verwandte der Opfer im Publikum, äußert sich das
durch eine höhere Rufrate. Umgekehrt haben die ForscherInnen weniger Rufe
aufgezeichnet, wenn die Paarpartner der dominanten Angreifer im Publikum
waren. "Dies deutet darauf hin, dass freilebende Kolkraben trotz komplexen
Sozialsystems über die Beziehungen ihrer Artgenossen Bescheid wissen.
Dieses Wissen können sie flexibel einsetzen und dadurch Freunde und
Verwandte in ihrer Nähe alarmieren, damit sie ihnen zu Hilfe eilen können
bzw. vermeiden, dass Rivalen oder Freunde des Angreifers auf sie
aufmerksam werden", erklärt Szipl.




[image: Foto: © Georgine Szipl]

Ein Rabe (rechts im Bild) wird gleich von mehreren dominanten Artgenossen
bedrängt. Der bedrohte Raben hat als unterwürfige Geste den Schnabel
geöffnet.

Foto: © Georgine Szipl



Dieser Effekt ist auch bekannt als Publikumseffekt. Das bedeutet, dass man
sich im Beisein anderer anders verhält als alleine, also wenn man sich
unbeobachtet fühlt: Klassisches Beispiel dafür ist etwa das Singen im
Auto. "Unser Ergebnis kann nicht einfach mit dem Publikumseffekt erklärt
werden, denn die Größe des Publikums, also die Anzahl der anwesenden
Raben, hatte keinen Effekt auf die Rufraten, ebenso wenig wie die bloße
Nähe der anwesenden Raben", erklärt Szipl. Vielmehr muss die
Zusammensetzung des Publikums eine wichtige Rolle spielen.

Erwachsene Kolkraben, die sich verpaaren, sind langzeitmonogam, höher im
Rang sowie dominanter als Singles. Unverpaarte Raben hingegen, die noch
nicht den Partner fürs Leben gefunden haben, pflegen engen Kontakt zu
ihren Geschwistern und Verwandten, denn diese unterstützen sie während
oder nach Konflikten. Angegriffene Raben sind häufig noch nicht fest
verpaart und erhöhen deshalb ihre Rufrate, wenn ihre Verwandten, die ihnen
helfen könnten, in der Nähe sind. Dominante Angreifer hingegen sind häufig
fest verpaarte Individuen, deren Paarpartner sind ebenfalls dominant.
Deshalb ist es für die Tiere ratsam, in solchen Situationen nicht zu viel
Lärm zu machen: Da die Gefahr groß ist, dass man es auch gleich mit dem
Paarpartner, der den Angreifer unterstützt, zu tun bekommt, ist die
Rufrate niedrig.



Publikation in "Proceedings of the Royal Society B"
Szipl, G., Ringler, E. & Bugnyar, T. (2018): Attacked ravens flexibly
adjust signalling behaviour according to audience composition. Proceedings
of the Royal Society B

DOI: http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2018.0375
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1537: Meerkatzen-Männchen deeskalieren Kämpfe mit Strafe und Zwang (idw)


Universität Zürich - 06.06.2018

Meerkatzen-Männchen deeskalieren Kämpfe mit Strafe und Zwang



Männliche Grüne Meerkatzen greifen ihre eigenen Gruppenmitglieder an, um
Kämpfe mit anderen Gruppen zu verhindern oder zu deeskalieren. Weibchen
dagegen stacheln die Kämpfenden mit Zuckerbrot und Peitsche an, wie
Anthropologen der Universität Zürich und der Universität Neuenburg
zeigen.




[image: Foto: © Jean Arseneau-Robar, UZH]

Während Kämpfen mit anderen Gruppen greifen Grüne Meerkatzen-Männchen
streitlustige eigene Gruppenmitglieder an.

Foto: © Jean Arseneau-Robar, UZH



Soziale Arten beteiligen sich an verschiedenen kooperativen Aktivitäten
wie der Jagd, der Aufzucht von Nachkommen, der Verteidigung der Gruppe
gegen Raubtiere und am Kampf mit benachbarten Gruppen. Da soziale Gruppen
jedoch immer aus individuellen Tieren bestehen, erhält jedes
Gruppenmitglied unterschiedliche Vorteile und erfährt unterschiedliche
Konsequenzen, wenn es sich an diesen kooperativen Aktivitäten beteiligt.
Folglich sind sich die Gruppenmitglieder oft nicht einig, wann sie
kooperieren sollen und wann nicht. Dies gilt insbesondere bei
Gruppenkämpfen, bei denen ein ernsthaftes Verletzungs- oder Todesrisiko
besteht, der Sieg aber darüber entscheiden kann, ob die Gruppe Zugang zu
wichtigen Ressourcen hat.

Strafe und Zwang

Während wir viel darüber wissen, wie Menschen solche Interessenkonflikte
lösen, wissen wir relativ wenig darüber, wie andere soziale Arten handeln.
Eine neue Studie von Forschenden der Universität Zürich zeigt, dass Grüne
Meerkatzen-Männchen Strafe und Zwang anwenden, um Kämpfe innerhalb der
Gruppe zu deeskalieren. Diese Strategie wenden insbesondere männliche
Meerkatzen an, die Nachwuchs in der Gruppe gezeugt haben, aber selbst
verwundet sind und sich daher nicht in der Lage fühlen, ihre Nachkommen zu
verteidigen.

Aggressiv gegen Angriffslustige

Während ihrer Doktorarbeit am Inkawu-Vervet-Projekt in Südafrika
beobachtete Jean Arseneau-Robar, die Erstautorin der Studie, wie Männchen
ihre eigenen Gruppenmitglieder während Kämpfen mit einer anderen Gruppe
angriffen. «Bisher wurde immer angenommen, dass Männchen die Paarung von
Weibchen mit Männchen der gegnerischen Gruppe verhindern wollen. Diese
männliche Aggression wurde so als Partnerverteidigung interpretiert», sagt
die Anthropologin Jean Arseneau-Robar. Die Forscher stellten jedoch fest,
dass männliche Meerkatzen normalerweise keine weiblichen Gruppenmitglieder
angreifen, die versuchen, sich mit Männchen aus der gegnerischen Gruppe
zusammenzuschliessen oder sich mit ihnen zu paaren. Stattdessen waren
Männchen eher aggressiv gegen Gruppenmitglieder, die entweder einen Kampf
anzettelten oder kürzlich gekämpft hatten.

Weibchen nutzen Zuckerbrot und Peitsche

Erik Willems, der das Forschungsprojekt leitete, sagt: «Wir haben vor
Kurzem gezeigt, dass Weibchen in dieser Spezies sowohl Aggression als auch
Fellpflege einsetzen, um die Teilnahme männlicher Gruppenmitglieder an
Kämpfen zwischen den Gruppen zu beeinflussen. Affenweibchen benutzen somit
Zuckerbrot und Peitsche, um die Teilnahme von Männchen an Kämpfen zwischen
verschiedenen Gruppen zu fördern.» Die Forscher wollten nun wissen, ob
Männchen in ähnlicher Weise vorgehen. Dabei stellten sie fest, dass die
Aggression gegen eigene Gruppenmitglieder eine effektive Strategie zur
Deeskalation von Konflikten zwischen Gruppen ist.

Mit Strafen deeskalieren

UZH-Professor Carel van Schaik ergänzt: «Es war wirklich interessant zu
sehen, dass Weibchen Strafen und Belohnungen verwenden, um die Kämpfenden
anzustacheln. Männchen hingegen, um die Kämpfe zu ersticken und die
Situation für den jungen verwundbaren Nachwuchs ruhig und sicher zu
halten.»

Redouan Bshary, Professor an der Universität Neuenburg, stellt fest:
«Normalerweise bestrafen grössere und mächtigere Individuen die
schwächeren. Unsere Erkenntnisse bei den Grünen Meerkatzen sind neu, weil
hier sowohl Weibchen als auch Männchen Bestrafung anwenden.» Weibchen
würden dabei oft eine Koalition bilden, wenn sie Männchen bestrafen, um
die kleinere Grösse durch mehrere Mitstreiterinnen auszugleichen.


Literatur:

Arseneau-Robar TJM, Müller E, Taucher AL, van Schaik CP, Bshary R und
Willems EP. 2018. Male monkeys use punishment and coercion to de-escalate
costly intergroup fights. Proceedings of the Royal Society B: Biological
Sciences 20172323. DOI: 10.1098/rspb.2017.2323
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MESSE/743: CEBIT-Expo - Mit der Kraft der Gedanken, neue Qualität der Mensch-Roboter-Interaktion (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI
- 06.06.2018

Mit der Kraft der Gedanken:

Neue Qualität der Mensch-Roboter-Interaktion dank embedded Brain
Reading



Wie lassen sich unsere Gedanken für die Interaktion mit Robotern nutzen?
Mit dieser Frage beschäftigen sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Robotics Innovation Center am Deutschen
Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI) und der Arbeitsgruppe
Robotik der Universität Bremen. Gemeinsam entwickeln sie
Schlüsseltechnologien, die echtzeitfähiges und adaptives embedded Brain
Reading ermöglichen. Dadurch sind Roboter auf Basis der Gehirnaktivitäten
des Menschen nicht nur intuitiv und effektiv steuerbar. Die Systeme können
zugleich menschliche Gedanken interpretieren und daraus lernen.

Ihre wegweisenden Arbeiten, die u.a. in der Rehabilitationsrobotik zum
Einsatz kommen, veröffentlichten die Forscherinnen und Forscher u.a. in
den international renommierten Fachjournalen Frontiers in Neuroscience,
Scientific Reports - Nature und Sensors.

Roboter lassen sich mithilfe menschlicher Gehirnaktivität über sogenannte
Brain-Computer-Interfaces (BCIs) steuern. Dabei kommt
Elektroenzephalografie (EEG) zum Einsatz, bei der am Kopf angelegte
Elektroden Potentialänderungen im Gehirn messen. Im Gegensatz zu
klassischen BCIs geht der von den Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern entwickelte ganzheitliche Ansatz "embedded Brain Reading"
(eBR) noch einen Schritt weiter: Gehirnaktivität kann nicht nur gemessen,
sondern auch interpretiert werden. Auf diese Weise lassen sich
Handlungsabsichten und die kognitive Auslastung von Personen erkennen.
Dabei setzt eBR ausschließlich auf die passive Beobachtung natürlich
auftretender Gehirnaktivität und vermeidet so eine Mehrbelastung des
Menschen durch die Nutzung eines BCIs. Zudem ermöglicht der innovative
Ansatz, der zusätzlich zum EEG auch auf Elektromyografie zur Messung der
Muskelaktivität, Eye-Tracking und Bewegungsanalyse setzt, die vollständige
und fehlertolerante Integration der Gehirnaktivität in die Steuerung
technischer Systeme. Dies machen sich die Forscher z.B. bei der
Teleoperation von Weltraumrobotern, aber auch bei der EEG-basierten
Steuerung robotischer Exoskelette zunutze.

Ereigniskorrelierte Potentiale geben Aufschluss über die
Informationsverarbeitung beim Menschen

Beim embedded Brain Reading dienen ereigniskorrelierte Potentiale (engl.:
event related potentials, ERPs) im EEG als Input-Quellen, die als Reaktion
auf eine interne Zustandsänderung oder einen externen Reiz entstehen. Am
DFKI werden diese Potentiale genutzt, um die Interaktion zwischen Mensch
und Roboter zu verbessern. In ihrem Aufsatz "Multi-tasking and Choice of
Training Data Influencing Parietal ERP Expression and Single-trial
Detection - Relevance for Neuroscience and Clinical Applications", der am
27. März 2018 in dem Fachjournal Frontiers in Neuroscience erschien,
untersuchen die Wissenschaftlerinnen Dr. Elsa Andrea Kirchner und Dr. Su
Kyoung Kim, wie sich ERPs durch single-trial Detektion im EEG erkennen
lassen und welchen Einfluss unterschiedliche Trainingsmodalitäten haben.
Es zeigte sich, dass sich ERPs durch single-trial Erkennung auch unter
"dual-task"-Bedingungen erfolgreich detektieren lassen, also wenn der
Mensch nicht nur einer sondern mehreren Aktivitäten nachgeht. Dabei ist
die Detektionsleistung umso höher, je seltener und bedeutender ein bei der
Aufgabe hervorgerufener Reiz ist. Die single-trial ERP-Erkennung eignet
sich insbesondere für die Online-EEG-Analyse in Echtzeit, etwa zur
Steuerung eines Exoskeletts. Im Rahmen der rehabilitativen Therapie kann
die ERP-Erkennung nicht nur Hinweise zu geplanten Bewegungen, sondern z.B.
auch über den Aufmerksamkeitszustand eines Patienten geben.

Roboter lernen dank menschlichem Negativ-Feedback aus eigenem
Fehlverhalten

Zu den ereigniskorrelierten Potenzialen gehört das sogenannte
fehlerkorrelierte Potential (engl.: error-related potential). Wie sich
dieses für die Mensch-Roboter-Interaktion gewinnbringend einsetzten lässt,
ist Gegenstand des am 14. Dezember 2017 in dem Fachjournal Scientific
Reports - Nature erschienenen Papers "Intrinsic interactive reinforcement
learning - Using error-related potentials for real world human-robot
interaction". Darin beschreiben die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler des Robotics Innovation Center und der Universität Bremen
Dr. Su Kyoung Kim, Dr. Elsa Andrea Kirchner, Arne Stefes und Prof. Dr. Dr.
h.c. Frank Kirchner ein am DFKI entwickeltes Verfahren des Maschinellen
Lernens, bei dem ein Roboter aus dem eigenen Fehlverhalten in der
gestengesteuerten Interaktion mit dem Menschen lernen kann. Der Roboter
ist dabei in der Lage, gleichzeitig zu lernen, die Gesten des Menschen zu
unterscheiden und den von ihm ausführbaren Aktionen zuzuordnen. Ob diese
Zuordnung richtig oder falsch war, erfährt er anhand der EEG-Messung beim
Menschen, durch die er im Falle einer fehlerhaften Aktion ein negatives
Feedback, das fehlerkorrelierte Potential, erhält. Dies entlastet den
Menschen in der Interaktion, da er die Rückmeldung nicht bewusst an den
Roboter geben muss, sondern diese dank eBR bereits auf der unterbewussten
Ebene bei ihm abgegriffen wird. Die Bremer Forscher konnten das auf
intrinsisches Feedback beruhende Verfahren erstmals in der Interaktion mit
einem echten Robotersystem anwenden, und zeigen, dass es zu einer
Verbesserung der Interaktion zwischen Mensch und Roboter führt. Bei der
Rehabilitation mit Exoskeletten ließe sich das Error-Potential z.B.
nutzen, um Erkenntnisse über die Akzeptanz durch den Nutzer zu gewinnen.

FPGAs ermöglichen die mobile Verarbeitung physiologischer Daten in
Echtzeit

Die Verwendung physiologischer Daten zur Verbesserung der Funktionalität
und Benutzerfreundlichkeit in technischen Rehabilitationssystemen ist
jedoch an die Möglichkeit ihrer Verarbeitung gebunden. Diese muss in
Echtzeit erfolgen, um eine möglichst natürliche Unterstützung der
Bewegungen zu realisieren. Zudem braucht es mobile und miniaturisierte
Verarbeitungssysteme, die in die Rehabilitationseinrichtung eingebettet
werden können. In dem Paper "A Hybrid FPGA-Based System for EEG- and 
EMG-Based Online Movement Prediction", das am 3. Juli 2017 in dem Fachjournal
Sensors publiziert wurde, stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
des DFKI und der Universität Bremen - Dr. Hendrik Wöhrle, Marc Tabie, Dr.
Su Kyoung Kim, Prof. Dr. Dr. h.c. Frank Kirchner und Dr. Elsa Andrea
Kirchner - ein kompaktes Brain-Reading-System zur 
Echtzeit-Bewegungsvorhersage vor. Dabei setzen sie auf sogenannte Field
Programmable Gate Arrays (FPGAs), wiederprogrammierbare Schaltkreise, die
parallele Verarbeitungsoperationen ermöglichen und daher große Datenmengen
in kürzester Zeit verarbeiten können. Um diese für die Robotik nutzbar zu
machen, entwickelten die Forscher zudem das Software-Framework reSPACE.
Dieses definiert die verschiedenen anwendungsspezifischen
Rechenoperationen, die nach dem Baukastenprinzip zu einem
Datenflussbeschleuniger kombiniert und auf dem FPGA zur Verfügung gestellt
werden. Durch die Echtzeit-Auswertung von EEG-Daten kann das entwickelte
System z.B. die Regelung eines Exoskeletts unterstützen. Die FPGAs
bewältigen die dabei anfallende riesige Datenmenge innerhalb weniger
Nanosekunden - nur so kann das Exoskelett genau im richtigen Moment die
Armbewegung unterstützen.



Auf der CEBIT-Expo vom 12. bis 15. Juni 2018 in Hannover stellt das DFKI
in Halle 27, Stand F62, das Projekt Recupera REHA vor. Darin gelang dem
Robotics Innovation Center ein Durchbruch auf dem Gebiet der
Rehabilitationsrobotik: Gemeinsam mit der rehaworks GmbH entwickelte es
ein mobiles Exoskelett für die Oberkörperassistenz speziell zur
robotergestützten Therapie nach einem Schlaganfall, dass sich u.a. auf
Basis von EEG-Daten steuern lässt. Im Projekt fanden die Erkenntnisse und
Technologien zum embedded Brain Reading Anwendung.


Weitere Informationen:

Link zum Paper in Frontiers in Neuroscience

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fnins.2018.00188/full

Link zum Paper in Scientific Reports - Nature

https://www.nature.com/articles/s41598-017-17682-7

Link zum Paper in Sensors

http://www.mdpi.com/1424-8220/17/7/1552/htm

Projekt Recupera REHA 

http://www.dfki.de/robotik/de/forschung/projekte/recupera-reha.html

Software-Framework reSPACE 

http://www.dfki.de/robotik/de/forschung/softwaretools/respace.html

DFKI auf der CEBIT 

http://www.dfki.de/web/aktuelles/dfki-cebit-2018/index_html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 06.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1563: Lebende Cyanobakterien-Elektrode stellt effizient Strom her (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 06.06.2018

Lebende Cyanobakterien-Elektrode stellt effizient Strom her



Eine mit lebenden Cyanobakterien beschichtete Elektrode eignet sich, um
lichtgetrieben und effizient Strom zu produzieren. Das berichtet ein
deutsch-israelisches Forscherteam in der Zeitschrift "Nature
Communications" vom 4. Juni 2018. Im Gegensatz zu früheren Studien mussten
die Wissenschaftler zu ihrem System keine Moleküle für die Aufnahme oder
Abgabe von Elektronen hinzufügen, sondern nutzten lediglich die in den
natürlichen Zellen enthaltenen Substanzen. Für die Studie kooperierte ein
Team vom Israel Institute of Technology in Haifa und vom israelischen
Weizmann Institute mit dem Zentrum für Elektrochemie der Ruhr-Universität
Bochum.

Isolierte Moleküle nicht langfristig stabil

Auf der Suche nach nachhaltigen Wegen für die Energieproduktion nutzen
Forscher immer wieder Mikroorganismen oder aus ihnen extrahierte
Biomoleküle, etwa bestimmte Fotosynthese-Proteine. "Isolierte Moleküle
sind in der Regel aber nicht auf lange Sicht stabil", erklärt der Bochumer
Forscher Dr. Felipe Conzuelo. "Ein Vorteil von lebenden Zellen ist, dass
sie eine Reparaturmaschinerie besitzen, um Zellschäden zu beseitigen." Das
System regeneriert sich also selbst. Eine Herausforderung bei der Arbeit
mit lebenden Organismen ist jedoch, dass es schwieriger ist, die
Elektronen - also letztendlich den Strom - aus der Zelle herauszubekommen
und für eine technische Anwendung nutzbar zu machen. Genau das gelang dem
Forscherteam nun.

Cyanobakterien besitzen zwei Systeme für die Energieproduktion bei Licht
und bei Dunkelheit. Bei Licht findet Fotosynthese statt, wobei Wasserstoff
und Kohlendioxid verbraucht werden, um Zuckermoleküle und Sauerstoff zu
erzeugen. Der Prozess setzt eine Elektronentransportkette in Gang, die die
Produktion von Energiespeichermolekülen wie ATP antreibt. Bei Dunkelheit
werden in der sogenannten Zellatmung die gespeicherten Zuckermoleküle
unter Verbrauch von Sauerstoff wieder zerlegt, um Energie zu gewinnen.
Auch hier spielt der Elektronentransport eine entscheidende Rolle.

Kleines Molekül transportiert Elektronen aus Zelle

Mit ihrer Cyanobakterien-beschichteten Graphit-Elektrode konnten die
Forscher Elektronen aus beiden Prozessen, der Fotosynthese und Zellatmung,
ableiten und so einen Stromfluss außerhalb der Zelle generieren - und zwar
effizienter als in früheren Systemen. Sie fanden heraus, dass ein kleines
lösliches Molekül aus den Zellen austritt und die Elektronen zur
Elektrodenoberfläche transportiert. Das gelang jedoch nur in ausreichendem
Maße, wenn die Gruppe die Zellen sanft vorbehandelte, bevor sie auf die
Elektrode aufgetragen wurden. Zu diesem Zweck wurden die Zellen etwas
gepresst, sodass die Zellwand nicht mehr vollständig intakt war.

"Es ist nach unserem Wissensstand das erste Mal, dass ein solches
Vermittlermolekül gefunden wurde, welches aus den lebenden Zellen selbst
stammt, deren Zellwand durchwandern kann und so Elektronen nach außen
transportieren kann", sagt Dr. Fangyuan Zhao vom Zentrum für
Elektrochemie. Um welche Substanz es sich dabei genau handelt, ist noch
unbekannt. Die Analysen ergaben jedoch, dass es ein relativ kleines,
wasserlösliches Molekül sein muss, das Zellwände und Membranen passieren
kann.

"Wir glauben, dass das Cyanobakterien-System das Potenzial hat, eine grüne
Energiequelle zu werden", resümiert Prof. Dr. Wolfgang Schuhmann, Leiter
des Bochumer Lehrstuhls für Analytische Chemie. "Mit einigen
Modifikationen sollte es in der Lage sein, lichtgetrieben Strom über eine
lange Zeit zu produzieren - weil es alles mitbringt, um sich immer wieder
selbst zu regenerieren."


Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt durch die Israel Science
Foundation (Grantnummer: 152/11), die US-Israel Binational Science
Foundation (Grantnummer: 2011556) und die Deutsche Forschungsgemeinschaft
im Rahmen einer Deutsch-Israelischen Projektkooperation (Projektnummer:
LU315/17-1), für die das Team vom Zentrum für Elektrochemie mit dem
Bochumer Lehrstuhl für Biochemie der Pflanzen (Prof. Dr. Matthias Rögner),
der Arbeitsgruppe Photobiotechnologie der Ruhr-Universität (Prof. Dr.
Thomas Happe) sowie dem Max-Planck-Institut für Chemische
Energiekonversion (Prof. Dr. Wolfgang Lubitz) zusammenarbeitet.


Originalveröffentlichung

Gadiel Saper et al.: Live cyanobacteria produce photocurrent and hydrogen
using both the respiratory and photosynthetic systems, in: Nature
Communications, 2018, DOI: 10.1038/s41467-018-04613-x
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AKTION/655: Kassel - "Betreuungsrecht, Vorsorgevollmachten und Patientenverfügung", 14.6.


Informationsveranstaltung der Betreuungsbehörde



Über das Thema "Betreuungsrecht, Vorsorgevollmachten und
Patientenverfügung" informiert die Betreuungsbehörde der Stadt Kassel
am Donnerstag, 14. Juni, ab 10 Uhr im Magistratssaal des Rathauses.
Alle Interessierten sind eingeladen, an der kostenfreien Veranstaltung
teilzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 7. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3100: Katrin Göring-Eckardt zu den geplanten Massenlagern für Asylbewerber 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2018

Katrin Göring-Eckardt zu den geplanten Massenlagern für Asylbewerber 



Zu den geplanten Massenlagern für Asylbewerber (AnKer-Zentren), die auf der derzeit tagenden Innenministerkonferenz beraten werden sollen, erklärt Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Es liegen immer noch keine konkreten Pläne des Innenministers vor. Die Verzögerung zeigt, dass es sich bei den Großunterkünften bestenfalls um eine missglückte PR-Maßnahme von Horst Seehofer zur Unterstützung der bayerischen Landtagswahl handelt. Werden die Pläne im schlimmsten Fall umgesetzt, sind mit diesen Massenlagern neue Probleme vorprogrammiert. Bislang fehlt die inhaltliche Substanz dieser Idee und sie wird auch nicht geliefert werden können. Jeder Praktiker weiß, dass Unterkünfte für 500 Personen und mehr den Kommunen erhebliche Sorgen machen werden, zumal wenn die Betroffenen hier sehr lange verbleiben sollen. Der Innenminister sollte lieber dafür sorgen, dass die Asylverfahren beim BAMF endlich qualitativ hochwertig durchgeführt werden, statt der Behörde neue unlösbare politische Vorgaben zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1754: Die Plastikvermüllung der Meere endlich stoppen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2018

Die Plastikvermüllung der Meere endlich stoppen



Zum Tag der Meere am 08. Juni und dem bevorstehenden G7-Gipfel erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Unsere Weltmeere sind in einer historischen Krise. Niemals zuvor war ihre Belastung so dramatisch: Die Überfischung schreitet weiter voran, sauerstoffarme Todeszonen - wie in der Ostsee - breiten sich aus, die Klimakrise erhitzt und versauert das Wasser. In einem atemberaubenden Tempo wird der Ozean zum Endlager für unseren Plastikmüll. Somit droht dem größten Lebensraum unserer Welt unwiderruflich die Zerstörung.

Der G7-Gipfel in Kanada muss endlich verbindliche Maßnahmen beschließen, die an die Wurzel des Problems gehen und den Plastikkonsum wirksam reduzieren. Immer neue unverbindliche Aktionspläne und warme Worte reichen nicht aus, der Plastikplage in den Weltmeeren etwas entgegenzusetzen.

Auch die Bundesregierung könnte längst handeln und eine Plastikabgabe einführen oder Mikroplastik in Kosmetika endlich wirksam verbieten. Andere Länder und die EU-Kommission haben die deutsche Bundesregierung hier längst überholt.

Global braucht es ähnlich dem erfolgreichen Montreal Protokolls zur Reduktion von ozonschädlichen FCKW-Gasen, eine Internationale Plastikkonvention mit verbindlichen Reduktionszielen für die Mitgliedsstaaten. Deutschland und die EU müssen sich beim G7-Gipfel für einen solchen Prozess einsetzen, denn ein weiterer loser Aktionsplan wird die Vermüllung unserer Meere nicht stoppen.

Hintergrund:

Das Ausmaß der Verschmutzung der Meere mit Plastikmüll ist alarmierend. Laut einer Studie des Umweltbundesamtes sammeln sich bis zu 10 Prozent der jährlichen Kunststoffproduktion in den Weltmeeren - 30 Millionen Tonnen Plastik, jedes Jahr. Während die EU-Kommission mit ihrer Plastikstrategie und andere europäische Staaten mit Verboten für Einmalprodukten den Kampf gegen die Plastikflut angenommen haben, fehlt es in Deutschland am politischen Willen. Mit 226 kg Verpackungsabfällen pro Kopf und Jahr war Deutschland 2015 erneut Müll-Europameister. Die Strategie der Bundesregierung auf freiwillige Maßnahmen der Industrie zu setzen ist gescheitert. Verbindliche Reduktionsziele und eine Plastikstrategie bisher nicht erkennbar.
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WIRTSCHAFT/2803: G7-Gipfel - Nur noch G6 gegen die USA


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2018

G7-Gipfel: Nur noch G6 gegen die USA



Im Vorfeld des G7-Gipfels in Charlevoix, Kanada am 8. und 9. Juni 2018 erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die G7 sind mal als Werte- und Interessensgemeinschaft der wichtigen Industriestaaten gegründet worden. Heute sind sie weder dies noch das. Wichtiges wird bei G20 verhandelt. Und dort besteht die G7-Fraktion auch nicht mehr.

US-Präsident Donald Trump torpediert das Format mit seinem aggressiven Wirtschaftsnationalismus und seiner unilateralen Außenpolitik. Zwar hat Kanada als Gastgeber des diesjährigen Treffens in Charlevoix viel vor, aber die Aussichten sind schlecht. Die G7 sind gespalten. In Kernfragen wie Klimaschutz und Freihandel gibt es eine 6:1 Konfrontation. Von der G7 sind nur noch G6 gegen die USA übrig.

Eine zentrale Aufgabe beim Gipfel wird sein, im Streit zwischen den Mitgliedern zu schlichten. Das betrifft den Zollstreit zwischen den USA und der EU sowie die Auseinandersetzung um das Freihandelsabkommen NAFTA. Daneben stehen Themen wie die Rettung des Iran-Abkommens nach dem Verstoß durch die USA und der Krieg in Syrien auf der inoffiziellen Tagesordnung. Doch für diese Fragen fehlen die entscheidenden Akteure. Ohne Staaten wie Russland oder China wird es hier keine Bewegung geben. Auch dafür sind die G20 - vor allem aber die Vereinten Nationen - der richtige Ort.

Wenn die G7 weiterhin relevant sein will, müssen die Mitglieder sich bemühen, zumindest im Bereich der offiziellen Gipfelschwerpunkte echte Fortschritte zu erzielen. Zum Beispiel: eine deutliche Senkung des Plastikverbrauchs vor allem in den Industrienationen. Deutschland hat innerhalb der G7 Gewicht. Deshalb muss die Bundeskanzlerin beim G7-Gipfel mit substantiellen Zusagen vorangehen. Das klappt aber nicht mit ihrer brüsken Ablehnung der EU-Plastiksteuer. Nur als Vorreiter für eine Regulierung der Globalisierung kann Deutschland die G7 voranbringen.
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WIRTSCHAFT/2802: Bayer-Monsanto-Übernahme - Gefährliche Dominanz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Juni 2018

Bayer-Monsanto-Übernahme: Gefährliche Dominanz



Zur Fusion von Bayer und Monsanto erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Katharina Dröge, Sprecherin für Wettbewerbspolitik:

Bayer weiß, was für einen Konzern sie gekauft haben. Der Name Monsanto verschwindet zwar im Papierkorb, die umweltschädlichen Produkte bleiben Programm. Für die Umwelt, Artenvielfalt und Lebensmittelsicherheit bergen dieser Deal und die Entstehung eines weiteren Agrogiganten enorme Risiken. Angesichts des enormen finanziellen Drucks unter dem Bayer nach dieser Übernahme steht, ist kaum davon auszugehen, dass der Bayer-Vorstand sein Versprechen, höchste ethische, ökologische und soziale Standards zu sichern, einhalten wird. Sie bleiben damit Schönfärberei. Die Bundesregierung muss eine Klage gegen die Zulassung des Zusammenschlusses prüfen.

Die immer neuen gigantischen Fusionen haben zudem gezeigt: Es braucht eine Verschärfung des Wettbewerbsrechts, damit sich die gefährliche Fusionsspirale im Agrarbereich nicht ungehemmt fortsetzt. Nach dem Bayer-Monsanto Zusammenschluss dominieren nur noch vier Konzerne die Lebensmittelversorgung ganzer Staaten. Es dürfen nicht noch weniger werden.
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AUSSEN/1736: G7-Gipfel zum richtigen Zeitpunkt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2018

G7-Gipfel zum richtigen Zeitpunkt

Brauchen Signal
der Geschlossenheit angesichts globaler Herausforderungen



Am morgigen Freitag, den 8. Juni, beginnt das diesjährige
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der G7 im kanadischen
Charlevoix. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Angesichts der Vielzahl internationaler Krisen und Herausforderungen
kommt der G7-Gipfel in Kanada zur rechten Zeit. Die Unionsfraktion
erwartet von dem Treffen insbesondere in der Außen- und
Sicherheitspolitik ein kraftvolles Signal der Geschlossenheit und
Handlungswilligkeit der sieben Wertepartner. Zu den Themen des
Gipfels werden der weitere Umgang mit Russland und Strategien, wie
Nordkorea zur Einstellung seines unrechtmäßigen Nuklearprogramms
bewegt werden kann, gehören.

Die kanadische G7-Präsidentschaft hat eine ambitionierte Agenda
vorgelegt. Mit Blick auf die humanitäre Tragödie in Syrien müssen
alle Optionen ausgelotet werden, endlich einen politischen Prozess in
Gang zu setzen. Zugleich erhoffen wir uns Rückendeckung für einen
neuen Anlauf zur Befriedung der Ostukraine im Rahmen des
Normandie-Prozesses.

Wichtig werden aber auch die Diskussionen über Handelsfragen. Die G7
war immer ein Forum, das für offene Märkte und faire Handelspraktiken
eingetreten ist. Dies muss sie auch jetzt unter Beweis stellen. Die
Gipfelbeschlüsse zu diesem Thema dürfen nicht hinter die Beschlüsse
vergangener Jahre zurückfallen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





BILDUNG/997: MINT-Fächer wichtig für Digitalstandort Deutschland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2018

MINT-Fächer wichtig für Digitalstandort Deutschland



Zum 6. Nationalen MINT Gipfel, der heute in Berlin tagt, erklärt der
digitalpolitische Sprecher der CDU/CSU Bundestagsfraktion, Tankred
Schipanski:

"Das Engagement der vielen gemeinnützigen Einrichtungen und
Initiativen aus der Wirtschaft, beim Bund, den Ländern und den
Kommunen zur Stärkung der MINT-Bildung in Deutschland ist
beeindruckend. Freiwillige Initiativen reichen jedoch nicht aus, um
MINT nachhaltig im deutschen Bildungssystem zu stärken. Es ist
deshalb dringend notwendig, sich dem Thema MINT-Fächer besonders zu
widmen, um die Zukunftsfähigkeit des Digitalstandorts Deutschland zu
stärken. Deutschland will beispielsweise im Bereich der Künstlichen
Intelligenz eine Vorreiterrolle einnehmen, jedoch gibt es nicht
einmal einen verbindlichen Informatik-Unterricht an unseren Schulen.
Wir müssen aber schon heute unsere zukünftigen Fachkräfte und
Experten ausbilden und ihnen naturwissenschaftliche, digitale und
technische Grundkompetenzen vermitteln, die für die volle
Erschließung der Chancen des digitalen Wandels notwendig sind. "

Hintergrund:

Der Begriff MINT bezieht sich auf Fächer, Bildungsmaßnahmen und
Projekte in den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft
und Technik. Bundesweit bieten eine Vielzahl an unterschiedlichen
Akteuren innovative MINT-Projekte an.
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WIRTSCHAFT/2722: Koalition fördert den Mittelstand


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2018

Koalition fördert den Mittelstand

550 Millionen Euro für das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand



Am heutigen Donnerstag, 7. Juni 2018, hat der Haushaltsausschuss des
Deutschen Bundestages den Einzelplan des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie für das Haushaltsjahr 2018 beraten. Hierzu
erklären der zuständige Berichterstatter im Haushaltsausschuss,
Andreas Mattfeldt, und der haushaltspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg:

Andreas Mattfeldt: "Wir haben das Zentrale Innovationsprogramm
 Mittelstand (ZIM), mit dem wir eine breite Palette von
Innovationsvorhaben von kleinen und mittelständischen Unternehmen
fördern, wieder auf rund 550 Millionen Euro angehoben. In Deutschland
haben wir einen starken innovativen Mittelstand, den wir weiter
fördern wollen. Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) machen 99,3
Prozent der Unternehmen in Deutschland aus und beschäftigen über 60
Prozent der Arbeitnehmer. Aus diesem Grund müssen wir die KMU
tatkräftig unterstützen. Der forschende Mittelstand ist für unseren
Wirtschaftsstandort und unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit
von herausragender Bedeutung. Mit dem Zentralen Innovationsprogramm
Mittelstand werden wir dieser Bedeutung gerecht. Ich werde mich auch
weiterhin dafür einsetzen, dass das ZIM weiter ausgebaut wird."

Eckhardt Rehberg: "Die Anhebung der Mittel für das ZIM auf das
Vorjahresniveau ist ein positives Signal für den Mittelstand in
Deutschland. Insbesondere für die wirtschaftliche Entwicklung der
ostdeutschen Länder leistet das ZIM einen wichtigen Beitrag, weil die
ostdeutschen Länder mit einem Anteil von etwa 40 Prozent
überproportional an der Förderung partizipieren."
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WIRTSCHAFT/2721: Wir müssen beim Baukindergeld nachsteuern


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Juni 2018

Wir müssen beim Baukindergeld nachsteuern



In der aktuellen Debatte über die auskömmliche Finanzierung des
Baukindergeldes können Sie den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Bau,
Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Kai Wegner, wie folgt zitieren:

"Der Wohnungsbau ist eine der entscheidenden Fragen dieser
Wahlperiode. Das hat die Koalition mehrfach betont. Nach der
Entscheidung, dass der Bund die Kosten des Baukindergeldes allein
trägt, besteht Nachsteuerungsbedarf. Die bedarfsgerechte Finanzierung
des Baukindergeldes und der steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus
und der energetischen Gebäudesanierung steht bei der Verteilung
zusätzlicher Steuereinnahmen natürlich auf unserem Zettel. In einer
Koalition werden die Dinge gemeinsam und nicht einsam durch den
Bundesfinanzminister entschieden."
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AUSSEN/1735: Neue europäische Friedenspolitik statt NATO-Eskalationsstrategie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Juni 2018

Neue europäische Friedenspolitik statt NATO-Eskalationsstrategie



"Die NATO-Verteidigungsminister treiben die gefährliche Eskalationspolitik gegenüber Russland weiter voran und gefährden damit die europäische Friedensordnung. Europa braucht nicht mehr einsatzbereite Truppenkontingente und keine bessere Logistik für Kriegseinsätze, sondern eine neue Entspannungspolitik", erklärt Heikle Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Obwohl die Zahl der NATO-Manöver weit über der Russlands liegt und die militärischen Kräfteverhältnisse deutlich zugunsten des Nordatlantikpakts ausfallen, verstärkt die NATO die Aufrüstung ganz gezielt gegen Russland, indem sie weitere 30.000 Soldaten schnell einsatzbereit machen will. Zugleich versucht das Verteidigungsministerium entsprechende Pläne - auch im Bundestag - herunterzuspielen.

DIE LINKE fordert Abrüstungsinitiativen statt Aufrüstung von der Bundesregierung. Wir halten nichts von neuen Kommandostrukturen wie der NATO-Kommandozentrale in Ulm, die einer schnelleren Truppenverlegung gen Osten dienen soll. Statt des Säbelrasselns gegen Russland mit neuen waghalsigen Manövern und Truppenpräsenz in Osteuropa brauchen wir eine gemeinsame europäische Friedenspolitik, für die nach jüngsten Umfragen auch eine deutliche Mehrheit der Deutschen plädiert."

 * 
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INNEN/4940: Gute Arbeit im BAMF ist nur ohne Befristung machbar


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Juni 2018

Gute Arbeit im BAMF ist nur ohne Befristung machbar



"Der Bundesregierung fällt ihre eigene Gesetzgebung auf die Füße. Hunderte erfahrene Beschäftigte müssen beim BAMF entlassen werden, weil man sich weigert, sachgrundlose Befristungen endlich zu verbieten. Das ist ein politischer Skandal, und die betroffenen Beschäftigten müssen das wieder einmal allein ausbaden", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die Entlassung von Mitarbeitern des BAMF aufgrund andauernder sachgrundloser Befristungen. Ferschl weiter:

"Vielleicht lernt es die Bundesregierung jetzt endlich: Sachgrundlose Befristungen sind abzuschaffen, damit das unbefristete Arbeitsverhältnis wieder zur Regel wird, um somit dauerhaft gute Arbeit zu gewährleisten - und das gerade in einer so wichtigen Behörde wie dem BAMF, deren Beschäftigte täglich über das Schicksal vieler Menschen zu befinden haben. Innenminister Seehofer besitzt die Richtlinienkompetenz und trägt die Verantwortung für eine funktionsfähige Behörde. Er hat jetzt die Wahl, alle BAMF-Beschäftigten zu entfristen oder selbst seinen Hut zu nehmen. Anstatt von Ankerzentren zu träumen, muss er sich um eine nachhaltige Personalpolitik kümmern. Mit befristet Beschäftigten ist kein Betrieb, kein Unternehmen und auch keine staatliche Behörde dauerhaft gut zu führen.

DIE LINKE fordert die ersatzlose Streichung der sachgrundlosen Befristung und die Reduzierung von Sachgründen für eine Befristung auf ein unvermeidliches Maß. Gerade bei öffentlicher Finanzierung soll die Befristung der Haushaltsmittel kein Grund mehr für die Befristung von Arbeitsverträgen sein."

 * 
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BUNDESTAG/7233: Heute im Bundestag Nr. 383 - 07.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 383

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.07 Uhr

1. Entwicklung von Quantencomputern

2. FDP gegen EU-Einlagensicherung

3. BFD-Programm für Flüchtlinge endet



1. Entwicklung von Quantencomputern

Ausschuss Digitale Agenda/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Über den derzeitigen Stand bei der Entwicklung von
Quantencomputern hat der Ausschuss Digitale Agenda am Mittwochnachmittag
mit sieben geladenen Experten diskutiert. Dabei wurde deutlich, dass
derzeit noch nicht absehbar ist, wann es den ersten leistungsfähigen
Quantencomputer geben wird, der statt mit Bits mit sogenannten Qubits
arbeitet, die sich nicht nur in einem Zustand - Null oder Eins - befinden
können, sondern in beiden gleichzeitig, und daher deutlich komplexere
Rechnungen vornehmen können als klassische Computer. Neben großen
Möglichkeiten etwa bei der Entwicklung von neuen Stoffen und Chemikalien
seien aber auch Gefahren - etwa für die IT-Sicherheit - mit dem
Quantencomputer verbunden, hieß es von den Experten.

Stephan Ritter vom Unternehmen Toptica Photonics sagte, die Herausforderung
bestehe unter anderem darin, Atome und Ionen, die lange Zeit noch nicht
einmal beobachtet werden konnten, vollständig unter Kontrolle zu bekommen,
um sie als Qubits einsetzen zu können. "Einfach ausgedrückt besteht der
Vorteil des Quantencomputers gegenüber dem klassischen Computer darin, dass
er nicht kapituliert, wenn das zu berechnende System groß wird", sagte
Ritter. Die möglichen Anwendungsgebiete reichten von der Entwicklung neuer
Medikamente und neuer Materialien bis hin zur Steuerung des Verkehrsflusses
und in den Bereich des autonomen Fahrens.

Man sei derzeit in einem Stadium, "das der klassischen Computerei der
1950er Jahre ähnelt", sagte Frank Wilhelm-Mauch von der Universität des
Saarlandes. Auf der experimentellen Seite gebe es eine Reihe von
Hardwareplattformen. Im Augenblick seien Quantenprozessoren mit bis zu 20
Qubits - die einem Megabyte eines klassischen Computers entsprächen - über
die Cloud zugänglich. Ab etwa 50 Qubits könne der Quantenvorteil erreicht
werden, also der Punkt, an dem dieser Quantencomputer nicht mehr durch die
größten klassischen Supercomputer simuliert werden kann, sagte
Wilhelm-Mauch.

Auf die Gefährdung der IT-Sicherheit durch Quantencomputer wies Marian
Margraf von der Freien Universität Berlin hin. Nahezu alle der heutzutage
zur Verschlüsselung eingesetzten kryptographischen Verfahren könnten seiner
Aussage nach durch Quantencomputer ausgehebelt werden. Auch wenn heute noch
niemand sagen könne, wann es Quantencomputer geben wird, müsse schon jetzt
damit begonnen werden, "entsprechende andere Algorithmen zu entwickeln".
Margraf forderte, in die Erforschung der sogenannten
quantencomputerresistenten Kryptoverfahren viel mehr Finanzmittel zu
investieren.

Quantencomputer stellten die größte Revolution auf dem Gebiet der
Informationsverarbeitung dar, "seitdem wir damit angefangen haben,
Steinchen zu zählen", sagte Hendrik Bluhm von der Rheinisch-Westfälischen
Technischen Hochschule Aachen. Bei der Forschung in diesem Bereich ist aus
seiner Sicht in Deutschland und Europa eine sehr hohe Kompetenz vorhanden.
Die Technologieentwicklung stehe aber hinter der in den USA zurück. Dennoch
seien inzwischen durch verschiedene Programme auf EU-Ebene aber auch in
Deutschland "die Weichen gestellt, dies zu ändern", sagte er.

Johannes Buchmann von der Technischen Universität Darmstadt ging auch auf
das Thema IT-Sicherheit ein und sagte, die Quantenkryptographie könne einen
wichtigen Beitrag dazu leisten, Systeme zu entwickeln, die sehr langfristig
sicher seien. Entsprechende Experimente gebe es schon, betonte er.

Anders als Quantencomputing sei Quantenkommunikation jetzt schon möglich,
sagte Stephanie Wehner von der Universität Delft in Holland. Bis 2020 wolle
man in Delft ein Netzwerk bauen, das kleine Quantencomputer in
verschiedenen Städten miteinander verbindet.

Winfried Hensinger von der Universität of Sussex in Großbritannien verwies
auf einen gemeinsam mit anderen Wissenschaftlern verschiedener
Universitäten verfassten Bauplan, wonach es möglich sei, "einen großen
leistungsfähigen Quantencomputer mit Millionen oder Milliarden von Qubits
zu bauen". Benötigt würden dafür aber "ingenieurwissenschaftliche
Meisterleistungen" und die Unterstützung durch die Politik, sagte
Hensinger.

 * 

2. FDP gegen EU-Einlagensicherung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion lehnt die Schaffung einer gemeinsamen
europäischen Einlagensicherung ab, da diese für eine stabile und
erfolgreiche europäische Währungsunion "weder notwendig noch zielführend"
sei. In einem Antrag (19/2525) zu dem Vorschlag für eine Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr.
806/2014 im Hinblick auf die Schaffung eines endgültigen europäischen
Einlagensicherungssystems (KOM(2015) 586 endg.; Ratsdok. 14649/15, heißt
es, es fehle eine Rechtsgrundlage für ein europäisches
Einlagensicherungssystem. Die bloße Verlagerung von Risiken von der
nationalen auf die europäische Ebene könne außerdem kein sinnvolles Ziel
sein. "Eine europäische Einlagensicherung würde das Vertrauen der Sparer in
die Sicherheit ihrer Einlagen nicht erhöhen, sondern senken, weil die
bislang eigenkapitalstarken Banken nunmehr für viele instabile Institute
haften müssten", schreibt die FDP-Fraktion.

Der Deutsche Bundestag soll die Regierung auffordern, keiner
Vergemeinschaftung von Haftungsrisiken für Bankeinlagen zuzustimmen: "Das
gilt auch dann, wenn die Vergemeinschaftung durch gewisse Formen des
Entgegenkommens scheinbar abgemildert wird, etwa durch sukzessives
Vorgehen, längere Übergangsfristen, die Ausklammerung bestimmter Institute
oder das Inaussichtstellen weiterer risikoreduzierender Maßnahmen." Solche
Maßnahmen würden an den langfristigen Risiken und Gefahren einer
Vergemeinschaftung nichts ändern. "Wir fordern die Bundesregierung auf,
gerade auch die langfristigen Interessen der deutschen Bankkunden im Blick
zu haben und diese Linie bereits bei der Sitzung des Europäischen Rates am
28./29. Juni 2018 gegenüber den anderen Mitgliedstaaten klar zum Ausdruck
zu bringen", fordert die Fraktion. Außerdem wird die Regierung
aufgefordert, jeden Vorschlag einer verpflichtenden europäischen
Einlagenmitversicherung, -rückversicherung oder -vollversicherung
abzulehnen, bei der deutsche Kreditinstitute für die Einlagen anderer
Institute haften müssen. Ein solches Zwangssystem würde "starke Anreize
setzen, Staatsschulden und notleidende Kredite auf die Einlagengläubiger
anderer Mitgliedstaaten abzuwälzen".

 * 

3. BFD-Programm für Flüchtlinge endet

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Sonderprogramm Bundesfreiwilligendienst (BFD) mit
Flüchtlingsbezug wird Ende 2018 nicht verlängert. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2341) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1963) mit. Im Rahmen des
Sonderprogramms, das 2015 aufgelegt und bis zum 31. Dezember 2018 befristet
wurde, waren jährlich 10.000 zusätzliche Stelle im Bundesfreiwilligendienst
geschaffen worden für Tätigkeiten im Bereich der Flüchtlingshilfe. Nach
Angaben der Regierung ist dieses Kontingent jedoch nie ausgeschöpft worden.
So traten seit Beginn des Programms am 1. Dezember 2015 bis zum 4. Mai 2018
lediglich 11.040 Freiwillige ihren Dienst im Rahmen des Programms an. Bei
der Festlegung auf 10.000 Plätze jährlich seien die hohen Zuwanderungsraten
sowie das enorme Engagement in der Bevölkerung für Flüchtlinge
ausschlaggebend gewesen, schreibt die Regierung in ihrer Antwort. Doch
bereits bei Aufbau des Programms gingen die Zuwanderung von Flüchtlingen
bereits wieder zurück.

 * 
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BUNDESTAG/7232: Heute im Bundestag Nr. 382 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 382

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 18.00 Uhr

1. Mehr Mittel für Anti-Doping-Bemühungen

2. Türkische und US-Angriffe in Syrien

3. Mehr als 1.500 Kirchenasylfälle in 2017

4. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

5. Grenzüberwachungssystem Eurosur

6. Rechtsextreme Tötungsdelikte erfragt

7. Regulierung von Vergleichsportalen

8. Bandenkriminalität beim Kindergeld



1. Mehr Mittel für Anti-Doping-Bemühungen

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Für Maßnahmen zur Dopingbekämpfung soll der Bund in
diesem Jahr mehr Mittel zur Verfügung stellen als bisher geplant. Am
Mittwochnachmittag beschloss der Haushaltsausschuss auf Antrag der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD einstimmig, den entsprechenden Ansatz
im Etatentwurf für das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
(19/1700, Einzelplan 06) gegenüber dem Regierungsentwurf um 883.000 Euro
auf 7,25 Millionen Euro zu erhöhen. Ebenfalls einstimmig nahm der Ausschuss
einen Maßgabebeschluss der Koalitionsfraktionen an, der die Bundesregierung
dazu auffordert, die Nationale Anti-Doping Agentur (NADA) bis 2019 in eine
institutionelle Förderung zu überführen. Die Koalitionsfraktionen setzten
zudem unter anderem höhere Ansätze für den Zuschuss an die
Bundesvereinigung der Helfer und Förderer des Technischen Hilfswerks durch.

Der Einzelplan des Innenministeriums sieht durch entsprechende Kürzungen in
anderen Titeln weiterhin Ausgaben in Höhe von 13,76 Milliarden Euro bei
Einnahmen von 1,14 Milliarden Euro vor. Die Ausschussmitglieder stimmten
mit Koalitionsmehrheit bei Nein-Stimmen aller Oppositionsfraktionen für die
geänderte Etatplanung des Einzelplans. Sämtliche Änderungsanträge der
Opposition fanden keine Mehrheit.

 * 

2. Türkische und US-Angriffe in Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke will die "militärischen Angriffe
von den USA und der Türkei auf Syrien" als völkerrechtswidrig verurteilen.
In einem Antrag (19/2518) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf,
"den Völkerrechtsbruch durch die Türkei beim Einmarsch in Syrien im Januar
2018" und den "Völkerrechtsbruch durch die USA, Großbritannien und
Frankreich beim Militärschlag gegen Syrien am 14. April 2018 festzustellen
und zu verurteilen". Außerdem solle die Bundeswehr sowohl aus dem Einsatz
im Rahmen der Anti-IS-Koalition als auch aus der Türkei und von den
AWACS-Flügen der Nato abgezogen werden.

 * 

3. Mehr als 1.500 Kirchenasylfälle in 2017

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) 1.551 Fälle von Kirchenasyl gemeldet worden. Dies geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/2349) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2014) hervor. Danach lag die Zahl der gemeldeten
Kirchenasylfälle im ersten Quartal 2018 bei insgesamt 507. Anhand der
vorliegenden Meldungen gehe das Bamf davon aus, dass im Jahr 2017 in 1.478
Fällen und in den ersten drei Monaten des laufenden Jahres in 498 Fällen
eine anstehende Überstellung verhindert wurde.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, hat das Bamf im Februar 2015 mit
Vertretern der evangelischen und der katholischen Kirche eine rechtlich
nicht verbindliche Verfahrensabsprache zum Kirchenasyl getroffen. Die
Absprache sieht vor, "dass besondere Härtefälle im Dublin-Verfahren von
benannten Kirchenvertretern gesteuert und einer zentralen Stelle im Bamf im
Rahmen des rechtlich Möglichen zur nochmaligen Überprüfung vorgelegt
werden". Bei den Kirchenasylfällen handelt es sich den Angaben zufolge
"fast ausschließlich um Dublin-Verfahren, bei denen bewirkt werden soll,
dass das Asylverfahren in Deutschland durchgeführt und von einer
Überstellung in den eigentlich zuständigen Mitgliedstaat abgesehen wird".

 * 

4. Linke thematisiert Dublin-Verfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem sogenannten Dublin-Verfahren im Asylrecht befasst
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2361). Darin
erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie viele "Dublin-Entscheidungen"
es im ersten Quartal 2018 beziehungsweise im bisherigen Jahr 2018 mit
welchem Ergebnis gegeben hat. Auch wollen sie unter anderem wissen, wie
viele Übernahmeersuchen es im Rahmen des Dublin-Systems in den genannten
Zeiträumen durch beziehungsweise an Deutschland gab und wie viele
Überstellungen nach der Dublin-Verordnung in dieser Zeit vollzogen wurden.

 * 

5. Grenzüberwachungssystem Eurosur

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das Europäische Grenzüberwachungssystem Eurosur
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2362). Wie
die Fraktion darin ausführt, soll Eurosur den Informationsaustausch und die
operative Zusammenarbeit zwischen den nationalen Behörden der
Mitgliedstaaten sowie mit der Grenzagentur Frontex "verstärken". Die
Mitgliedstaaten hätten hierfür nationale Koordinierungszentren
eingerichtet. Eurosur stelle den Behörden und der Agentur Infrastruktur und
Instrumente zur Verfügung, die sie für die "Aufdeckung, Prävention und
Bekämpfung von illegaler Einwanderung und grenzüberschreitender
Kriminalität" benötigen. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem,
welche Länder außer den 28 EU-Mitgliedstaaten nach Kenntnis der
Bundesregierung über ein nationales Koordinierungszentrum an Eurosur
angeschlossen sind.

 * 

6. Rechtsextreme Tötungsdelikte erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, von wie vielen
vollendeten Tötungsdelikten mit rechtsextremem beziehungsweise
rassistischem Hintergrund seit 1990 die Bundesregierung gegenwärtig
ausgeht. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2369) unter
anderem danach, ob nach Kenntnis der Bundesregierung "die nach der
Selbstenttarnung des NSU vorgenommenen Überprüfungen sämtlicher
Tötungsdelikte, für die eine rechtsextreme beziehungsweise rassistische
Motivation von unterschiedlichen Stellen angenommen wurde", abgeschlossen
sind.

 * 

7. Regulierung von Vergleichsportalen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke sorgt sich um die Neutralität von
Vergleichsportalen. Auf dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/2368) möchten die
Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, welche Voraussetzungen online
bereitgestelle Vergleichrechner erfüllen müssen, um Markttarife etwa für
Versicherungen für Kunden auswerten zu dürfen. Sie fragen nach Plänen für
eine Zertifizierung von Portalen und nach Pflichten der Portalbetreiber,
Kriterien und Quellen offenzulegen. Internet-Verlgeichsportale müssten ihre
Kunden über Makler-Tätigekit aufklären, schreiben die Abgeordneten in einem
Vorwort. Sie verweisen auf ein entsprechendes Gerichtsurteil, das darüber
hinaus Schwierigkeiten und Diskrepanzen beim Versicherungsvertrieb in
mehrerer Hinsicht deutlich gemacht habe. Gleichzeitig sei davon auszugehen,
dass die Bedeutung von Vergleichsportalen im Internet weiter zunehmen wird.

 * 

8. Bandenkriminalität beim Kindergeld

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nachfragen zu einem Zeitungsbericht, wonach kriminelle
Banden mit gefälschten Geburts- und Schulbescheinigungen bei den
Familienkassen Kindergeld für EU-Ausländer beziehen, haben die AfD-Fraktion
zu einer Kleinen Anfrage (19/2465) veranlasst. Die Bundesregierung soll
angeben, ob der Zeitungsbericht zutreffend ist und ob die darin zitierten
Angaben des bundesweiten Leiters der Familienkasse beim
Bundesfinanzministerium korrekt sind. Außerdem wird gefragt, wie überprüft
wird, ob die im Ausland lebenden Personen, für die Kindergeld gezahlt wird,
tatsächlich existieren. Die Bundesregierung soll angeben, wann sie erstmals
Kenntnis vom bandenmäßigen Betrug beim Kindergeld erlangt hat und wie viele
Ermittlungsverfahren eingeleitet wurden.

 * 
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BUNDESTAG/7231: Heute im Bundestag Nr. 381 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 381

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 17.30 Uhr

1. Anhörung zu Familiennachzug

2. DFB-Chef: Gut vorbereitet auf WM

3. Müntefering will Freiheit stärken



1. Anhörung zu Familiennachzug

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Um je einen Gesetzentwurf der Bundesregierung sowie der
FDP-Fraktion und der Fraktion Die Linke zum künftigen Regelung des
Familiennachzugs zu subsidiär schutzberechtigten Ausländern in Deutschland
geht es am Montag, 11. Juni 2018, in einer Anhörung des Ausschusses für
Inneres und Heimat. Zu der öffentlichen Veranstaltung, die um 14.00 Uhr im
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus (Saal 3.101) beginnt, werden acht
Sachverständige erwartet. Interessierte Besucher werden gebeten, sich bis
zum 8. Juni mit Namen und Geburtsdatum beim Ausschuss
(innenausschuss@bundestag.de) anzumelden.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/2438) sieht vor, den derzeit
ausgesetzten Nachzug ausländischer Mitglieder der Kernfamilie - Ehepartner,
Eltern minderjähriger Kinder und ledige minderjährige Kinder - zu
subsidiär, also eingeschränkt Schutzberechtigten aus humanitären Gründen ab
Anfang August dieses Jahres für 1.000 Personen pro Monat zu gewähren. Dabei
soll laut Bundesinnenministerium für die Zeit vom 1. August bis 31.
Dezember 2018 die Begrenzung bei insgesamt 5.000 Visa liegen. Bis zum
Jahresende kann das nicht ausgeschöpfte Kontingent den Angaben zufolge auf
den Folgemonat übertragen werden, danach nicht mehr.

Mit dem Gesetzentwurf wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen ab
August Angehörige der Kernfamilie zu subsidiär Schutzberechtigten nach
Deutschland nachziehen können. Dabei soll neben der individuellen
Lebenssituation des in der Bundesrepublik lebenden Schutzberechtigten auch
die Situation seiner im Ausland befindlichen Angehörigen berücksichtigt
werden. Die Auslandsvertretungen sollen die auslandsbezogenen und die
Ausländerbehörden die inlandsbezogenen Aspekte prüfen. Anhand der von ihnen
beigebrachten Informationen trifft das Bundesverwaltungsamt laut Vorlage
"eine intern rechtlich verbindliche Entscheidung, welche
Familienangehörigen zu den monatlich bis zu 1.000 Nachzugsberechtigten
gehören".

Neben dem auf 1.000 Menschen im Monat begrenzten Familiennachzug soll
insbesondere bei dringenden humanitären Gründen Familienangehörigen
subsidiär Geschützter in Einzelfällen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
oder Angehörige im Rahmen von Aufnahmeprogrammen des Bundes oder der Länder
berücksichtigt werden können. Vom Familiennachzug ausgeschlossen bleiben
sollen in der Regel Ehen, die erst nach der Flucht aus dem Herkunftsland
geschlossen wurden. "Gleiches gilt, wenn die Ausreise des subsidiär
Schutzberechtigten kurzfristig zu erwarten ist oder es sich um Personen
handelt, die schwerwiegende Straftaten begangen haben oder bei denen es
sich um sogenannte Gefährder handelt", heißt es in der Vorlage weiter.

Die FDP-Fraktion sieht in ihrem Gesetzentwurf (19/2523) vor, den
Familiennachzug zu subsidiär schutzberechtigten Flüchtlingen für weitere
zwei Jahre auszusetzen, aber zugleich für verschiedene Ausnahmen wieder
zuzulassen werden. Dabei sollen Ausnahmen für solche Fälle vorgesehen
werden, "in denen eine weitere Verzögerung der Herstellung der familiären
Lebensgemeinschaft aus Gründen nicht gerechtfertigt ist", die sowohl in der
Person des Nachzugsberechtigten als auch in der Person in Deutschland
liegen können, zu der der Zuzug erfolgen soll. Zugleich betont die Fraktion
in der Vorlage, dass es sich bei der Aussetzung des Familiennachzugs nur um
eine Übergangslösung handeln könne, "bis der Gesetzgeber das Aufenthalts-
und Asylrecht in einem Einwanderungsgesetzbuch neu geregelt hat".

Nach dem Willen der Fraktion Die Linke soll die Aussetzung des
Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten "aus
verfassungsrechtlichen, humanitären und integrationspolitischen Gründen"
mit sofortiger Wirkung aufgehoben werden. Das Recht auf Familienleben für
international Schutzberechtigte müsse wieder uneingeschränkt gelten,
fordern die Abgeordneten in ihrer Vorlage (19/2515).

 * 

2. DFB-Chef: Gut vorbereitet auf WM

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage des Präsidenten des Deutschen Fußballbundes
(DFB), Reinhard Grindel, gibt es derzeit keinerlei Hinweise auf konkrete
Anschlagspläne im Zusammenhang mit der bevorstehenden
Fußball-Weltmeisterschaft in Russland. Das machte der DFB-Präsident am
Mittwoch vor dem Sportausschuss deutlich. Ihm gegenüber hätten
Sicherheitsexperten geäußert, man glaube, dass die Sicherheitsvorkehrungen
der russischen Sicherheitskräfte so nachhaltig seien, dass größere
Anschläge nahezu ausgeschlossen erscheinen.

Der DFB gehe sowohl aus sportlicher als auch aus sportpolitischer Sicht
bestens vorbereitet in das WM-Turnier, sagte Grindel weiter. Die
Nationalmannschaft von Bundestrainer Joachim Löw werde in ihrem Basecamp in
der Nähe von Moskau optimale Bedingungen vorfinden. Sportpolitisch habe
sich der DFB so intensiv auf die WM vorbereitet wie noch nie. Seit dem
Confed-Cup im vergangenen Jahr seien regelmäßige Dialoge mit Organisationen
wie Human Rights Watch, Amnesty International oder auch Reporter ohne
Grenzen zur Menschenrechtslage in Russland geführt worden. Regelmäßig sei
auch mit politischen Stiftungen und unabhängigen Experten vor Ort
gesprochen worden. Zudem seien die ehemaligen Nationalspieler Thomas
Hitzlsperger - DFB-Botschafter für Vielfalt - und Cacau -
Integrationsbeauftragter des DFB - in Russland zu Gesprächen gewesen.
Akzente gesetzt worden seien auch im Rahmen einer deutsch-russischen
Fußballwoche in Moskau und Wolgograd. Dabei sei auch der Dialog mit
russischen Fanvertretern geführt worden, sagte der DFB-Präsident.

Ansprechpartner für die Fans der deutschen Nationalmannschaft werde auch
bei dem Turnier in Russland die Koordinationsstelle Fanprojekte (KOS) sein,
sagte KOS-Leiter Michael Gabriel. Möglich sei dies vor allem aufgrund der
großen Unterstützung durch den DFB und der guten Zusammenarbeit mit der
deutschen Botschaft in Moskau. Gabriel kündigte an, es werde mobile
Fanbotschaften an allen Spielorten der deutschen Mannschaft geben. Zudem
versuche die KOS auch Fanbegegnungen und Freundschaftsspiele vor Ort zu
organisieren.

Kritik an der Menschenrechtssituation und den Arbeitsbedingungen der
Arbeiter auf den Stadienbaustellen in Russland übte Hugh Williamson,
Direktor für Europa und Zentralasien bei der Menschenrechtsorganisation
Human Rights Watch (HRW). Die Arbeiter seien massiv eingeschüchtert worden,
sagte Williamson. Es sei ihnen gedroht worden, ohne Bezahlung entlassen zu
werden, für den Fall, dass sie sich über schlechte Arbeitsbedingungen
beschweren. Ein HRW-Mitarbeiter sei zudem verhaftet worden, als er mit
Arbeitern sprach.

Im Mai 2016 habe der Weltfußballverband Fifa - nicht zuletzt auch aufgrund
des Drucks aus der Politik und durch Verbände wie den DFB - ein eigenes
Monitoring-Programm zum Baustellenbau eingerichtet, sagte der
HRW-Vertreter. Ziel sei es gewesen, die Baustellen auf Einhaltung
internationaler Standards zu überprüfen. Zu kritisieren daran sei aber, das
die Überprüfungen im Voraus angekündigt worden seien und die Fifa die
Ergebnisse der Kontrollen nicht veröffentliche, bemängelte Williamson.

 * 

3. Müntefering will Freiheit stärken

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die Staatsministerin für Internationale Kultur- und
Bildungspolitik,Michelle Müntefering (SPD), will die Stärkung der Freiheit
für Künstler, Kulturschaffende und Wissenschaftler zu einem Schwerpunkt
ihrer Politik machen. Dies verkündete sie am Mittwoch vor dem Ausschuss für
Kultur und Medien. Müntefering informierte den Ausschuss über ihre Vorhaben
in dieser Legislaturperiode und stellte sich den Fragen der Abgeordneten.
Als konkretes Beispiel nannte die Staatsministerin die Philipp
Schwartz-Initiative der Alexander von Humboldt-Stiftung, die es Hochschulen
und Forschungseinrichtungen in Deutschland ermöglicht, gefährdete und
verfolgte Wissenschaftler im Rahmen eines Vollstipendiums für 24 Monate
aufzunehmen. Die Initiative wird auch durch das Auswärtige Amt finanziert.

Müntefering betonte, dass Kultur nicht an nationalen Grenzen halt mache.
Angesichts immer komplexer werdender internationaler Konflikte, stehe für
sie die Zusammenführung der Zivilgesellschaften an erster Stelle. Es gehe
dabei aber nicht um einen Export deutscher Kultur, sondern um Kooperation.
Dabei dürfe man auch nicht vor "schwierigen Partnern" im Ausland
zurückschrecken. Als weitere Schwerpunkte ihrer Arbeit benannte Müntefering
die Stärkung des Jugendaustausches und die Aufarbeitung des kolonialen
Erbes. So sei zu überlegen, ob die Grundsätze der Washingtoner Erklärung
über die Rückgabe von NS-Raubkunst in einer ähnlichen Form auf Kulturgüter
zu übertragen sei, die während der Kolonialzeit aus Afrika nach Deutschland
gebracht wurde. Bei diesem Thema werde sie auch verstärkt mit
Kultur-Staatsministerin Monika Grütters (CDU) zusammen arbeiten.

Zu heftigen Diskussionen im Ausschuss führte die Forderung der
AfD-Fraktion, deutsche Interessen und der deutschen Kultur müssten auch in
der auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik Priorität eingeräumt werden.
Vertreter aller anderen Fraktionen wiesen diesen Ansatz als verfehlt
zurück. Deutsche Literatur, Musik, Malerei und auch Baukunst sei überall
auf der Welt geschätzt, sie entwickle sich aber nur im internationalen
Kontakt, hieß es aus der CDU/CSU-Fraktion. Ohne Internationalität sei die
Kultur nur ein "dünnes Pflänzchen", stimmten die Grünen zu. Vertreter der
Fraktionen von SPD, FDP und der Linken betonten den friedensstiftenden
Charakter des internationalen Kulturaustausches zwischen den
Gesellschaften.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 381 - 6. Juni 2018 - 17.30 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7230: Heute im Bundestag Nr. 380 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 380

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 17.00 Uhr

1. Wie Länder Bildung finanzieren

2. 20,8 Milliarden Euro für Flüchtlingskosten

3. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung

4. Aktivitäten von thyssenkrupp in Burundi

5. Geldflüsse im Immobiliensektor



1. Wie Länder Bildung finanzieren

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Die Länder konnten durch freigewordene BAföG-Mittel rund
1,077 Milliarden Euro einsparen und für den Bildungsbereich ausgeben. Das
sind rund 1,7 Millionen Euro mehr als für das Jahr 2016 angegeben wurden.
Das geht aus einer Unterrichtung der Bundesregierung (19/2498) hervor.

Mit Beschluss vom 4. November 2015 hat der Deutsche Bundestag die
Bundesregierung gebeten, ihn jeweils nach Ende eines Haushaltsjahres
darüber zu unterrichten, wie die Länder die Gelder eingesetzt haben, die
dadurch frei geworden sind, dass der Bund sie seit dem Jahr 2015 von den
Ausgaben für das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) entlastet hat.

Zehn Länder meldeten nahezu dieselbe Entlastungssumme für 2017 wie für das
Jahr 2016 (Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Sachsen-Anhalt).
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen meldeten einen leichten Anstieg
der freigewordenen BAföG-Mittel (um rund 1,7 Millionen Euro beziehungsweise
2 Millionen Euro), ebenso Schleswig-Holstein (rund 1,6 Millionen Euro) und
Thüringen (rund 280.000 Euro).

Hamburg und Sachsen verzeichneten einen leichten Rückgang der verwendeten
BAföG-Entlastung in Höhe von rund 3 Millionen Euro und rund 120.000 Euro.
Im Vorjahresvergleich wurde das freigewordene Kapital über alle Länder
hinweg in nahezu identischer Höhe für den Schul- sowie Hochschulbereich
ausgegeben.

Nun haben einige Länder andere Schwerpunkte gesetzt: 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Sachsen verwendeten etwas weniger Gelder im
Hochschulbereich als im Vorjahr (bis zu 2 Millionen Euro). Sachsen-Anhalt
hingegen verdoppelte im Vergleich zum Vorjahr die Beträge im
Hochschulbereich, indem die gesamten freigewordenen Gelder in diesem
Bereich eingesetzt wurden. Hamburg gab an, die freigewordenen BAföG-Mittel
2017 für Verbesserungen im Bildungsbereich genutzt zu haben, wobei nicht
weiter nach Schule und Hochschule differenziert wurde. (Die Mittel werden
daher wie im vergangenen Jahr dem Hochschulbereich zugeordnet.)

Einen deutlichen Anstieg im frühkindlichen Bildungsbereich verzeichnete
Niedersachsen mit 17,8 Millionen Euro. Wie auch im Vorjahr seien die
Beträge für ein Stufenkonzept zur Einführung einer dritten Kraft in
Krippengruppen eingesetzt worden. Hessen erhöhte mit einem Teil der
freigewordenen BAföG-Mittel die Grundfinanzierung der Hochschulen (um rund
11,5 Millionen Euro). Sachsen gab an, mehr Kapital für die Verbesserung der
Qualität der Lehre und der Teilhabe von Studenten sowie Mitarbeiter mit
Behinderung an Lehre und Forschung verwendet zu haben (rund 10 Millionen
Euro); dafür seien rund 12,7 Millionen Euro weniger für investive Maßnahmen
im Hochschulbau verwendet worden.

Schleswig-Holstein gab an, die Mittel im Jahr 2017 ausschließlich im
schulischen Bereich eingesetzt zu haben; Hessen und Sachsen-Anhalt
verwendeten die Etats dagegen ausschließlich im Hochschulbereich. Im
Schulbereich haben die Länder die BAföG-Mittel vornehmlich für mehr
Personal (mehr Lehrkräfte, Unterrichtsvertretungen), Inklusion,
Schulsozialarbeit, Integration und Sprachförderung, sonderpädagogischen
Förderbedarf, den Ausbau der Ganztagsbetreuung und für die Stärkung der Aus-
 und Weiterbildung eingesetzt. Einige Länder investierten Teile des Geldes
auch in Schulsanierungsmaßnahmen (Berlin) beziehungsweise in die
Ausstattung der Schulen (Bremen) oder den Aufbau eines digitalen
Unterrichtshilfeportals (Mecklenburg-Vorpommern).

Im Hochschulbereich gaben die Länder an, in der Regel mit den
freigewordenen BAföG-Mitteln vornehmlich die Grundfinanzierung der
Hochschulen zu verbessern, Bau- und Unterhaltsmaßnahmen sowie Infrastruktur
oder den Hochschulpakt mit zu finanzieren (Nordrhein-Westfalen und Hessen).
Mittel wurden auch zur Ko-Finanzierung des Professorinnenprogramms
(Saarland), zur Verbesserung der Qualität in der Lehre oder zur Förderung
der Sanierung von Studentenwohnheimen verwendet.

 * 

2. 20,8 Milliarden Euro für Flüchtlingskosten

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat im vergangenen Jahr 20,8 Milliarden Euro im
Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten zur Verfügung gestellt.
Davon gingen 6,6 Milliarden Euro als Unterstützung an die Länder und
Kommunen, heißt es in dem von der Bundesregierung als Unterrichtung
(19/2499) vorgelegten Bericht über Maßnahmen des Bundes zur Unterstützung
von Ländern und Kommunen im Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten
und der Mittelverwendung durch die Länder im Jahr 2017 (19/2499). Der
Bericht wurde vom Deutschen Bundestag angefordert und dient dazu, über die
Mittelverwendung der Länder zu informieren. Dazu enthält der Bericht
zahlreiche detaillierte Statistiken.

Wie es in der Unterrichtung weiter heißt, gab der Bund neben der
Unterstützung für der Länder und Kommunen in Höhe von 6,6 Milliarden Euro
weitere 14,2 Milliarden Euro für Flüchtlings- und Integrationskosten aus,
an denen sich die Länder nicht beteiligt hätten. 6,8 Milliarden Euro davon
seien auf die Bekämpfung von Fluchtursachen entfallen.

Der größte Teil der an die Länder gezahlten 6,6 Milliarden Euro betraf die
Integrationskostenpauschale, die zwei Milliarden Euro betrug. Den größten
Teil der Pauschale erhielt Nordrhein-Westfalen mit 433 Millionen Euro,
gefolgt von Bayern mit 314 und Baden-Württemberg mit 266 Millionen Euro.
1,16 Milliarden Euro dienten der Beteiligung an Ausgaben für Asylsuchende
von der Registrierung bis zur Erteilung eines Bescheides durch das BAMF und
eine pauschale Zahlung in Höhe von 670 Euro je abgelehnten Flüchtling. Die
Entlastungspauschale für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge betrug 350
Millionen Euro. Die Verbesserung der Kinderbetreuung kostete 774 Millionen
Euro, und für das Sondervermögen Kinderbetreuungsausbau wurden 226
Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Als Kompensationsmittel zur sozialen
Wohnungsbauförderung wegen Beendigung der Finanzhilfen stellte der Bund
eine Milliarde Euro zur Verfügung.

 * 

3. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beschäftigt sich mit
den Auswirkungen der Digitalisierung auf das Wettbewerbsrecht. In einer
Kleinen Anfrage (19/2399) möchten die Abgeordneten von der Bundesregierung
wissen, wann die Bundesregierung wie angekündigt eine Novelle des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschränkungen plane und wie diese aussehen solle. Darüber
hinaus fragen sie detailliert nach Einschätzungen internationaler
Initiativen im Zusammenhang mit Datenschutz und Unternehmen und weiteren
Plänen der Regierung für ein angepasstes Wettbewerbsrecht. Die Auswirkungen
der Digitalisierung auf den Wettbewerb stelle eine enorme Herausforderung
für das Wettbewerbsrecht und die Wettbewerbsbehörden dar, heißt es zur
Begrüundung. Die Bundesregierung scheine dies erkannt zu haben, gleichwohl
gebe es bisher keine Schritte zur Änderung des entsprechenden Gesetzes.

 * 

4. Aktivitäten von thyssenkrupp in Burundi

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Geschäftstätigkeit des thyssenkrupp-Konzerns in
Burundi interessiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Eine
Konzerntochter habe mit ihrem wirtschaftlichen Engagement die Regierung in
Burundi unterstützt, einem Land mit verheerender Menschenrechtssituation.
Nun möchten die Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, welche
Konsequenzen diese aus der Geschäftstätigkeit von thyssenkrupp ziehe - auch
vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung selbst die Zusammenarbeit mit
Burundi aufgrund der menschenrechtlichen Entwicklung zuletzt drastisch
reduziert habe. Eventuelle Treffen und Austauschgespräche zwischen der
Bundesregierung und dem Konzern sind ebenfalls Gegendstand der Kleinen
Anfrage (19/2429).

 * 

5. Geldflüsse im Immobiliensektor

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen interessiert sich für
Geldflüsse im Immobiliensektor. Auf Basis einer neuen Informationslage
legen die Abgeordneten eine Kleine Anfrage (/19/1956)) neu auf, in der sie
unter Verweis auf das Bundeskriminalamt die besondere Anfälligkeit der
Branche für Geldwäsche betonen. Obwohl die Probleme seit Jahren bekannt
seien, habe die Bundesregierung in den vergangenen Jahren zu wenig getan,
um Geldwäsche im Immobiliensektor gezielt zu bekämpfen. Nun möchten die
Abgeordneten wissen, welche Umsätze im Immobiliensektor erzielt werden und
welche Kenntnis die Bundesregierung über das Volumen von Geldwäsche in der
Branche und über Dunkelziffern hat. Weitere Fragen drehen sich um
organisierte Kriminalität, Lücken im Grundbuch und Aufsichtsbehörden.

 * 
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BUNDESTAG/7229: Heute im Bundestag Nr. 379 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 379

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. Linke scheitert mit Antrag zu Staatenlosen

2. Koalition will mehr Geld für Parteien

3. AfD will Haushaltsuntreue bekämpfen

4. Entwurf für Musterfeststellungsklage

5. Linke fordert Stopp der Mietexplosion



01. Linke scheitert mit Antrag zu Staatenlosen

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke ist mit ihrer Forderung nach mehr
Engagement gegen die Staatenlosigkeit weltweit gescheitert. Ein
entsprechender Antrag (19/1688) wurde am Mittwoch im Ausschuss von den
Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Zustimmung der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.

Die Linksfraktion hatte die Bundesregierung unter anderem aufgefordert,
Gesetzentwürfe vorzulegen, um "allen in Deutschland lebenden staatenlosen
Menschen einen Status und Schutz zu gewähren und ihre Einbürgerung zu
erleichtern" und um allen Kindern von Flüchtlingen zu ermöglichen,
"Geburtsurkunden zu erhalten und sich auf der Landesebene dafür
einzusetzen, entsprechende Verfahren klar zu regeln". Außerdem solle sich
die Bundesregierung gegenüber allen Staaten unter anderem dafür einsetzen,
dass diese die Einbürgerung oder die Bestätigung der Staatsangehörigkeit
für staatenlose Minderheiten, die sich im Hoheitsgebiet aufhalten,
erleichtern.

Ein Vertreter der Linksfraktion verwies auf zehn Millionen Betroffene
weltweit und auch darauf, dass das Recht auf Staatsangehörigkeit ein
Menschenrecht sei. "Alle Menschen haben Recht auf einen Pass." Deutschland
müsse mit Blick auf knapp 22.000 Staatenlose auf seinem Hoheitsgebiet mit
"gutem Beispiel vorangehen".

Ein Vertreter der Union sagte, dass in Deutschland Staatenlose bereits
heute staatsangehörigkeitsrechtlich schutzbedürftig anerkannt seien und für
sie Einbürgerungserleichterungen gelten würden. "In Deutschland geborene
Staatenlose, die seit fünf Jahren rechtmäßig ihren dauernden Aufenthalt in
Deutschland haben, sind auf Antrag einzubürgern, wenn der Antrag vor
Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt wird und sie nicht rechtskräftig
zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von fünf Jahren oder mehr verurteilt
wurden."

Auch ein Vertreter der AfD argumentierte, dass es in Deutschland
ausreichend Regelungen gäbe. Darüber hinaus könne kein Staat gezwungen
werden, Staatenlose einzubürgern. Staaten könnten selbst entscheiden, wem
sie die Staatsangehörigkeit geben und übrigens auch nach welchen Kriterien -
 also nach Geburtsort oder nach Herkunft. "Daran wollen wir nichts ändern."

Ein Sprecher der Sozialdemokraten entgegnete, dass zehn Millionen
Staatenlose weltweit ein "gravierendes Problem" seien, auf das man
versuchen müsse, politisch eine Antwort zu finden. Es könne für Deutschland
durchaus diskutiert werden, ob die im Jahre 2000 gefundenen Regeln im
Staatsangehörigkeitsgesetz für Staatenlose ausreichend sind.

Aus der FDP-Fraktion hieß es, dass die Linksfraktion mit ihrem Antrag dem
"Irrglauben" nachhänge, mit standardisierten behördlichen
Einbürgerungsverfahren mehr Einzelfallgerechtigkeit herstellen zu können.
Die Antragsteller blieben außerdem die Antwort schuldig, wie ein solches
Verfahren konkret aussehen solle.

Eine Vertreterin der Grünen nannte die Zielrichtung des Antrags "sinnvoll
und richtig", er benenne mit mangelnder politische Teilhabe, weniger Zugang
zu Bildung und Gesundheitsleistungen die "relativ schutzlose Situation" der
Betroffenen. Allerdings müssten die Vorschläge der Linksfraktion zur
Einbürgerung Staatenloser in Deutschland präziser gefasst werden.

 * 

2. Koalition will mehr Geld für Parteien

Bundestagsnachrichten/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Die Fraktionen von Union und SPD im Bundestag wollen wegen
neuer technischer und inhaltlicher Anforderungen die absolute Obergrenze
für die staatliche Parteienfinanzierung deutlich ausweiten. Die zulässige
Grenze soll von derzeit rund 165 Millionen Euro ab 2019 auf 190 Millionen
Euro angehoben werden, wie aus einem Gesetzentwurf (19/2509) der beiden
Regierungsfraktionen hervorgeht.

Laut Parteiengesetz erhöht sich das jährliche Gesamtvolumen staatlicher
Mittel, das allen Parteien höchstens ausgezahlt werden darf, um den
Prozentsatz, um den sich der Preisindex der für eine Partei typischen
Ausgaben im vorangegangenen Jahr erhöht hat. Die Angaben zur Entwicklung
des Preisindexes werden vom Statistischen Bundesamt zur Verfügung gestellt.
In diesem Jahr steigt die absolute Obergrenze um 2,2 Prozent auf rund
165,36 Millionen Euro.

Dieser Inflationsausgleich reicht nach Ansicht der Fraktionen aber nicht
aus. Vor allem durch die Digitalisierung der Kommunikationswege und Medien
hätten sich viele neue Foren entwickelt, auf denen Parteien präsent sein
müssten, um ihre Aufgabe der Mitwirkung an der politischen Willensbildung
zu erfüllen.

Hinzu kämen jenseits des Inflationsausgleichs "durch Veränderung der
politisch-kulturellen und der rechtlichen Rahmenbedingungen bedingte
Kosten" neuer innerparteilicher Beteiligungsinstrumente - etwa Mitglieder-
statt Delegiertenparteitage oder Mitgliederentscheide - "und erhöhter
Transparenz- und Rechenschaftanforderungen, die für alle Parteien
erhebliche Kosten neuer Quantität und Qualität verursachten.

 * 

3. AfD will Haushaltsuntreue bekämpfen

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion der AfD hat den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Strafgesetzbuches und weiterer Gesetze (19/2469) vorgelegt.
Damit soll Haushaltsuntreue bekämpft und die ordnungsgemäße Verwendung
öffentlicher Mittel sichergestellt werden, heißt es in dem Entwurf. Zur
Begründung schreibt die Fraktion, dass die strafrechtliche Sanktionierung
der Haushaltsuntreue aufgrund eines Umschwungs in der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs im Jahr 1997 praktisch aufgehoben worden sei.
Hinsichtlich des "enormen Ausmaßes der öffentlichen Verschwendung" bestehe
Handlungsbedarf sowohl in Bezug auf die Schaffung eines strafrechtlichen
Spezialtatbestandes als auch in Bezug auf die Schaffung eines
Ordnungswidrigkeitentatbestandes.

 * 

4. Entwurf für Musterfeststellungsklage

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktionen der CDU/CSU und der SPD haben den Entwurf
eines Gesetzes zur Einführung einer zivilprozessualen
Musterfeststellungsklage (19/2507) vorgelegt. Inhaltlich entspricht er dem
zuvor eingebrachten Entwurf der Bundesregierung (19/2439). Mit dem
Rechtsschutzinstrument für von Anbietern geschädigte Verbraucher sollen
eingetragene Verbraucherverbände die Möglichkeit erhalten, zugunsten von
mindestens zehn Verbrauchern das Vorliegen anspruchsbegründender
Voraussetzungen feststellen zu lassen, heißt es in dem Entwurf. Das
Musterfeststellungsurteil solle eine Bindungswirkung für nachfolgende
Klagen der Verbraucher entfalten. Angesichts des erforderlichen hohen
Aufwands im Einzelfall sähen Betroffene oft von einer Klage ab, und der
unrechtmäßig erlangte Gewinn verbleibe bei dem Anbieter.

Das Gesetz soll am 1. November dieses Jahres in Kraft treten und war vor
allem vor dem Hintergrund des Dieselabgasskandals gefordert worden. Der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz führt am 11. Juni 2018 eine
Sachverständigenanhörung zu den Entwürfen unter Einbeziehung des
Gesetzentwurfes von Bündnis 90/Die Grünen für eine Gruppenklage (19/243)
durch.

 * 

5. Linke fordert Stopp der Mietexplosion

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke hat einen Antrag mit dem Titel
"Mietexplosion stoppen - Bestandsmieten deckeln" (19/2516) eingebracht.
Danach soll der Bundestag beschließen, die Bundesregierung aufzufordern,
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der Mietsteigerungen insbesondere in
bestehenden Mietverhältnissen begrenzt. Die Wohnsituation habe sich in den
vergangenen Jahren in vielen Städten und Gemeinden dramatisch zugespitzt,
heißt es in dem Antrag. Die sogenannte Mietpreisbremse sei wirkungslos
geblieben und habe den Mietanstieg nicht stoppen können. Zudem gelte sie
nur bei der Wiedervermietung von Wohnungen. Der Gesetzentwurf solle eine
Neuregelung der Mietspiegel, eine Absenkung der Kappungsgrenze für
Mieterhöhungen und die Ermächtigung der Kommunen, in bestimmten Gebieten
Höchstmieten festzulegen, beinhalten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1680: Regierungspressekonferenz vom 6. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 6. Juni 2018

Regierungspressekonferenz vom 6. Juni 2018

Themen: Termin der Bundeskanzlerin (Klausurtagung der EVP-Fraktion
im Europäischen Parlament), Kabinettssitzung (Gesetzentwurf zur Änderung
des Tiergesundheitsgesetzes und des Bundesjagdgesetzes, Gesetzentwurf zur
Beitragsentlastung der Versicherten in der Gesetzlichen
Krankenversicherung, Bundesbericht Forschung und Innovation 2018,
Einsetzung einer Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung",
Stellungnahme der Bundesregierung zum Entwurf der Aufgabenplanung der
Deutschen Welle 2018 bis 2021), Reise des Bundesaußenministers nach New
York zur Generalversammlung der Vereinten Nationen, Interviewäußerungen des
neuen amerikanischen Botschafters in Deutschland, angekündigte Ausweitung
der Uran-Anreicherung im Iran, in der Türkei inhaftierter Deutscher,
Medienberichte über ein angeblich geplantes Ordnungsgeld gegen Daimler im
Zusammenhang mit Abschaltvorrichtungen bei Diesel-Reinigungsanlagen,
Bilderberg-Konferenz, Programm der neuen italienischen Regierung, Bericht
von Amnesty International zu möglichen Kriegsverbrechen der 
Anti-IS-Koalition in Rakka, Forderung der bayerischen Landesregierung nach einer
Anpassung der Höhe des Kindergelds für im EU-Ausland lebende Kinder an die
dortigen Lebenshaltungskosten, geplante Gründung der Kommission "Zukunft
der bezahlbaren und nachhaltigen Mobilität", OVCW-Untersuchung eines
möglichen Chemiewaffeneinsatzes in Ost-Ghuta, Medienberichte über eine
angeblich geplante Erhöhung staatlicher Zuschüsse zur Parteienfinanzierung,
neues Format der Regierungsbefragung im Deutschen Bundestag, Tätigkeiten
von Ministeriumsmitarbeitern in der Privatwirtschaft,
Fußballweltmeisterschaft in Russland, Medienberichte über angeblich im
Besitz des Bundesnachrichtendienstes befindliche Proben der Substanz
Nowitschok, Kooperationen des BKA mit dem ukrainischen Geheimdienst SBU,
Beobachtung der AfD beziehungsweise der Jungen Alternative durch das
Bundesamt für Verfassungsschutz


Sprecher: StS Seibert, Burger (AA), Baron (BMWi), Zylka (BMU),
Strater (BMVI), Neumann (BMVg), Schwamberger (BMF), Mänz (BMZ), Petermann
(BMI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Wir haben eine ganz kurze Terminnachreichung. Wir
haben festgestellt, dass wir Ihnen am Freitag leider versehentlich einen
Termin vorenthalten haben.

Heute, am Mittwoch, ist die Bundeskanzlerin in München bei der
Klausurtagung der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament. Sie hält dort
eine Rede. Es ist eine nicht-presseöffentliche Veranstaltung. Sie ist als
Bundeskanzlerin dorthin eingeladen. Das wollte ich nachreichen.

Jetzt die wesentlichen Punkte aus dem Kabinett.

Die Bundesernährungs- und Landwirtschaftsministerin hat den Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Tiergesundheitsgesetzes und des
Bundesjagdgesetzes vorgestellt. Es geht um die nach wie vor bestehende
Gefahr der Einschleppung der afrikanischen Schweinepest, die in Deutschland
glücklicherweise noch nicht ist. Wir brauchen diese Änderungen, um die
Einschleppung dieser Schweinepest noch effektiver zu verhindern, aber auch
um im Falle ihres Eintritts die Seuche wirksamer bekämpfen zu können. -
Wenn Sie Interesse an Details haben, können wir sie geben. Ich würde das
jetzt einmal knapp machen.

Der Bundesgesundheitsminister hat dem Kabinett das
Versichertenentlastungsgesetz vorgestellt. Das Kabinett hat diesem
zugestimmt. Das heißt, ab dem 1. Januar 2019 soll die gesetzliche
Krankenversicherung wieder paritätisch finanziert werden. Das heißt,
Arbeitgeber und Beschäftigte sowie Rentner und Rentenversicherung zahlen zu
gleichen Teilen die Beiträge für die gesetzliche Krankenversicherung. Das
gilt nicht nur wie bisher für den allgemeinen Beitragssatz, sondern das
gilt auch für den individuellen Zusatzbeitrag, den jede Krankenkasse selbst
bestimmt. Dieses Versichertenentlastungsgesetz kann für die gesetzlichen
Versicherten eine jährliche Entlastung in Höhe von 8 Milliarden Euro
erreichen.

Krankenkassen, die finanzielle Rücklagen haben, die höher als ihre Ausgaben
für einen Monat sind, dürfen künftig ihren Zusatzbeitrag nicht weiter
erhöhen. Selbstständige mit geringerem Einkommen können in Zukunft mit
niedrigeren Beiträgen rechnen. Wer bis zu 1142 Euro pro Monat verdient,
muss ab 2019 in der Regel nur noch einen Beitrag von 171 Euro pro Monat
zahlen. Zurzeit beträgt dieser Mindestbeitrag in etwa doppelt so viel.
Freiwillig versicherte GKV-Mitglieder melden ihrer Krankenkasse nicht immer
direkt, wenn sich ihr Verdienst ändert. Aber wer weniger verdient, muss
auch weniger Beitrag bezahlen. Bisher war es nur möglich, drei Monate
rückwirkend die Mitgliedsbeiträge abzusenken. Künftig soll eine solche
nachträgliche Korrektur der Mitgliedsbeiträge für zwölf Monate möglich
sein, um Notlagen zu vermeiden.

Das nächste Thema wurde von der Bundesministerin für Bildung und Forschung
vorgestellt - der Bundesbericht für Forschung und Innovation 2018. Solch
ein Bericht wird alle zwei Jahre vorgelegt. Deutschland hat seine
Wettbewerbsposition durch verstärktes Engagement des Bundes und der
Wirtschaft weiter ausbauen können. Deutschland ist damit einer der
attraktivsten Standorte für wirtschaftliche Innovation, Forschung und
Entwicklung. Das belegen zahlreiche Indikatoren, wie Sie diesem Bericht
entnehmen können.

Ich will wenige Punkte nennen: 2016 wurden in Deutschland 92,2 Milliarden
Euro für Forschung und Entwicklung ausgegeben. Mit der Wirtschaft zusammen
wurde damit das Ziel, 3 Prozent des BIP in Forschung und Entwicklung zu
investieren, mit 2,94 Prozent nahezu erreicht. Die Bundesregierung hat in
den letzten zehn Jahren ihre Ausgaben für Forschung und Entwicklung um 68
Prozent auf 15,6 Milliarden Euro - das ist die Zahl für 2016 - angehoben.
Es sind 2016 650 000 Personen, Wissenschaftler, in Forschung und
Entwicklung beschäftigt gewesen. 2015 hatten wir mehr als 43 000
ausländische Wissenschaftler an deutschen Hochschulen. Das ist etwa 11
Prozent. 2015 gab es pro eine Million Einwohner in Deutschland 371
weltmarktrelevante Patente. Das ist zum Beispiel im Vergleich zu den USA
ein fast doppelt so hoher Anteil an Patenten in Relation zur Bevölkerung,
also ein sehr gutes Bild. - Darüber wird Sie die Ministerin, Frau
Karliczek, um 14.30 Uhr auch noch einmal im BMBF informieren.

Die Bundesregierung hat die Einsetzung der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" beschlossen. Auch dazu haben sich mehrere
Minister bereits vor der Presse geäußert. Es ist ja das Ziel der
Bundesregierung, mit ihrer Politik Vollbeschäftigung und gleichwertige
Lebensverhältnisse für alle Menschen in ganz Deutschland zu schaffen. Dazu
ist es nötig, den Strukturwandel, der in vielen Regionen stattfindet, von
der Bundesregierung aus aktiv und umfassend zu begleiten. Nur so können wir
auch in allen Regionen Wachstum und Beschäftigung stärken.

Dadurch dass die nationalen und europäischen Klimaziele umgesetzt werden,
dadurch dass der Klimaschutzplan 2050 umzusetzen ist, wird der Wandel in
vielen Regionen und in vielen Wirtschaftsbereichen beschleunigt. Das
betrifft alle Sektoren. Das betrifft aber besonders den Energiesektor. Die
Umsetzung der Klimaziele, das heißt die künftige schrittweise Reduzierung
und Beendigung der Kohleverstromung, bedingt strukturelle und
wirtschaftliche Veränderungen.

Das ist der Hintergrund, vor dem jetzt - wie im Koalitionsvertrag
vereinbart - diese Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
eingesetzt worden ist. Sie soll bis zum Ende dieses Jahres ein
Aktionsprogramm mit konkreten Vorschlägen für die betroffenen Regionen
erarbeiten. Es geht darum, diesen Strukturwandel aktiv mitzugestalten. Es
geht darum, Chancen für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung und
für qualitativ hochwertige Beschäftigung aufzuzeigen, vor allem in den
Kohlestrom erzeugenden Regionen. Außerdem soll die Kommission Maßnahmen zum
Beitrag der Energiewirtschaft erarbeiten, um die Lücke zum Klimaziel bis
2020 so weit wie möglich zu schließen und das 2030-Ziel im Energiesektor
zuverlässig zu erreichen.

Ein Letztes: Die Kulturstaatsministerin hat dem Bundeskabinett die
Stellungnahme der Bundesregierung zum Entwurf der Aufgabenplanung der
Deutschen Welle für 2018 bis 2021 zur Kenntnis gegeben. Das ist auch
entsprechend beschlossen worden.

Die Deutsche Welle gemäß den Anforderungen des Deutsche-Welle-Gesetzes hat
die Aufgabe, Deutschland als eine europäisch gewachsene Kulturnation und
einen freiheitlich verfassten demokratischen Rechtsstaat in aller Welt
verständlich zu machen.

In der Aufgabenplanung, die die Deutsche Welle vorsieht, stellt sie ihre
Programmziele, ihre Schwerpunktvorhaben und Beiträge zur Aus- und
Fortbildung von Medienschaffenden in vielen Ländern weltweit vor. Die
Bundesregierung begrüßt diese einzelnen Punkte. Sie begrüßt die von der
Deutschen Welle geplante Ausweitung ihrer digitalen Angebote, die
Aktivitäten der Deutschen Welle und ihrer Akademie zur Vermittlung von
Medienkompetenz, die stärkere inhaltliche Regionalisierung usw. Die
Kulturstaatsministerin hat dazu heute eine Pressemitteilung veröffentlicht.

Das war erst einmal alles aus dem Kabinett.

Burger: Morgen reist Außenminister Maas nach New York, und zwar schon zum
dritten Mal seit seinem Amtsantritt, und das aus gutem Grund. Denn am
Freitag findet in der Generalversammlung der Vereinten Nationen die Wahl
nichtständiger Mitglieder im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen statt.
Die anstehende Reise ist damit der Schlusspunkt einer sehr intensiven
Wahlkampagne.

Die deutsche Kandidatur betreiben wir schon seit Jahren als prioritäres
Vorhaben. Sie ist auch im Koalitionsvertrag als solches verankert. Auch
andere Ressorts haben im Rahmen ihrer Außenkontakte, zum Beispiel das BMU
und das BMG, maßgeblich mitgewirkt und für die deutsche Kandidatur
geworben, zum Beispiel im Rahmen der Klimakonferenz COP 23 in Bonn. Wir
haben während dieser Wahlkampagne einen sehr intensiven Dialog mit allen -
gerade auch mit kleineren UN-Mitgliedstaaten aus der Karibik, Pazifik und
Afrika - geführt, um für unsere Ziele zu werben und uns Vorstellungen und
Erwartungen der Mitgliedsstaaten anzuhören. Die Bewerbung für einen
nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen für die
Periode von 2019 bis 2020 ist Ausdruck unseres politischen Willens, einen
aktiven Beitrag für Frieden und Sicherheit zu leisten. Die Bandbreite des
deutschen Engagements in den Vereinten Nationen lässt sich unter die
Begriffe "Frieden, Gerechtigkeit, Partnerschaft und Innovation"
subsumieren. Das sind die Leitbegriffe unserer Wahlkampagne.

Frage: Herr Seibert, eine Lernfrage, da der Auftrag der Deutschen Welle
jetzt auch im Kabinett besprochen wird: Was ist aus Sicht der
Bundesregierung der Unterschied zu "Russia Today"? Denn denen wird ja auch
immer vorgeworfen, dass im Kreml die Aufträge verteilt werden.

StS Seibert: Ich wüsste gar nicht, wo ich anfangen sollte, um Ihnen die
Unterschiede zu erklären. Ganz grundsätzlich ist zu sagen, dass die
Deutsche Welle in der Tat aus staatlicher Finanzierung ihre Arbeit
ermöglicht bekommt, aber der Staat keinen Einfluss auf die Inhalte und
Programme der Deutschen Welle nimmt. Es wird eine Aufgabenplanung
vorgelegt. Dazu gibt es eine Stellungnahme der Bundesregierung. Ob die
Deutsche Welle sich an die Punkte dieser Stellungnahme hält oder ob sie
davon abweicht, das obliegt der Deutschen Welle.

Wenn es für Sie interessant ist, dann lesen Sie einmal nach, was gestern
bei der Festveranstaltung zu 65 Jahren Deutsche Welle von verschiedenen
Vertretern aus verschiedenen Parteien über das wirklich erfreuliche und
wichtige Wirken dieses deutschen Auslandssenders gesagt wurde.

Zusatzfrage: Ich bin ja auch Fan des Senders.

Aber habe ich es jetzt richtig verstanden? Die Deutsche Welle kann also den
Auftrag, den das Kabinett heute beschlossen hat, auch ignorieren, wenn die
Deutsche Welle - - -

StS Seibert: Nein. Das Kabinett - so habe ich es auch nicht gesagt - hat
keinen Auftrag für die Deutsche Welle beschlossen. Den Auftrag der
Deutschen Welle entnimmt man dem Deutschen-Welle-Gesetz. Er heißt zum
Beispiel, Deutschland als europäisch gewachsene Kulturnation und
freiheitlich verfassten demokratischen Rechtsstaat verständlich zu machen.

Die Angebote der Deutschen Welle sollen Deutschen zu wesentlichen Themen -
vor allem der Politik, Kultur und Wirtschaft in Europa wie in anderen
Kontinenten - ein Forum geben, um das Verständnis und den Austausch der
Kulturen und Völker zu fördern. Das heißt, die Deutsche Welle steht für
unseren liberalen demokratisch verfassten Rechtsstaat und sendet dessen
Grundüberzeugungen in die Welt. Das ist etwas vollkommen anderes als die
Grundüberzeugung einer Regierung zu senden. Ich bin sicher, da sind wir uns
völlig einig.

Nun hatte die Deutsche Welle eine Aufgabenplanung, zu der - so ist das
Verfahren - die Bundesregierung Stellung nimmt. Aber wir haben keine
Aufgabenplanung für die Deutsche Welle, und wir geben ihr diese Aufgaben
auch nicht vor.

Frage: Ich würde ganz gern noch einmal zum Thema Botschafter Grenell
fragen. Könnten Sie uns verraten, wie da die Haltung der Bundesregierung
ist? Gibt es eine konkrete Haltung, was das geplante Mittagessen mit Herrn
Kurz anbelangt? Werden so etwas wie eine Einbestellung oder andere
Reaktionen seitens der Bundesregierung geplant?

StS Seibert: Dieses Thema wurde ja am Montag in der
Regierungspressekonferenz schon länglich besprochen. Die Bundeskanzlerin
ist dazu auch gestern in ihrer Pressekonferenz mit Herrn Netanjahu gefragt
worden. Sie hat gesagt - da ging es um das Treffen Herrn Grenells mit dem
Bundeskanzler Kurz -: "Ich sage von meiner Seite aus einfach nur, dass ich
das wie vieles andere auch zur Kenntnis genommen habe, aber nicht
kommentieren werde."

Im Übrigen ist jetzt mehrfach berichtet worden, dass Herr Grenell heute zu
seinem Antrittsbesuch bei Staatssekretär Michaelis ist.

Zusatzfrage: Das heißt also, es wird jetzt nicht über Einbestellungen oder
sonstige diplomatische Mittel nachgedacht?

Burger: Es gibt, wie wir das am Montag gesagt haben, heute diesen
Gesprächstermin. Darüber hinaus habe ich jetzt nichts beizutragen, was ich
nicht auch schon am Montag gesagt hätte.

Frage : Herr Burger, eine Lernfrage. Unter welchen Bedingungen kann die
Bundesregierung zum Beispiel der Regierung, die den Botschafter sendet,
sagen, dass sie ihn abziehen soll?

Burger: Dafür gibt es keine formellen Kriterien. Das richtet sich nach dem
Wiener Übereinkommen über die diplomatischen Beziehungen. Das ist ganz
unabhängig von der Frage, ob es sich um einen Botschafter oder ein anderes
Mitglied einer diplomatischen Mission handelt. Dazu gibt es keine
bestimmten Bedingungen.

Frage: Wann ist das Gespräch? Wer nimmt daran teil? Wie lange soll es
dauern und planen Sie danach eine Kommunikation, nachdem es ja am Montag
schon Irritationen über Äußerungen des Botschafters gegeben hat?

Burger: Das Gespräch mit dem Staatssekretär des Auswärtigen Amts, Herrn
Andreas Michaelis, und Botschafter Grenell findet, wie ich das am Montag
gesagt habe, heute statt. Das ist das, was ich dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Um wie viel Uhr?

Burger: Wir kündigen grundsätzlich keine Termine unseres Staatssekretärs,
die nicht presseöffentlich sind, mit Uhrzeit an. Aber das Gespräch findet
heute statt. Wenn es stattgefunden hat, dann werden wir Sie darüber
informieren.

Zusatzfrage: Dann werden wir darüber informiert?

Burger: Ja.

Frage: Ich habe noch eine Frage zur Kohlekommission. Da war ich vorhin
etwas langsam.

Vorsitzender Feldhoff: Sie hat einen etwas komplizierteren Titel als
Kohlekommission.

Zusatzfrage: Jeder weiß, was gemeint ist. Man ist ja um effiziente Sprache
bemüht.

Ich wollte mich erkundigen, ob eventuell eine Änderung des 
Abgaben-Umlagesystems Teil des Auftrags der Kohlekommission sein wird - falls
einmal so etwas wie ein COeis in Deutschland eingeführt werden sollte? Nun
sind ja möglicherweise Überlegungen obsolet, jetzt Rest-Verstromungszeiten
von Kohlekraftwerken zu entscheiden. Da müsste dann herausgekauft werden.
Also ist dieser ganze Themenkomplex Teil des Mandats der Kommission, oder
wird darüber gar nicht nachgedacht?

Baron: Ich kann darauf nur sehr allgemein antworten.

Die Kommission ist ja eingesetzt. Es gibt einen Einsetzungsbeschluss, der
im Kabinett beschlossen wurde. Den finden Sie auch bei uns veröffentlicht.
Da sind - Herr Seibert hatte es schon umschrieben - verschiedene Punkte
benannt. Es ist jetzt aber Sache der Kommission und der Experten in der
Kommission, das auszugestalten. Die Kommission soll sich mit Perspektiven
für zukunftssichere Arbeitsplätze beschäftigen. Sie soll aber auch ein
Instrumentenmix entwickeln, der eben diesen zweifachen Auftrag "Klimaschutz
und Arbeitsplätze" sicherstellen wird. Dann ist es auch der Kommission und
ihrer Experten überlassen, im Rahmen dieser Aufträge und dieser
umschriebenen vier Punkte, die da genannt werden, tätig zu werden.

Zylka: Dem ist nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Lässt die Bundesregierung also sozusagen auf sich zukommen,
was in dieser Hinsicht das Ergebnis sein wird?

Zylka: Zu dem konkreten Punkt: Der Auftrag steht im Einsetzungsbeschluss,
und die Kommission muss jetzt anfangen, zu arbeiten. Das wird sie vor der
Sommerpause tun. Wir werden uns dann mit den Vorschlägen auseinandersetzen.

Frage: Ich habe eine Frage - vermutlich an das Auswärtige Amt - zur 
Uran-Anreicherung im Iran. Der Iran hat damit begonnen, neue Zentrifugen zu
bauen. Für Israel - das war gestern auch noch einmal zu hören - ist damit
die Wiederaufnahme eines Atomwaffenprogramms auf den Weg gebracht, die
nicht hinnehmbar sei. Frankreich spricht von der Annäherung an rote Linien.
Wie bewertet die Bundesregierung diese Pläne? Lässt sich trennscharf
definieren, inwieweit das noch im Rahmen des Atomdeals stattfindet oder
wann eine rote Linie überschritten ist?

Burger: Zunächst einmal ist klar, dass eine solche medienwirksame
Darstellung der iranischen Nuklearambitionen und möglicher künftiger
Aktivitäten zu diesem Zeitpunkt nicht hilfreich ist und in der aktuellen
Situation nicht zur Bildung von Vertrauen beiträgt, woran der Iran auch
selbst ein Interesse haben sollte.

Unsere Position ist: Iran muss sich ohne Wenn und Aber an alle Bestimmungen
des JCPOA halten. Dabei hat es sich bewährt, dass wir nicht so sehr auf die
öffentlichen Verlautbarungen abstellen, sondern auf die überprüfbaren
Fakten. Darüber werden wir auch weiterhin im intensiven Kontakt mit der
IAEO sein, und der obliegt es, zu bewerten, ob sich der Iran weiterhin
JCPOA-konform verhält.

Zusatzfrage: Frankreich ist offenbar der Meinung, dies schon selbst
bewerten zu können, sozusagen mit dem Zeigen einer gelben Karten nahe an
der roten Linie. Möchte die Bundesregierung das derzeit nicht machen?

Burger: Ich habe gerade das dazu gesagt, was ich für die Bundesregierung
dazu zu sagen habe.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt. Der Deutsche Patrick
Kraicker ist seit fast drei Monaten wegen des Verdachts, sich einer
Terrororganisation anschließen zu wollen, in der Türkei in Einzelhaft. Die
Familie beteuert, dass er nichts mit Terroristen zu tun hat und fühlt sich
von der Bundesregierung im Stich gelassen. Man habe kaum Kontakt zu ihm.
Was tut das Auswärtige Amt konkret in dieser Sache? Was sagen Sie zu dem
Vorwurf?

Burger: Konkret nehmen wir hier zu konsularischen Einzelfällen aus Gründen
des Persönlichkeits- und Datenschutzes ganz grundsätzlich keine Stellung.
Ich habe zu dem konkreten Fall, den Sie benennen, auch keine Informationen
vorliegen.

Frage: Aber, Herr Burger, ist es richtig, wie Sie uns letztens gesagt
haben, dass jeder deutsche politische Gefangene in der Türkei konsularische
Betreuung genießt? Der Kollege meinte ja gerade, dass der Inhaftierte sagt,
dass die Regierung ihn im Stich lasse. Das kann ja nicht stimmen.

Burger: Ich kenne die Äußerung nicht, die Sie mir vorhalten. Deshalb kann
ich sie auch nicht bewerten und mich nicht dazu verhalten. Richtig ist,
dass wir derzeit zu allen in der Türkei inhaftierten Deutschen, die uns
bekannt sind, konsularischen Zugang haben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Ich würde gerne
wissen, ob es zutrifft, dass ein Ordnungsgeld gegen Daimler im Zusammenhang
mit Abschaltvorrichtungen bei Diesel-Reinigungsanlagen geplant ist. Dieses
Ordnungsgeld soll 5000 Euro betragen und 750.000 Kfz betreffen.

Strater: Dazu haben wir uns ja am Montag schon geäußert. Es ist eine
Meldung des "Spiegel" vom vergangenen Freitag. Dazu hat meine Kollegin hier
am Montag alles gesagt. Dazu gibt es im Moment nichts Neues zu sagen.

Zusatzfrage: Können Sie das bitte ein bisschen präzisieren? Trifft das also
zu, oder trifft es nicht zu?

Strater: Wir haben ja einen klaren Fahrplan. Daimler-Chef Zetsche war ja
vorvergangene Woche bei Minister Scheuer, und dabei ist ein klarer Fahrplan
besprochen worden. Das heißt, bis zum nächsten Treffen, das in der
kommenden Woche stattfinden wird, muss Daimler diese konkreten Zahlen auf
den Tisch legen. Dann werden wir alles Weitere besprechen.

Zusatzfrage: Können Sie "kommende Woche" bitte ein bisschen präzisieren?
Können Sie auch den Wochentag nennen?

Strater: Montag.

Frage: Frau von der Leyen wird in den kommenden Tagen auf einer Konferenz
in Turin sein. Dort wird sie mit zahlreichen hochrangigen Vertretern der
Wirtschaft und der Politik zusammentreffen. Hat sie eine bestimmte
Botschaft im Gepäck? Wird es danach eine Pressemitteilung geben?

Neumann: Da muss ich nachfragen: Um welche Konferenz soll es sich handeln?

Zusatz: Um die Bilderberg-Konferenz.

Neumann: Dazu liegen mir aktuell keine Informationen vor. Die müsste ich
Ihnen dann gegebenenfalls nachreichen.

Frage: Herr Seibert, ich habe noch einmal eine Frage zu Italien. Der neue
italienische Ministerpräsident hat ja jetzt auch im Senat sein Programm
ausgeführt, was unter anderem eine Änderung des Fiskalpaktes und Ausgaben
angeht, um letztendlich Wachstum zu generieren. Wie schätzen Sie das ein?
Ist das mit den EU-Regeln vereinbar?

StS Seibert: Zu prüfen, ob etwas mit EU-Regeln vereinbar ist, ist ja
üblicherweise Sache der Europäischen Kommission; denn die überwacht die
Einhaltung.

Ich möchte grundsätzlich bei dem bleiben, was die Bundeskanzlerin gesagt
hat. Sie hat ein erstes kurzes Telefongespräch mit Ministerpräsident Conte
geführt. Sie freut sich auf eine erste Begegnung. Sie hat ihn nach Berlin
eingeladen. Dann wird man über all die Sachthemen reden, die für beide
Seiten wichtig sind.

Frage: Ich habe eine Frage, die zunächst an das AA geht. Amnesty
International hat einen Bericht vorgelegt, der den Alliierten der
Bundesregierung USA, Frankreich und Großbritannien Kriegsverbrechen in
Rakka vorwirft. Damals gab es ja Luftangriffe und Unterstützung der
irakischen Armee zur Rückeroberung dieser irakischen Stadt. Wie bewertet
die Bundesregierung diesen Bericht? Hat sie eigene Erkenntnisse über
Kriegsverbrechen der Alliierten?

Herr Neumann, war die Bundeswehr indirekt auch beteiligt? Konkret gefragt:
Haben die Bundeswehr-Tornados 2017 auch Aufklärungsflüge über Rakka
geflogen?

Burger: Zu dieser Berichterstattung haben die Pressestellen der Koalition,
glaube ich, schon Stellung genommen, und darüber hinaus habe ich dem nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Was ist denn Ihre Stellungnahme?

Burger: Ich verweise Sie auf die Stellungnahme der Koalition.

Zusatz: Aber Sie sind ja auch Teil der Koalition. Ich frage jetzt die
Bundesregierung als solche.

Burger: Ich verweise Sie auf die Stellungnahme, die die Koalition dazu
abgegeben hat, weil die Koalition diejenige ist, die die Federführung für
die Aktivitäten hat, um die es dabei geht.

Neumann: Mir liegen keine Informationen über den genauen Einsatzort der
Tornados vor, und wenn dem so wäre, unterlägen diese operativen Details in
diesem Falle auch der Geheimhaltung.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMF. Die bayerische Landesregierung
möchte, dass das Kindergeld für im EU-Ausland lebende Kinder dem jeweiligen
Lebensstandard vor Ort angepasst wird. Teilt die Bundesregierung
grundsätzlich die Einstellung Bayerns in dieser Frage? Was gedenkt man zu
tun, um sich bei der EU-Kommission diesbezüglich Gehör zu verschaffen?

Schwamberger: Die Bundesregierung hat diesbezüglich bereits vor einiger
Zeit versucht oder ist dabei, das Thema auf europäischer Ebene zu lösen.
Wir versuchen auch weiterhin, das auf europäischer Ebene zu erreichen.

Zusatzfrage: Im vergangenen Jahr wurde aus dem BMF der Verdacht geäußert,
dass es bei der Kindergeldzahlung an im Ausland lebende Kinder zu
Missbrauchsfällen gekommen sei. Inwiefern haben sich diese Verdachtsmomente
bestätigt? Was wird dagegen getan?

Schwamberger: Es haben sich einige Verdachtsfälle bestätigt. Diesbezüglich
wurde auch gehandelt, und es wurden einige Maßnahmen zur Einschränkung
dieser Missbrauchsfälle getroffen. Dazu haben wir auch schon vor einigen
Wochen in der BPK Stellung genommen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Im Koalitionsvertrag
ist ja nicht nur die heute beschlossene und eingesetzte Kohlekommission
beschlossen worden, sondern auch eine vergleichbare Kommission zum Thema
"Nachhaltiger Verkehr", die laut Koalitionsvertrag auch bereits Anfang 2019
Ergebnisse liefern soll. Da würde mich interessieren, wie weit Sie
eigentlich mit der Zusammenstellung Ihrer Kommission sind und wann damit zu
rechnen ist, dass sie die Arbeit aufnehmen wird.

Strater: Die Kommission "Zukunft der bezahlbaren und nachhaltigen
Mobilität" wird zu gründen sein. Darüber laufen derzeit die Gespräche
innerhalb der Bundesregierung. Ich kann Ihnen dazu im Moment noch keinen
konkreten Zeitplan nennen, weil die Gespräche noch laufen.

Zusatzfrage: Wenn Sie keinen konkreten Zeitplan nennen können, können Sie
einen allgemeinen nennen? Wird da also noch vor der Sommerpause oder noch
in diesem Jahr etwas passieren?

Strater: "Keinen konkreten Zeitplan nennen" heißt, dass ich keinen
konkreten Zeitplan nennen kann, auch nicht vor oder nach der Sommerpause.
Wir arbeiten daran. Wir führen Gespräche innerhalb der Bundesregierung und
werden das zügig ans Laufen bringen.

Im Übrigen sind wir ja nicht untätig. Wie Sie gestern mitbekommen haben -
das hat jetzt nichts mit dieser Mobilitätskommission zu tun -, haben wir
zusammen mit den Verbänden der Schienenbranche ein "Zukunftsbündnis
Schiene" geschmiedet. Hierbei arbeiten wir daran, dass wir den
Verkehrsträger Schiene stärken, und haben jetzt auch ganz konkrete
Meilensteine aufgesetzt.

Frage: Bei der Kommission für Strukturwandel, Beschäftigung etc. war ja
schon von vornherein klar, wohin die Reise gehen soll. Gibt es bei der
einzusetzenden Kommission für Verkehr, wie ich sie jetzt einmal verkürzt
nennen, auch schon ein ähnliches Hauptziel, beispielsweise den Ausstieg aus
dem Verbrennungsmotor?

Strater: Das sagt ja schon der Titel der Kommission: Es geht um bezahlbare
und nachhaltige Mobilität. Das gilt es mit Leben zu füllen. Ich kann Ihnen
jetzt noch keine konkreten Maßnahmenschritte nennen. Insofern müssen wir
die Kommission jetzt erst einmal gründen, und dann werden wir weitersehen.

Frage: Herr Strater, welche Qualifikationen müssen die Mitglieder dieser
Kommission mitbringen?

Strater: Sie müssen befähigt sein, Expertise einzubringen.

Zusatzfrage : Welche?

Strater: Expertise im Bereich "bezahlbare und nachhaltige Mobilität".

Zusatzfrage : Das ist eine andere Qualifikation als bei der
Kohlekommission, oder?

Strater: Zur Kohlekommission kann ich mich nicht äußern.

Zuruf : Mit dem Fahrrad kann man auch fahren; das ist noch nachhaltiger.

StS Seibert: Es gibt auch eine Fahrradpolitik der Bundesregierung. Darüber
haben wir hier ja schon reichlich gesprochen.

Zusatz : Oh!

StS Seibert: Ja, da waren Sie vielleicht nicht da.

Frage: Ich habe eine Frage, vermutlich wieder an das Auswärtige Amt. Seit
Mitte April wird untersucht, ob es in Ost-Ghuta zu einem
Chemiewaffeneinsatz gekommen ist. Es wurde, glaube ich, avisiert, dass ein
Ergebnis seitens der OVCW innerhalb von etwa sechs Wochen vorliegen solle.
Die sind jetzt erreicht oder überschritten. Sind Ihnen schon Ergebnisse der
Untersuchung bekannt, oder ist absehbar, wann sie vorgelegt werden?

Burger: Das müssten Sie natürlich in erster Linie die OVCW fragen. Ich habe
dazu im Moment nichts Neues vorliegen. Ich würde es gegebenenfalls
nachreichen, wenn mir da etwas entgangen sein sollte.

Frage: Herr Seibert, die Koalitionsparteien wollen die staatlichen
Zuschüsse für die Parteienfinanzierung Medienberichten zufolge um 25
Millionen Euro und damit um gut 15 Prozent erhöhen. Als Grund werden unter
anderen die gewachsenen Anforderungen an Parteien durch Digitalisierung und
Sicherheit genannt. Unterstützt die Bundesregierung diesen Vorschlag?

StS Seibert: Ich glaube, das ist wie alle Fragen des Parteienrechts etwas,
das Sie in erster Linie im parlamentarischen Raum erfragen sollten.

Frage: Da wir kurz vor einem historischen Ereignis stehen, Herr Seibert:
Begrüßt die Bundeskanzlerin, dass es jetzt ein neues Format gibt, in dem
sie sich direkt und lebhaft mit dem Parlament austauschen kann?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin freut sich auf diese Premiere und wird
sich allen Fragen, die ihr da gestellt werden, selbstverständlich stellen
und versuchen, sie so gut wie möglich zu beantworten.

Zusatzfrage: Wird sie auch gerne an weiteren Folgen dieses Formats
teilnehmen?

StS Seibert: So ist es ja beschlossen - dreimal in diesem Jahr, wenn ich
das richtig verstehe.

Frage: Warum hatte sie die letzten 13 Jahre lang keine Lust darauf?

StS Seibert: Es ist jetzt dieses Format im Deutschen Bundestag beschlossen
worden, und heute tritt die Bundeskanzlerin selbstverständlich dazu an.

Zusatzfrage: Werden wir die Kanzlerin auch häufiger als nur einmal im Jahr
in der BPK sehen?

StS Seibert: Da sagen wir wie immer dann Bescheid, wenn es soweit ist.

Frage: In diesem Zusammenhang: Es gibt die Klage darüber, dass bei
Regierungsbefragungen auch im traditionellen Format recht häufig mehr
Staatssekretäre als Minister auf der Regierungsbank zu sehen seien. Liegt
der Bundesregierung daran, die Präsenz der Regierung in Form von Ministern
in Zukunft stärker darzustellen?

StS Seibert: Die Regierungsbefragung ist ein parlamentarisches Format, und
im Parlament wird man darüber entscheiden, ob das gut oder nicht gut,
ausreichend oder nicht ausreichend durchgeführt wird. Solche Entscheidungen
fallen in den Fraktionen.

Zusatzfrage: Es entscheiden ja doch immer noch die Regierung
beziehungsweise die Ministerien, wenn sie dahin schicken. Deswegen stelle
ich die Frage: Plant die Regierung dort eine stärkere Ministerpräsenz?

StS Seibert: Erstens ist ein Staatssekretär beziehungsweise eine
Staatssekretärin natürlich auch fachlich vollkommen fähig, über das
Auskunft zu geben, was da in der Regierungsbefragung thematisiert wird.
Zweitens kann ich Ihnen eine weitergehende Antwort jetzt nicht geben.

Frage: Das alte Thema Sonderurlaub: Herr Burger, das AA wollte uns immer
noch verraten, wie lange die beiden Mitarbeiter, die bei VW und Siemens
arbeiten, noch Sonderurlaub genießen. Können Sie uns das mittlerweile
sagen?

Es gibt immer noch viele Ministerien, die noch nicht geantwortet haben, ob
sie in ihren Reihen Mitarbeiter oder Beamte haben, die für die
Privatwirtschaft arbeiten. Bislang gab es nur ein Feedback vom
Landwirtschaftsministerium, vom BPA, vom Familienministerium, vom
Gesundheitsministerium, vom Finanzministerium und vom Innenministerium. Was
ist mit den anderen, Herr Strater, Frau Zylka?

Burger: Die Antwort, die ich Ihnen nachzureichen versprochen hatte, wurde
meines Wissens gestern schriftlich an - - -

Zuruf: Habe ich nicht bekommen!

Burger: Dann entschuldige ich mich dafür. Dann muss da ein Versehen
vorliegen. Vielleicht kann mir die Kollegin das gleich noch einmal
schicken, falls sie zuschaut, und dann lese ich das vor.

Vorsitzender Feldhoff: Wir hoffen, dass der Fehler nicht bei uns liegt,
ansonsten würden wir uns dafür entschuldigen. Das kann ja passieren. Wir
versuchen, das zu klären, und fragen die anderen Ministerien, wie sie die
Frage beantworten, die Herr Jung - - -

Zylka: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich) relativ sicher, dass wir
das gemacht haben. Aber ich muss es checken.

Burger: Meine Kollegin sagt mir auch gerade, sie habe es geschickt.

Vorsitzender Feldhoff: Dann schauen wir gleich einmal in unserem Verteiler,
ob es vielleicht bei uns liegt. Dann wäre es ein Fehler, den die BPK zu
verantworten hätte. Aber normalerweise funktioniert das ja recht
zuverlässig. Wir schauen noch einmal. - Gibt es weitere Ministerien, die in
dieser Frage noch etwas nachzutragen haben?

Baron: Ich müsste es noch einmal prüfen. Ich bin mir nicht sicher, ob wir
schon etwas geschickt haben. Aber ich würde das noch einmal prüfen.

Zusatzfrage: Herr Strater, wann bekommen wir - - -

Strater: Da bin ich nicht sicher. Ich weiß es im Moment nicht.

Zusatzfrage: Aber bekommen wir es noch?

Strater: Wann und wie haben Sie diese Anfrage denn eigentlich an uns
gerichtet?

Zusatz: Schon letzte Woche.

Strater: Aha. Dann muss ich das noch einmal prüfen.

Mänz: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Vorsitzender Feldhoff: Das BMZ sagt, es gebe keine zu meldenden
Vorkommnisse.

Zuruf : Herr Neumann?

Neumann: Ich hatte Ihnen bereits gesagt, dass wir eine gleichlautende
Anfrage aus dem parlamentarischen Raum haben. Sobald wir sie beantwortet
haben, kann ich es gern nachreichen.

Vorsitzender Feldhoff: Dann gehen wir davon aus, dass die restlichen
Ministerien, die bisher nicht geantwortet haben, das als Auftrag oder
Anregung verstehen.

Frage: Auch an alle Ministerien: Wir befinden uns kurz vor einem
sportlichen Großereignis, das aber auch eine politische Dimension hat.
Deswegen die kurze Frage: Gedenkt ihr jeweiliger Minister beziehungsweise
ihre jeweilige Ministerin, zur Fußballweltmeisterschaft in Russland zu
fahren?

StS Seibert: Darauf wiederhole ich die Antwort, die wir dazu mehrfach,
zuletzt am Wochenende, herausgegeben haben. Über Termine und Pläne der
Bundeskanzlerin berichten wir jeweils in der Vorwoche.

Burger: Ich kann Ihnen auch nicht von solchen Plänen berichten.

Petermann: Auch Minister Seehofer hat gegenüber der Presse schon häufig
dazu Stellung genommen. Er fährt gern, sofern es sein Terminkalender
zulässt.

Vorsitzender Feldhoff: Gibt es irgendein anderes Ministerium, das gedenkt,
anlässlich der Fußballweltmeisterschaft nach Moskau zu fahren? - Ich sehe
nur Kopfschütteln.

Frage: Herr Seibert, ich weiß nicht, ob Sie dabei waren, aber die Kanzlerin
war ja bei der Nationalmannschaft. Hat sie den Spielern versprochen, beim
Finale dabei zu sein?

StS Seibert: Ich war dabei, und die Antwort ist die, die ich gerade Herrn
Gebhard gegeben habe. Ansonsten ist der Charme dieser Begegnungen der
Bundeskanzlerin mit der Nationalmannschaft, dass man vertraulich
untereinander spricht.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Mein Kollege hat an dieser Stelle
nachgefragt, ob Frau Merkel wusste, dass der BND Proben von Nowitschok
besaß. Sie wollten ihm dazu eine Auskunft geben oder nachreichen.

StS Seibert: Ich hatte gesagt, ich werde, wenn etwas nachzureichen ist,
nachreichen. Das haben wir offensichtlich nicht getan. Insofern müsste ich
Sie möglicherweise noch einmal vertrösten. Ich schaue einmal, ob sich die
Kollegen in den nächsten fünf Minuten noch bei mir melden.

Ich kann nicht sagen, dass wir etwas nachreichen werden, aber wenn ja, dann
würden wir das noch tun.

Burger: Eine Nachreichung auf die Frage von Herrn Jessen zu Syrien und der
OVCW. Die OVCW ist nach unserem Kenntnisstand noch dabei, die Proben
auszuwerten und alle dem zugrunde liegenden Informationen zu analysieren.
Wir gehen derzeit davon aus, dass der Bericht Mitte bis Ende Juni vorgelegt
werden könnte.

Vorsitzender Feldhoff: Das BMI hat auch noch zwei Nachreichungen.

Petermann: Die erste betrifft die Frage von dem Kollegen zur Kooperation
des BKA mit dem ukrainischen Geheimdienst SBU. 2012 gab es einen
Erfahrungsaustausch im Vorfeld der Fußball-EM in Polen und der Ukraine.
Zwei Vertreter des SBU waren dazu beim BKA. 2015 war eine Mitarbeiterin des
SBU beim BKA, und zwar für die Teilnahme an einem Aufbaumodul des
Stipendiatenprogramms des BKA. Für 2018 sind keine Maßnahmen geplant.

Die zweite betrifft eine Frage zur Beobachtung der AfD beziehungsweise der
Jungen Alternative. Dazu kann ich sagen, dass derzeit keine Beobachtungen
durch das Bundesamt für Verfassungsschutz laufen. Aber man kann sagen, dass
natürlich fortlaufend Prüfungen erfolgen, auch natürlich bei der AfD, ob
Bestrebungen vorliegen, die den Kernbestand des Grundgesetzes
beeinträchtigen oder beseitigen können, ob irgendwelche Indizien oder
Aussagen vorliegen oder ob eine potenzielle Zusammenarbeit mit
extremistischen Gruppierungen gesichtet wird oder zu bewerten ist oder ob
es sich um Einzelmeinungen oder -agitationen handelt oder um eine
parteipolitische Linie.

Ganz grundsätzlich muss man dazu wissen, dass der Verfassungsschutz nur
aufgrund einer klaren Rechtsgrundlage handelt. Es müssen also tatsächlich
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine Partei die Grundwerte der
Demokratie missachtet und dadurch letztlich die freiheitlich-demokratische
Grundordnung abschaffen möchte.

In dem Zusammenhang gab es noch konkret eine Nachfrage zu einer bestimmten
Person. Zu Beobachtungen zu Einzelpersonen im Zusammenhang mit dem
Verfassungsschutz äußern wir uns nicht, sondern immer nur zu operativen
Maßnahmen, und zwar ausschließlich gegenüber den dafür vorgesehenen
parlamentarischen Gremien.

StS Seibert: Ich kann dem Herrn von Russia Today Deutsch ganz kurz etwas zu
der Frage nachreichen, die er gestellt hat. Es hat sich herausgestellt,
dass meine Kollegin Martina Fietz am 18. Mai hier schon Stellung dazu
genommen hat. Es ging um die Berichterstattung über den BND im Zusammenhang
mit Nowitschok. Sie hat damals gesagt - und das wiederhole ich jetzt gern -
:

Die Bundeswehr und der Bundesnachrichtendienst befassen sich im Rahmen
ihres gesetzlichen Auftrags und in Übereinstimmung mit internationalen
Verträgen wie unter anderem dem Chemiewaffenübereinkommen mit der Abwehr
von und dem Schutz vor chemischen, biologischen, radiologischen und
nuklearen Kampfstoffen. Um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger und im
Speziellen auch der Angehörigen der Bundeswehr sicherzustellen, nimmt die
Bundesregierung grundsätzlich keine Stellung zu Einzelheiten über diese
Arbeiten.

Soweit nachrichtendienstliche Aspekte wie etwaige Operationen oder
Erkenntnisse betroffen sind, berichtet die Bundesregierung auch weiterhin
nur den zuständigen, geheim tagenden Gremien des Deutschen Bundestages.

Das ist die Antwort dazu.

Vorsitzender Feldhoff (zu Tätigkeiten von Ministeriumsmitarbeitern in der
Privatwirtschaft): Ich habe auch noch etwas nachzureichen. Alle
Informationen, die gestern vom AA und weiteren Ministerien zu dem
eingegangen sind, was der Kollege eben erfragt hat, stehen auf der Homepage
der Bundespressekonferenz und wurden durch das Büro nicht verschickt.
Deswegen haben Sie es nicht in Ihrem E-Mail-Postfach gefunden. Aber es ist
auf der Homepage der Bundespressekonferenz, zu der Sie ja einen Zugang
haben, jederzeit zu erreichen.

Mittwoch, 6. Juni 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. Juni 2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1008: Feinstaubbekämpfung nach dem Gerichtsurteil (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 68/2018

Feinstaubbekämpfung nach dem Gerichtsurteil:

Verkehrsausschuss sieht große Chancen auf Vermeidung von Fahrverboten



Stuttgart - Der Verkehrsausschuss des Landtags hat sich in seiner
Sitzung vom 6. Juni 2018 einstimmig dafür ausgesprochen, Filteranlagen
für Feinstaub und Stickoxid (NOx) in der Praxis zu testen. Den
Änderungsantrag zu einem Antrag der AfD-Vertreter hatten die
Regierungsfraktionen Grüne und CDU gestellt. "Unser gemeinsames
Anliegen und gleichzeitig die klare Botschaft an die Landesregierung
ist die Vermeidung von Fahrverboten", sagte der Ausschussvorsitzende
Karl Rombach (CDU). Die Meinung der Ausschussmitglieder sei einhellig.
"Um Grenzwerte bürgerfreundlich zu erreichen, das heißt ohne
unverhältnismäßige Härte und Einschränkung, muss das Land nicht nur
Geld in die Hand nehmen, sondern auch neue Wege gehen." Gegenüber dem
Gremium habe der Amtschef des Verkehrsministeriums, Uwe Lahl,
versichert, eine Filterung werde nicht am Geld hängen, sondern an der
Frage, was technisch machbar sei.

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zu den Luftreinhalteplänen in
Stuttgart und Düsseldorf erlaubt grundsätzlich die Anordnung von
Fahrbeschränkungen. Der Amtschef von Verkehrsminister Winfried Hermann
habe in der Sitzung von allenfalls "zonalen Beschränkungen"
gesprochen. Im Ausschuss war laut Rombach die Meinung vorherrschend,
das Land müsse Vorreiter sein bei der Prüfung aller Möglichkeiten der
Luftverbesserung wie etwa ein innovatives Verfahren der Feinstaub-
Absaugung wie sie ein mittelständisches Unternehmen aus dem Raum
Stuttgart anbiete. Gleichzeitig hätten die Ausschussmitglieder
parteiübergreifend die nachweisliche Luftverbesserung an neuralgischen
Verkehrspunkten anerkannt und den "Maßnahmenmix" als wirksam
eingestuft.

Auf CDU-Antrag hatte das Ministerium die im April beendete
Feinstaubalarmperiode 2017/18 in Teilen ausgewertet. Gegenüber den
Vorjahren habe es eine deutlich geringere Zahl von Tagen gegeben, an
denen der Feinstaub-Grenzwert PM10 überschritten worden sei. Neben dem
Feinstaubalarm und Maßnahmen wie dem Verbot von Komfortkaminen oder
der Erneuerung der Fahrzeugflotte um ca. 3000 Diesel-PKW pro Jahr
hätten laut Ministerium auch Angebote und Vergünstigungen für den
öffentlichen Nahverkehr oder von Elektroautos zur Verbesserung von
Luftqualität beigetragen. So sei die Nachfrage an verbilligten
VVS-Tickets an Tagen des Feinstaubalarms um bis zu 35 Prozent
gestiegen.

Der in der Saison 2017/18 an 56 Tagen ausgerufene "Feinstaubalarm"
habe sich laut Ministerium als ein wirksames Instrument gegen zu hohe
Feinstaub- und Stickoxidwerte dargestellt, so der Ausschussvorsitzende
Rombach "Auch wenn manche Auswertung aussteht: Der Ausschuss ist nach
den vorgelegten Daten überzeugt, dass große Chancen bestehen, selbst
in stark belasteten Verkehrsachsen, ohne Fahrverbote auszukommen."

 * 
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HAMBURG/4389: G20-Urteil - Auch Vorgänge in der GeSa müssen aufgeklärt werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Juni 2018



G20-Urteil: "Auch Vorgänge in der GeSa müssen aufgeklärt werden"

Das Verwaltungsgericht Hamburg hat gestern entschieden, dass Polizeibeamte während des G20-Gipfels rechtswidrig gehandelt haben, als sie am 8. Juli 2017 eine Gruppe von 15 Italiener_innen in Gewahrsam genommen und ohne richterlichen Beschluss teils bis zum nächsten Tag dort festgehalten hatten. "Mit diesem Urteil schützt der Vorsitzende Richter das Versammlungsrecht", erklärt dazu Martin Dolzer, justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Unter den in Gewahrsam Genommenen befand sich auch die linke Europa-Abgeordnete Eleonara Forenza, die sich als solche zu erkennen gegeben hatte. Der gesamte Vorgang ist Ausdruck des in vielen Fällen unverhältnismäßigen Vorgehens gegen die G20-Proteste."

Am 8. Juli 2017 hatten sich über 75.000 Menschen zur Abschlussdemo "Grenzenlose Solidarität statt G20" versammelt, darunter auch die Italiener_innen. Ein Hauptkommissar hatte ihre Ingewahrsamnahme angeordnet, um "Straftaten zu verhindern", weil einige der Betroffenen schwarze Wechselbekleidung und Ausweise in wasserfesten Tüten dabei hatten.

Im Prozess hatten die Anwält_innen auch die Behandlung der Betroffen in der Gefangenensammelstelle (GeSa) als Verstoß gegen die Menschenrechte kritisiert: Die Italiener_innen hätten sich unter Anderem vollkommen ausziehen müssen und wurden in Zellen untergebracht, in denen die ganze Nacht das Licht brannte. "Auch die Vorgänge in der GeSa müssen lückenlos aufgeklärt werden", fordert Dolzer. "Es hat seitens des Anwaltlichen Notdienstes etliche Beschwerden wegen Verstößen gegen die Menschenrechte von dort Untergebrachten gegeben."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4388: LINKE und GEW fordern angemessene Bezahlung an der Volkshochschule (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Juni 2018

LINKE und GEW fordern angemessene Bezahlung an der Volkshochschule



Kursleiter_innen an der Volkshochschule Hamburg werden weiter als Lehrkräfte zweiter Klasse behandelt: Oft hochqualifiziert, werden sie weder angestellt noch angemessen bezahlt. Das zeigt eine Anfrage (Drs. 21/13208) der Fraktion DIE LINKE in Reaktion auf einen Offenen Brief der Kursleiter-Vertretung an die Hamburgische Bürgerschaft. "Der Senat nimmt weder Anliegen noch Not der Betroffenen ernst", kritisiert Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion. "Stattdessen tut man im Rathaus so, als ginge es ausschließlich um Menschen, die diese Arbeit als Nebenerwerb betrieben. Das ist zynisch und ignorant."

Tatsächlich leben laut Senatsantwort viele Kursleitende von dieser Arbeit. Derzeit sind rund 25 Prozent zu über 450 Euro pro Monat beschäftigt, fünf Prozent erarbeiten sogar mehr als 17.500 Euro Honorar jährlich. "Die VHS ist ein Landesbetrieb, leistet wichtige und dringend nötige Bildungsarbeit", so Boeddinghaus. "Aber seit Jahren muss sie sich großteils selbst finanzieren und kann Kurse nur mit Freiberufler_innen anbieten, die sich komplett privat versichern müssen und von denen viele Monat für Monat nicht wissen, ob die Aufträge zum Leben reichen. Das ist allein schon eine Schande. Dass der Senat aber nicht einmal bereit ist zu zahlen, was der Bund und andere Städte längst bezahlen, ist unverantwortlich."

"Diese Praxis wird auf kurz oder lang dazu führen, dass noch mehr Kursleitende sich von der Volkshochschule abwenden und Bildungsqualität und -angebot für alle Bürger_innen sowie die Integration für erwachsene, nicht deutschsprachige Neuhamburger_innen zunehmend gefährdet werden", ergänzt Dirk Mescher, Geschäftsführer der Gewerkschaft GEW. "Zuschüsse zu Renten- und Krankenversicherung für alle Kursleitenden, die ihre Existenz aus ihrer Tätigkeit bestreiten, sowie eine bessere Bezahlung für alle Honorarkräfte sind darum dringend notwendig und lange überfällig."

Mehr als zwei Drittel der Kurse leiten Frauen, die viel häufiger als Männer von Brüchen im Berufsleben und unsicheren Erwerbsverhältnissen mit geringen Altersbezügen betroffen sind. Auch deshalb fordern DIE LINKE und die GEW vom Senat, als ersten Schritt für alle Kräfte zumindest 35 Euro Honorar pro Kursstunde im kommenden Haushalt zu garantieren.

Die Anfrage der Fraktion DIE LINKE und den offenen Brief finden Sie im Anhang.

 * 
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HAMBURG/4387: HSH-Nordbank - Der Senat führt die Bürgerschaft vor (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Juni 2018

HSH-Nordbank: Der Senat führt die Bürgerschaft vor



Einstimmig hatte die Hamburgische Bürgerschaft im April auf Antrag der Fraktion DIE LINKE (Drs. 21/12484) die vollständige und ungeschwärzte Vorlage relevanter Unterlagen zum HSH-Privatisierungsprozess beschlossen. Das im Beschluss explizit angeführte Bain-Gutachten von 2015 wurde den Abgeordneten dennoch nicht vorgelegt, sondern lediglich eine kurze Zusammenfassung einiger Aussagen durch die Kanzlei Linklater, die den Senat seit Jahren im HSH-Verkaufsprozess berät. "Wir sind sehr irritiert, wie der Senat mit dem Parlament umgeht", erklärt dazu Norbert Hackbusch, finanz-und haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion. "Am 5. Juni hat der Haushaltsausschuss dieses Vorgehen debattiert und den Senat erneut aufgefordert, der Bürgerschaft das Gutachten in Gänze und ungeschwärzt vorzulegen. Der Senat verhindert das weiterhin und legt uns wieder nur eine kurze, einseitige Inhaltsangabe vor. Das ist nicht hinnehmbar! Nach Artikel 30 unserer Verfassung haben wir Abgeordneten das Recht auf entsprechende Auskunft und Einsicht."

Das fragliche Gutachten hat in den letzten Tagen noch einmal an Brisanz gewonnen, da der Anwalt Gerhard Strate in der Welt vom 3. Juni deutlich hervorgehoben hat, dass das hohe Volumen der Gewährträgerhaftung Kompass der Entscheidung des Senats war. "Mit dem angeblich drohenden Megaverlust hielt der Senat über Jahre eine Legende aufrecht, mit der die Bürger_innen und das Parlament getäuscht wurden", so Hackbusch. "Diese Legende ist auch sein zentrales Argument für das Vorgehen in Sachen HSH in den letzten Jahren - deshalb müssen wir jetzt endlich das Gutachten sehen. Wir sehen das Verhalten des Senates als gravierend pflichtwidrig an und können uns nicht vorstellen, dass das Parlament am 13. Juni über den Senatsantrag zur Privatisierung der HSH abstimmen kann. Denn die Abgeordneten sind nicht umfassend und ausreichend informiert worden!"

 * 
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HAMBURG/4386: Wohnungen bevorzugt für den Zoll? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 7. Juni 2018

Wohnungen bevorzugt für den Zoll? "Völlig durchgeknallt!"



Auf Betreiben von Johannes Kahrs will der Senat Sozialwohnungen bevorzugt an Zollbeamt_innen vergeben. Als Grund verweist der SPD-Bundestagsabgeordnete darauf, dass der Zoll 40 Prozent aller Bundeseinnahmen beschaffe. "Wie durchgeknallt ist das denn, eine Berufsgruppe wegen der Einnahmen, die sie für den Staat eintreibt, bevorzugt mit Wohnungen zu versorgen?", fragt Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Nach dieser Logik sollte sich Herr Kahrs für die Zwangsräumung und Enteignung der Villen von Steuerhinterzieher_innen einsetzen, die den Staat um riesige Geldsummen betrügen." Das Grundrecht auf Wohnen gelte für alle Menschen gleichermaßen, eine Vorzugsbehandlung dürfe es nur für Menschen geben, die dieses Recht aus eigenen Kräften nicht wahrnehmen können, etwa mangels Einkommen.

"Was wir in Hamburg brauchen, ist nicht das Ausspielen unterschiedlicher Berufsgruppen gegeneinander, sondern grundsätzlich viel mehr öffentlich geförderter Wohnraum", so Sudmann. "Der freie Wohnungsmarkt mit Mieten über zehn Euro pro Quadratmeter ist für viele Menschen unerreichbar. Und wenn sich Kahrs und seine SPD um die Stabilität von Wohnquartieren sorgen, sollten sie für gute Infrastruktur jeder Art sorgen, für Kitas, Schulen, Jugendclubs, Senior_inneneinrichtungen, Bürger_innenhäuser, medizinische Versorgung, Ärzt_innen, Grünflächen und wenig Belastung durch Verkehrslärm und -abgase sorgen. Im anstehenden Haushalt haben sie jede Gelegenheit dazu!"
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RHEINLAND-PFALZ/4834: Bund bringt Milliarden-Entlastung für Versicherte auf den Weg (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.06.2018

Bund bringt Milliarden-Entlastung für Versicherte auf den Weg

Schweitzer: Es geht bei der Krankenversicherung wieder gerechter zu



Das Bundeskabinett hat heute in die Wege geleitet, dass Arbeitgeber
und Arbeitnehmer den Zusatzbeitrag der gesetzlichen
Krankenversicherung ab Januar 2019 je zur Hälfte bezahlen sollen.
Hierzu erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Auf
Druck der SPD steht damit eine mehrere Milliarden Euro schwere
Entlastung für die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung,
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, an. Die heutige
Entscheidung des Bundeskabinetts ist richtig und wichtig - sie ist
sozial gerecht und wirtschaftlich vertretbar. Mit der Rückkehr zur
paritätischen Finanzierung werden Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
Krankenversicherungskosten je zur Hälfte tragen: Es wird damit in der
gesetzlichen Krankenversicherung wieder gerechter zugehen. Die
paritätische Finanzierung der großen Lebensrisiken war über Jahrzehnte
ein elementarer Teil der sozialen Marktwirtschaft. Nun wird diese
Friedensformel der sozialen Marktwirtschaft wieder angewandt. Die
Änderung ist auch ökonomisch vertretbar: Gerade in Zeiten einer
prosperierenden Wirtschaft liegt kein überzeugendes Argument vor,
warum Arbeitgeber die paritätische Finanzierung angeblich nicht
verkraften könnten."

Schweitzer hebt hervor: "Mit dem heutigen Beschluss soll Anfang
kommenden Jahres umgesetzt werden, was die rheinland-pfälzische
Landesregierung unter Ministerpräsidentin Malu Dreyer bereits Anfang
2016 gefordert und per Antrag in den Bundesrat eingebracht hat. Damals
ist das Ansinnen noch von der Union im Bundesrat blockiert worden. In
den Koalitionsverhandlungen 2018 konnte sich die SPD nun durchsetzen -
es wird die Milliarden-Entlastung für Kassenmitglieder gegen den
langjährigen, harten Widerstand der Union und der Arbeitgeber
umgesetzt."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4833: Öffentlicher Dienst wird konkurrenzfähiger (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.06.2018

Öffentlicher Dienst wird konkurrenzfähiger

Cornelia Willius-Senzer: Landesregierung erhöht Beamtenbesoldung
spürbar



Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat heute, am 5. Juni 2018,
beschlossen, die Beamtenbesoldung ab dem Jahr 2019 zu erhöhen. Dazu
sagt die Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz,
Cornelia Willius-Senzer:

"Die Erhöhung der Beamtenbesoldung wird wesentlich dazu beitragen, den
öffentlichen Dienst in Rheinland-Pfalz zukunftsfähig zu machen. In
Zeiten einer starken Konjunktur hat es der öffentliche Dienst
traditionell schwer, genügend qualifizierte Beamtinnen und Beamte zu
finden. Gleichzeitig sind wir darauf angewiesen, dass alle
Beamtenstellen in unserem Land mit qualifizierten Fachkräften besetzt
sind.

Die heute beschlossene Erhöhung der Bezüge hilft dabei, unseren
öffentlichen Dienst gegenüber der Privatwirtschaft konkurrenzfähig zu
halten. Gleichzeitig macht die Landesregierung den öffentlichen Dienst
in Rheinland-Pfalz auch im Ländervergleich deutlich
wettbewerbsfähiger. Zukünftig wird sich unser Land im bundesweit
starken Mittelfeld bewegen. Die spürbare Erhöhung der Besoldung macht
den öffentlichen Dienst als Arbeitgeber attraktiver.

Die Ampel-Koalition erkennt die Leistung der rheinland-pfälzischen
Beamtinnen und Beamten an. Der Dienst, den diese Menschen tagtäglich
leisten, trägt wesentlich zum Erfolg unseres Landes bei. Daher ist die
Erhöhung der Bezüge zum jetzigen Zeitpunkt, in dem es die
haushaltpolitische Lage erkennbar zulässt, angemessen, fair und
geboten."
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2208: Waldkindergärten (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Waldkindergärten



Die Landesregierung hat dem Parlament im Februar einen Gesetzentwurf
vorgelegt, mit dem sie die rund 200 Waldkindergärten in
Schleswig-Holstein juristisch besser schützen will. Eine neue Passage
im Landeswaldgesetz soll dafür sorgen, dass Unterstände für
Waldkindergärten nicht als bauliche Anlagen angesehen werden. Das
Baurecht hatte in der Vergangenheit für Konflikte mit den
Bauplanungsbehörden gesorgt. Einigen Waldkitas wurde die Erlaubnis
entzogen, einen Bauwagen als Schutz vor Regen aufzustellen. Mit der
geplanten Gesetzesänderung soll klargestellt werden, dass
Waldkindergärten mit bestehenden Flächennutzungsplänen vereinbar sind
und eine Änderung der Bauleitplanung im Regelfall nicht nötig ist. Die
Ausschüsse Umwelt und Agrar sowie Soziales bereiten die Zweite Lesung
vor.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1606: Währungsunion braucht zügige Reformschritte


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Währungsunion braucht zügige Reformschritte



Metin Hakverdi, zuständiger Berichterstatter;

Johannes Schraps, zuständiger Berichterstatter:

Die öffentliche Anhörung des Europaausschusses am 4. Juni 2018 zur Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion bestätigt die SPD-Positionen zu ihrer zügigen Weiterentwicklung.

"Die Mehrzahl der Experten hält die Umwandlung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) in einen Europäischen Währungsfonds (EWF) grundsätzlich für sinnvoll. Die Sachverständigen waren sich ebenso einig, dass der EWF die Letztsicherung für den Bankenabwicklungsfonds bereitstellen sollte.

Damit bestätigen sie die Position der SPD-Bundestagsfraktion, die sich für eine zügige Umwandlung ausspricht. Die Voraussetzungen sind dafür geschaffen. Finanzminister Olaf Scholz hat sich mit den anderen EU-Finanzministern beim letzten ECOFIN-Rat auf eine substanzielle Reduzierung der Risiken im Bankensektor verständigt. In künftigen Bankenkrisen werden Steuerzahlerinnen und Steuerzahler damit umfassend geschützt. Für Schieflagen von maroden Banken werden die Eigentümer und Großanleger gradestehen müssen. Falls nötig, springt der Abwicklungsfonds ein, der durch Beiträge des Bankensektors gespeist wird. Die Letztsicherung durch den EWF stellt sicher, dass die Verantwortung bei der Finanzindustrie verbleibt, denn gegebenenfalls an den Fonds gewährte Kredite müssen zurückgezahlt werden.

Diese unmittelbar notwendigen Fortschritte klingen technisch, sind aber entscheidend. Dabei darf es aber nicht bleiben. Zusätzlich muss der Euroraum besser auf wirtschaftliche Schocks vorbereitet werden, die einzelne Länder unterschiedlich hart treffen. Die Währungsunion braucht die Möglichkeit, unter Stress stehende Staaten finanziell zu unterstützen. Dazu ist eine Fiskalkapazität erforderlich. Dieser Stabilisierungsfonds soll durch eine auf EU-Ebene beschlossene neue Finanzierungsquelle gefüllt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





FINANZEN/1817: Bundeshaushalt 2018 - Kraftakt für bezahlbaren Wohnraum


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Haushalt

Bundeshaushalt 2018 - Kraftakt für bezahlbaren Wohnraum



Martin Gerster, zuständiger Berichterstatter:

Mit dem Haushalt des Innen- und Bauministeriums setzen wir die in der vergangenen Legislaturperiode von der SPD gestartete Initiative für bezahlbares Wohnen erfolgreich fort. Kernelemente sind dabei die hohen Investitionen in den sozialen Wohnungsbau und die Einführung des Baukindergeldes.

"Heimat fängt bei den eigenen vier Wänden an. Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat heute den Haushalt des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat beraten. Neben einem stärkeren Mietrecht fördern wir den sozialen Wohnungsbau dauerhaft mit 1,5 Milliarden Euro pro Jahr. Damit geben wir eine starke Antwort auf die drängende Wohnungsfrage und schaffen eine wichtige Voraussetzung für ein soziales Miteinander.

Daneben bringen wir das Baukindergeld auf den Weg und unterstützen junge Familien beim Erwerb ihrer eigenen vier Wände. Wir Sozialdemokraten haben uns erfolgreich dafür eingesetzt, dass das Baukindergeld auch für die Investition in Bestandsbauten und rückwirkend zum 1. Januar 2018 gilt. Wir schaffen mit dem beschlossenen Maßnahmenpaket eine nachhaltige Lösung.

Heimat heißt aber auch, dass wir gerade die sozial Schwächeren bei der Wohnungsfrage nicht alleine lassen dürfen. Minister Seehofer ist daher in der Pflicht, nun zügig die im Koalitionsvertrag vereinbarte Wohngeldreform auf den Weg zu bringen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/651: Abmahnabzockern umfassend das Handwerk legen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Inneres

Abmahnabzockern umfassend das Handwerk legen



Saskia Esken, zuständige Berichterstatterin der Arbeitsgruppe Inneres;

Jens Zimmermann, Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale Agenda:

Wir brauchen eine grundlegende Regelung Abmahnungen als Geschäftsmodell zu unterbinden und keine Placebos. Wir werden wie im Koalitionsvertrag vereinbart an einer sachgerechten Lösung arbeiten.

"Der Koalitionsvertrag sieht auf Initiative der SPD die Überarbeitung des gesamten Abmahnwesens, vor allem des missbräuchlichen Abmahnunwesens vor. Wir brauchen ernsthafte Lösungen für alle Felder, in denen Abmahnunwesen herrscht, nicht nur für die Datenschutzgrundverordnung. Hier hat die Union bisher immer blockiert. Wir werden wie im Koalitionsvertrag vereinbart an einer sachgerechten Lösung arbeiten, die auch kleinen Online-Shops hilft oder Privatpersonen, die wegen Urheberrechtsverletzungen abgemahnt werden. Hierzu gehört, dass die Abmahnungs- und Gerichtsgebühren gedeckelt und der fliegende Gerichtsstand abgeschafft werden. Der Vorstoß der Unionsfraktionen zu Abmahnungen ist ein populistischer Schnellschuss und der Versuch, mit einer Placebo-Lösung auf der Welle der Berichterstattung zur Datenschutzgrundverordnung mitzureiten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2698: Fortführung der Politik für Ehrenamtlich Engagierte


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Fortführung der Politik für Ehrenamtlich Engagierte



Svenja Stadler, Sprecherin für Bürgerschaftliches Engagement:

Mit der heutigen Konstituierung des Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement stellen wir auch in der 19. Legislaturperiode die Fortführung der parlamentarischen Begleitung der Themen Engagement und Ehrenamt sicher.

"Für die SPD-Bundestagsfraktion ist das Bürgerschaftliche Engagement eine tragende Säule unserer Gesellschaft. Als Ressource ist Engagement für die soziale und politische Gestaltung unserer Zukunft unverzichtbar.

Bereits in der 14. Legislaturperiode wurde auf Initiative der SPD-Bundestagsfraktion der Unterausschuss Bürgerschaftliches Engagement zum ersten Mal eingesetzt. Mit der erneuten Einsetzung des Unterausschusses betonen wir, welche Bedeutung das Bürgerschaftliche Engagement für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft und für die zukünftige Gestaltung unseres Gemeinwesens hat. Die Aufgabe des Unterausschusses muss sein, die Anliegen aus der Bürgergesellschaft in die Bundespolitik zu tragen.

Wie in den vergangenen Legislaturperioden wollen wir deshalb, dass der Unterausschuss aktuelle engagementpolitische Themen aufgreift und parlamentarisch begleitet, damit die Anerkennung des Bürgerschaftlichen Engagements und seine Rahmenbedingungen stetig verbessert werden.

Der Arbeitsauftrag des Unterausschusses ist nicht gering: Weitere Stärkung des Ehrenamtes und Demokratieförderung, Unterstützung von aktivem Altern, den Ausbau von Freiwilligendiensten sowie die Stärkung von Engagement von Migrantinnen und Migranten und den Aufbau einer Engagementstiftung. Diese und weitere Themen, die uns im Laufe der nächsten drei Jahre erreichen werden, gilt es nun anzupacken und abzuarbeiten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2799: Haushaltsausschuss beschließt mehr Geld für Deutschlandtourismus


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Juni 2018

Arbeitsgruppen: Tourismus, Haushalt

Haushaltsausschuss beschließt mehr Geld für Deutschlandtourismus



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin;

Thomas Jurk, zuständiger Berichterstatter:

Drei Millionen Euro zusätzlich wird der Bund auf Initiative der Koalitionsfraktionen in diesem Jahr für die Förderung des Deutschlandtourismus zur Verfügung stellen. Der Haushaltsausschuss hat heute beschlossen, die Mittel für das Auslandsmarketing der Deutschen Zentrale für Tourismus um zwei Millionen Euro zu erhöhen.

"Wir stärken Deutschland als Tourismusstandort. Die zusätzlichen Mittel für das Auslandsmarketing für das Reiseland Deutschland sind gut investiertes Geld. Die Zahl der Übernachtungen ausländischer Gäste steigt seit acht Jahren auf Rekordniveau und trägt zu immer höheren Steuereinnahmen bei. Daran hat die erfolgreiche Arbeit der Deutschen Zentrale für Tourismus (DZT) entscheidenden Anteil. Im harten Wettbewerb um Marktanteile gegenüber Spanien, Italien oder Frankreich sollen die zusätzlichen zwei Millionen Euro dringend benötigte Investitionen in das Online-Marketing sowie in die digitale Infrastruktur der DZT ermöglichen. Das wird dazu beitragen, dass Deutschland einen internationalen Spitzenplatz als Reiseziel behält.

Außerdem wollen wir mit dem Aufwuchs des Haushaltstitels des Bundeswirtschaftsministeriums zur Förderung der Leistungssteigerung im Tourismusgewerbe um eine Million Euro die mittelständisch geprägte Tourismuswirtschaft weiter stärken. Damit können wichtige Grundlagenuntersuchungen im Deutschlandtourismus sowie wegweisende touristische Modellvorhaben und bundesweite Pilotprojekte gefördert werden. Durch das neue Kompetenzzentrum für Tourismus, das vor kurzem seine Arbeit aufgenommen hat, können die Bundesmittel noch zielgenauer eingesetzt werden. Wir werden damit auch die Arbeit an einer nationalen Tourismusstrategie, die wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben, befördern."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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STATISTIK/623: 63.200 Jugendliche haben 2016 eine Ausbildung in einem Pflegeberuf begonnen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 05.06.2018

63.200 Jugendliche haben 2016 eine Ausbildung in einem Pflegeberuf
begonnen 



WIESBADEN - Rund 63.200 Jugendliche haben im Herbst 2016 eine
Berufsausbildung in einem Pflegeberuf begonnen. Wie das Statistische
Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, werden Pflegeberufe nach wie vor in
erster Linie von jungen Frauen erlernt, auch wenn der Anteil der Männer
leicht angestiegen ist. So waren 2016 von den neuen Auszubildenden 49 200
(78 %) weiblich und 14 000 (22 %) männlich. Gegenüber 2006 ist die Zahl der
Ausbildungsanfänger und -anfängerinnen im Pflegebereich um 43 % gestiegen.
Bei den Frauen betrug der Anstieg 40 %, bei den Männern 54 %.

Zu den Pflegeberufen zählen die Ausbildungen als Gesundheits- und Kranken-,
Kinderkranken- oder Altenpfleger/-in sowie die nur ein Jahr dauernden
Ausbildungen als Pflegehelfer/-in.
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VERBAND/2298: Fusion Bayer-Monanto - Stärkung staatlichen Saatgutfonds gefordert (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Hamm, 07.06.2018

Zum für heute angekündigten Abschluss der Bayer-Monsanto-Fusion:

Demokratie statt Konzernmacht

AbL fordert Stärkung konzernunabhängigen Saatguts und Regulierung neuer
Gentechnik-Verfahren



"Jetzt sind wir auch als Bauern und Verbraucher gefragt, um
konzernunabhängiges Saatgut zu erhalten und zu stärken. Wir haben die Wahl.
Landwirtschaft geht auch gut ohne Bayer", so Georg Janßen,
Bundesgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL) zur heutigen Übernahme Monsantos durch Bayer. Janßen weiter: "Bayer
katapultiert sich auf die Nummer eins der Agrargiganten mit einem
Marktanteil von rund 27 Prozent bei Saatgut und Pflanzenschutzmitteln sowie
25 Prozent bei den bisher erteilten Patenten auf Pflanzen. Außerdem
konzentriert sich auf den neuen Bayer-Konzern der Großteil der digitalen
Agrartechnik. Für Bäuerinnen und Bauern drohen Preisdiktate, eine weitere
Einengung bei der Sortenauswahl, mehr Abhängigkeiten und eine Verschärfung
der Patentsituation. Es wird noch weniger Wettbewerb geben und mehr
konzerngesteuerte Innovationen. All das hätte kartellrechtlich und
politisch verhindert werden müssen. Die Bedenken hat die AbL als
Drittpartei im Fusionsverfahren in Brüssel eingebracht. Zumindest muss
Bayer mehr Geschäftsbereiche abgeben als ursprünglich geplant", erklärt
Janßen.

Um der wachsenden Konzernmacht auf dem Saatgutmarkt zu begegnen, fordert
die AbL von der Bundesregierung, nun einen staatlichen Saatgutfonds
einzurichten, der transparent und demokratisch ökologische und
konventionelle Züchtungsprojekte fördert, die samenfestes, nachbaufähiges,
gentechnikfreies und widerstandsfähiges Saatgut züchten, das Ressourcen
schont, vielfältig und anpassungsfähig ist. Zudem brauche es eine
Verschärfung des europäischen und deutschen Wettbewerbsrechts, um weitere
Mega-Fusionen zu verhindern und Missbrauch von Marktmacht wirksam
einzudämmen. "Konzentrationsfördernde Praktiken wie die Patentierung von
Pflanzen und Tieren oder die Nicht-Regulierung von neuen 
Gentechnik-Verfahren müssen gestoppt werden", erwartet Janßen. Bundesregierung und 
EU-Kommission ruft die AbL dazu auf, die neuen Gentechnik-Verfahren als
Gentechnik einzustufen und gemäß der EU-Gentechnik-Regulierung einer
Risikoprüfung, einem Zulassungsprozess, der verpflichtenden Kennzeichnung,
Rückverfolgbarkeit inklusive Nachweisverfahren und Monitoring zu
unterwerfen. "Den Versuchen der Konzerne, das Vorsorgeprinzip,
Risikobewertung und Wahlfreiheit zu torpedieren, muss Einhalt geboten
werden", so Janßen.

Annemarie Volling, Gentechnik-Expertin der AbL, nimmt auch Bayer-Chef
Werner Baumann in die Verantwortung: "Bayer muss die Patentierung von
Pflanzen stoppen, seine bestehenden Patente widerrufen,
Patentstreitigkeiten beispielsweise in Brasilien und Indien einstellen und
das genetische Material der Privatgenbank von Bayer-Monsanto den Züchtern
und Bauern frei zur Verfügung zu stellen. Wenn Herr Baumann eine
Partnerschaft mit den Bauern wirklich ernst meint, muss Bayer die Farmer in
den USA entschädigen, deren Ernten durch das Herbizid Dicamba vernichtet
worden sind, und die gentechnisch veränderten Dicamba-resistenten Sorten
aus dem Verkehr ziehen. Zudem muss der Konzern die Entscheidungshoheit und
auch digitalen Datenhoheit der Bäuerinnen und Bauern gewährleisten. Es gibt
also viel zu tun für den neuen Mega-Konzern", kommentiert Volling.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1274: »Familiennachzugsverhinderungssgesetz« muss gestoppt werden (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

»Familiennachzugsverhinderungssgesetz« muss gestoppt werden

PRO ASYL: Gesetz atmet den Geist der Abschottung - Aus Grundrecht auf
Familie wird Gnadenrecht des Staates



Anlässlich der ersten Beratung des Gesetzentwurfs »zur Neuregelung des
Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten« (sog.
»Familiennachzugsneuregelungsgesetz«) richtet PRO ASYL einen eindringlichen
Appell an den Deutschen Bundestag, das Gesetz nicht zu beschließen.

»Dieses Gesetz ist unbarmherzig und rechtswidrig. Aus einem Grundrecht auf
Familie wird ein vereinzeltes Gnadenrecht auf dem Rücken von
Kriegsflüchtlingen, denen so dauerhaft das Recht als Familie
zusammenzuleben verwehrt wird. Hauptbetroffene sind syrische
Kriegsflüchtlinge, die auf unabsehbare Zeit nicht zurückkönnen. Genau
deshalb greift für sie der Schutz von Ehe und Familie des Grundgesetzes«,
so Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.

Die Auswahl von 1.000 Glücklichen pro Monat, deren Familien die Einreise
gestattet wird, wird von Zufall und Willkür geprägt sein. Die undankbare
und rechtsstaatlich nicht lösbare Aufgabe, die 1.000 unter derzeit ca.
60.000 Anspruchsberechtigten auszuwählen, wird auf eine zusätzliche
Behörde, das Bundesverwaltungsamt abgewälzt. So wird auch noch das
Verfahren selbst so kompliziert ausgestaltet, dass am Ende gar nicht klar
ist, wie, wo oder wann entschieden wird.

In der Gesetzesbegründung heißt es, man habe Fallgruppen aus »Gründen der
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit« (Gesetzentwurf, S. 18) beispielhaft
genannt. Die Benennung dieser Gruppen führt aber alles andere als zu
Rechtssicherheit und -klarheit. Es ist für die Betroffenen überhaupt nicht
erkennbar oder absehbar, wann und wie über ihren Antrag auf
Familienzusammenführung entschieden wird. Genau das widerspricht aber den
europarechtlichen Grundprinzipien, siehe EuGH-Urteil vom 12. April 2018:
Danach darf es gerade nicht »völlig unvorhersehbar« sein, ob ein Anspruch
besteht oder nicht.

Die jüngsten Presseberichte bestätigen dramatische Entwicklungen in Syrien:
Baschar al-Assad plant die de facto-Enteignung von Geflüchteten, die
aufgrund ihrer Abwesenheit keine Ansprüche bei einer nun bevorstehenden
Enteignung geltend machen können. Dazu taucht eine Geheimdienstliste auf
mit 1,5 Millionen Namen, die vom Assad-Regime gesucht werden. Ein baldiger
Frieden ist nicht in Sicht - schon gar keiner, der ein Ende der Diktatur
von Assad zur Folge hätte, vor der Betroffene gerade geflohen sind. Eine
gefahrenlose Rückkehr ist zeitnah nicht möglich und daher auch nicht zu
erwarten - weder für GFK-Flüchtlinge, noch für subsidiär Geschützte. Es ist
eine Irreführung der Öffentlichkeit, nur von »vorübergehendem« Schutz zu
sprechen und ihn dadurch abzuwerten. Weder politisch Verfolgte, die den GFK
Schutz erhalten, noch Opfer von Menschenrechtsverletzungen oder Krieg, die
subsidiär geschützt werden, können zeitnah zurück.

»Dieses Gesetz atmet den Geist der Abschottung und Abwehr, der nach dem
Erstarken der Rechtspopulisten auch die Regierungsparteien ergriffen hat«,
so Günter Burkhardt abschließend.


Die Stellungnahme zum Gesetzentwurf finden Sie unter:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/Stellungnahme-Gesetzentwurf-Familiennachzugsneuregelungsgesetz-_-PRO-ASYL.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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ASYL/1273: Generelle Abschiebungen nach Afghanistan wieder möglich? (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Generelle Abschiebungen nach Afghanistan wieder möglich?

PRO ASYL: Völlige Realitätsverkennung der Union deckt sich nicht mit dem
neuen Lagebericht



PRO ASYL widerspricht entschieden der öffentlichen Behauptung mancher
Unionspolitiker, man könne aufgrund des neuen Lageberichts des Auswärtigen
Amtes verstärkt nach Afghanistan abschieben.

Das Gegenteil ist der Fall. Der aktuelle Lagebericht entzieht allen
Forderungen nach einer härteren Abschiebepraxis in das Kriegs- und
Krisenland die Legitimation. Aus der vorgenommenen Neubewertung des
sogenannten »internen Schutzes« folgt: Die pauschalisierte Ablehnung durch
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) mit dem Verweis auf
sogenannte inländische Schutzalternativen innerhalb Afghanistans lässt sich
nicht mehr aufrechterhalten.

Hintergründe dazu in unserer Presseerklärung vom 02.06.2018

Auszug:

Im Jahr 2017 wurden die Anträge von 56.316 Afghaninnen und Afghanen
abgelehnt, vom 01.01. bis 30.04.2018 waren es 3768. Die Ablehnungsquote
stieg von 22,3 Prozent im Jahre 2015 auf 39,4 Prozent im Jahre 2016 und auf
52,6 Prozent im Jahre 2017. »Trotz vom Bundesamt festgestellter Verfolgung
wurden Schutzsuchende zu Tausenden zu Unrecht abgelehnt, denn die
Ausweichmöglichkeit ist und war eine Fata Morgana, dem Willen zu
'konsequenter Abschiebung' geschuldet. Das Auswärtige Amt hat dem
Populismus nun die Legitimation entzogen« so Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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EHRENAMT/069: Ehrenamtliches Engagement für Bildung boomt (idw)


Stifterverband - 06.06.2018

Ehrenamtliches Engagement für Bildung boomt



Rund 16 Millionen Menschen engagieren sich ehrenamtlich im
Bildungsbereich. Sie sind organisiert in knapp 300.000 gemeinnützigen
Organisationen. Damit ist Bildung das zweitwichtigste Engagementfeld in
Deutschland. Nur im Sportbereich gibt es noch mehr Vereine und Engagierte.
Das ergab eine Sonderauswertung des ZiviZ-Surveys, gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung.



Berlin, 06.06.2018. Sie entwickeln eigene Bildungsangebote, sind als
Förderverein oder bildungspolitisch aktiv. Von den mehr als 630.000
Organisationen in der Zivilgesellschaft engagieren sich 297.000
gemeinnützige Organisationen im Bildungsbereich. Das ist ein Zuwachs von
fünf Prozentpunkten allein in den letzten fünf Jahren. Auch die Zahl der
im Bildungskontext aktiven Stiftungen ist in den vergangenen Jahren stark
gestiegen. Neben den 280.000 Vereinen machen die annähernd 10.000
Bildungsstiftungen allerdings nur einen kleinen Anteil aus.

Der regelrechte Gründungsboom in den letzten zwanzig Jahren hat neue
Organisationstypen hervorgebracht: Die "neue Bürgerschaft" (Beispiel:
Fördervereine von Schulen) und die "neuen Professionellen" (Beispiel:
öffentlich geförderte Einrichtungen, die Förder- und Betreuungsangebote in
Ganztagsschulen übernehmen). Sie unterscheiden sich erheblich in ihren
Arbeitsstrukturen und arbeiten unterschiedlich stark mit anderen
Bildungsakteuren zusammen.

Die Sonderauswertung des ZiviZ-Surveys zeigt, die meisten Kooperationen
finden im schulischen Rahmen statt. In anderen Kontexten, wie lebenslangem
Lernen werden Vereine und Stiftungen bisher selten berücksichtigt. 90
Prozent der Vereine, vor allem ältere Organisationen, wie die klassischen
Vereine, werden bislang kaum in die aktuelle Bildungslandschaft
integriert. Gerade diese machen jedoch vielfältige Angebote, die sich
nicht nur an Kinder richten, sondern auch an Erwachsene. Dabei geht es
unter anderem um gezielte Weiterbildung für Senioren. Vereine zum
Beispiel, die ältere Menschen am Computer schulen, um auch ihnen die
digitale Welt näher zu bringen. Damit leisten Vereine auch wertvolle
Integrationsarbeit und stärken den sozialen Zusammenhalt vor Ort.

Doch oft kommt es erst gar nicht zu einer Zusammenarbeit von Vereinen mit
öffentlichen Bildungsakteuren. Der Grund ist vor allem Unwissenheit. Zum
einen ist das Konzept der Bildungslandschaften 70 Prozent der
gemeinnützigen Organisationen nicht bekannt. Zum anderen wissen Kommunen
oft nicht, wie viele bildungsrelevante Akteure es aus der
Zivilgesellschaft vor Ort gibt.

Um das Potenzial von allen Engagierten im Bildungsbereich in Zukunft
auszuschöpfen, sollten Vereine, Stiftungen und andere gemeinnützige
Akteuren aus der Zivilgesellschaft zukünftig sichtbarer werden und sich
als Bildungsakteure stärker positionieren.

Eine große Herausforderung dabei ist, sich untereinander, mit öffentlichen
Bildungseinrichtungen, privaten Organisationen oder gesellschaftlich
engagierten Unternehmen zu vernetzen. Gezielte Vernetzungsmöglichkeiten
oder entsprechende Kooperationsformate anzubieten, wäre in mehrerer
Hinsicht gewinnbringend. Es eröffnet unter anderem
Integrationsmöglichkeiten für ältere Menschen oder für Menschen mit
Migrationshintergrund. Gleichzeitig können Vereine über neue Netzwerke
mehr Mitglieder und auch Ehrenamtliche gewinnen.

Bund, Länder und Kommunen sollten darüber hinaus die in gemeinnützigen
Organisationen erworbenen Kompetenzen besser anerkennen. Zum Beispiel
indem diese stärker im deutschen und europäischen Qualifikationsrahmen
aufgenommen werden. Eine verbesserte Infrastruktur und intensivere
Vernetzungsmöglichkeiten können das Bildungsengagement stärken und
weiterentwickeln.

Nicht nur der Bildungsbereich, sondern auch der deutsche Arbeitsmarkt wird
von gemeinnützigen Organisationen geprägt. Aber auch hier spielen sie in
der öffentlichen Wahrnehmung und in der Politik eine unterbewertete Rolle.
Das zeigt eine zweite Studie des Stifterverbandes, gefördert von der
JPMorgan Chase Foundation. Über drei Millionen
sozialversicherungspflichtige Beschäftigte sind in gemeinnützigen
Organisationen tätig, die Mehrheit im Gesundheits- und Sozialwesen. 44.000
von diesen gemeinnützigen Organisationen sind wiederum in einem als
direkte Vermittler in den Arbeitsmarkt aktiv. Sie kennen ihre Zielgruppen
oftmals besser als staatliche Angebote und bieten zum Beispiel passgenaue
berufliche Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebote an.



Die Sonderauswertung des ZiviZ-Surveys und die Studie von Stifterverband
und der JPMorgan Chase Foundation über die Rolle gemeinnütziger
Organisationen zur Arbeitsmarktintegration finden Sie unter:

www.ziviz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 06.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/285: Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge muss niemand entlassen werden (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Juni 2018

ver.di: Beim BAMF muss niemand entlassen werden -

Gewerkschaft fordert die Entfristung aller Beschäftigten 



Berlin - Als Groteske à la Kafka bezeichnete heute ver.di-Vorstandsmitglied
Wolfgang Pieper die Vorstellung, beim Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) müsste qualifiziertes Fachpersonal entlassen und
neue befristete Beschäftigte eingestellt werden. "Die richtige
Antwort auf die Herausforderungen im BAMF sind Entfristungen aller
Beschäftigten, statt sie zu entlassen," erklärte Pieper. Es bedürfe
dazu lediglich politischer Entscheidungen.

ver.di hatte bereits in der Vergangenheit mehrfach die Forderung
erhoben, alle Beschäftigten zu entfristen. Diese Forderung sei nach
wie vor nicht nur aktuell, sondern brandaktuell. Dazu Pieper:
"Bundesinnenminister Horst Seehofer hat angesichts der erheblichen
Probleme beim BAMF angekündigt, über Entfristungen nachdenken zu
wollen. Das muss jetzt schleunigst umgesetzt werden." In einem
Schreiben an Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat ver.di jüngst
gefordert, die Befristungspraxis in den Bundesbehörden insgesamt auf
den Prüfstand zu stellen und auf sachgrundlose Befristung zu
verzichten. Dabei sieht ver.di vordringlichen Bedarf beim BAMF.
Pieper kritisierte: "Es ist grotesk, dass beim BAMF offenkundiger
Fachkräftebedarf besteht, die vorhandenen Beschäftigten aber auf die
Straße gesetzt und neue mit hohem Qualifizierungsbedarf befristet
eingestellt werden." Diese Praxis wurde auch bei der Arbeitsagentur
und bei Jobcentern jahrelang betrieben auf Kosten der Qualität, der
Beschäftigten und der Arbeitslosen. "Aus dieser Erfahrung müssen
endlich die richtigen Schlussfolgerungen gezogen und eingearbeitete
Beschäftigte entfristet werden", so Pieper.

Befristete Arbeitsverträge beim BAMF sind seit Jahren ein Problem:
Seit 2014 hatte sich deren Zahl im BAMF wegen der wachsenden Aufgaben
vervielfacht. Nach Auffassung von ver.di werde die Belastung bleiben,
so Pieper. "Das BAMF braucht jetzt Kontinuität im Personalbestand.
Mit Befristungen ist kein Staat zu machen." Außerdem tue der Bund gut
daran, Fachkräfte zu binden, statt sie vor die Tür zu setzen. "Das
BAMF wird dauerhaft mit einer hohen Arbeitsbelastung konfrontiert
sein. Nach der großen Zahl ausstehender und zu überprüfender
Asylentscheidungen muss sich das Amt verstärkt um die Integration
kümmern", erläuterte Pieper. Der Bund benötige dauerhaft mehr
Fachkräfte. Deshalb müsse allen befristet Beschäftigten beim Bund
eine Perspektive geboten werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/284: ver.di schlägt Alarm wegen Personalmangel in Justizvollzugsanstalten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Juni 2018

ver.di schlägt Alarm wegen Personalmangel in Justizvollzugsanstalten



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die in ihr
organisierten Beschäftigten im Justizvollzug schlagen Alarm:
Bundesweit sind allein die angezeigten Übergriffe auf Beschäftige in
den Justizvollzugsanstalten innerhalb nur eines Jahres um über 50
Prozent angestiegen. Gleichzeitig sehen sich die Beschäftigten einer
stetig zunehmenden Überbelastung bei ihrer Arbeit ausgesetzt. Gründe
hierfür sind zum einen der seit Jahren eklatante Personalmangel
aufgrund von Stellenkürzungen in den bundesweit knapp 200
Gefängnissen. In der Folge ist die Zahl der Überstunden sowie der
Krankenstand des Personals in den Justizvollzugsanstalten drastisch
angewachsen und freiwerdende Stellen können wegen der schlechten
Bezahlung nur schleppend besetzt werden. Zum anderen ist nach den
geänderten Straf- bzw. Justizvollzugsgesetzen in den Ländern ein
deutlicher Aufgabenzuwachs zu bewältigen. "Der Strafvollzug läuft
dadurch bereits seit längerem über dem Limit", sagte
ver.di-Vorstandsmitglied Wolfgang Pieper und warnte die
Justizminister der Länder, die sich gestern und heute zu einer
Justizministerkonferenz versammeln, am falschen Ende zu sparen.

"Im Interesse der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger sowie aus
Verantwortung gegenüber seinen Beschäftigten muss der Staat handeln
und den Justizvollzug sachlich und personell stärken. Hier darf es
keine falsche Sparpolitik geben! Wenn die Gesetzgeber derzeit über
mehr Stellen für Polizei und Justiz beraten, darf der Justizvollzug
nicht ausgeklammert werden", so Pieper.

Am Rande der gestern und heute in Eisenach stattfindenden
Justizministerkonferenz hatte der ver.di-Bundesfachvorstand
Justizvollzug gestern dem Vorsitzenden der Justizministerkonferenz
Dieter Lauinger (Thüringen) eine Resolution der ver.di-Beschäftigten
im Justizvollzug überreicht und nachdrücklich auf die Missstände
hingewiesen. ver.di fordert eine bessere Personal- und
Sachausstattung der Justizvollzugsanstalten sowie die gezielte
Weiterbildung und Qualifikation der Beschäftigten und eine bessere
Bezahlung. Wolfgang Pieper forderte die Politik eindringlich auf, die
bessere Personalausstattung wie sie im Koalitionsvertrag vorgesehen
ist, zügig umzusetzen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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STATISTIK/488: Jede fünfte Überschuldung im Jahr 2017 wegen Arbeitslosigkeit (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 06.06.2018

Jede fünfte Überschuldung im Jahr 2017 wegen Arbeitslosigkeit



WIESBADEN - Der mit Abstand wichtigste Hauptauslöser von
Überschuldungssituationen der Personen, die im Jahr 2017 die Hilfestellung
einer Schuldnerberatungsstelle in Deutschland angenommen hatten, war mit 21
% Arbeitslosigkeit. Dies teilt das Statistische Bundesamt (Destatis) auf
Basis vorläufiger Ergebnisse der Überschuldungsstatistik 2017 anlässlich
der Aktionswoche Schuldnerberatung vom 04. bis 08. Juni 2018 mit. Eine auf
lange Sicht unzureichende Einkommenssituation ("längerfristiges
Niedrigeinkommen") führte in 7 % der Fälle zur Überschuldung.
Zusammengenommen geht somit mehr als jede vierte Überschuldung (28 %) auf
weggebrochenes oder zu geringes Arbeitseinkommen zurück.

In 15 % der Fälle führten gesundheitliche Probleme der Schuldnerinnen und
Schuldner zu finanziellen Schwierigkeiten und schließlich in die
Überschuldung. Weitere 13 % der Schuldnerberatungen 2017 waren aufgrund der
finanziellen Folgen einer Trennung beziehungsweise Scheidung oder des Todes
des Partners / der Partnerin nötig. Überschuldung durch unangemessenes
Konsumverhalten ("unwirtschaftliche Haushaltsführung") wurde hingegen
lediglich in 12 % aller Fälle als Hauptgrund festgestellt. In jedem
zwölften Fall (8 %) und damit ebenfalls relevant waren die Auswirkungen
einer gescheiterten Selbstständigkeit hauptsächlich der Auslöser der
Überschuldung.

Methodischer Hinweis:

Diese vorläufigen Ergebnisse der Überschuldungsstatistik 2017 beruhen auf
Angaben von 528 der insgesamt rund 1 400 Schuldnerberatungsstellen in
Deutschland zu rund 127 000 beratenen Personen. Die Teilnahme an dieser
Statistik ist sowohl für die Beratungsstellen als auch für die Ratsuchenden
freiwillig. Die gemeldeten Daten werden anschließend auf die
Grundgesamtheit aller durch Schuldnerberatungsstellen beratenen Personen
hochgerechnet.

Weiterführende Informationen zur Überschuldungsstatistik finden sich im
Beitrag "Erstmals hochgerechnete Ergebnisse der Überschuldungsstatistik"
der Zeitschrift Wirtschaft und Statistik (Ausgabe 2/2016) und in der
Tabelle Überschuldungsstatisitk (63511) der Datenbank GENESIS-Online.
Endgültige Ergebnisse der Überschuldungsstatistik 2017 werden am 27. Juni
2018 veröffentlicht werden.

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Vermögen, Schulden vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 196 vom 06.06.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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LESUNG/153: Kiel - "Casa Pound Italia. Mussolinis Erben" am 14. Juni 2018


Casa Pound Italia. Mussolinis Erben



Seit 15 Jahren existiert die populistische Bewegung CasaPound Italia.
Ihre Wurzeln sieht sie im historischen Faschismus zu Beginn der 1920er
Jahre; in der Zeit als der italienische Faschismus noch nicht Regime,
sondern eine Bewegung mit revolutionärem Anstrich war und sich mit
Terror und Gewalt den Weg zur Macht ebnete.

Die Anhänger CasaPounds nennen sich »i fascisti del terzo millennio«,
die Faschisten des 3. Jahrtausends. Sie agieren mit aggressiv
vorgetragenen Sozialforderungen, vordergründi-gem Anti-Kapitalismus
und national-revolutionären Parolen. Dabei arbeiten sie bewusst mit
den Folgen der aktuellen ökonomischen Krise und inszenieren sich als
soziale Opposition von rechts außen. Mit einem breiten Angebot von
sozialen, kulturellen und politischen Aktivitäten und unter
Ausschöpfung moderner Kommunikationsmittel hat es CasaPound geschafft,
sich von Rom aus über die ganze Apenninische Halbinsel zu verbreiten.
Darüber hinaus dient CasaPound Italia mittlerweile europaweit vielen
anderen rechten Bewegungen als Vorbild.

Von Subkulturen und der radikalen Linken adaptierte Aktionsformen,
jugendgerechtes Auftreten, popkulturelle Ästhetik und Lifestyle lassen
von CasaPound das Bild einer vielfältigen und dynamischen Bewegung
entstehen, die jedoch nach innen straff autoritär geführt wird. Seit
2013 hat CasaPound ihre Niederlassungen italienweit auf über 110 Sitze
verdoppelt, ihre Mitgliederzahl verdreifacht, mehr als ein Dutzend
Sitze in Kommunal-parlamenten errungen und bei den Wahlen im März 2018
fast 300.000 Wählerstimmen auf sich vereinen können.

Grund genug sich diese Revitalisierung des historischen Faschismus
etwas genauer anzusehen. Dafür wird Heiko Koch, Autor des 2013
erschienen Buches "Casa Pound Italia. Mussolini Erben", einen Blick
auf die unterschiedlichen Strukturen und Organisationen, ihre Inhalte
und die Strategien werfen.

In Kooperation mit dem Antifa-Café-der Alten Meierei

Termin: 14.06.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

Ort: Alte Meierei, Hornheimer Weg 2, 24113 Kiel

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel
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SCHACH-SPHINX/06588: Lobenswerter Mut, aber dennoch unüberlegt (SB)


Unter Laien sind bestimmte Eröffnungen geradezu verpönnt, und das,
weil ihre Behandlung ein derart hochgezüchtetes Verständnis und eine
solch akurate Tiefenschärfe voraussetzt, daß selbst Meisteranwärter
unter dieser Wucht von Vorabbedingungen zusammenbrechen. Eine dieser
hochkomplexen Eröffnungen ist die Königsindische Verteidigung, die
erst in 20. Jahrhundert konzipiert, gedacht und in die Turnierpraxis
eingeführt worden ist. Anders als die Spanische Partie oder die
Sizilianische Verteidigung sind ihre Pläne durchweg verworren und
erfordern eine hohe Kreativität und Situationsbeherrschung. Kein
Wunder also, daß fast nur sensible Köpfe wie Bobby Fischer in der
Vergangenheit und Garry Kasparow in der Gegenwart zu ihr griffen bzw.
greifen. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte der niederländische
Meister Nijboer Fischers und Kasparows Fußstapfen folgen wollen.
Dummerweise ausgerechnet gegen Viktor Kortschnoj, einem erklärten
Gegner und Antipoden der Königsindischen Verteidigung. Der Mut des
Holländers verdient Lob, aber seine Wahl war dennoch unüberlegt. Und
er zahlte für seinen Übermut. Mit einem Figurenopfer für zwei Bauern
riß Kortschnoj im Mittelspiel die Initiative an sich und konnte trotz
gewiefter Gegenwehr seitens seines Kontrahenten die
Stellungsüberlegenheit wahren. Schließlich entstand folgende Position.
Nijboer hatte zuletzt 1...Sg6-f8 gezogen, aber an Rettung war nicht
mehr zu denken, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06588: Lobenswerter Mut, aber dennoch unüberlegt (SB)]



Kortschnoj - Nijboer

Niederlande 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Leider verpaßte der argentinische Großmeister Hoffman die mindestens
zum Ausgleich führende Zugfolge 25.Dg4xg5 c4-c3 26.Lb2xc3 Dd3xc3
27.Ta1-c1! Dc3-d3 28.Dg4-h5 f7-f6 29.Dh5-h8+ mit der Möglichkeit eines
Dauerschachs durch 29...Kg8-f7 30.Dh8-h5+ usw. Unzureichend wäre
hingegen das überstürzte 27.Dg4-h5? gewesen wegen 27...Dc3xa1+ 28.Kd1-
c2 La6-d3+! 29.Kc2xd3 Ta8-d8+ 30.Kd3-e2 Td8xd2+!



Erstveröffentlichung am 10. Juni 2005

7. Juni 2018
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TREFF/316: Rhein-Sieg-Kreis - Gesprächsabend "Balance zwischen Eltern und Paar sein" am 21.6.


Balance zwischen Eltern und Paar sein - Gesprächsabend in
Rheinbach 



Rhein-Sieg-Kreis (ar) - Was passiert mit einer Beziehung, wenn ein
Kind geboren wird? Die neue Verantwortung, große und kleine
Herausforderungen verändern den Alltag von Frau und Mann.

Jede und jeder geht damit anders um. Wichtig ist, dass man sich als
Paar nicht zu sehr in den Hintergrund stellt, gar vergisst. Denn Mama
und Papa sein schließt es nicht aus, auch weiterhin eine Partnerschaft
zu leben - glückliche Kinder brauchen glückliche Eltern.

Die Familien- und Erziehungsberatungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises in
Rheinbach lädt daher Eltern zu einem Gesprächsabend mit dem Thema
"Paarsein trotz Familie" in die Erziehungs- und Beratungsstelle,
Aachener Straße 16 in Rheinbach ein. Diplom Sozialpädagogin Martina
Kraemer stellt sich am Donnerstag, 21. Juni 2018, um 20 Uhr Fragen
rund um dieses Thema und hat Zeit für einen gemeinsamen Austausch.

Um Anmeldung unter der Rufnummer 02226-92785660 oder per E-Mail an
eb.rheinbach@rhein-sieg-kreis.de wird wegen der begrenzten Plätze
gebeten!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle
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AKTION/627: Von Rügen bis zum Bodensee - Radtour zum bundesweiten Alleen-Schutz erreicht Eisenach (BUND MV)


BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. - Eisenach, 7. Juni
2018

Von Rügen bis zum Bodensee: 1.900km Radfahren zum bundesweiten
Schutz von Alleen

Die Radfernfahrt des BUND und des Ratsportvereins "Tour d' Allée"
erreicht Eisenach



Eisenach, 08.06.2018. Freitag, den 08.06.18, um 10:00 Uhr kommen die
Radfahrer der Radfernfahrt "Deutsche Alleenstraße von Rügen bis zum
Bodensee" in Eisenach an. Damit ist die Hälfte der Tour bewältigt und
das fünfte Bundesland erreicht. "Wir freuen uns sehr, dass wir heute
von der Oberbürgermeisterin der Stadt Eisenach, Frau Katja Wolf,
empfangen werden. Die Deutsche Alleenstraße verbindet das ganze Land
und steht exemplarisch für viele der 'grünen Tunnel' ", sagt Katharina
Dujesiefken, Leiterin des Alleenprojektes BUND (Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland) Mecklenburg-Vorpommern.

Das 25-jährige Jubiläum der Einweihung haben der Radsportverein "Tour
d' Allée" aus Rügen und der BUND Mecklenburg-Vorpommern nun zum Anlass
genommen, die längste Kulturstraße Deutschlands mit einer besonderen
sportlichen Aktion, einer Radfernfahrt, hervorzuheben. In Etappen geht
es von Sellin auf Rügen bis zum Bodensee nach Reichenau. Nach der
Ankunft in Eisenach übergeben die Radsportler des Radsportvereins
"Tour d' Allée" um 10:20 Uhr den Staffelstab an Radsportler vom Team
Pfälzer Land e.V. und dem Radfahrer-Verein Weingarten, um die Tour bis
nach Reichenau am Bodensee fortzusetzen. Zieleinlauf in Reichenau ist
der 15. Juni 2018. "Ein richtig großes Projekt", sagt Herbert Trilk,
Vorsitzender des Radsportvereins "Tour d' Allée" von der Insel Rügen.
"Aber unser Name ist uns Verpflichtung. Wir möchten allen die
Schönheit der grünen Tunnel zeigen und daran erinnern, dass es unsere
Aufgabe ist, diese Alleen zu erhalten. Zu viel wurde auch auf unserer
schönen Insel schon gefällt, die Lücken werden immer größer!",
 so Herbert Trilk.

Baumpflanzungen gehören zur Aktion dazu

Um zusätzlich auf den Themenschwerpunkt Alleenschutz und die
Gefährdungen dieses einmaligen Natur- und Kulturgutes aufmerksam zu
machen, werden gleichzeitig mit der Ankunft der Radfernfahrer um 10.00
Uhr am Treffpunkt, der Grünanlage B 19 gegenüber Clemenskapelle, zwei
Linden aus dem städtischen "Baumfonds" gepflanzt. "Mit unserer Aktion
werben wir dafür, dass Alleen geschützt und bewahrt werden", sagt
Katharina Dujesiefken, Leiterin des Alleenprojektes BUND
Mecklenburg-Vorpommern.

"Insgesamt werden wir 20 Bäume in den 15 Zielorten pflanzen.
Unterstützung für dieses Projekt bekommen wir auch durch den Bund
deutscher Baumschulen (BdB). Der Hauptgeschäftsführer des BdB, Herr
Markus Guhl, ist heute bei der Pflanzung mit dabei", so Katharina
Dujesiefken vom BUND. Weitere Gäste an diesem Tag sind Jörg Nitsch,
stellvertretender Vorsitzender des BUND und Piotr Tyszko-Chmielowiec
von der Naturschutzorganisation FER aus Polen. Er ist Leiter des
gemeinsamen LIFE-Projektes "Bäume für Europas grüne Infrastruktur".
Der BUND und der FER engagieren sich für den länderübergreifenden
Schutz der Alleen in Europa.

Die Deutsche Alleenstraße ist ein wichtiges Kulturerbe

Die "Deutsche Alleenstraße" ist mit insgesamt 2.900 km nicht nur ein
aktiver Beitrag zum Alleenschutz, sondern auch eine Ferienstraße durch
die schönsten Regionen Deutschlands. "Sie ist ganz besonders geeignet,
auf den unschätzbaren Wert der Alleen als Natur- und Kulturerbe und
auch als touristische Attraktion hinzuweisen und für den Schutz und
die Neuanpflanzungen von Alleen bei Behörden und Politikern zu
werben", sagt Katharina Dujesiefken, Expertin für Alleenschutz beim
BUND. Zum Schutz dieses einzigartigen Kulturgutes gründeten sich im
Jahre 1992 die "Arbeitsgemeinschaft Deutsche Alleenstraße" durch den
ADAC, die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e.V. (SDW) und viele
weitere Verbände. 1993 wurde das erste Teilstück von Sellin bis nach
Rheinsberg in Brandenburg eingeweiht. Für die Aktion der Radfernfahrt,
hat Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, ehemalige Bundestagspräsidentin, wie
bei der Eröffnung der Deutschen Alleenstraße im Mai 1993 die
Schirmherrschaft übernommen. Die Tour führt durch die Bundesländer:
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Niedersachsen,
Thüringen, Hessen, Bayern, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg.

Während der Fahrt wird ein Streckentagebuch erstellt und es wird mit
aktuellem Bild- und Filmmaterial von der Tour berichtet. Mit
Prominenten aus Politik, Bürgermeistern, Mitarbeitern der Straßen- und
Umweltbehörden und Alleenfreunden wird nach Vorträgen und
Filmvorführungen über den Erhalt der Alleen diskutiert.

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/1450: Erdrückende Stille - Feldvögel werden in der Agrarlandschaft immer seltener (naturmagazin)


naturmagazin 

Berlin - Brandenburg

Ausgabe 2/2018

Erdrückende Stille 

Feldvögel werden in der Agrarlandschaft immer seltener - dabei sind
die Ursachen der Bestandsrückgänge längst bekannt

von Martin Flade



Monitoringprogramme ehrenamtlich tätiger Vogelkundler brachten es
ans Licht, und die Nachricht schaffte es bis in die Tagesschau: In
Europas Agrarlandschaften gab es im Jahr 2010 über 300 Millionen
weniger Vögel als dreißig Jahre zuvor. 44 Millionen weniger Stare, 30
Millionen weniger Feldsperlinge, 13 Millionen weniger Bluthänflinge -
und so weiter. Doch offenbar hatte sich die breite Öffentlichkeit
bereits an Hiobsbotschaften aus der Vogelwelt gewöhnt. Es klingt zwar
bedauerlich, aber so ist eben der Gang der Dinge ...


Ungleich stärker als die Meldung über den Rückgang der Feldvögel
schockierte bald darauf eine Meldung aus der Insektenwelt die
Öffentlichkeit. Obwohl auch diese Nachricht eigentlich niemanden
überraschen konnte: In kleinen Schutzgebieten (Trockenrasen und
Feuchtgebiete) der Agrarlandschaft Nordrhein-Westfalens hatte die
Insekten-Biomasse seit Anfang der 1990er Jahre um etwa 75 Prozent
abgenommen! Was für die große Aufregung sorgte, war der mit dem
Insektensterben einhergehende Rückgang der Bienen und damit auch des
nach der Kuh weltweit wichtigsten Nutztiers, der Honigbiene. Das
Verschwinden der Blütenbestäuber wäre schließlich mit einschneidenden
Folgen für die Landwirtschaft und Gärtnerei, aber auch für die
ökologische Funktionsfähigkeit der Landschaft verbunden.

Doch warum die allgemeine Verwunderung? War denn etwas Anderes zu
erwarten? Wenn auf fast der Hälfte der Fläche Deutschlands, nämlich
auf über 90 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche, Jahr für Jahr
flächendeckend Herbizide, Insektizide und Fungizide ausgebracht
werden, wäre es doch die weitaus größere Überraschung, wenn Insekten,
Vögel und Ackerwildkräuter NICHT im Bestand stark zurückgehen würden.
Schließlich sind das größte Problem der Biozide längst nicht mehr
deren unerwünschte Nebenwirkungen, sondern die gewollten Wirkungen:
Die flächendeckende Beseitigung der pflanzenfressenden (phytophagen)
Insekten und "Unkräuter" (Ackerbegleitflora). Dies sowie das
Verschwinden ungenutzter Landschaftsstrukturen zugunsten weniger, auf
Höchstleistung getrimmter Kulturpflanzen lassen die Landschaft
veröden.

Seit über zehn Jahren berichtet die Bundesregierung jährlich über die
Entwicklung der Nachhaltigkeit in Deutschland in umfassender Weise.
Dabei geht es um Flächenverbrauch, Emissionen von Klimagasen und
Schadstoffen, Erneuerbare Energien und Energieeinsparung, Einkommen,
Gesundheit, soziale Entwicklung und vieles mehr. Auch für die
Artenvielfalt wurde ein Indikator gesucht. Die einzige Artengruppe,
für die es deutschlandweit langfristige Daten aus Monitoringprogrammen
gab, waren die Vögel. Erfasst werden die Bestände häufiger Arten von
ehrenamtlichen Vogelkundlern mindestens seit 1990, manche Arten sogar
schon seit den 1960er Jahren in standardisierten Programmen. Aus den
Bestandsindexwerten ausgewählter Indikatorarten-Gruppen wurde der
deutsche "Nachhaltigkeitsindikator für die Artenvielfalt" abgeleitet,
unterteilt in Teilindikatoren für die Hauptlebensräume
Agrarlandschaft, Wälder, Siedlungen, Gewässer und Feuchtgebiete,
Meeresküste und Hochgebirge. Ein breit gefächertes Expertengremium
legte Zielwerte fest, die bis zum Jahr 2030 erreicht werden sollen.
Diese Zielwerte orientieren sich an historischen Referenzen
(1970-1975, 1990) und einer Einschätzung, welche positiven
Landschaftsveränderungen bestenfalls realistisch erscheinen.

Beim Vergleich der Entwicklungen verschiedener Indikatorarten
offenbart sich, dass sich die typischen Arten der Siedlungen und der
Agarlandschaft mit Abstand am negativsten entwickelt haben. Im
Agrarland sind die Bestände nicht nur seit Mitte der 1990er Jahre
kontinuierlich zurückgegangen, der Trend scheint sich sogar noch zu
beschleunigen. Im Jahr 2014 betrug ihr Indikator 57 Prozent des
Sollwertes - eine Chance auf Trendumkehr ist nicht erkennbar.

Umfangreiches Wissen

Die Ursachen für die Bestandsabnahmen sind inzwischen weitgehend
bekannt. Man weiß, wie sich Landwirtschaft und Agrarlandschaft
verändern müssten, um den Sinkflug der Agrarvögel zu stoppen oder gar
umzukehren. Aufschluss geben die seit 1990 von Ornithologen
gesammelten Daten: Es gab nämlich in den zurückliegenden 25 Jahren
auch Phasen, in denen die Agrarvögel nicht abgenommen, sondern sich
sogar teilweise erholt haben.

In den 1990er Jahren beschäftigte sich beispielsweise ein großes, vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie von der Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) finanziertes Forschungsverbundprojekt mit
Naturschutzzielen in der Agrarlandschaft und den ihnen
entgegenstehenden Faktoren. Die Untersuchungen fanden im Brandenburger
Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin statt und wurden von 22
Forschungsinstituten durchgeführt. Amphibien, Insekten,
Ackerwildkräuter und Brutvögel wurden gleichermaßen unter die Lupe
genommen. Handaufgezogene Rebhuhnküken wurden zur Bewertung ihrer
Nahrungsgrundlage in über 40 verschiedenen Feldkulturen herangezogen:
Ihre Nahrungsaufnahme und Gewichtsentwicklung wurden genauestens
erfasst. Mit Sendern versehene Wachteln "verrieten", in welchen
Feldkulturen und -strukturen sie sich länger oder kürzer aufhielten
und wo sie erfolgreich brüteten. Nestdichte und Bruterfolg von
Grauammern wurden gemessen, die bestimmenden Faktoren analysiert usw.

Weitere aussagekräftige Untersuchungen kamen vom Julius-Kühn-Institut
der Bundesforschungsanstalt für Kulturpflanzen. Die dem
Bundeslandwirtschaftsministerium angegliederte Forschungseinrichtung
hatte Agrarvögel auf 29 je 100 Hektar großen Agrarlandflächen in
Brandenburg untersucht. Oder vom Michael-Otto-Institut im NABU, wo
intensiv an Wiesenvögeln, insbesondere Wiesenlimikolen, aber auch an
den Auswirkungen von Bioziden geforscht wurde. Oder vom Institut für
Agrarökologie und Biodiversität in Mannheim, wo einzelne Arten wie das
Braunkehlchen, aber auch die Bewertung von Agrarumwelt- und
Greeningmaßnahmen, im Fokus standen. Oder das Zentrum für
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) in Müncheberg, das sich u. a. mit den
Auswirkungen des modernen Ökolandbaus und möglichen Zielkonflikten mit
dem Naturschutz beschäftigte. Auf der Grundlage all dieser
Untersuchungen haben die Deutsche Ornithologen-Gesellschaft (DOG) und
der Dachverband Deutscher Avifaunisten (DDA) schließlich ein
gemeinsames Positionspapier zur Gefährdung von Vogelarten der
Agrarlandschaft verfasst und in die politische Debatte eingebracht.

Wenn man dieses geballte Wissen zusammenfasst, zeichnen sich für die
vom Ackerbau dominierte Agrarlandschaft einige Grunderkenntnisse ab:
Von den flächenmäßig bedeutsamsten Feldkulturarten ist Mais für die
meisten Brutvogelarten die ungünstigste - für Ackerwildkräuter und
Insekten ebenso. Etwas weniger schlecht schneidet im direkten
Vergleich der Raps ab. Beide zusammen haben - dank
Erneuerbare-Energien-Gesetz (2005) und Biogasanlagen-Boom - mit 30 bis
40 Prozent derzeit aber einen sehr hohen Anteil in der
Agrarlandschaft.

Ungünstig wirkt sich auch ein intensiver Getreideanbau mit sehr
dichten Kulturpflanzenbeständen aus. Weder Ackerwildkräuter noch
bodenbrütende Vögel finden dort noch Platz. Am günstigsten sind für
viele Brutvogelarten ein- bis mehrjährige, selbstbegrünte
Ackerbrachen. Solche "Stilllegungsflächen" waren von 1990 bis 2007
obligatorisch in der EU. Mit ihnen sollte allerdings lediglich die
Überschussproduktion bekämpft werden, die positiven Effekte für den
Naturschutz waren eher zufällig. Mitte der 1990er Jahre betrug der
Flächenanteil der Stilllegungen in ganz Deutschland bis zu zehn
Prozent, in Ostdeutschland blieben bis zu 18 Prozent des Ackerlandes
ungenutzt. Diese blütenreichen Brachen boten einigen Arten aber
paradiesische Zustände mit großem Blüten- und Insektenreichtum. Auf
Biozide und Mineraldünger wurde dort in der Regel verzichtet und
während der Brutzeit herrschte Ruhe. Agrarvögel wie Rebhuhn,
Bluthänfling, Feldschwirl oder Braunkehlchen, deren Bestände zuvor
kontinuierlich abgenommen hatten, stabilisierten sich plötzlich.
Manche Arten erlebten sogar einen regelrechten Brache-Boom und
zeigten, besonders in Ostdeutschland, rasante Bestandszunahmen.
Beispielhaft sind hierfür Wachtel, Ortolan, Schwarzkehlchen und vor
allem die Grauammer zu nennen. Doch es sollte nicht lange so bleiben.
Mit dem Anbau von Energiepflanzen - allen voran Mais - begannen die
Bestände etlicher Arten ab Ende der 1990er Jahre wieder einzubrechen.
Bekannte Vertreter dieser sehr großen Artengruppe sind Turteltaube,
Feldlerche, Neuntöter, Stieglitz, Grünfink und Goldammer.

Vogelreichtum durch Ökolandbau?

Grundsätzlich hat der ökologische Landbau einen stark positiven
Einfluss auf die Bestandsentwicklung der meisten Arten. Viele von
ihnen erreichen in großflächig und langfristig ökologisch
bewirtschafteten Flächen zwei- bis achtfach höhere Dichten als in
benachbarten, konventionell bewirtschafteten Gemarkungen
(Untersuchungen aus dem Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin).
Besonders günstig, weil licht stehend und reich an Ackerbegleitflora
und Insekten, wirken sich Sommergetreide aus - vor allem Hafer oder
Hafer-Erbse in Mischungen - und Leguminosen (Erbse, Lupine, Seradella)
sowie Klee-Gras- oder Luzerne-Gras-Mischungen.



INFO





Dauergrünland

 Anders als in der Ackerlandschaft sind die Verhältnisse im
 Dauergrünland, insbesondere im Feuchtgrünland. Dort schneiden
 Biobetriebe nicht zwangsläufig besser ab als (extensive)
 konventionelle Betriebe. Insbesondere hat Saatgrasland einen
 geringen Wert für die biologische Vielfalt, egal ob Bio oder nicht.
 Im Grünland haben eine permanente, blütenreiche und nichtregelmäßig
 neu eingedrillte Grasnarbe sowie ein oberflächennaher
 Grundwasserstand (möglichst mit Überflutung außerhalb der
 Nutzungszeiten) eine zentrale Bedeutung für die Vögel. Wichtig ist
 hier auch die Steuerung des Mahdregimes und Prädatorenmanagement
 (z. B. Elektrozäune gegen Bodenprädatoren).



Aber "Bio" ist nicht immer automatisch gut für Brutvögel. Der
Ökolandbau birgt zwar ein sehr hohes Naturschutzpotenzial in sich,
doch können seine Flächen auch zur "ökologischen Falle" werden:
Beispielsweise werden viele blüten- und nahrungsreiche Kleegrasflächen
drei- bis fünfmal pro Jahr in zu engen zeitlichen Abständen und zu
großflächig gemäht. Die meisten Bodenbrüternester gehen dabei - ebenso
wie viele Amphibien, Feldhasen und Insekten - zugrunde. Abhilfe würden
ein Mindestabstand von sieben Wochen zwischen dem ersten und zweiten
Schnitt, höhere Schnitthöhen, spezielle Mahdtechnik sowie Brache- und
Blühstreifen leisten. Alle diese Maßnahmen, die zur
Naturschutz-Optimierung des großflächigen, modernen Ökolandbaus dienen
können, sind im Rahmen eines sechsjährigen, vom Bundesamt für
Naturschutz (BfN) geförderten Forschungsprojektes in Brodowin im
Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin von 2001 bis 2006 systematisch
entwickelt und erprobt worden. Heraus kam ein kompaktes
"Praxishandbuch Naturschutz im Ökolandbau", das in deutscher,
englischer und tschechischer Sprache erschienen ist (Fuchs &
Stein-Bachinger 2008). Ein daran anschließendes Projekt von WWF, ZALF,
Land Mecklenburg-Vorpommern und EDEKA-Nord erweiterte den Brodowiner
Ansatz für ganz Nordostdeutschland und insbesondere für das Grünland,
auch dessen Ergebnisse wurden in einem Handbuch veröffentlicht
(Gottwald & Stein-Bachinger 2015).

Faktoren bewerten

Wie schlagen sich all diese Faktoren nun in großräumigen
Bestandstrends nieder? Diese Frage hat der Autor im Jahr 2012 anhand
der DDA-Monitoringdaten untersucht. Die Ergebnisse in Kurzform: Anfang
bis Mitte der 1990er Jahre zeigten sehr viele Arten positive
Bestandstrends. Diese kehrten sich jedoch ab ca. 1997 um. Eine
einschneidende negative Wirkung hatte das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) ab 2005 durch die massive Förderung von Energiepflanzenanbau und
Biogas. Schlagartig erhöhte sich der Nutzungsdruck und der Maisanbau
verdoppelte sich nahezu - letzteres in einem Zeitraum von nur sechs
Jahren. Im Herbst 2007 wurde dann die obligatorischen
EU-Flächenstilllegungen abgeschafft. Während sich Brachen und
Maisanbauflächen in der Mitte der 1990er Jahre anteilig noch die Waage
hielten, verschob sich das Verhältnis zugunsten des Maisanbaus bis
2010 deutschlandweit auf 20:1 (in Brandenburg 10:1). Spätestens seit
2008 scheinen nahezu alle Feldvogelarten in ihren Beständen abzunehmen
- und zwar in zunehmendem Tempo.

Im Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin, das sich in den 1990er und
2000er Jahren allmählich zur größten Ökolandbau-Region Deutschlands
entwickelt hatte, ist die Situation heute bereits deutlich günstiger.
Aber auch hier gingen die Bestände von 16 Arten nach 1995 zunächst
noch zurück, während nur vier Arten Zuwächse verzeichneten. Seit ca.
2014 scheint sich allerdings insgesamt eine positive Trendwende
abzuzeichnen - ein Grund zur Hoffnung!

Grundsätzlich anders verhalten sich die Trends im "Referenzgebiet"
Choriner Endmoräne. In einem Landschaftsausschnitt von 13.000 Hektar
innerhalb des Biosphärenreservats wird seit 1990/91 über 95% des
Ackerlandes (2500 Hektar) biologisch-dynamisch bewirtschaftet.
Zusätzlich werden auf den Flächen die oben dargestellten
Modifikationen für den Naturschutz umgesetzt. Mit welchem Ergebnis? In
diesem Raum haben im gleichen Zeitraum jeweils sieben Arten zu- und
abgenommen. Alle abnehmenden Arten gehören allerdings zu jenen, die
auch in ganz Deutschland rückläufig sind. 24 Arten konnten dort aber
ihre Bestände auf konstantem hohem Niveau halten. Selbst für
Agrarökologen überraschend war: Die stärksten positiven Abweichungen
vom deutschen Trend gab es bei den obligatorischen Insektenfressern.
Sie haben dort während der vergangenen 20 Jahre im Mittel sogar
zugenommen!

Einig waren sich Fachleute der Projektgruppe "Vögel der
Agrarlandschaft" der DOG bei einem kürzlichen Treffen, dass
einzelschlagbezogene "Reparaturmaßnahmen" wie Blüh- und
Futterstreifen, Stoppelbrachen über den Winter, Feldlerchenfenster
usw. zwar lokal funktionieren, aber bisher noch nirgends einen
wirksamen Einfluss auf die Brutvogeltrends größerer


Landschaftsausschnitte (Großschutzgebiete, EU-Vogelschutzgebiete


 u. a.) entfalten konnten. Um eine Trendwende auf
Landschaftsebene zu erreichen, reichen die halbherzigen und
kleinflächigen Greening- und Agrarumweltmaßnahmen bei Weitem nicht
aus.


INFO

Aus allen erwähnten Studien und den Monitoringdaten ist abzuleiten,
wie der Rückgang der Feldvögel, der Insekten und der Ackerbegleitflora
gestoppt werden könnte:


	Schaffung eines Bracheanteils von mindestens 10 Prozent in der Agrarlandschaft

	Massive Förderung des ökologischen Landbaus, ergänzt durch zielgerichtete, kleinflächige Naturschutzmaßnahmen

	Begrenzung des Maisanbaus: Die Bracheflächen müssen insgesamt größer sein als die Maisflächen, und Brachen plus Ökolandbau sollten zusammen mindestens doppelt so viel Fläche einnehmen wie Mais.

	Einrichtung von Modellregionen, in denen eine grundsätzlich andere Landwirtschaft auf ökologischer Grundlage einschließlich Weiterverarbeitung, Vermarktung und Naturtourismus entwickelt wird. Dies können z.B. Biosphärenreservate, Trappenschongebiete, große Landwirtschaftsflächen in Besitz der öffentlichen Hand oder von Stiftungen (z. B. Greifswalder Agrarinitiative) oder touristisch besonders attraktive Regionen mit hohem Ökolandbau-Anteil wie das Waldviertel in Österreich sein.





Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Energie-Agrarlandschaft auf der Nauener Platte mit Grünroggen (im Mai abgemäht für die Biogasanlagen, dann Mais eingedrillt), Biogasanlagen, Windräder und Hochspannungsleitungen. Hecken- und Saumstrukturen fehlen - eine ökologische Wüste.

	Artenreiche Ackerbrache (EU-Stilllegung) im nördlichen Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin in den 1990er Jahren.

	Grauammer am Brutplatz. Diese Art profitierte wie kaum eine andere vom Ackerbrachen-Boom in Ostdeutschland als Folge der EU-Flächenstilllegungen im Zeitraum 1990-2007.

	Gestufte Säume am Rande eines großen Kleegrasschlages, Feldhecken und extensiv beweidete Steppenrasenkuppe: Kleine, aber sehr wirkungsvolle Optimierungsmaßnahmen im Ökolandbau (Brodowin).

	Fütterndes Braunkehlchen im Brodowiner Kleegras.

	Kleine Maßnahme mit großer Wirkung: Drilllücke im großflächigen Bioroggen-Anbau (Brodowin).



 * 
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MELDUNG/457: Musterfeststellungsklage muss für alle Umwelt- und Verbraucherschutzverbände möglich sein (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 7. Juni 2018

Gemeinsame Pressemitteilung Deutscher Naturschutzring (DNR) und
Deutsche Umwelthilfe (DUH)

Musterfeststellungsklage muss für alle Umwelt- und
Verbraucherschutzverbände möglich sein


Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) fordert gemeinsam
mit der Deutschen Umwelthilfe (DUH) Bundestagsabgeordnete auf, dem
Gesetzentwurf in der vorliegenden Form nicht zuzustimmen - Entwurf
schließt eine Vielzahl von Verbänden von der Klageberechtigung aus -
Verbraucherrechte werden nicht hinreichend gestärkt - Fachliche
Expertise des Verbandes sollte ausschlaggebend sein



Berlin, 07.06.2018 - Am 08.06.2018 berät der Deutsche Bundestag in der
ersten Lesung über den Gesetzentwurf zur Musterfeststellungsklage, den
das Kabinett am 16. Mai 2018 beschlossen hat. Der Umweltdachverband
DNR kritisiert gemeinsam mit der DUH den vorliegenden Entwurf in
seiner jetzigen Form als reine "Placebo-Maßnahme", da eine Vielzahl
hoch qualifizierter Umwelt- und Naturschutzverbände nicht
klageberechtigt wären und die Rechte der Verbraucher gegenüber
rechtswidrig agierenden Konzernen nicht ausreichend gestärkt werden.
Die Abgeordneten sind aufgefordert, sich für deutliche Korrekturen am
vorliegenden Entwurf auszusprechen. DUH und DNR begrüßen die vom
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz für den 11.06.2018
angesetzte Sachverständigenanhörung. Ziel muss es sein, dass die
Musterfeststellungsklage allen Umwelt-, Natur- und
Verbraucherschutzverbänden zur Verfügung steht.

Die Musterfeststellungsklage ist ein zentrales Versprechen im
Koalitionsvertrag an die Verbraucher. Verbände sollen stellvertretend
für eine Gruppe von Betroffenen gegen Rechtsverstöße großer Konzerne,
beispielsweise aus der Automobil-, Chemie- oder Agrarbranche, vorgehen
können. So soll es möglich werden, sich gegen zu hohe Energiepreise,
einen zu hohen Pestizidgehalt im Trinkwasser, Umweltgifte in
Lebensmitteln oder das Überschreiten von Schadstoffwerten in
Energiesparlampen oder Pkw zur Wehr setzen zu können. Nach dem
jetzigen Gesetzentwurf wären jedoch fast alle Umwelt- und
Naturschutzverbände gar nicht klageberechtigt. Hinzukommt, dass nach
der Feststellung einer Rechtswidrigkeit der Verbraucher weiterhin
einzeln den Rechtsweg beschreiten muss, um seine Ansprüche geltend zu
machen.

Dazu Kai Niebert, DNR-Präsident: "Die Kriterien, die im jetzigen
Entwurf zur Musterfeststellungsklage angelegt werden, sind völlig
unangemessen. Das Instrument muss allen Umwelt- und
Verbraucherschutzverbänden zur Verfügung stehen, nur dann kann das
Gesetz sein Ziel, die Rechte der Verbraucher zu stärken und ihnen eine
starke Stimme zu geben, tatsächlich entfalten."

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH ergänzt:
"Besonders kleine Verbände verfügen über eine jahrelang aufgebaute
Fachexpertise, so dass gerade sie sich schlagkräftig und fundiert im
Rahmen einer Musterfeststellungsklage für die Rechte der Verbraucher
stark machen können. Um eine Musterfeststellungsklage durchführen zu
können, sollte das Fachwissen ausschlaggebend sein, nicht eine
willkürlich gewählte Mitgliederzahl oder Listung beim Bundesamt für
Justiz."

Das Argument, klageberechtige Verbände verfolgten ein kommerzielles
Interesse an der Musterfeststellungsklage weisen DNR und DUH als
haltlos zurück. Schließlich müssten die Verbraucher nach erfolgreicher
Musterfeststellungsklage ihren Schadensersatz in einem weiteren
Verfahren individuell einklagen, so dass der jeweilige Verband davon
nicht profitiert.

Hintergrund:

Der jetzige Gesetzentwurf zur Musterfeststellungsklage definiert die
Kriterien für die Klageberechtigung. Demnach sollen nur beim Bundesamt
für Justiz als "qualifizierte Einrichtungen" gelistete Einrichtungen
klageberechtigt sein und dies auch nur, wenn sie zusätzliche
Voraussetzungen erfüllen:

1) Sie müssen mindestens zehn Verbände als Mitglieder haben oder
mindestens 350 natürliche Personen.

2) Sie müssen mindestens vier Jahre als beim Bundesamt für Justiz als
"qualifizierte Einrichtungen, die in Deutschland Unterlassungsklagen
einreichen dürfen, gelistet sein.

3) Sie dürfen kein kommerzielles Interesse an den Klagen haben.

4) Sie dürfen nicht mehr als fünf Prozent ihres Budgets von
Wirtschaftsunternehmern erhalten.

 * 
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MELDUNG/456: Erfolg der Kohle-Kommission entscheidet sich am klimapolitischen Willen (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 6. Juni 2018


Gemeinsame Pressemitteilung von DNR, BUND, Germanwatch, NABU,
Greenpeace, Deutsche Umwelthilfe, WWF

Zu dem heute im Bundeskabinett verabschiedeten Mandat zur Einsetzung
der Kohle-Kommission

Umweltverbände: Erfolg der Kohle-Kommission entscheidet sich am
klimapolitischen Willen



Der Startschuss für die Kohle-Kommission weist nur dann den Weg nach
vorne, wenn alle Beteiligten die Klimaziele des Paris-Abkommens und
den Klimaschutzplan 2050 als klaren Kompass anerkennen. Ansonsten
birgt das heute verabschiedete Mandat für die Kohle-Kommission
erhebliche Risiken für den Klimaschutz. Die erste Aufgabe der
Kommission muss es sein, die Kohleverstromung so zurückzufahren, dass
die dramatische Lücke zum Klimaschutzziel für 2020 - eine Reduktion um
40 Prozent - geschlossen wird.

Ein weiteres Versagen in der Klimapolitik kann sich Deutschland nicht
mehr erlauben. Erkennt die Kommission die Fakten an, werden sich auch
die Umweltverbände an diesem klimapolitisch unverzichtbaren Prozess
konstruktiv beteiligen, ob in der Kommission oder von außen.

Die federführenden Ministerien haben folgende drei Vertreter aus dem
Kreis der Umwelt- und Naturschutzverbände für die Arbeit in der
Kommission berufen.


	Prof. Dr. Kai Niebert, Präsident des Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR)

	Prof. Dr. Hubert Weiger, Vorsitzender des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND)

	Martin Kaiser, Geschäftsführer Greenpeace Deutschland



Die Vertreter haben in enger Absprache mit weiteren Verbänden das
Mandat angenommen.

Kai Niebert, Präsident des Umweltdachverbandes DNR: "Das
klimapolitische Versteckspiel ist vorbei. Das begrenzte CO2-Budget ist
eine Eigenschaft des Klimasystems, mit der keine Kommission verhandeln
kann. Unser verbliebenes CO2-Budget schmilzt mit jeder verbrannten
Tonne Kohle dahin. Nur ein steiler Ausstiegspfad verhindert ein
dramatisches Scheitern deutscher Klima-Ambitionen."

Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND: "Die Kommission wird dann zum
Erfolg, wenn sie ihren klimapolitischen Auftrag umsetzt. Der erfordert
einen ehrgeizigen Einstieg in den Kohleausstieg und ein rasches, aber
sozial verträgliches Auslaufen der Kohleverstromung. Für
klimapolitische Feigenblatt-Veranstaltungen stehen wir aber nicht zur
Verfügung. Deshalb erwarten wir als Signal für die Ernsthaftigkeit der
Gespräche, dass jetzt keine neuen Fakten zugunsten der Kohle
geschaffen werden. Das gilt für neue Kraftwerke und Tagebaue und vor
allem für den Schutz des Hambacher Waldes."

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch: "Der
Kohleausstieg, orientiert an den Zielen des Pariser Klimaabkommens,
kann Grundlage für einen fairen Strukturwandel und eine Modernisierung
der Wirtschaft sein. Es ist zu hoffen, dass die beteiligten
Wirtschaftsverbände nicht blockieren, sondern diese Chancen ins
Zentrum stellen."

Leif Miller, Bundesgeschäftsführer des NABU: "Die Kommission muss es
schaffen, der Kohleverstromung nicht nur ein klares Enddatum zu geben,
sondern auch einen Pfad beschreiben, in dem der Kohleausstieg erfolgen
muss."

Das Erreichen des Klimaziels 2020, wie es von den regierenden Parteien
versprochen und beschlossen wurde, ist durch die Verlagerung dieser
Frage in die Kommission gefährdet. Denn es verlangt die schnelle und
deutliche Senkung der Emissionen um rund die Hälfte der heutigen
Kohlekapazitäten. Wenn Bundeswirtschaftsminister Altmaier vorschlägt,
diese Halbierung erst im Jahr 2030 zu erreichen, dann bedeutet das im
Klartext, dass er das Klimaziel 2020 nicht ernsthaft erreichen will.
Es zeigt zugleich, dass das Energiesektorziel 2030 klimapolitisch
ungenügend und nicht im Einklang mit dem Pariser Klimaabkommen ist.

Martin Kaiser, Geschäftsführer von Greenpeace: "Unseren Kindern und
Enkeln sind wir es schuldig, bereits heute das Klima zu schützen.
Deshalb muss die Lücke zum deutschen Klimaschutzziel 2020 durch
schnelles Abschalten von Kohle-Kraftwerken geschlossen werden. Dafür
werden wir in der Kommission kämpfen."

Die Kohle-Kommission muss daher den klaren klimapolitischen Auftrag
annehmen und Lösungen erarbeiten, die die Folgen für die Beschäftigten
und die Bergbauregionen abfedern. Es müssen neue Perspektiven
aufgezeigt und gleichzeitig die notwendige Minderung der Emissionen
erreicht werden. Langfristige Unterstützung für eine regional
getragene nachhaltige Strukturentwicklung muss das Ergebnis sein.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der Deutschen
Umwelthilfe appelliert an die Mitglieder der Kohle-Kommission: "Nur
wenn Planungssicherheit garantiert wird, kann die Ansiedlung neuer
Branchen und die Investition in innovative und zukunftsfähige
Technologien durch Unternehmen befördert und soziale Brüche vermieden
werden. Wichtig ist die aktive Teilhabe der Bürger an der
Zukunftsplanung ihrer Region, damit eine gemeinsame Vision für die
Zukunft ihrer regionalen Wirtschaft und Gesellschaft entstehen kann."

Damit sich ein Desaster wie beim Klimaziel 2020 nicht wiederholt, muss
der Ausstiegspfad für die Braun- und Steinkohlekraftwerke sowie die
Tagebaue klimapolitisch verlässlich und gegebenenfalls nachsteuerbar
sein sowie mit einem klaren Enddatum, spätestens 2030 bis 2035,
versehen werden.

Jörg-Andreas Krüger, Mitglied der Geschäftsleitung beim WWF: "Eine
Kommission allein ersetzt nicht das Handeln. Jetzt müssen endlich auch
die wenigen konkreten Klimaschutzmaßnahmen im Koalitionsvertrag
umgesetzt werden: die steuerliche Förderung des Energiesparens in
Gebäuden - derzeit blockiert von Olaf Scholz - und der zusätzliche
Ausbau von 8 Gigawatt erneuerbarer Energien bis 2020 - derzeit
blockiert von Peter Altmaier."
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ÖKOSYSTEME/116: Der Wert der Natur (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ

Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Dezember 2017


Der Wert der Natur

von Kerstin Viering



Die Ökosysteme der Erde bieten eine große Palette von Leistungen
an: Sie sind Lebensraum und Nahrungsquelle, natürliche Luftfilter und
Kläranlagen. Sie regulieren das Klima, schützen vor Hochwasser und
ermöglichen Wellness-Programme und Kuren gegen Krankheiten. Von all
diesen Angeboten profitiert der Mensch - selbst in der Stadt. Doch er
schätzt sie zu wenig und setzt sie sorglos aufs Spiel. Seit 2007
befassen sich deshalb Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler rund um
den Globus mit dem ökonomischen Wert der Ökosystemleistungen. Ihre
Ergebnisse sollen das Bewusstsein für den Wert der Natur schärfen und
neue Argumente für deren Schutz liefern.




[image: Grafik -Quelle: © UFZ / Umwelt Perspektiven Dezember 2017]

Der ökonomische Wert des Stadtgrüns. 

Quelle: © UFZ / Umwelt Perspektiven Dezember 2017




Grüne Nachbarn sind nicht zu unterschätzen. Daran lassen
wissenschaftliche Studien inzwischen keinen Zweifel mehr. Während die
Straßen- und Parkbäume in den Städten früher eher als schmückendes
Beiwerk galten, rücken mittlerweile ihre Leistungen in den Mittelpunkt
des Interesses. Und die können sich sehen lassen. So macht der
Schatten unter den Kronen nicht nur heiße Sommertage erträglicher, er
verhindert auch Straßenschäden durch zu hohe Temperaturen. Die Blätter
produzieren Sauerstoff, filtern Schadstoffe aus der Luft und dämpfen
den Lärm. Zudem sorgen Bäume in der Stadt für ein feuchteres
Mikroklima und bieten einen Lebensraum für viele Tierarten. Nicht
zuletzt fördern sie die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen.

Infolge des internationalen TEEB-Prozesses haben mittlerweile
 rund 30 Staaten weltweit eigene nationale Studien angestoßen.
 



Was aber ist das alles wert? Welcher Schaden entsteht, wenn Bäume
Gebäuden, Parkplätzen und breiteren Straßen weichen müssen? Solche
Fragen konnten Ökonomen lange nur mit einem Schulterzucken
beantworten. Denn die positiven Wirkungen des Stadtgrüns lassen sich
deutlich schwerer beziffern als der Nutzen der geplanten Baumaßnahmen.
Das gilt auch für zahlreiche andere Dienstleistungen, die Ökosysteme
rund um die Welt erbringen. "Deshalb werden solche Effekte oft nicht
ausreichend berücksichtigt", erklärt Prof. Bernd Hansjürgens,
Umweltökonom am UFZ. Wenn es gilt, zwischen verschiedenen Interessen
abzuwägen, fällt die Entscheidung sehr oft zu Ungunsten des
Naturschutzes aus.

Ändern sollte dies eine internationale Studie namens TEEB (The
Economics of Ecosystems and Biodiversity), die im Jahr 2007 von der
EU-Kommission während der deutschen G8-Präsidentschaft ins Leben
gerufen wurde. Pavan Sukhdev, ein Ökonom der Deutschen Bank in Mumbai,
übernahm die Leitung unter dem Dach der "Green Economy Initiative" der
Vereinten Nationen. "Es wird Zeit zu erkennen, in welch großem Ausmaß
Naturkapital zur Wertschöpfung und zum menschlichen Wohlergehen
beiträgt", formulierte Sukhdev den Anspruch von TEEB.

Analog zum sogenannten Stern-Report, der die Ökonomie des Klimawandels
untersuchte, sollte die TEEB-Studie für ein ähnliches Aufsehen im
Bereich der Biodiversität sorgen. Die wissenschaftliche Koordination
der zweijährigen internationalen TEEB-Studie, an der mehr als 100
Wissenschaftler aus 26 Ländern beteiligt waren, wurde dem UFZ
übertragen - nicht ohne Grund: Schließlich konnte das UFZ durch seinen
interdisziplinären Forschungsansatz nicht nur das notwendige
ökologische Fachwissen, sondern auch die Expertise in der Ökonomie
einbringen. Und es hatte Erfahrung darin, internationale
wissenschaftliche Synthese-Projekte wie TEEB zu unterstützen und zu
koordinieren.

Infolge des internationalen TEEB-Prozesses haben mittlerweile rund 30
Staaten weltweit eigene nationale Studien angestoßen, darunter
Deutschland. Im Jahr 2012 startete das Projekt "Naturkapital
Deutschland TEEB-DE", in dem sich bis Ende des Jahres 2017 Forscher
und Praktiker unter Leitung des UFZ damit befassen, die Leistungen der
Natur in Deutschland für den Menschen genauer zu beziffern. Als
wesentliche Produkte der Zusammenarbeit von mehreren hundert Autoren
und Gutachtern aus Wissenschaft, Verbänden und Politik entstanden
thematische Berichte und Broschüren, die Fallbeispiele, Studien und
Konzepte beschreiben. Dabei stehen jene Leistungen der Natur im
Vordergrund, die größtenteils nicht über Märkte abgegolten werden:
Regulierungsleistungen, kulturelle Leistungen und unterstützende
Leistungen. Darüber hinaus wird gezeigt, wie sich bestehende
Instrumente für den Erhalt und die nachhaltige Nutzung von Natur und
Ökosystemleistungen verbessern und erweitern lassen.



Naturkapital Deutschland - TEBB-DE





Mehr als 300 Autoren und 150 Gutachter aus Wissenschaft, Verbänden
 und Politik haben ökonomische Argumente für den Erhalt des
 Naturkapitals in Deutschland zusammengetragen:



- Naturkapital und Klimapolitik [1]

 - Naturkapital in ländlichen Räumen [2]

 - Naturkapital in der Stadt [3]

 - Naturkapital aus der Sicht von Unternehmen [4]



www.naturkapitalteeb.de




Beispiel Hitzestress und Luftschadstoffe: Stadtnatur
reduziert Gesundheitskosten

Städte besitzen wegen des hohen Anteils versiegelter Fläche sowie der
vielen Gebäude ein im Vergleich zum Umland deutlich verändertes Klima.
Insbesondere an warmen Sommertagen können sich Hitzeinseln bilden -
mit Temperaturen, die selbst in der Nacht nur wenig Abkühlung bringen.
Stadtnatur und insbesondere Stadtparks bilden Kaltluftmassen, die sich
auf die Bebauung in der näheren Umgebung kühlend auswirken. Um diesen
Leistungen in Planungsprozessen das angemessene Gewicht zu verleihen,
sollten ihre Wirkungen möglichst vollständig erfasst und übergreifende
Strategien entwickelt werden. Vor allem Studien zu Auswirkungen auf
die Gesundheit standen im Fokus. "Wir wollten wissen, inwieweit Bäume
und Grünflächen helfen können, Krankheitsrisiken zu verringern und
Todesfälle zu vermeiden", sagt Bernd Hansjürgens. Tatsächlich hat das
Grün messbar positive Wirkungen auf das Herz-Kreislauf-System und
entspannt stressgeplagte Stadtbewohner. Beides kann helfen, sehr
teuren Gesundheitsproblemen vorzubeugen. So verursachen allein
psychische Erkrankungen in Deutschland jedes Jahr knapp 16 Milliarden
Euro wirtschaftliche Kosten durch Arbeitsausfall. Dazu kommen noch
weitere 20 bis 30 Milliarden Euro im Gesundheitswesen.
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Stadtgrün bildet kühlende Luftmassen. 
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Der Kühlungseffekt des Stadtgrüns kann sich ebenfalls medizinisch
günstig auswirken. Statistiken zufolge hängen etwa in Berlin vier bis
fünf Prozent aller Sterbefälle mit zu großer Hitzebelastung zusammen.
Schätzungsweise 70.000 Tote forderten die Temperaturrekorde des
Sommers 2003 europaweit. Da kann jedes Grad Abkühlung wichtig sein. In
der Parkanlage "Großer Garten" in Dresden bleiben zum Beispiel die
Grünanlagen um bis zu zehn Grad Celsius kühler als die bebauten
Flächen ringsum. Doch nicht nur an heißen Sommertagen kann Stadtnatur
Leben retten. Laut des Umweltbundesamts gibt es pro Jahr rund 47.000
vorzeitige Todesfälle infolge zu hoher Feinstaubbelastung - durch
Atemwegserkrankungen, Herz-Lungen-Erkrankungen oder Lungenkrebs.

Durch eine Verbesserung der Luftqualität in den Städten lassen sich
nach Einschätzung von Experten nicht nur Leben verlängern, sondern
auch etwa 31 Milliarden Euro Kosten jährlich einsparen. Bäume können
dabei wichtige Verbündete sein. Denn sie wirken wie natürliche
Staubfilter, deren Blätter diese Belastung um fünf bis zehn Prozent
reduzieren können. Krautige Pflanzen und Fassadenbegrünungen
verstärken diesen Effekt.

Auch für das allgemeine Befinden der Stadtbewohner spielen Parks und
Co. eine wichtige Rolle. Das ergab eine Studie, die das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung zusammen mit der Technischen
Universität Berlin für mehr als 30 deutsche Städte im Jahr 2015
veröffentlichte. Die Forscher kalkulierten, welchen Einfluss die
Grünflächen rings um den Wohnort auf die Lebenszufriedenheit von
Stadtmenschen haben. Ein Hektar mehr Grün im Umkreis von einem
Kilometer bewirkt für einen einzelnen Einwohner demnach statistisch
dasselbe wie ein zusätzliches Einkommen von 276 Euro pro Jahr. Auf
Basis dieser Daten haben TEEB-Forscher am Beispiel des Berliner
Stadtteils Wilmersdorf berechnet, dass den im Umkreis von einem
Kilometer lebenden Menschen ein Hektar öffentliche Grünfläche
insgesamt mehr als 2,5 Millionen Euro pro Jahr wert ist. Wenn man den
örtlichen Immobilienpreis aufs Jahr umrechnet, kommt weniger als die
Hälfte dabei heraus. So betrachtet lohnt sich die Zerstörung von
städtischen Grünflächen also nicht.



Beispiel Grünlandumbruch: Ein gesellschaftliches Verlustgeschäft


Die TEEB-Forscher haben sich bei ihren Berechnungen aber nicht nur auf
Städte konzentriert, sondern auch auf Ökosysteme in ländlichen Räumen.
Dort kamen sie zu ähnlichen Ergebnissen. Rund fünf Prozent aller
Wiesen und Weiden gingen in Deutschland in den vergangenen zehn Jahren
verloren. Das liegt zum einen daran, dass Vieh heutzutage häufig in
Ställen gehalten und mit Kraftfutter ernährt wird. Zum anderen wird
Grünland oft umgepflügt und muss dem Anbau von Energiepflanzen wie
Mais und Raps weichen, weil die Agrarflächen ihrerseits oft durch
Siedlungen und Straßen verdrängt werden. Besonders stark ist der
Schwund beim artenreichen Grünland, das für den Naturschutz sehr
wertvoll ist. Dessen Fläche ist bundesweit zwischen 2009 und 2015 um
fast neun Prozent geschrumpft. Doch wenn eine Wiese zum Acker wird,
bringt das Ökosystem nicht mehr dieselben Leistungen wie zuvor.
Ungünstig wirkt sich die Umwandlung zum Beispiel auf die Klimabilanz
aus: Durch das Umpflügen laufen im Boden andere mikrobiologische und
chemische Prozesse ab, die größere Mengen des Treibhausgases
Kohlendioxid freisetzen. Jede zusätzliche Tonne Kohlendioxid aber
verursacht nach Berechnungen des Umweltbundesamts einen Schaden von
120 Euro.
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Der Umbruch von Grünland in Acker ist kostspielig. 
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Außerdem werden Äcker in der Regel gedüngt, was zu einer hohen
Nitratbelastung von Boden und Grundwasser führen kann. "Damit haben
wir in Deutschland ohnehin schon ein Riesenproblem", sagt Bernd
Hansjürgens. So liegt bei etwa einem Viertel aller Messstellen der
Nitratgehalt des Grundwassers über dem zulässigen Grenzwert von 50
Milligramm pro Liter. Das bedeutet, dass dieses Wasser erst aufwendig
behandelt werden muss, bis es sich als Trinkwasser eignet. "Die Kosten
pro Kubikmeter Wasser, die in den Wasserwerken dafür anfallen, konnten
wir gut für unsere ökonomischen Berechnungen verwenden", erklärt Bernd
Hansjürgens.

Schwieriger ist es, die Folgen der Landschaftsveränderungen in Euro zu
fassen. Zwar finden die meisten Menschen eine abwechslungsreiche
Kulturlandschaft mit Blüten und Hecken attraktiver als eine monotone
Agrarwüste. Doch was ist dieser Unterschied wert? Um das einschätzen
zu können, verwenden Ökonomen gern sogenannte
Zahlungsbereitschaftsanalysen. Dabei bekommen die Teilnehmer Bilder
verschiedener Landschaften zu sehen und sollen dann angeben, was sie
für eine attraktivere Variante zu zahlen bereit wären.

Aus all diesen Daten konnten die Forscher schließlich berechnen,
welche ökonomischen Folgen der Umbruch von Grünland in Ackerflächen
hat. Positiv schlägt dabei nur der höhere Ertrag zu Buche, der sich
auf dem Acker erwirtschaften lässt. Die Kosten durch
Kohlendioxid-Emissionen, Grundwasserbelastung und
Landschaftsveränderungen aber liegen deutlich höher. Insgesamt ist die
Umwandlung damit ein Verlustgeschäft, das die Gesellschaft zwischen
440 und 3.000 Euro pro Hektar und Jahr kostet. In ähnlichen Studien
haben die Forscher im TEEB DE-Projekt auch den ökonomischen Nutzen von
Mooren und Auen, Gewässerrandstreifen sowie Großschutzgebieten
berechnet. "Unsere Ergebnisse sind in der Politik und in den Medien
auf viel Interesse gestoßen", sagt Bernd Hansjürgens. Doch mit solchen
Bewertungen allein sei für den Schutz der Natur noch nichts gewonnen.
Die Forschung am UFZ geht deshalb weiter. "Wir brauchen noch mehr
Beispiele, die den ökonomischen Wert der Natur belegen", sagt er.
Damit man wirklich etwas erreiche, müssten die Ergebnisse in die
Praxis gelangen. Dies ist in Deutschland aber nicht so einfach, hier
geht es vor allem um das Kleingedruckte in Paragraphen und
Gesetzestexten. Eine Umsetzung ist im Planungsrecht oder in der
Gesetzesfolgenabschätzung möglich. So müssten zum Beispiel bei der
Gesetzesfolgenabschätzung nicht nur wie bisher die Kosten der
Auswirkungen eines Gesetzes beziffert werden, sondern auch dessen
Nutzen. Diese Angaben fehlten aber bislang.


Forschungsansatz im Fadenkreuz des klassischen Naturschutzes


Überzeugend ist die Herangehensweise der TEEB-Forscher aber nicht für
jeden. Vor allem unter Naturschützern gibt es etliche, die mit der
ökonomischen Betrachtungsweise Schwierigkeiten haben. Sie fürchten,
dass dieser Ansatz den Ausverkauf der Natur eher vorantreibe als
stoppe. Was ist zum Beispiel, wenn der Wert der Ökosystemleistungen in
einem Gebiet zehn Millionen Euro beträgt, ihre Zerstörung aber zwölf
Millionen einbringen könnte? Zieht die Natur dann nicht automatisch
den Kürzeren? "Das ist ein Missverständnis", betont Bernd Hansjürgens.
"Wir sind überhaupt nicht dafür, solche Abwägungen dem freien Markt zu
überlassen." Umwelt- und Naturschutz müssten eine öffentliche Aufgabe
bleiben. Es gehe nur darum, den Wert der Natur deutlicher zu machen.
Und zwar auf genau der wirtschaftlichen Basis, auf der heutzutage
viele Entscheidungen getroffen werden.

Es gibt allerdings auch Kritiker, die solche ökonomischen Argumente
nicht gern benutzen. Sie wenden ein, dass die Natur doch vor allem um
ihrer selbst willen geschützt werden müsse und nicht aufgrund von
Nützlichkeitserwägungen. Solche Überlegungen kann Bernd Hansjürgens
durchaus nachvollziehen. "TEEB stellt natürlich die Interessen des
Menschen in den Mittelpunkt", sagt er. Das bedeute aber nicht, dass
idealistischere Beweggründe nicht ebenso berechtigt seien. Zudem habe
der Wert der Natur durchaus Facetten, die sich mit ökonomischen
Methoden schlecht erfassen lassen.







Praktische Umsetzung: Die Tücken vor Ort

Beim Praxistransfer und bei der Diskussion mit lokalen Behörden hat
die UFZ-Politologin Dr. Heidi Wittmer im internationalen TEEB-Prozess
reichlich Erfahrungen gesammelt. "Es ist ja gut, wenn man
argumentieren kann, dass durch nicht naturgemäßes Wirtschaften soundso
viele Milliarden Euro verloren gehen", sagt sie. Vor Ort aber wollen
Politiker, Behördenmitarbeiter und Naturschützer dann wissen: "Und was
bedeutet das für uns? Was können wir machen? Und wie lassen sich die
Interessen von Naturschutz und lokaler Bevölkerung möglichst effektiv
unter einen Hut bringen?" Solche Fragen versuchen Heidi Wittmer und
ihre Kollegen in verschiedenen Ländern rund um die Welt zu
beantworten.

Wertvolle Erfahrungen haben sie zum Beispiel bei einem Projekt namens
ECO-BEST in Thailand gesammelt. Dort waren die Forscher mit
unterschiedlichen Problemen konfrontiert, für die sie in
Zusammenarbeit mit den Menschen vor Ort Lösungen gefunden haben.

Die Bauern eines Dorfes im Norden des Landes beispielsweise waren hoch
verschuldet. Sie bauten in traditioneller Weise Nutzpflanzen unter
Bäumen an und trugen so zum Schutz der Landschaft bei. Doch das
konnten sie sich in ihrer Situation eigentlich nicht mehr leisten.
Also handelten die Projektmitarbeiter mit der örtlichen Agrarbank
einen Deal aus: Die Bauern bekamen einen Schuldenerlass gegen die
Zusage, naturverträgliche Bewirtschaftungsmethoden fortzuführen.

In einem anderen Fall im Süden des Landes wurden dagegen Bewohner
einer 100.000 Einwohner-Stadt zur Kasse gebeten. Sie leben am
Unterlauf eines Flusses und nutzen seit jeher dessen Wasser. Nun
verbessern sie in ihrem eigenen Interesse die Qualität dieser
Ressource, indem sie Bauern am Oberlauf für Aufforstungsmaßnahmen
bezahlen.

"Patentrezepte, die überall funktionieren, gibt es nicht", resümiert
Heidi Wittmer. Das zeigten die Erkenntnisse aus Thailand. Doch wie
findet man den richtigen ökonomischen Ansatz, um den Naturschutz und
die Interessen der Menschen vor Ort zu verbinden? Aus ihren
Erfahrungen haben Heidi Wittmer und ihre Kollegen dazu einen Leitfaden
mit Tipps und Anleitungen entwickelt, der sich weltweit anwenden
lässt. In sieben Schritten führt er Praktiker von der Vorbereitung und
der Organisation über die Recherche der Gegebenheiten vor Ort bis zum
fertigen Aktionsplan und dessen Umsetzung. Mit dem Leitfaden stoßen
die UFZ-Forscher international auf viel Interesse. In zahlreichen
Ländern wie etwa Mexiko, Mikronesien und Papua-Neuguinea haben sie
schon Fachkräfte und Entscheidungsträger beraten, aktuell gibt es
Anfragen aus Peru und Kolumbien. Die Idee, Ökosystemleistungen und
Biodiversität besser zu schützen, um dann auch selbst davon zu
profitieren, leuchtet offenbar vielen ein.

Was also bleibt nach rund zehn Jahren Forschung zum Thema Ökonomie von
Ökosystemen und Biodiversität außer einer Vielzahl von Publikationen?
"In der Politik hat ein Umdenken stattgefunden", bilanziert Bernd
Hansjürgens. Die Diskussion über Ökosystemleistungen und damit über
den Nutzen der Natur für den Menschen habe weite Kreise gezogen.
Profitiert habe auch das UFZ, das sich über TEEB noch stärker als
Marke für Biodiversität und Ökosystemleistungen etablierte. Dem
Vergleich mit dem renommierten Stern-Report könne TEEB gut
standhalten. "Das Konzept der Ökosystemleistungen ist in Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft voll angekommen", sagt Bernd Hansjürgens.


Nachfolgeprojekte des internationalen TEEB-Prozesses mit
UFZ-Beteiligung

• Naturkapital Deutschland - TEEB DE [5] (2012 - 2017)
führt
die internationale TEEB-Initiative auf nationaler Ebene fort.

• Das Projekt ECO-BEST  [6] (2011 - 2015) untersuchte in
Südostasien ökonomische Anreize für die lokale Bevölkerung, um den
Verlust der terrestrischen Biodiversität zu stoppen.

• Das Projekt ValuES  [7](2013 - 2018) unterstützt
Fachkräfte,
Berater und Entscheidungsträger in Ministerien und Organisationen
darin, Ökosystemleistungen zu berücksichtigen.

• Das Projekt Unlocking Forest Finance [8] (2013 - 2018)
entwickelt innovative Finanzierungsmechanismen für Waldschutz im
Amazonasgebiet in Brasilien und Peru.

• Das Projekt Förderung ökosystembasierter Anpassung in
Melanesien und Mikronesien [9] (2015 - 2018) untersucht, wie sich
Inselstaaten an den Klimawandel anpassen können.

• Das Projekt INTERACT-Bio  [10] (2017 - 2020) verankert
das
Management von Biodiversität und Ökosystemen als sektorale
Querschnittsaufgabe und als gemeinsame Aufgabe von nationalen und
subnationalen Behörden in Stadtregionen Brasiliens, Tansanias und
Indiens.

TEEB-Leitfaden für die Praxis [11]




Links:

[1] http://www.naturkapital-teeb.de/fileadmin/Downloads/Projekteigene_Publikationen/TEEB_DE_Broschuere_Klimabericht_Kurzfassung_barrierefrei.pdf


[2] http://www.naturkapital-teeb.de/fileadmin/Downloads/Projekteigene_Publikationen/TEEB_Broschueren/TEEB_DE_Landbericht_Kurzfassung__2_.pdf


[3] http://www.naturkapital-teeb.de/fileadmin/Downloads/Projekteigene_Publikationen/170116_UFZ_TEEB_Broschuere_KF_Bericht3_Stadt_BF.pdf


[4] http://www.naturkapital-teeb.de/fileadmin/Downloads/Projekteigene_Publikationen/TEEB_Broschueren/TEEB_DE_Die_Unternehmensperspektive.pdf

[5] http://www.naturkapital-teeb.de/

[6] http://www.ufz.de/index.php?de=35930

[7] http://www.ufz.de/index.php?de=35953

[8] http://www.ufz.de/index.php?de=42485 

[9] http://www.ufz.de/index.php?de=41005

[10] http://www.ufz.de/index.php?de=43652

[11] http://www.ufz.de/export/data/2/80087_ESO_Guidelines_2015.pdf
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JAGD/070: Rolle rückwärts beim Landesjagdgesetz (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 6. Juni 2018

Rolle rückwärts beim Landesjagdgesetz

NABU NRW: Einlösen von Wahlversprechen und ideologisch geprägte
Änderungen



Düsseldorf - In seiner Stellungnahme zur erneuten Novellierung des
Landesjagdgesetzes kritisiert der NABU Nordrhein-Westfalen den
vorliegenden Gesetzesentwurf als vorwiegend ideologisch geprägt. "Die
vorliegende Gesetzesnovelle stellt in weiten Teilen leider keine
Anpassung an zwingende gesetzliche Notwendigkeiten oder neue
ökologische oder wildbiologische Erkenntnisse dar. Sie folgt in weiten
Teilen den Wahlversprechen von CDU und FDP sowie der Festlegung im
Koalitionsvertrag von 2017", erklärte Josef Tumbrinck, Vorsitzender
des NABU NRW.

Darin heiße es, 'Das Landesjagdgesetz werden wir weitreichend
überarbeiten und die Fehler der letzten Novellierung rasch
korrigieren'. Angesichts dieser Festlegung könne man dem vorliegenden
Entwurf attestieren, dass er dies auch weitgehend umsetze. "Allerdings
behebt er keine Fehler, sondern führt alte nur wieder ein. Eine
Aussöhnung von Interessen des Natur- sowie des Tierschutzes und der
Jagd wird es mit diesem Gesetzentwurf kaum geben", so Tumbrinck
weiter. Eine erneute Novellierung nach einem Wechsel der
Landesregierung sei damit vorprogrammiert.

Zentraler Kritikpunkt am Gesetzentwurf aus Sicht des NABU ist unter
anderem die Wiederaufnahme von Säugetierarten wie Wildkatze und
Fischotter in das Jagdrecht. Nach einem Gutachten des
Bundesumweltministeriums ist eine Aufnahme solcher Arten, die im
Anhang 4 der FFH-Richtlinie gelistet sind und zudem nach
Bundesnaturschutzgesetz streng geschützt sind, sowohl
verfassungsrechtlich als auch EU-rechtlich nicht zulässig. Ähnlich
sieht es bei einigen Vogelarten aus, die wieder in das Jagdgesetz
aufgenommen werden sollen, aber nach EU-Vogelschutzrichtlinie nicht
für die Jagd in Deutschland freigegeben sind. Dazu zählen
beispielsweise Greifvögel, Graureiher, Gänsesäger, Haselhuhn,
Turteltaube und Schneegans.

Nicht ohne Grund werde die Jagd in ihrer heutigen Form sowohl vom
Naturschutz als auch vom Tierschutz und von weiteren Teilen der
Bevölkerung kritisch gesehen. Eine wichtiger Ursache dafür sei das
Reformdefizit des Jagdrechts: So seien in das seit 1952/53 im
wesentlichen unverändert fortgeltenden Bundesjagdgesetz wichtige
Erkenntnisse der Wildtierökologie sowie des Natur-, Arten- und
Tierschutzes ebenso wenig eingeflossen wie die veränderten
gesellschaftlichen Anforderungen an die Jagdausübung.

Mit der letzten Novelle habe NRW ein modernes Jagdgesetz bekommen, das
ebensolche Anforderungen begonnen hatte zu berücksichtigen, auch wenn
der NABU NRW in einer ganzen Reihe von Punkten weitere Veränderungen
eingefordert hatte. Mit der vorliegenden Novelle fällt NRW in weiten
Teilen wieder auf den alten Stand zurück.

Die detaillierte Stellungnahme finden Sie unter

www.nabu-nrw.de
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STANDPUNKT/1011: NABU zum Umgang mit dem Wolf - Tatsachen statt Spekulationen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 7. Juni
2018

NABU zum Umgang mit dem Wolf: Tatsachen statt Spekulationen

Praktikabler Herdenschutz anstelle von Scheindebatten



Berlin/Bremen - Der NABU appelliert zum Treffen der Umweltminister an
Bund und Länder, das Thema Herdenschutz endlich in den Fokus zu
rücken, um eine möglichst konfliktarme Koexistenz von Mensch,
Weidetier und Wolf zu ermöglichen.

"Wolf und Weidehaltung schließen sich nicht aus. Herdenschutz ist das
A und O für das Zusammenleben mit Wölfen. Deshalb müssen
Weidetierhalter, die in Herdenschutz investieren, grundlegend
finanziell unterstützt und beraten werden. Das Wildtier Wolf kennt
keine Landesgrenze. Wir erwarten, dass die Länder über ihre Grenzen
hinaus zusammenarbeiten, um gemeinsame Standards im Herdenschutz zu
entwickeln. Daneben ist die aktive Mitarbeit der landwirtschaftlichen
Verbände notwendig, um den Herdenschutz auch praxisnah umsetzen zu
können", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller anlässlich der
Umweltministerkonferenz in Bremen.

Weidetierhaltung ist aus Sicht des NABU unersetzbar für den Erhalt des
Dauergrünlands und der biologischen Vielfalt. Dass heute aber immer
weniger Kühe auf Weiden zu sehen sind, ist nicht dem Wolf, sondern der
verfehlten Agrarpolitik geschuldet. Der Wolf ist in vielen Fällen,
besonders für die Schäferei, der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen
bringt. Die grundlegend prekäre Situation der Weidehaltung darf durch
den Wolf nicht vertuscht werden. Der NABU arbeitet beim Thema Wolf
bereits aktiv mit Weidetierhaltern zusammen und sucht gemeinsam nach
praktikablen Lösungen. Hier ist insbesondere das
Bundeslandwirtschaftsministerium gefordert, neben bestehenden und
bewährten Herdenschutzpraktiken auch die Erforschung neuer
intelligenter Herdenschutzkonzepte zu fördern.

"Das Artenschutzrecht lässt es bereits heute zu, Wölfe, die von
Experten als verhaltensauffällig eingestuft werden, zu entnehmen.
Ständige Forderungen nach einer Bejagung von Wölfen schießen jedoch
konsequent am Ziel vorbei und lenken von den eigentlichen
Herausforderungen im Herdenschutz ab. Denn es ist unerheblich, ob sich
ein oder zehn Wölfe in einem Gebiet befinden: solange Weidetiere
ungeschützt bleiben, sind und bleiben sie leichte Beute", so
NABU-Leiterin Artenschutz Claudia Grünewald.

Wer als Gesprächspartner ernst genommen werden wolle, sollte bei den
Fakten bleiben und dürfe nicht länger wissenschaftliche Erkenntnisse
oder juristische Tatsachen im Sinne der eigenen Interessen verdrehen
und instrumentalisieren. Die Bejagung der Wölfe in Finnland und
Schweden sei EU-rechtswidrig. Gegenwärtig seien deshalb vom EuGH
Verfahren gegen Schweden und Finnland anhängig bzw. eingeleitet worden
Die Bundesrepublik Deutschland wäre schlecht beraten, diesen
Beispielen blind zu folgen. Zumal damit den beteiligten
Interessengruppen am wenigsten geholfen sei. "Bund und Länder dürfen
bisherige Versäumnisse im Herdenschutz nicht länger ignorieren und
müssen sich endlich für die Belange der Weidetierhalter einsetzen", so
Grünewald.

Mehr Infos:

www.nabu.de/wolf

 * 
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NABU Pressedienst, Nr. 065/18, 07.06.2018
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KINO/5698: Lichtblick-Kino Berlin - Ulrike Ottinger, "Laokoon & Söhne" + "Superbia", 11.06.2018


Zurück auf Anfang

Ulrike Ottinger: Laokoon & Söhne + Superbia

Montag, 11.6., 20:00 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit der Filmemacherin; Moderation: Michael Freerix



In der Reihe »Zurück auf Anfang«, bei der Filmemacher*innen ihre
Frühwerke vorstellen, haben wir im Juni Ulrike Ottinger mit zwei
Filmen zu Gast. Moderieren wird der Journalist und Filmemacher Michel
Freerix.

DIE FILME

Laokoon & Söhne

D 1972/73, 50 ?min

Als Witwe Olimpia Vincitor begibt sie sich auf die Suche nach ihrer
Vergangenheit. Unter dem Namen Linda MacNamara triumphiert sie als
Schlittschuhläuferin in einem Zweikampf gegen die Fallschirmdame
Kakalia Katzen. Tristan Tzara erscheint zu den Ritualfesten der Damen
von Laura Molloy und wird Direktor der fahrenden Zirkustruppe »Laokoon
& Söhne«.

Der Tod einer Künstlerin und die Zerstörung ihres Ateliers durch
sieben Erinnyen, die in der Gestalt von Feuerwehrleuten aus dem Wasser
auftauchen, stehen in direkter Beziehung zum Erscheinen des Zirkus.
Endlich bringt die Verwandlung Esmeralda del Rios in eine neue
männliche Rolle, die des Gigolos Jimmy Junod, einen Hauch von
Abenteuer in das bescheidene, aber ausgefüllte Leben von Veronika
Dalton, die den Namen Hubert Dupavillon angenommen hatte. Aber der
Steckbrief Jimmy Junods ist der Polizei der ganzen Welt bekannt.

Superbia

D 1986, 15 min

Es ist ein Triumphzug, und es ist ein Totentanz. Superbia, die Hoffart
oder Stolz, zieht zu ihrer Hochzeit mit der Welt, die Peitsche in der
einen, den Spiegel in der anderen Hand. Sie, die erste der
christlich-mittelalterlichen Todsünden und Wurzel aller übrigen, lenkt
ein auf Wolken daherkommendes Gefährt, auf dem die Gesellschaft der
Mächtigen thront, ein siebenköpfiger Olymp flitterhafter
Karnevalsfiguren. Die Welt steckt voller Zeichen und Laster, die die
Regisseurin Ulrike Ottinger in einem barocken Augenschmaus und
Bilderrätsel darbietet. Ihre so überquellende wie exakt kontrollierte
Phantasie verschmilzt den Bilderreichtum der Zeiten und Kulturen zu
einer modernen filmischen Allegorie.
(Karsten Visarlus, FAZ)

DIE REGISSEURIN

Ulrike Ottinger, geboren in Konstanz, lebte von 1962 bis 1969 als
Malerin und Fotografin in Paris. Seit 1973 lebt sie in Berlin. Bei all
ihren Filmen ist sie für Regie, Kamera, Drehbuch und Produktion
verantwortlich. Seit Beginn ihrer künstlerischen Laufbahn widmet sie
sich auch der Fotografie und inszeniert am Theater. Auf den
wichtigsten internationalen Festivals, in Retrospektiven und
Ausstellungen wurde ihr Werk gewürdigt, u.a. in der Pariser
Cinémathèque française und im Centre Pompidou, im New Yorker Museum of
Modern Art sowie auf zahlreichen Internationalen Filmfestivals. Für
ihre Filmarbeiten erhielt sie u.a. 1989 den Bundesfilmpreis und 2016
den Preis der Deutschen Filmkritik. Im Jahr 2011 erhielt sie den
Hannah-Höch-Preis des Landes Berlin für ihr künstlerisches Lebenswerk.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin
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Internet: www.lichtblick-kino.org
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TOUR/7224: Lippstadt - Stadtführung "Brauer, Mönch' und Pilgersleut'" am 14.6.2018


Brauer, Mönch' und Pilgersleut' - Öffentliche Führung am 14.
Juni



Lippstadt. Wer eine kleine Zeitreise durch die Gassen und Pfade der
historischen Lippstädter Altstadt unternehmen und dabei amüsante
Anekdoten und unterhaltsame sowie interessante Geschichten und
historisch Verbrieftes von Brauern, Mönchen und Pilgersleuten hören
möchte, der ist bei dieser Themenstadtführung am Donnerstag, 14. Juni,
genau richtig.

Treffpunkt ist um 16 Uhr am Stadtmuseum. Die Tour mit Stadtführerin
Wiltrud Lauer dauert ca. 90 Minuten. Die Kosten betragen 6 Euro für
Erwachsene, für Schüler und Studenten 3 Euro. Da die Teilnehmerzahl
begrenzt ist, wird um Anmeldung in der Stadtinformation oder
telefonisch unter 02941-58515 gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Lippstadt
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TOUR/7223: Bielefeld - Stadtrundgang "Jüdisches Leben in Bielefeld" am 10.6.2018


Jüdisches Leben in Bielefeld



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 10. Juni, bietet das Historische Museum
einen Stadtrundgang auf den Spuren jüdischer Geschichte an. Seit dem
14. Jahrhundert leben Menschen jüdischen Glaubens in Bielefeld. Der
Rundgang führt zu Orten, die mit dem wechselvollen Schicksal der Juden
verbunden sind. Sie berichten von ihrem Leben in unserer Stadt von der
Frühen Neuzeit bis zur Verfolgung in der Zeit des Nationalsozialismus.
Treffpunkt für die Veranstaltung um 11 Uhr ist die Museumskasse, die
Teilnahme kostet fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de
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TOUR/7222: Bielefeld - Führung auf dem Friedhof in Sieker am 10. Juni 2018


Führung auf dem Friedhof in Sieker



Bielefeld (bi). Zu einem Rundgang über den Friedhof Sieker am Sonntag,
10. Juni, laden Katrin Janinhoff und Martina Hollmann,
Mitarbeiterinnen der Friedhofsverwaltung des Umweltbetriebes, ein.
"Spaziergang zu historischen und zeitgemäßen Ruhestätten" heißt es
während der eineinhalbstündigen Führung. Vorgestellt werden
verschiedene Grabarten, die vom klassischen Wahlgrab für
Erdbestattungen bis hin zu modernen Urnenstelen reichen. Auch die
Entstehungsgeschichte des Friedhofs und historische Urnenfunde sind
Themen des Rundgangs. Treffpunkt für die Veranstaltung um 11 Uhr ist
die Friedhofskapelle, Otto-Brenner-Straße 149a.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997
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